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Vorwort 
Mehr denn sechs Jahre sind verflossen, seit der 

Völkerbund ins Leben trat. I{aum ein Gebiet der inter­
nationalen Beziehungen gibl es, auf das seine Tätigkeit 
sich nicht bereils erstreckt hätte. Umfangreiche Bände 
berichten über seine Arbeit und 1maufbaltsam wächst 
das ihm gewidmete Schrifttum. Das Urteil über ihn 
aber ist heute kaum einheitlicher, als zur Zeit seiner 
Begründung. Vielleicht stehen Freunde und Gegner 
sich in der Form weniger schroff gegenüber, als einst. 
In der Sache isl eine wesentliche Aenderw1g nicht ein­
gelreten. Immer noch sehen in ibm die einen den 
J'räger des großen Friedensgedankens und glauben, daß 
er sich nur von einigen Schlacken und Unvollkommen­
heiten zu befreien brauche, L;in · als Verwirklichung 

. ' 
eines erhabenen Ideals da~q~L-j:llilen,.i Immer noch be-
trach Len ihn die andere~ '/;{fs · blößes Werkzeug der 
Hauptmächte des W eltkr_ieges, ja; als Verewigung der 
Entente .. Gerade aus dieser Auffassung heraus lehnen 
ihn die bewußt nationalen Elemenle innerhalb der 
unterlegenen Völker ab und selhsl in den einst 
neutralen Ländern, noch mehr in den außereuropä­
ischen Staaten beruht auf ihr -ein nicht fortzuleugnen­
des Mißtrauen gegen den Völkerbund. 

Zwischen Bewunderern und Feinden aber stehen 
die geistigen Väter des Völkerbundes und ihre poli­
tischen Erben. Sie erblicken ü1 ihm ein Lrolz mancher 
Mängel wertvolles Mitlel zm Sicherung des durch den ,,r eltkrieg Erreichten und darüber hinaus ein Mil tel 
zur Beeinflussung der in lernationalen Politik, sei es 
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durch die ständige Fühlungnahme mit den maßgeben­
den Persönlichkeiten, sei es auf dem Umwege über die 
öffentliche Meinung. Deshalb halten sie ungeachtet 
innerer Reibungen und äußerer Mißerfolge am Völker­
bunde fest und deshalb suchen sie die ihm noch fern­
stehenden Staaten zum Beitritt oder doch zu teilweiser 
Mitarbeit zu bewegen: 

Am unvermilleltsten wohl stehen sieb die Mei­
nungen in Deutschl;rnd gegenüber. Eine Einigung 
zwischen Freunden und Gegnern des Völkerbundes ist 
unter politischen Gesichtspunkten nicht zu erzielen. 
Vor allem ist sie nicht möglich in der Frage, ob der 
bevorstehende, augenscheinlich unabwendbar gewor­
dene Eintritt Deutschlands zu begrüßen oder zu be­
klagen und ob die im Beitritt Deutschland enthaltene 
stillschweigende Anerkennung der Ergebnisse des 
Weltkrieges mit seiner Hoffnung auf eine Wieder­
er.stehung vereinbar ist. 

An dieser Sachlage läßt sich auf absehbare Zeit 
nichts ändern. Dagegen muß eine Einigw1g darüber 
zu erreichen seiu, daß der Völkerbund, gleichviel, wie 
man sonst über ihn denkt, einen politischen Faktor 
und ein politisches vVerkzeug \'On größter Bedeutung 
darstellt, daß es notwendig i l, ihn in die Rechnung 
einzustellen w1d daß es Pflicht eines jeden Staates, der 
ihm wohl oder übel angehört, ist, von den Möglich­
keiten, die er bietet, zum eigenen Besten Gebrauch zu 
machen, mit anderen Worten, so zu verfahren, wie es 
die Begründer des \'ölkerbundes von vornherein getan 
haben und noch heule tun. 

Die Voraussetzung dafür isl eine gründliche, bis in 
alle Einzelheiten gebende Kenntnis vorn Wesen des 
Völkerbundes, von seinen Aufgaben und Zielen, von 
dem Aufbau w1d den Machtvollkommenheiten einer 
Organe, von seiner bisherigen Geschichte, von seinen 
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Taten und Unterlassungen, eine Kenntnis, <lle nicht 
durch Yorgefaßte Meinungen, durch Liebe oder Haß, 
nicht durch politische Bestrebungen getrübt sein darf. 

Diese Kenntnis kann sich nur auf nüchternstem, 
von trengem Willen zur Objektivität getragenem 
Studium der Satzung des Völkerbundes und seiner 
IJraxis aufbauen. Eine politische oder gar sittliche 
·wertung, sei es der Satzung, sei es der Praxis, darf 
dabei nicht in Frage kommen. Ebensowenig dürfen 
politische Ziele dieser oder jener Art berücksich ligt 
werden. Gegnerschaft dem Völkerbunde gegenüber 
darf nicht dazu verführen, die Gefahren, die aus dem 
Beitritt erwachsen können, schwärzer zu malen, als es 
den Tatsachen entspricht. Ebenso unstatthaft wäre es, 
Vorteile zu zeigen, die nur oberflächlicher Optimismus 
zu erhoffen wagt. Das gilt auch dann, wenn es auf den 
ersten Blick scheinen kann, als vermöchte eine in 
dieser Richtung unternommene Auslegung der Satzung 
die Stellung des Vaterlandes im Bunde zu stärken. Zu • 
herbsten Enttäuschungen müßte es führen, wenn etwa 
der Versuch gemacht werden sollte nachzuweisen, daß 
Deutschland unter Berufung auf Art. 11 seinen nicht 
durch Verträge geschützten Minderheiten zu helfen 
vermag, daß Art. 19 eine Handhabe zur Revision des 
Versailler Friedensvertrages bietet oder Art. 22 ihm die 
Wiedererlangung von Kolonialbesitz gewährleistet. 
Denn weil eine solche objektiv falsche Auslegung 
niemanden bände, würde eine auf sie gestützte Politili 
nur Mißerfolge zeitigen. Wenn irgendwo, so gilt es 
hier, daß die Gebote wissenschaftlicher Ehrlichkeit sich 
mit den Forderungen der praktischen Politik decken. 

Man ,,;ende auch nicht ein, daß eine rein wissen­
schaftliche Betrachtung der Satzung des Völkerbundes 
nich l möglich sei, weil sich in ihr Rechtliches mit 
Politischem unlöslich verbinden. Gewiß besteht eine 
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solche Verbindung. In einer ganzen Reihe von Fällen 
ist unverkennbar, daß die Satzung selbst sie will und 
daß die in ihr enthaltenen Rechtsregeln nur unter der 
Voraussetzung angewandt werden sollen, daß das der 
politischen Lage entspricht. Darüber hinaus liegt es 
im Wesen der Sache, daß diese Voraussetzung auch 
dort Geltung hat, wo die Satzung scheinbar nichts von 
ihr weiß und wo ihre Worte den Eindruck wecken, als 
beabsichtige sie, Regeln YOn bedingungsloser Kraft 
aufzustellen. Prüft man die Praxis nach, so erweist 
sich, daß diese vermeintlich absoluten Regeln keines­
wegs immer und keineswegs gleichmäßig angewandt 
werden, daß sie vielmehr ebenso relativen Charakter 
haben, wie jene. Auch sie stehen unter der politischen 
Voraussetzung. 

Doch diese bloß relative Geltung der Satzung des 
Völkerbundes ist nichts ihr eigentümliches. Sie findet 
sich überall auf öffentlich-rechtlichem, vor allem auf 
völkerrechtlichem Gebiet. Ueberall gilt, wenn auch 
in verschiedener Stärke, die politische Voraussetzung 
und sie ist es, die die vielberufene Verbindung von 
Rechtlichem mit Politischem schafft. Sie macht aber 
eine objektiv juristische Behandlung der Satzung so 
wenig unmöglich, wie sie die Entstehung einer Wissen­
schaft des öffentlichen und insbesondere des Völker­
rechts gehindert hat. Es beißt nur, bei der Feststellung 
und Klärung der in der Satzung enthaltenen Normen 
stets im Auge behalten, daß sie unter der Herrschaft 
der politischen Voraussetzung stehen und daß ihnen 
deshalb die absolute Geltung, wie sie et\Ya die Normen 
des bürgerlichen Rechts haben, fehlt. Andererseits 
sind sie darum keineswegs wertlos. Nicht nur, daß 
sie Anwendung finden werden, wenn das keine tief­
greifenden Interessenkonflikte hervorruft. Darüber 
hinaus wird sich zu ihren Gunsten im Laufe der Zeit 
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jene Kraft gellend machen, die auch dem nicht er­
zwingbaren Recht erfahrungsgemäß innewohnt. 

Die ganze Darstellung und Erläuterung der Satzung 
teht deshalb unter dem Vorbehalt der politischen 

Voraussetzung. So enLiällt jede Veranlassung zu poli­
tischen Erörterungen, die unvermeidlich ein subjek­
tives Moment enthalten müßten und es darf der Hoff­
nung Raum gegeben werden, daß nicht andererseits die 
Gefahr einer wirklichkeitsfremden, an Artikeln und 
Paragraphen haftenden Begriffsjurisprudenz erwächst, 
daß vielmehr auf diese Weise eine feste Grundlage für 
die Erkenntnis und Beurteilung des Völkerbundes ge­
schaffen wird. 

Das i t die Aufgabe, die dieser Kommentar sich 
Lellt. Ihr soll insbesondere auch die Darstellung der 

Praxis des Völkerbundes dienen, die so eingehend be­
handelt ist, als der Rahmen des Buches irgend gestat­
tete. Unberücksichtigt ist nur die Tätigkeit des Inter­
nationalen Arbeitsamts geblieben. Abgesehen davon, 
daß die Satzung in Art. 23a bloß einen kurzen Hinweis 
auf diese enthält und ihre Regelung in einem besondern 
Teil der Friedensverträge erfolgt, fehlt es auch an 
einem notwendigen innern Zusammenhang zwischen 
der Arbeit des Völkerbundes und der des Arbeitsamts. 
Dagegen ist die Praxis des Ständigen Internationalen 
Gerichtshofs in den Kreis der Betrachtung einbezogen, 
obgleich der Gerichtshof ebenso wie das Arbeitsamt zu 
den sog. autonomen Institutionen des Völkerbundes ge­
hört. Steht doch der Gerichtshof im Dienst derjenigen 
Aufgabe des Völkerbundes, die neben der Aufrecht­
erhaltung der Pariser Friedensverträge als die wich­
tigste der ihm gesetzlen Aufgaben erscheint, der der 
Friedensbewahrung. Deshalb gebührt seiner Pra.·üs 
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dieselbe Auime1 ksamkeit, wie der des Rates, die dem 
gleichen Ziel gewidmet ist. \ iViederum ist eine Ueber­
schreitung des durch die Satzung gezogenen Ral1mens 
insofern gegeben, als die Praxis des Rates auf dem 
Gebiet des Minderheitenschutzes zur Darstellung ge­
langt, trotzdem dieser Schulz nicht auf der Satzung, 
sondern auf Sonderverträgen beruh!. Da rechtfertigt 
sich nicht nur durch die Wichtigkeit des Gegenstandes, 
sondern auch formell durch die Erwägung, daß es sich 
hier um ein Arbeitsgebiet des Rates handelt. 

Da dieser Kommentar nicht nur für den lleruis­
politiker und den Juristen bestimmt ist, sondern allen 
denen dienen möchte, die auf außenpolitischem Gebiet 
nach einem selbständigen, sachlich begründeten Urteil 
streben, insbesondere auch der akademischen Jugend, 
aus der die Führer des kommenden Geschlech Ls er­
stehen müssen, schien es angebracht, in einem Anhang 
eine Reihe von Urkunden zum Abdruck zu bringen, 
deren Kenntnis zum Yollen Verständnis der Satzung 
wie der Praxis des Völkerbundes notwendig ist. Aus 
Zweckmäfügkeitsgründen wurden auch der englische 
und der französische Text der Satzw1g in den Anhang 
~erwiesen, obgleich sie, wie allgemein bekannt, nach 
den Schlußbestimmungen der Friedensverträge, deren 
Bestandteil die Satzung des Völkerbundes bildet, allein 
und in gleicher ViTeise maßgebend sind, während es 
einen deutschen 'Wortlaut von authentischer Bedeutung 
nicht gibt. · 

Der hier wiedergegebene deutsche \Yortlaut der 
Satzung beruht auf der Uebersetzung, die in Heft 8/9 
der „Völkerbund-Fragen" von 1925 abgedruckt ist und 
sich ihrerseits auf die Uebersetzung im Kommentar von 
',chücking und Webberg stützt (vgl. auch die Yon 
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Fehlern nicht freie amtliche Uebersetzung im RGBl. 
1920 717 f.). Er weicht nur dort von der Vorlage ab, wo 
es zur Erreichung ci ner genaueren Wiedergal)e des 
Sinnes oder aus stilistischen Rücksichten geboten 
erschien. 

Die Geschäftsordnungen der Bundesversammlung 
und des Rats sowie die Satzung des Ständigen Inter­
nationalen Gerichtshofs (Anhang Nr . .J, 5, 6) sind von 
Herrn Referendar Sigfrid Ludwig in Breslau aus den 
Ursprachen übersetzt. Ich sage ihm auch an dieser 
Stelle meinen aufrich Ligen Dank. 

Die Uebersetzung des Genfer Protokolls (Anhang 
Nr. 9) ist mit gütiger Erlaubnis des Herrn Privat­
dozenten Dr. Strupp in Frankfurt a. M. einem „Haager 
und Genfer Kriegsverhütungsrecht'' Mannheim 1925, 
die des estländischen Gesetze:-; über die ku 11 urel le Selbst­
Yerw::i.11.ung d r völkischen Minderheiten (Anhang Nr. 8) 
mit stilistischen Abänderungen der deutschen ,,Dor­
pater ZeiLung" entnommen. Diese ist nach dem est­
nischen Original :rngcf"ertigl, während hier nur die 
englische und französische Ueberselzung im Journal 
officiel zur Verfügung stand. 

Zum Schluß möchte ich nicht unterlassen, dem 
Direktor der Reichstags-Bibliothek, Herrn Dr. Rowe 
und seinen Mitarbeitern, insbesondere 1:. rl. Hanke 
meinen aufrichtigen Dank für die wertvolle Förderung 
auszusprechen, die sie mir in besonders liebenswürdiger 
und entgegenkommender ·weise erzeigt haben. 

Berlin, im Juli 1926. 
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Quellen. 
1. Veröffentlichungen des VB. 

a) J o u· r n a 1 0 ff i c i e 1 - 0 ff i c i a I J o u r n a l , 
erscheint allmonatlich, enthält die Protokolle der Sitzungen 
des VBR mit den zugehörigen Berichten, sowie sonstige 
Materialien aus der Arbeit des VB, insbesondere Berichte 
der ständigen Ausschüsse des VB, in gewissen AbsHi.nderr 
eine Uebersicht über die Unterzeichnung und Ratifizierung 
internationaler Abkommen und alljährlich im Januarheft 
das Budget des VB und eine Liste des Personals des Sekre­
tariats. Das .Tournai officiel erschien anfänglich in einer 
zweisprachigen Ausgabe, seit 1922 erscheint es getrennt 
englisch und französisch, wobei die Seitenzahlen sich mit 
geringen Abweichungen decken . Am 1. 7. 26 lag als letztes 
da Maiheft 26 vor. Hier zitiert als JO nacb der französi­
schen Ausgabe. 

b) ~ach Bedarf erscheinen Ergänzungshefte 
(supplemcnts . peciaux - speciaJ supplements) zu ri1 JO, 
die Materialien zu Sonderfragen (Streit um die Alandinseln, 
litauisch-polnischer Streitfall u. a. 111.) bringen, vor allem 
aber die stenographischen Berichte und die Ausschnß­
protokolle der VBV enthalten. Auch sie erschienen anfäng­
lich in zweisprachiger Ausgabe, seit 1922 erscheinen sie 
getrennt englisch und französisch. Am 1. 7. 26 waren die 
Materialien der \'L VBV vollständig erschienen, die der 
VII. standen noch aus. Das letzte z. Zt. vorUegende Er­
gänzungsheft trägt die Nr. 39. Hier zitiert, soweit es sich 
um Materialien zu Sonderfragen handelt, als JO Suppt. Spec. 
mit Angabe der Nummer, soweit es sich um die VBV handelt, 
nach folgendem Schema: I. VBV Pl. 8 lj bedeutet r. Völker­
bundsversammlung, Stenographischer Bericht der Plenar­
sitzungen, Seite 86; I. YBV I. A. 12 bedeutet I. Völkerbunds­
,·ersammlung, Protokoll des 1. Ausschusses, Seite 12. 

c) S a m m 1 u n g de r b e i m S e k r et a r i a t e i n -
g e L ragen e n inter 11 a t i o n a 1 e 11 Verträge (Recueil 
des Traites et des engagements internationanx enregistres 
par le Secretariat de la S. d. N. - Treaty Series, Publication 
of treaties and international engagements registered with 
the Secretariat of the L. o. N.), erscheint nach Bedarf, bringt 
die Verträge in den Originalsprachen, gegebenenfalls 111it 
englischer n □ d französischer Uebersetzung. Am 1. 7. 26 lagen 









Einleitung. 

1. Die Entstehung des Völkerbundes. 
§ 1. Die Vorgeschichte. 

Nach der Zerstörung der Weltreiche des Altertums, 
nach dem Scheitern des in Kaiser und Papst ver­
körperten mittelalterlichen Universalismus bedeutete 
die am 26. 9. 1815 zu Paris geschlossene Heilige Allianz 
den ersten Versuch einer Zusammenfassung der zivili­
sierten Staaten. Denn wenngleich ihr zunächst nur die 
Herrscher Oesterreichs, Preußens und Rußlands an­
gehörten und sie auch in der Folge die gewollte erd­
umfassende Bedeutung nicht erlangte, war sie doch als 
ein Bund gedacht, dem alle Monarchen beitreten sollten, 
die gesonnen waren, ihre Politik „auf die erhabenen 
Vv ahrheiten zu gründen, welche uns die Religion des 
göttlichen Heilandes lehrt". Das so gesetzte Ziel wurde 
freilich nicht erreicht. Aber der Versuch, die durch 
eine bestimmte Mächtekonstellation geschaffene poli­
tische Lage mit dem Schimmer des Rechts zu um­
kleiden und zu verewigen, bleibt denkwürdig und lehr­
reich1). 

Die Heilige Allianz, die auf Europas, namentlich 
aber auf Deutschlands Geschicke maßgebenden Einfluß 
ausübte, brach mit dem Krimkriege endgültig zu­
sammen, und mehr als ein Menschenalter verging, bis 
auf den Haager Konferenzen (1899 und 1907) ein neuer 
Versuch -gemacht wurde, die Staatenwelt auf rechtlicher 
Grundlage zu organisieren. Denn wenn inzwischen 
zahlreiche Vcrwaltungsgemeinschaften 2

), wie der Welt-

1) Die Gründungsurlrnnde ist im Anhang No. 1 wieder­
gegeben. Es ist nicht ohne Reiz, ihre religiös-romantische 
Denkweise und Sprache mit Denkweise und Sprache der 
ganz rationalislischen VBS zu vergleichen. 

2) Vgl. v. Liszt-Fleischmann 219 f., Hatschek 264 f. 

Freytagh-Loringhoven, Völkerbund 1 



-2-

telegrapbenverein, der Weltposlverein u. a. begründet 
worden waren, so war ihnen doch nur ein begrenztes, 
wirtschaftliches und technisches oder humanitäres Ziel 
gesetzt. Im Haag dagegen war größeres geplant. 

Die Anregung zu den Konferenzen ging von Kaiser 
Nikolai II. aus, der unter dem Einfluß seines auf Ein­
schränlmng der militärischen Ausgaben bedachten 
Finanzministers Witte Vereinbarungen über eine all­
gemeine Abrüstung zuwege bringen wollte3). Das frei­
lich mißlang. Aber neben anderen Vereinbarungen, 
die der Fortbildung des Völkerrechts dienlen, wurde 
ein „Abkommen zur friedlichen Erledigung internatio­
naler Streitigkeiten"4) geschlossen, ein ständiger 
Schiedshof errichtet und das Verfahren geregelt. Eine 
obligatorische Verpflichtung allerdings zur Anrufung 
des Schiedshofs wurde nicht anerkannt. Doch mag es 
gerade die lose Organisation des Haager Schiedshofes 
zusammen mit dem Fehlen jeden Zwanges gewesen 
sein, die dazu führte, daß er in immer steigendem l\1aße 
angerufen wurde, und daß daneben ein immer dichteres 
Netz von Schiedsverlrägen die Welt umspann5). Ohne 
jede Gewaltsamkeit und ohne Ueberstürzung bereitete 
sich so eine Entwicklung vor, die auch diejenigen gut­
heißen konnten, die nicht vergaßen, daß das Wesen des 
Staates Macht ist und daß jede erfolgreiche Politik auf 
Machtentfaltung beruht. 

Diese Entwicklung wurde durch den Welllu-ieg 
unterbrochen. Aber in einem Verlauf begann ein Ge-• 
danke Geslalt zu gewinnen, der bisher nur im Reiche 
der Utopie gelebt hatte, der Gedanke des ewigen 
Friedens, der durch einen Bund aller Völker gesichert 
wäre. Dieser Gedanke, den zuerst Immanuel Kant in 

8) Actes de Ja Confercnce internat. de Ja Paix, Nouv. ed. 
1907; Deuxieme Conference internat. de la Paix, Actes et 
documents, 1909; Meurer, Die Haager Friedenskonferenz; 
NippoJd, Die zweite Haager Friedenskonferenz. 

-1) Wehberg, Kommentar; Strupp, Schiedsgerichtsbarkeit 
bei Strupp II 451f. 

5) Strupp a. a. O.; Veidl, bei Strupp I 484 f.; Strupp, Die 
wichtigsten Arten der völkerrechtl. Schiet.lsvcrlräge, Vcröff. 
d. Kieler Instil. f. Internat. R. 1917 IV. 
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feste Form goß 0), dem früher nur die einflußlosen und 
verhältnismäßig engen Kreise der Pazifisten aller 
Länder angehangen hatten, gewann nun, unter dem 
Eindruck der Schrecken des Krieges, unzä11lige An­
hänger. Vor allem war es der Präsident vV ilson, der 
ihm im letzten seiner 14 Punkte vom 8. 1. 18 7) die 
Fassung gab und der von da ab a1s der in der ganzen 
\i\Telt anerkannte Prophet des Völkerbundes galt. 

§ 2. Die Entstehung der Satzung. 
Als der WelUuieg durch den Zusammenbruch der 

Mittelmächte endete, stand es für die öffentliche Mei­
nung aller Länder fest, daß aus dem Friedenssch]ufl 
der Völkerbund hervorgehen müsse. Dafür hatten 
neben den Staatsmännern der Entente zahlreiche 
privale Vereinigungen gewirkt, in England außer den 
Fabiern die „League of Nations Society", in Amerika 
uie „League to enforce peace", in Holland der „Anti­
Orloog-Raad", in Deutschland seit 1918 die „Deutsche 
Gesellschaft für Völkerrecht". Im Auftrage der Re­
gierungen sowohl kriegführender, als neutraler Länder 
waren Satzungsentwürfe für den kommenden Völker­
bund ausgearbeitet8). 

Von entscheidender Bedeutung für die weitere Ent­
wicklung0) war der Entwurf einer britischen Regie -• 
rungskommission unter dem Vorsitz Sir Walter Phil­
limores. Er wurde im März 1918 dem Präsidenten 
Wilson überreicht und diente einem Entwurf des 
Obersten House, des Vertrauensmannes des Präsi-

6) Kant, Vom ewigen Frieden 1795. Vgl. auch v. Grauert, 
Zur Gesch. des Weltfriedens, des VölkerR.'s u. d. Idee einer 
Liga der Nationen in Bist. Jhrb. 1918/19, 11-±f., 557 f. 

7) S. Anhang No. 2. 
8) Lange bei Mnnch I 1 f., Fauchille I 1 168 f. Für die VB-Be­

wegung in DeutschlandWehbergbei Munch [ 440f.-Schücking­
Wehberg 6f. zählen nicht weniger als 51 Entwürfe auf. 7 gehen 
von Entente- Regierungen aus, 3 von neutralen, 1 von der 
deutschen. Die übrigen 40 gehen von privaten Vereinigungen 
und Privatpersonen aus. 

9
) Scelle bei Munch I 62 f., Kluyver, Documents on the 

League of Nations 1 f., Fauchille I 1 182 f. Den Wortlaut der 
verschiedenen Entwürfe s. bei Wilson III 61 f. 

1• 
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denten, als Grundlage. Auf die em wiederum baute 
sich der eigene erste Entwurf Wilsons auf der in 
s~inem Inhl'!-1~ vergleichsweise dürftig, vor ;llem' auf 
die gegense1 t1ge Garantie der territorialen Integrität 
und politischen Unabhängigkeit der Bundesmitglieder 
abzielte und eine Herabsetzung der Rüstungen vorsah. 
Eine internationale Gerichtsbarkeit war nicht ins Auge 
gefaßt. 

Nach seinem Eintreffen in Europa im Dezember 
1918 unterzog Wilson seinen Entwurf zweimal einer 
Neubearbeitung, so daß ein zweiter und dritter Entwurf 
entstand. Hierbei benutzte er die in den Entwürfen 
ander r Personen, vor allem des Burengenerals Smuts, 
enthaltenen Gedanken. Sein dritter Entwurf wurde 
zusammen mit einem neuen Entwurf der britischen 
Regierung einem weiteren Entwurf zugrunde gelegt, 
den der amerikanische Jurist D. H. Miller und der 
britische Kronjurist Sir Cecil Hur t ausarbeiteten. 
Von diesem Miller-Hurstschen Entwurf gingen dann 
die Beratungen der Friedenskonferenz aus. 

Es lagen nun zwei Möglichkeiten vor: man konnte 
Friedensschluß und Völkerbund als zwei von einander 
unabhängige Dinge betrachten oder man konnte sie 
miteinander verkoppeln. Die französische Regierung 
wünschte jenes, Wilson bestand auf diesem und setzte 
einen Willen durch. Er glaubte, auf solche VVeise das 

Inslebentreten des Völkerbundes zu sichern, das, wenn 
der Friede unabhängig davon geschlossen würde, sich 
zum mindesten verzögern konnte. Er glaubte auch, die 
Friedensverträge mit dem Geist des Völkerbundes 
durchdringen zu können. Das erste seiner Ziele hat er 
erreicht. Was das zweite betrifft, so liegt die Frage 
nahe, ob nicht umgekehrt die Friedensverträge dem 
Völkerbund ihren Stempel aufgeprägt haben. 

Auf der zweiten Plenarsitzung der Friedens­
konferenz am 25. 1. 19 wurde eine Entschließung 
gefaßt, die die Begründung eines Völkerbundes für 
notwendig erklärte. Der Zutritt zu ihm solle al!en 
zivilisierten Völkern offen stehen und er solle erne 
dauernde Organi ation erhalten. Ein Ausschuß der 
Konferenz wurde beauftragt, seine Satzung auszu­
arbeiten. 
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Um die Zusammeusetzung des Aus -chusses gab es 
einigen Streit. Im Ergebnis entsandten die fünf Haupt­
mächte je zwei Vertreter und fünf fitlelstaaten, näm-
1 ich Belgien, Brasilien, China, Portugal und Serbien 
,ie einen. In der Folge wurde noch je ein Vertreter 
Griechenlands, Polens, Rumäniens und der Tschecho -
slowakei hinzugezogen. Zu nennen sind unter diesen 
Yertretern Vililson, der den Vorsitz übernahm, Oberst 
House, Lord Robert Cecil, General Smuts, Bourgeois, 
Scialoja, Baron Makino, Venizelos, Dmowski, Krarnarz. 
Der Ausschuß tagte zunächst vom 3. bis 13. 2. im Hotel 
Crillon in Paris und 1 gte am 14. 2. der Plenarsitzung 
der Friedenskonferenz einen einstimmig angenom­
menen Entwurf vor, wobei Wilson den Bericht er­
stallete. In der anschließenden Deballc drang Frank­
reich auf die Schaffung einer internationalen Polizei­
macht, Japan auf die ausdrückliche Anerkennung der 
Gleichheit aller Rassen. 

Am 20. und 21. 3. fand unter dem Vorsitz Lord 
Robert Cecils eine Besprechung des Entwurfs stall, zu 
der die Vertreter der 13 neutralen Staaten, die später 
zum Beitritt aufgefordert wurden, geladen waren10). 

Ihre Einwände und Vorschläge wurden nur in un­
wesentlichen Punkten beachtet. Dagegen ergab sich 
die Notwendigkeit zu Abänderungen, als Wil on von 
einer inzwischen unternommenen Reise nach Amerika 
zurückkehrte und der Ausschuß nunmehr in die zweile 
Lesung des Entwurfs eintrat. Unter dem Einfluß der 
dem Völkerbunde wenig günstigen Stimmung in 
Amerika11) mußte insbesondere ein Vorbehalt zu­
gunsten der Monroedoktrin gemacht werden. Dagegen 
drangen Frankreich und Japan mit ihren abermals 
vorgebrachten Wünschen wieder nicht durch. Trotz tief­
gehender Meinungsverschiedenheilen gelang es, die 
zweite Lesung, die vom 22. 3. bis zum 11. 4. ge­
dauert hatte, mit einer einstimmigen Annahme des 
Entwurfs zu schließen. Doch muß hervorgehoben 
werden, daß die Ausschußsitzungen hinter ver-

10) l\Iuoch bei Muoch I 161 f. Hier finden sich auch An­
gaben über die Berücksichtigung der Wünsche der culralen. 

11
) Vgl. Sehou bei Munch I 297 f. 
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schlossenen Türen slallfanden und daß nur knappe 
amlliche Kommuniques über sie veröffenllicht wurden, 
während die Protokolle bis heute geheim gehallen 
werden. 

Der Entwurf zweiter Lesung wurde von dem 
Plenum der Friedenskonferenz am 28. 4. genehmigt, 
nicht ohne daß die Vertreler einer Anzahl von Staaten 
ihrem Bedauern über die Ablehnug der von ihnen ein­
gebrachten Vorschläge lebhaften Ausdruck gegehen 
hällen12). Zugleich wurde ein Organisationsausschuß 
niedergesetzt, der die tatsächliche Errichtung des Vß 
vorbereiten sollte. 

Die Satzung ist dann in der Fassung vom 28. --!. 
mil nur unwesenllichen Aenderungen Bestandleil der 
Pariser Friedensverträge geworden. Als Datum de1 
VBS isl der 28. 6. 19 anzusehen, da an diesem Tage 
der Versailler Friedensvertrag und damit auch die 
Satzung zum ersten Male von den Gründern des VB 
unterzeichnel wurde. 

§ 3. Die Errichtung des Völkerbundes. 
Nach der Schlußbestimrnung des Versailler Ver­

trages sollle dieser selbst w1d somit auch die Satzung 
des VB mit der Ratifikation des Verll'ages durch 
Deutschland und drei Hauptmächte in Kraft treten. 
Die Ratifikation ist am 10. 1. 20 erfolgl und dieses 
Datum gilt amtlich als der Tag, an dem der VB 
begonnen hat zu beslehen. Einige formale nstimmig­
kciten waren dabei praktisch unvermeidlich: der von 
der Friedenskonferenz am 28. 4. 19 zum GS ernannte 
Sir Eric Drummond nebst einem Beamlenstabe übte 
tatsächlich sein Aml schon vor diesem Tage aus und 
das Budget lief vom 5. 5. 19 ab. Doch trat der Ral 
zum ersten Male am 16. 1. 20 in Paris zusammen, die 
Versammlung am 15. 11. 20 in Genf. 

Nach der Satzung sollten dem VB als ursprüngliche 
:Mitglieder die in der Anlage verzeichneten Mächte an­
gehören, und zwar erstens die Signatarmächte der 
Friedensverträge außer Deutschland und seinen Ver-

12) Scelle bei Munch I 133 spricht von einer unanimitc 
de parade, die hier erzielt worden sei. 
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bündelen, zweitens 13 neutrale Staaten. Für jene war 
naturgemäß die Ratifikation eines der Verträge gleich -
bedeutend mit dem Beitritt, während diese binnen einer 
Frist von zwei Monaten eine Beitrittserklärung abzu­
geben hatten. Demgemäß wurden sie von dem Vor-• 
silzenden der Friedenskonferenz, Clemenceau, am 
l 0. 1. 20 davon benachrichtigt, daß die Frist zu 
laufen begonnen habe. 

Außer den Vereinigten Staaten hallen die alliierten 
und assoziierten Hauptmächte rechtzeitig ratifiziert1 3 ), 

und zwar England bereits am 31. 7. 19, worauf die 
Dominions im Laufe des September folgten und die 
Ratifikationsurkuncle für Großbritannien, die Domi­
nions und Indien am 10. 10. 19 in Paris niedergelegt 
wurde, Frankreich am 12. 10. 19, Japan am 30. 10. 19. 
Seilens Italiens erfolgte, da die Kammer aufgelöst war, 
die Ratifikation durch königliches Dekret vom 6. 10. 19. 
Rechtzeitig ratifiziert hatten auch Belgien und Brasi­
lien, die neben Griechenland und Spanien die vier 
nichtständigen Sitze im VBR zunächst besetzen . ollten. 
Griechenland hingegen befand sich mit der Ratifikation 
im Rückstande. Erst am 24. 2. 20 verabschiedete die 
Kammer den Gesetzentwurf über die Ratifikation. 
Nichtsdestoweniger nahm der Vertreter · Griechenlands 
bereits an der Januartagung des Rats teil. Im Schrift­
tum wird das als Beitritt durch konkludente Handlung 
betrachtet, eine Auffassung, deren Richtigkeit slreilig 
scheinen kann. Doch ist die Frage durch die nach­
folgende Ratifikation erledigt. Spanien, das als 
neutrales Land eine besondere Beitrittserklärung ab­
geben mußte, tat das unter dem 10. 1. 20 auf Grund 
eines Ermächtigungsgesetzes, das vom Senat am 5. und 
von dem Kongreß am 7. 8. angenommen und vom 
König am 14. 8. 19 unterzeichnet war. 

Bei dieser Sachlage konnle der VBR in Tätigkeil 
treten. Der den Vereinigten Staaten vorbehaltene Rats­
sitz blieb freilich unbesetzt und sollte es auch fernerhin 
bleiben14). 

13) Kluyvcr, Documents 190 f., Schücking-Wehberg 193f., 
v. Bülow 11 f'. 

14) Vgl. unten Art. 1 Z. 1. 
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Auch Ecuador und Hedjas ratifizieren nich l1 5) und 
werden infolge dessen nicht Mitglieder des VB. Da­
gegen tun es sämtliche anderen Signa tarmäch tc16), so 
daß diese Gruppe der ursprünglichen Mitglieder sich 
auf 29 beläufL. 

Die 13 Staaten der zweilen Gruppe sind dem VB 
sämtlich beigetreten. Eine Besonderheit formaler Art 
ergibt sich bei Venezuela, und dem EintriU der Schweiz 
gehen umfangr iche Verhandlungen über ihre Neu­
tralität voraus, die zu wichtigen Zugeständnissen 
seitens des VB führcn11). 

Die erste VBV (15. 11. bis 18. 12. 20) konnte so­
nach bei einem Bestande von 42 Mitgliedern eröffnet 
werden. Sie brachte einen Zuwachs von 6 ·weiteren 
Mitgliedern. Albanien, Bulgarien, Costa Rica, Finn­
land, Luxemburg und Oe terreich wurden in den V D 
aufgenommen18). Die II. VBV (5. 9. bis 5. 10. 21) 
nahm die drei vormals russischen Randstaaten 
Estland, Letlland und Litauen auf 19), die III. (4. bi · 
30. 9. 22) Ungarn 20), die IV. (3. bi 29. 9. 23) 
Abessinien und Irland 21), die V. (1. 9. bis 2. 10. 
24) St. Domingo 22). Der VB zählt somit 55 fü­
glieder. Ihm gehören nicht an von den allen Groß­
mächten Deutschland, Rußland samt den in ihm zu­
sammengeschlossenen Sowjetrepubliken und die Ver­
einigten Staaten, ebensowenig die Türkei, von dcu 
europäischen Kleinstaaten Andorra, Danzig, Island, 
Liechtenstein, Monaco, San Marino; von den ameri­
kanischen Staaten Ecuador, und trotz wiederholt er­
gangener Aufforderung, Mexiko; endlich in Asien 
Afghanistan, Anam, die arabischen Staaten, ins-

15) Schücking-Wehbcrg 233. 
18J Kluyver 190 f., Schiirking-Wchberg 1!)3 f. 
17) Vgl. unten Art. 1 Z. 2. 
18) 1. VBV Pl. 643 f., 668 f.; 581 f.; 582 f.; 584 f.; 585 f.; 

561 f.; 570 f. 
19) II. VBV Pl. 315 f.; 333r.; 315 f.; 335 f.; 319 f.; 337 f. 
20) Ill. VBV PI. I 115f., 128f., II 123f., vgl. IL VBV PI. 575. 
2 1) IV. VBV Pl. 125 f.; 24 f. 
22) \'. VB\' Pl. 188 f. 
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hesondere die Signatarmacht Hedjas, Bhutan und 
Nepal und in Afrika Aegypten, Marokko, Sansibar, 
Tunis. Auch de1· Papst ist nicht Mitglied. Der Ein­
trill Deutschlands steht jedoch unmitlelbar bevor und 
auch die Einreichung eines Aufnahmegesuches seitens 
der Türkei wird, nachdem ihr Streit mil England um 
Mossul erledigt ist, erwartet. Anderseits haben in ­
zwischen Brasilien und Costa Rica die Milgliedschafl 
gekündigl23). Argentinien hal sich seil der I. VBV vom 
VB zurückgezogen, nachdem die von ibm gestellten, 
auf eine Demokratisierung des VB abzielenden Anträge 
nicht die von ihm gewünschte geschäftsordnungs­
mäßige Behandlung fanden und in der Folge abgelehnt 
wurden. Erst in jüngster Zeit hat es sich wieder an 
der Arbeit beteiligt2~). Auch Bolivien und Peru lassen 
sich, enttäuscht durch die Behandlung ihrer Streitfrage 
mit Chile, nicht mehr vcrtreten25). 

II. Das Wesen des Völkerbundes. 

§ 4. Die Rechtsnatur des VB. 

Ein zutreffendes Bild vom Wesen des VB läßt sich 
nur gewinnen, wenn von vornherein Klarheit darüber 
besteht, daß er ein politisches Gebilde darstellt, das zur 
Erreichung bestimmt~r praktischer Ziele gestaltet 
worden ist. Von den Männern, die bei der Begründung 
des VB in entscheidender Stellung mitgewirkt haben, 
hat schwerlich einer auch nur einen Gedanken an die 
juristische Konstruktion des Bundes verloren. Läßt 
doch der amtliche englische Kommentar zur Satzung 
in jeder Zeile durchblicken, daß es nicht auf ihren 
rechtlichen Inhalt ankomme, sondern auf das Kräfte­
verhältnis der Bundesmitglieder und auf die durch 
dieses bedingte Handhabung der Satzung26). 

23) S. unten Art. 1 Z. 9. 
24) S. unten Art. 1 Z. 9. 
25) S. unten Art. 1 Z. 9 und Art. 19 Z. 3. 
26) Vgl. das oben im Quellenverzeichnis Z. 11 über diesen 

Kommentar Gesagte. 
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Andererseits darf bei aller gebotenen Vorsieh L die 
Bedeutung der juristischen Form nicht unterschätzt 
werden. Sicherlich ist nicht sie bestimmend. Doch 
ist sie ebensowenig gleichgültig. Es wohnt ihr eine 
Kraft inne, die sich auswirken muß. Die immanente 
Logik der juristischen Form in Verbindung mit der 
heute- tiefer denn früher wurzelnden Scheu vor dem 
Odium des Rechtsbruches bleibt nicht -ohne Einfluß 
auf das Handeln der Beteiligten. Ihr entspringen 
Hemmungen, die in die Rechnung eingestellt werden 
können und müssen, wenngleich sie durch wirkliche 
oder Yermeintliche staatliche Notwendigkeiten häufig 
genug überwunden werden w1d wenngleich nicht ver­
gessen werden darf, daß auf öffentlich-rechtlichem 
und vor allem auf völkerrechtlichem Gebiet sich alles 
im Flusse befindet und daß Begriffe und Normen hier 
nicht annähernd die Festigkeit und ßestimrnlheit 
haben, wie im bürgerlichen Recht. 

Ist man sich jedoch dieser Einschränkungen be­
wußt, so läßt sich der rein juristischen Klärung der 
Natur des VB der Werl nicht absprechen. 

Es sind bisher nicht weniger als vier Ansichten 
über die Rechtsnatur des VB geäußert worden, von 
denen freilich eine nicht im wissenschaftlichen Schrift­
Lum, sondern in einer politischen Debatte aufgestellt 
,vorden ist. Immerhin verdient auch sie Berücksichti­
gung. 

(1) Als im November 1925 die deutsche Reichs­
regierung beim Reichstage um die Ermächtigung zur 
Stellung des Aufnahmegesuches einkam, vertrat sie die 
Auffassw1g, daß der VB nich Ls anderes darstelle, als 
ein Bündnis27). Die politische Grundlage dieser Auf­
fassung ist nicht zu übersehen . Nach Art. 45 der 
Reichsverfassung genügt für den Abschluß eines Bünd­
nisses die einfache Mehrheit. Eine solche stand der 
Regierung zur Verfügung. Eine Zweidrittel-Mehrheit 
dagegen, wie die Oi:mosition sie für erforderlich hielt, 
wäre nicht zu erlangen gewesen. 

Die Auffassung des VB als eines Bündnisses oder 
einer Allianz ist zweifellos unrichtig, wenn man 

Z7) Sten. Bcr. d. Reichstags III 4642 f. v. 27. 11. 25. 
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nicht diesem Begriff willkürlich einen anderen Inhalt 
geben will, als er ihn bisher nach allgemeinem Ueber­
einkommen halte. Der Aufgabenkreis des VB reicht 
weit über den eines Bündnisses hinaus und die stän­
ciigen Organe, die er sich geschaffen hat, sind eine 
Einrichtung, die dem Begriff des Bündnisses fremd ist. 

(2) Von anderer Seite wird der VB unter die inter­
nalionalen Verwaltungsgemeinschaften eingereiht28). 

Auch das ist unzutreffend. Die Verwaltungsgemein­
schaften verfolgen durchweg begrenzte wirtschaftliche 
und technische oder humaniläre Ziele, während poli­
Lischc Ziele ihnen fremd sind. Gerade diese aber stehen 
im VB im Vordergrunde und gerade um ihretwillen isl 
er begründet worden. Es wäre eine Verkennung des 
eigentlichen Sinnes alles staatlichen Lebens, wollte 
man eine Vereinigung, die über Krieg und Frieden 
entscheidet, auf eine Stufe mit Gemeinschaften 
stellen, deren Bedeutung sich in der zweckmäßigeu 
Regelung des postalischen oder telegraphischen Ver-
1<:ehrs erschöpft. Daran vermag auch Art. 24 der VBS 
nichts zu ändern, der die Angliederung und Unter­
ordnung der bestehenden Verwaltungsgemeinschaften 
ins Auge faill. Wird dieses Ziel erreicht, so wird zwar 
der VB einen Teil seiner Tätigkeit den Aufgaben der 
jetzigen Verwaltungsgemeinschaften widmen. Sein 
eigentlicher Sinn und Zweck aber wird bleiben, der 
er ist. 

(3) Nach einer weiteren Meinung slelll der VB 
einen Slaatenbm1.cl29) dar. Hierbei wird Jellineks Be­
griffsbestimmung30) zugrunde gelegt: ,,Der SLB ist die 
dauernde, auf Vereinbarung beruhende Verbindung 
unabhängiger Staaten zum Zwecke des Schutzes des 
Bundesgebiets nach außen und innerer Friedensbewah -
rung zwischen den verbündeten Staaten, wozu auch die 
Verfolgung anderer Zwecke verabredet werden kann. 
Diese Verbindung bedarf einer dauernden Organisation 
zur Realisierung der Bundeszwecke." 

28) Hatschek 141 f. 
29) Kraus, Vom ·wesen des VB, Schücking-Wehberg 103 f. 
30) Allg. Staatslehre 762. 
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Es kann hier dahing 'Slelll bleiben, wieweil das 
Kennzeichen der Unabhängigkeil der Milgliedstaaten 
für den SLB zutrifft. Für den YB trifft es nicht zu, 
da ihm auch Dominien und Kolonien angehören 
können. ,vesenllicher ist der Umstand, daß bi her in 
einem StB nur Staaten zusammengeschlossen waren, 
die durch ihre gemeinsame Geschichte und ihr gemein­
sames Volkslum oder ihre gemeinsame Kultur eng mit­
einander verknüpft waren, wie die Niederlande von 
1580-1795, die Vereinigten Staalen von 1776-1787, der 
Rheinbund, der Deutsche Bund, die Schweiz von 1815 
bis 1848. Für sie bedeutete der StB nur eine vorläufige 
Form des Zusammenschlu ses, die dann durch die des 
Bundesslaates abgelöst wurde. Daher stand auch die 
innere Friedensbewahrung unter den Zielen des SLB 
an erster Stelle und der Krieg von 1866 führte mil 
innerer Notwendigkeil zur Auflösung des Deutschen 
Bundes. Im VB dagegen fehlt es an dieser inneren 
Verknüpfung31) und seine Salzung sieht die Möglich­
keil innerer Kriege vor, ohne daß durch sie der Forl­
besland des VB in Frage gestellt würde. Nicht zu 
übersehen ist weiter, daß der VB sieb grundsätzlich 
auf der Rechtsungleichheit der Mitglieder aufbauL. 
Einerseits haben die sogenannten Hauptmächte An­
spruch auf einen ständigen Sitz im VBR, während 
die übrigen nur Vertreter enlsenden, an deren Wah] 
noch dazu die Hauptmächte teilnehmen. Andererseits 
sind bestimmten Mächten besondere Verpfliehtungen 
auferlegt, deren Einhaltung vom VB kontrolliert wird. 
Es sind das erstens alle nicht ursprünglichen Mitglieder 
im Hinblick auf die Verpflichtungen aus Art. 1 Abs. 2. 
Zweitens gehören hierher diejenigen ursprünglichen 
Mitglieder, die Minderheitenverträge haben abschließen 
müssen. Dabei i t es beachtenswert, daß der Ab­
schluß solcher Verträge nicht nach objektiven, sondern 
nach subjektiven, rein politi eben Gesichtspunkten er­
folgte. Sie wurden nicht allen Staaten auferlegt, in 
deren Gebiet Minderheiten leben, sondern nur denen 
unter ihnen, die sich in Abhängigkeit von der Entente 
befanden. Drittens sind hier Deutschland und seine 

31) So auch Schmitt 63 f. 
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Verbündeten zu nennen, denen durch die Pariser 
Frieden schlüsse Bindungen auferlegt sind, deren Ein­
haltung vom VB zu überwachen ist. Eine solche 
grundsätzliche und tiefgreifende Reehlsungleichheil 
war den bisherigen SLB fremd, da etwa der Vorsitz 
Oeslerreichs im Deutschen Bunde sich davon nicht nur 
dem Grade, sondern angesichts seines formalen Charak­
ters auch dem Wesen nach unterschied. Endlich 
kommt noch in Betrach L, daß der VB sich unumwunden 
die Wahrung des aus den Pariser Friedensschlüssen 
hervorgegangenen Besitz Landes zum Ziele setzt. Auch 
bei Verzieh L auf jedes ~ r erturteil über diese Friedens­
schlüsse bleibt die Tatsache bestehen, daß sie sich auf 
dem äußern und innern Zusammenbruch der einen 
Seile aufbauten und daß die Annahme des wichtigsten 
unter ihnen, des Versailler Friedens, durch ein Ulti­
matum erzwungen wurde. Daß auf solcher Grundlage 
ein StB im bisherigen Sinne nicht errichtet werden 
kann, bedarf keines Beweises, liegt vielmehr auf der 
Hand. 

Es ist daher die Auffassung des VB als eines StB, 
sei es schlechthin, sei es mit diesen oder jenen Vor­
behalten, abzulehnen. 

(4) Eine Reihe von Schriftstellern verzichtet darau[, 
eine eigentliche Begriffsbestimmung des VB zu geben 
oder ihn in einen bestimmten Typus einzureihen. So 
begnügt sich Fleischmann32) damit, festzustellen, daß 
er eine Parallelerscheinung zum StB darstelle, aber 
sich in wesentlichen Zügen von diesem unterscheide. 
Der StB sei nur als Hilfskonstruktion zu verwerten. 
Fauchille33) erklärt, der VB sei mehr als eine Allianz, 
aber weniger als ein Oberstaat oder ein StB. Er sei 
die organisierte Gemeinschaft der Staaten. LarnaudeH) 
wiederum sieht in ihm einen absolut neuen Typu , 
ohne daß er versuchte, diesen Typus zu bestimmen. 
Ihm schließt sich Huber35) an, der damit einen grund-

32) 391 f. 
33) I 1 214 f. 
84) Societe d. r . 4 f. 
35) Ztsch. f. VR XII 18f.; 370f. 
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ätzlichen Widerspruch gegen die Festlegung von 
Typen auf öffentlich-rech Llichem Gebiet verbindet. 

Grundsätzlich wird man allen diesen, namentlich 
in der Verneinung, zustimmen. Zugleich aber wird 
man folgende Begriffsbestimmung des VB aufstellen 
dürfen: 

Der VB ist eine auf Vertrag beruhende und auf die 
Dauer berechnete Verbindung von Staaten und staaten­
ähnlichen Gebilden zu ungleichem Recht. Ihr Zweck 
ist die Aufrechterhaltung des durch die Pariser 
Friedensschlüsse des Jahres 1919 geschaffenen Besitz­
standes, die Schlich lung von Streitigkeiten der Mit­
glieder untereinander und mit dritten Staaten, beding­
terweise auch der Streitigkeiten unter dritten Staaten, 
sowie die Verwirklichung wirtschaftlicher, sozialer, 
humanitärer und kultureller Au[gaben. Sie bedient 
sich hierbei Ländiger Organe. 

Fraglich kann es scheinen, wieweit die Univer­
. alilät de VB in die BegriHsbestirnmung aufzunehmen 
i t. Zu berücksichtigen isl sie in doppelter Richtung, 
uämlich erstens im Hinblick auf die Mitgliedschaft, 
zweitens im Hinblick auf den \Virkungskreis. Was 
diesen betrifft, hat der VB zweifellos die Neigung, seine 
Tätigkeit auf den ganzen Erdkreis auszudehnen und 
bringt das auch in der VBS zum Ausdruck36). Ihrer 
Verwirklichung stehen allerdings Schwierigkeiten ent­
gegen, die sich einerseits aus dem Mangel an eigenen 
Machtmitteln des VB, anderseits aus der ablehnenden 
Haltung der großen Nichlmilgliedslaalen ergeben. 
1· ichl zu übersehen isl auch, daß in der VHS ausdrück­
lich die Monroedoktrin anerkannt isl37). Die Uni­
versalität der Mitgliedschaft hingegen komm l in der 
YBS nicht zur Geltung und man wird in der Annahme 
kaum fehlgreifen, daß der Wille zum mindesten eines 
Teils der Begründer ursprünglich auf die Fernhaltung 
Deutschlands gerichtet war. Er t im Laufe der Zeil 
ist darin eine Aenderung eingetreten und ist die 
Tendenz zur Univer alitäl auch in dieser Richtung 

36) Vgl. vor allem Art. 11 u. 17. 
3i) Art. 21. 
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wach geworden . Immerhin trägt sie mehr politischen, 
als rechtlichen Charakter. 

J edenfalls aber liegt in dieser Universalilät sowohl 
des Wirkungskreises, als der Mitgliedschaft ein weiteres 
Unterscheidungsmerkmal des VB den sonst bekannten 
Typen von Staatenverbindungen gegenüber. 

Bei dieser Sachlage dürfte der Versuch, den VB 
un ler einen bestimmten Typus von Staatenverbin­
dungen zu bringen, vergeblich sein. Sicherlich weist 
der VB manche Züge auf, die ihm mit dem SLB gemein­
sam sind. Andere, die freilich nur sehr vereinzelt sind, 
erinnern an ein Bündnis. Mit dem Oberstaat wiederum 
Yerbinden ihn zum mindesten gewisse Tendenzen, die 
in ihm lebendig sind und sich vielleicht mit der Zeit 
stärker entwickeln werden. Aber die analoge An­
wendung von Grundsätzen, die für einen dieser Typen 
gelten, auf den VB erscheint höchstens im Einzelfalle 
und nur mit größter Vorsieht zulässig. Erheblich(~r 
Gewinn läßt sich davon nicht erhoffen. Noch weniger 
Gewinn kann der Versuch bringen, zu bestimmen, 
welchem dieser Typen der VB näher, welchem er 
ferner steht. Eine exakte Antwort auf eine dahin­
gehende Frage ist unmöglich, eine allgemein gehaltene, 
die sich auf subjektives Empfinden stützt, kann leicht 
mehr schaden als nützen. 

Der VB ist als neuer Typus unter den Staaten­
vereinigungen anzuerkennen. In erster Reihe sind des­
halb auf ihn die Rechtsregeln anzuwenden, die sich 
aus seiner Satzung, aus seinen anerkannten Zielen und 
aus seinem Wesen ergeben. In zweiter Reihe kommen 
die Grundsätze in Frage, die für Staatenverbindungen 
überhaupt anerkannt sind. Nur in Ausnahmefällen 
und nur mit äußerster Vorsicht kann, wie schon betont, 
die analoge Anwendung von Rechtsregeln in Betracht 
gezogen werden, die für einen bestimmten Typus von 
Staatenverbindungen gelten. 

Im Zusammenhang damit muß noch eine Frage 
hervorgehoben werden, die zwar an sich keine Schwie­
rigkeiten bielet, aber trotzdem häufig zu Mißverständ­
nissen führt. Es ist die nach dem Wesen der VBS. 

Die VBS ist Vertrag und nichts als Vertrag, wie 
clenn auch die amtlichen Texte in den Ursprachen sie 
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als „pacte" und als „covenant" bezeichnen. Was sie 
enthält, ist daher Vertragsrecht, das allein die Teil­
haber des Vertrages bindet. Für die Staaten, die den 
VB weder mitbegründet haben, noch ihm später bei­
getreten sind, hat die VBS grundsätzlich ebensowenig 
Geltung, wie die Normen eines zwischen den Staaten A 
und B geschlossenen Bündnis- oder Handelsvertrages 
für den Staat C Geltung haben38). 

Diese Auffassung ist auch vom StIG in einem 
Beschluß vom 23. 7. 23 ausdrücklich anerkannt 
worden30). Unter Berufung darauf, dail die VBS ein 
Vertrag sei, durch den die Nichtmitglieder nicht ge­
bunden werden, hat er es abgelehnt, das vom VBR 
erbetene Gutachten über den Streit um Ostkarelien 
zwischen Finnland und Sowjetrußland zu erstatten. 
Auch ein Gutachten würde dem Wesen nach eine Ent­
scheidung über den zwischen den Parteien schweben­
den Streit darstellen. Die eine der Parteien sei jedoch 
nicht Mitglied des VB und daher durch die VBS nicht 
gebunden. Deshalb könne ein Streit, an dem sie 
beteiligt sei, nur mit ihrer Zustimmung nach den von 
der VBS aufgestellten Grundsätzen entschieden werden. 

Der VBR hat diesen Beschluß am 27. 9. 23 
zur Kenntnis genommen40). Gleichzeitig hat er 
freilich die Schlußfolgerung seines Berichterstatters 
gebilligt, daß es ihm freistehe, die notwendigen Maß­
nahmen, darunter auch die Einholung eines Gutachtens 
des StIG, zu ergreifen, um die ibm durch die VBS im 
Interesse des Friedens auferlegten Pflichten zu erfüllen. 
Aber der darin enthaltene mittelbare Einspruch gegen 
die Stellungnahme des StlG vermag nichts an der Tat­
sache zu ändern, dail jener Beschluß gefaßt wurde und 
daß der vom VB selbst eingesetzte Gerichtshof die VBS 
als Vertrag anerkannt hat, der nur für die Parteien 
Geltung hat. 

Angesichts der dem VB innewohnenden, ins­
besondere in Art. 11 und 17 zum Ausdruck kommenden 

38) Uebcr die Frage der sog. passiven Mitgliedschaft vgl. 
unten Art. 1 Vorbem. 2. 

39) Publ. B 5. Vgl. unten Art. 14 Z. 5 Be, Art. 17 Z. 6 S. 
40) JO 23 1335 f., 1501 f. 
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Tendenz, zum mindesten jm Interesse der Friedens­
hewahrung eine gewisse Aufsicht und Vormundschaft 
auch über die Nichtmitgliedstaaten auszuüben, ist diese 
Feslslellung von besonderer Wichtigkeit. Aus ihr 
ergibt sich, daß der Betätigung des VB in dieser 
Richtung eine rechtliche Grundl.age fehlt, ja, daß sie 
rechtswidrig sein kann. Denn neben dem Verlrags­
rechl des VB besteht das Völkerrecht fort. Dieses aber 
anerkennt ein Recht der Intervention nur im Rahmen 
des Haager Abkommens zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitfälle. Was über das hier vor­
gesehene Angebot guter Dienste oder einer Vermittlung 
hinausgeht, muß demnach als völkerrechtswidrig an­
gesehen werden41). Daraus ergibt sich weiter, daß ein 
innerer vViderspruch zwischen VBS und Völkerrecht 
Lesteht, der unter Umständen zu schweren Konflikten 
lübren kann. Im allgemeinen freilich ist anzunehmen, 
daß dank der Zugehörigkeit der meisten Großmächte 
zum VB die VBS sich dem Völkerrecht gegenüber 
durchsetzen wird. Rechnet man aber mit Schwierig­
keilen zwischen dem VB oder seinen Mitgliedern einer­
seits, den Vereinigten Staaten oder Rußland ander­
seits, so erscheint der Ausgang auch unter rechtlichen 
Gesichtspunkten durchaus zweifelhaft. 

§ 5. Der politische Charakter des Völkerbundes. 

Auch die rechtliche Beurteilung des VB muß un­
vollständig und einseitig bleiben, wenn das politische 
Moment nicht herangezogen wird. Denn der VB jst in 
erster Reihe ein politisches Gebilde und will es sein. 

Richtunggebend für den VB ist schon seine Ent­
stehung aus dem Weltkriege. Er ist eine Schöpfung 
der alliierten und assoziierten Hauptmächte. Die Mit­
verbündeten wurden als ursprüngliche, die Neutralen 
als spätere Mitglieder herangezogen, während die 
Gegner zunächst ausgeschlossen blieben. Die VBS 
wurde zu einem Bestandteil der Pariser Friedens­
verträge, die unbestritten Diktatverträge sind. Iu 
diesen Verträgen wurden dem VB auch außerhalb der 

4 1.) Vgl. auch unten Art. 17 bes. Z. 4. 

Fnytagh-Loringhoven. Völk el·hm1d 2 
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VBS bestimmte Aufgaben geslelll42). Dadurch wurde 
der VB im Rahmen dieser Aufgaben zu einem aus­
führenden -Organ oder, wenn man e unler Verzichl 
auf jurislisehe Genauigkeit so ausdrücken will, zum 
Rechlsnachfolger der Enlenle43) . Darüber hinaus isl 
ihm die gleiche Stellung zuge,,,-iesen und Yon ihm 
übernommen worden, oweit die Aufrechlerhallung der 
Pariser Friedensverträge zu seinen Zielen gehörl. 

Auf Grund von Aeußerungen der im VB führenden 
Staatsmänner ließe sich ohne Schwierigkeil der 
Beweis dafür erbringen, daß gerade die Aufrechl­
erhallung dieser Verträge das wei Laus wesentlichsle 
Ziel des VB darslelll, dem alle anderen, ihm zu­
gewiesenen Aufgaben unterzuordnen sind. Aber auch 
wenn man diese Aeußerungen außer Belracht lassen 
wollle, weil ie offensichllich polilischen Zwecken 
dienen solllen und deshalb der ObjekliviUit ermangel­
len, auch wenn man gleichartige Aeußerungen selbst 
der im VB maßgebenden Jurislen, wie etwa des 
Belgiers RolinH) au ähnlichen Gründen beiseite 
schieben wollte, bliebe doch die Tatsache bestehen, daß 
Arl. 10 den Mitgliedern die Wahrung des derzeitigen, 
auf den Pariser Verträgen beruhenden Be itzslandes 
und damil die Aufrechterhaltung dieser Verlräge selbst 
zur Pflicht macht. Das isl um so bezeichnender, als 
die im Arl. 19 vorgesehene Möglichkeit einer Revision 
gellender Verlräge prakli eh bedeulungslos ist 45). Unler 
diesen Umständen könnle sogar der 1achweis unter­
nommen werden, daß auch die Bestimmungen der VBS, 
die der Friedensbewahrung di nen sollen, in Wirklich­
keil allem zuvor dem gleichen Ziele dienen, wie Arl. 10, 
nämlich der Aufrech lerhaltung der Friedensverträge 
und daß somit der VB im Grunde nur diese eine 
politische Aufgabe hat, neben der bloß noch die huma­
nitären und wirlschaftlichen Aufgaben als solche 
zweilen Ranges herlaufen. 

Im Zusammenhang damil befindet sich die Tal-

42J Vgl. unten Art. 4 Z. 8. 
43) Vgl. Scellc 249 f., 255, 265, 374: »Ja socif~tc comme 

heritiere de Ja confcrcncc«. 
44) Vgl. unten Art. 10 Allg. 
45) \'gl. unten Art. 19. 
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sache, daß zwischen dem VBR und den Organen der 
Enlente, als welche der Obersle Rat upd die Bol­
schaflerkonferenz anzusehen sind, von der Begründung 
des \'B an Beziehungen beslanden haben, die für die 
Oeffenllichkeit wenig durchsichlig sind und sich erst 
in lelzter Zeil zu lockern scheinen. Wiederholl ergibt 
sich aus den Drucksachen des VB, daß namenllich 
aus Anlaß von Konflikten verschiedener Staalen unter­
einander eine Zusammenarbeit vor allem der Bot­
sr haflerkonferenz mit dem VBR slattgefunden hal und 
nirht immer kann man sich dem Eindruck entziehen, 
daß der VBR jene als ein wenigstens bis zu gewissem 
Grade übergeordneles Organ belrachtele. Freilich 
ergab sich diese Zusammenarbeit zum Teil daraus, daß 
durch die Friedensverträge, insbesondere durch den 
VFrV, den Hauplmächten gewisse Souveräniliils­
rerhle übertragen und daß diese Rechte durrh die in 
Rede slehenden Streitigkeiten berührt wurden. Das 
traf beispielsweise anläßlich des lilauischen Hand­
streichs auf Memel im Januar 23 zu46). Aber einerseits 
war das durrhaus nicht immer, so nichl im Korfu­
Slreil47), der Fall. Anderseils war es nicht das, was 
den Charakler der Beziehungen zwischen VBR und 
Konferenz bestimmle. 

Engsle Bindungen zwischen VB und Entente, un­
millelbarster innerer Zusammenhang zwischen VBS 
und Friedensverträgen waren ursprünglich zweifellos 
gegeben. Aurh wird man kaum fehlgehen, wenn man 
annimmt, daß zum mindeslen einige der Begründer des 
VB in diesem eine Verewigung der Entenle sehen und 
ihm tatsächlich als einzig wesenlliche Aufgabe die Ge­
währleislung der Friedensverlräge zuweisen wollten. 

nd unz,veifelhafl sind diese Tendenzen zunächst für 
die Wirksamkeit des VB maßgebend gewesen. 

Im Laufe der Jahre ist darin eine gewis e Aende­
rung eingetrelen. Die polilische Atmosphäre des 
Krieges begann sich zu verflüchtigen, die füarbeit der 
Neutralen und selbsl derjenigen außereuropäischen 
Länder, die sich mehr oder weniger unfreiwillig auf 

46) Unten Art. 11 Z. 4 D. 
47) Unten Arl. 15 Z. 9 Q. 
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die Seite der Entente gestellt hatten, ohne von den 
Kriegsleidensch~ften ergriffen zu sein, machte sich 
geltend und nichl zuletzt üble die Notwendigkeit, den 
Forderungen der VBS gerecht zu werden, ihren Ein­
fluß aus. Aber bestimmte Staaten hielten an ihrer an­
fänglichen Stellungnahme fest. Sie tun es auch 
heutigen Tages noch in allen wesentlichen Fragen und 
werden es voraussichtlich auch fernerhin tun. Für sie 
bleibt der VB ein Werkzeug zur Aufrechterhaltung der 
Pariser Verträge. Trotzdem darf festgestellt werden, 
daß diese Aufgabe des VB nicht mehr als die einzige 
betrachtet wird. Zwar hat sie auch noch auf den 
letzten zwei ordentlichen VBV in den Jahren 1924 und 
1925 einen außerordentlich breiten Raum eingenommen. 
Vv aren doch diese mehr als mit andern Gegenständen 
mit dem Genfer Prolokoll•8) beschäftigt, das letzten 
Endes den Zweck hatte, eine neue Sicherung des 
Pariser Besitzstandes zu schaffen. Aber immerhin 
spielen die wirtschafllichen, kulturellen und humani­
tären Fragen eine mil der Zeit stets größer werdende 
Rolle. Es wäre ungerecht, wollte man ihnen heule noch 
nur dekorative Bedeutung zugestehen. Auf diesem Ge­
biet ist unstreilbar wertvolle Arbeit geleistet worden, 
wenngleich nicht verkannt werden darf, daß der VB 
auf dem Fundament weiterbaut, das die alte völker­
rechtliche Staatengemeinschaft bereits gelegt hatte •0) . 

Die sonstigen Aufgaben des VB freilich stehen nach 
wie vor im Hintergrunde. Die allgemeine Abrüstung 
macht nich l einmal im Rahmen des Art. 8 Fortschritte 
und die Arbeiten des Vorbereitenden Ausschusses, der 
am 18. 5. 26 in Genf zusammentrat, zeitigen keinerlei 
Ergebnis50). Die Schlichtung von Slreitigkeilen hat 
zwar den VBR intensiv beschäftigt, und gerade in letzter 
Zeit ist ihm die Beilegung des griechisch-bulgarischen 
Zusammenstoßes gelungen. Es ist aber nicht zu über­
sehen, daß einem solchen Erfolge nicht wenige Fälle 
gegenüberstehen, in denen die Schlichtung mißlang 
oder in einer Weise geschah, die für das Rechtsgefühl 

48) Unten Art. 8 Z, 6. 
49) Unten Art. 23 u. 2-1. 
50) Unten Art. 8 Z. 6. 
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wenig befriedigend war51). Auch darf nicht vergessen 
werden, daß die Tätigkeit des VBR auf diesem Gebiet 
sich zwar in neuen Formen bewegt, aber doch dem 
\Vesen nach nichts anderes ist, als eine Fortsetzung der 
vom Konzert der Großmächte in früheren Jahren be­
folgten Politik. Und wenn daneben Streitfälle über­
wiegend rechtlichen Charakters vom StIG in muster­
gülliger Art entschieden wurden'2), so ist das gewiß an­
zuerkennen und zu begrüßen. Doch wiederum muß 
darauf hingewiesen werden, daß der StIG zwar in der 
Form eine Schöpfung des VB darstelll, daß er aber 
einen Gedanken verkörpert, der sehr viel äller ist, als 
der VB. Dieser Gedanke war ohnehin auf dem Mar eh. 
Auch ohne den VB hätte er sein \Virkungsfeld im Laufe 
der Jahre immer mehr erweitert. 

Gewiß könnte man es dem VB als Verdienst an­
rechnen, daß er auf dem schwierigen Gebiet der Frie­
densbewahrung keinen Rückschritt herbeigeführt, sich 
vielmehr als Träger der naturgemäßen Fortentwicklung 
bewährt hat. Aber das wäre augenscheinlich ein gar 
mageres Lob, da dieses mehr negative Verdienst in 
einem unleugbaren Mißverhältnis zu dem gewaltigen 
Apparat steht, aus dem es hervorgegangen. 

1icht zu übersehen ist endlich, daß der VB auch 
den ihm außerhalb der VBS gestellten Aufgaben nicht 
hat gerecht werden können53). Die VerwaHung des 
Saargebiets gab unter der Leitung des erst kürzlich 
durch den Kanadier Stephens ersetzten Präsidenten 
Raull-Frankreich zu immer erneuten Beschwerden der 
Bevölkerung und zu oppositioneller Hallung des nur 
mit beratenden Rechten ausgestalteten Landesrats 
Anlaß5t). Der planmäßigen Ausdehnung des polnischen 
Einflusses in Danzig wurde kein \Viderstand ge-

51) Vgl. bes. unten Arl. 11 Z. 11 B, J, K, 1, N, 0, Art. 15 
z. 9 Q. 

52) Unten Art. 14 Z. 5. 
53) Unten Art. 4 Z. 8. 
54) Vgl. Rappard 42, der die Saarverwallung als „eine 

der anstößigsten Episoden" der Politik des VßR bezeichnet, 
von einem Versagen des VBR und einer Schädigung seines 
moralischen Ansehens spricht. S. auch 32 f., wo er auf die 
Abneigung der Schweiz, an der Ausführung der Friedens­
verträge beteiligt zu werden, hinweist. 
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leistet und bei der Ernennung des neuen Oberkom­
missars, des al Deutschenfeind bekannten Holländers 
van Harnei, bewies der VßR keine glückliche Hand. 
Vor allem aber muß die Tätigkeit des VBR auf dem 
Gebiet des Minderheitenschutzes als unzulänglich be­
zeichnet werden. Freilich handelt es sich um ein 
neues und ungemein verwickeltes Problem und un­
leugbar sind die in der Sache selbst liegenden Schwierig­
keiten durch die in den Minderheitenverträgen ge­
troffene Regelung der Frage noch verschärft worden. 
Aber der VBR selbst hat sich eine Verfahrensordnung 
gegeben, die einer gerech len und zweckmäßigen Be-­
handlung der einlaufenden Beschwerden nicht dienlich 
ist und hat dann durch Beschluß vom 10. 6. 25 die 
1ängel jener Ordnung verlieft. Darüber hinaus haben 

zwei im VBR maßgebende Persönlichkeiten, Chamber­
lain-England und der ständige Berichterstatter für 
Minderheitenfragen de Mello-Franco-Brasilien, in der 
Dezember-Tagung 25 des VBR als Ziel des den Minder­
heiten gewährten Schutzes ihr Aufgehen im Volkstum 
des Staates, dem sie angehören, bezeichnet und damll 
eine Yöllige Verkennung der ihnen übertragenen Auf­
gabe bewiesen. Denn mit dieser Stellungnahme haben 
sie den auf Entnationalisierung ihrer Minderheiten be­
dachten Staaten einen Freibrief für die Bestrebungen 
ausges tellt, deren Hin tanhaltung der einzige Sinn der 
Minderheitenverträge ist. 

Auch auf diesem Gebiet wird man die Ur ache der 
Unzulänglichkeit der geleisteten Arbeit in den Hem­
mungen sehen müssen, die sich aus dem politischen 
Charakter des VB ergeben. Denn die Schutzpflichten, 
die ihm dem Saargebiet und Danzig, ebenso wie den 
Minderheiten gegenüber übertragen sind, stellen nichts 
dar, als Zugeständnisse an die öffentliche Meinung, 
durch die dieser die Pariser Verträge annehmbar ge­
macht werden sollten. Es liegt auf der Hand, daß diese 
Zugeständnisse ich nicht auswirken können, so lange 
die innere Bindung des VB an jene Verträge andauert. 

§ 6. Probleme des Völkerbundes. 
Das große zen trale Problem des VB bleibt trotz 

aller Fortentwicklung seine Bindung an die Pariser 



- 23 -

\'erträge. Sie prägt seinem Wesen und seiner Wirk­
samkeit den Stempel auf. Sie ist es, die alle anderen 
ihm obliegenden Aufgaben außer der Aufrechterhaltung 
dieser Verträge in den Hintergrund drängt und ihre 
Lösung hindert. Sie ist es, die eine Fortbildung zu 
einer wirklichen Gemeinschaft der Staaten unmöglich 
macht, zu einer G;emeinschafl, die zwar Gegensätze, 
Streitigkeiten und Kriege so wenig aus der Well 
schaffen könnte, wie alles sonstige menschliche Elend, 
die aber doch eine segensreiche Wirksamkeit zu ent­
falten imstande wäre. Denn wenn auch die Träume 
der Pazifisten niemals Gestalt gewinnen werden, so 
lange die Menschheit durch die atur selbst in Völker 
gegliedert ist und so lange die Völker sich in Staaten 
zusammenschließen, so lehrt uns doch die geschicht­
liche Erfahrung, daß durch eine zweckmäßige Organi­
sation der internationalen Beziehungen unendlich viel 
Unheil verhütet werden kann. vVenn es um Ehre und 
Existenz des Staates gehl, wird jeder Schied spruch 
versagen. Aber groß ist die Zahl der Fragen, weil der 
Kreis der Fälle. in denen diese höchsten Güter un­
berührt bleiben und doch Streit zwischen den Staaten 
entbrennt. Da bietet sich der vermittelnden, schlich­
tenden und richtenden Tätigkeit der Völkergemein­
schaft ein fruchtbares Feld. Was im Haag begonnen, 
kann der VB zur Vollendung führen. Zur Vollendung 
führen kann er auch das große Werk der Zusammen­
arbeit der Staaten auf wirl chaftlichem, sozialem, 
kullurellem, humanitärem Gebiet, dem er bereits jetzt 
einen Teil seiner Kräfte widmet. 

Aber alles das kann ihm nur gelingen, wenn er sich 
von dem Urfehler löst, der ihm anhaftet. Tut er das 
nicht, so bleibt er ein Zwittergebilde, das, selbst die 
Frucht eines Krieges, für die Zukunft Kriege verhüten 
will. Das ist ein innerer \Vieler pruch, an dem er zu­
grunde gehen muß. 

Hier ist nicht der Ort, die Unhaltbarkeit der Pariser 
Friedensverträge nachzuweisen. Aber es bedarf auch 
keines Nachweises dafür, daß Friede in Europa und in 
der Welt nicht herrschen kann, solange ein Sechzig­
millionenvolk auf engsten Raum zusammengepfercht i t 
und es dulden muß, daß weitere Millionen seiner An-
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gehörigen unter fremder Zwangsherrschaft stehen. Das 
mu.ß mit Naturnotwendigkeit eines Tages zu einem 
Ausbruch führen, der die Erde von neuem in Flammen 
setzt. Und die Verantwortung dafür wird nicht auf 
dieses Volk fallen, sondern auf diejenigen, die einen aus 
Kriegspsychose geborenen Vertrag zu verewigen suchen. 
Gewiß ist es heule unmöglich zu sagen, wie da Abhilfe 
geschaffen werden soll. Nur sehr folgerechte Optimisten 
werden der Meinung sein, daß das auf dem Wege einer 
Ausgestaltung des Art. 19 der VBS gelingen könnte. 
Doch das eine darf man mit Sicherheit behaupten, daß 
der VB nur dann lebensfähig und leistungsfähig sein 
wird, wenn er sich von der Bindung an die Pariser 
Verträge zu befreien weiß. Geschieht das nicht, so wird 
er zusammenbrechen, sowie eine andere, nicht als Fort­
setzung der Entente erscheinende Mächtekonstellation 
sich bildet. Vielleicht entsteht dann ein neuer VB, der. 
seinen Aufgaben in höherem Maße gewachsen ist, als 
der gegenwärtige. Aber man darf sich nicht ver­
hehlen, daß der Weg zu ihm über eine Katastrophe 
führen müßte, in der nur allzu leicht die gesamte 
heutige Zivilisation zugrundegehen kann. 

Die Bindung an die Pariser Verträge ist es auch, 
die ein anderes Problem, an dem der VB krankt, ver­
wickelt und erschwert. Das ist das Problem des Ver­
hältnisses Europas zu den übrigen Weltteilen. 

Mehr als ein Jahrhundert ist es her, daß Präsident 
Monroe seine Doktrin verkündete und damit der euro­
päischen Vorherrschaft den ersten schweren Stoß ver­
setzte. Der Weltkrieg hat die Emanzipation der anderen 
Erdteile mächtig gefördert, und im VB mußle die 
Summe dieser Entwicklung gezogen werden. Das mußte 
in zweifacher Richtung geschehen. Einmal hieß es, die 
Probleme der Weltpolitik in den Mittelpunkt der Arbeit 
des VB stellen. Zum andern war es unumgänglich, daß 
den Vertretern der außereuropäischen Staaten die volle 
Gleichberechtigung eingeräumt wurde. 

Beides unterblieb. Zum Zentralproblem wurde die 
Aufrechterhaltung der Pariser Friedensverträge, vor 
allem die des Versailler Friedens. Niemand fragte sich, 
welches Interesse denn letzten Endes etwa die 19 süd­
amerikanischen Staaten, die der Zahl nach ein volles 
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DriLLel der Mitglieder darstellen, an der Frage haben 
können, ob Elsaß-Lothringen zu Deutschland oder zu 
Frankreich gehört, ob der polnische Korridor fortbesteht 
oder nicht, ob Oberschlesien bei Polen, Nordschleswig 
bei Dänemark, Eupen und Malmedy bei Belgien, Huld­
schin bei der Tschechoslowakei bleiben. Ueberaus be­
zeichnend in der elben Richtung war es, daß de Mello­
Franco im Rahmen eines dem VBR über Minderheiten­
fragen erstatteten Berichts mit aller Offenheit erklärte, 
daß man in Südamerika gar kein Verständnis für diese 
Fragen habe55), diese Fragen, die doch auch erst durch 
die Pariser Verträge die Schärfe erlangt haben, die sie 
heule auszeichnet. 

Gerade diese zentrale Stellung rein europäischer Pro­
bleme brachte es mil sich, daß den europäischen Haupt­
mächten dieHeranziehung derjenigen Staaten zu engerer 
Mitarbeit im VB wünschenswert erscheinen mußte, die 
an diesen Problemen selbst interessiert sind. Mit an­
deren Worten, die Berufung vorwiegend europäis her 
Staaten in den VBR war eine unmittelbare Folge der 
Bindung des VB an die Pariser Verträge. Gewiß haben 
dabei tiefeingewurzelle Anschauungen von der über­
ragenden Bedeutung der europäischen Staaten mit­
gespielt. Aber auch ohne sie hätte die innere Logik der 
Dinge zu einer Bevorzugung Europas geführt. 

So hat sich denn im VBR eine Vertretung der 
außereuropäischen Staaten ergeben, die ihrer Bedeu­
tung keineswegs entspricht. Von den ständigen Sitzen 
entfallen drei auf Europa, nur einer auf Asien und an 
diesem Mißverhällnis kann der Umstand nichts ändern. 
daß der fünfte, unbesetzt gebliebene den Vereinigten 
Staaten zugedacht war. Von den nichtständigen Sitzen 
aber, deren ursprüngliche Vierzahl schon 1922 auf sechs 
erhöht wurde, werden seit 1924 nicht weniger als vier 
von europäischen Staaten eingenommen, während Bra­
silien seit 1920, Uruguay seit 1923 Sitze inne haben. 
Asien war nur von 1921 bis 1923 durch China, Afrika 
und Australien, dessen Lage allerdings Besonderheiten 
aufweist, waren noch gar nicht vertreten56). 

fi5) JO 26 138 f. 
56) Vgl. unten Art. 4 Z. 2. 
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. uf diese Sachlage sind lelzlen Endes auch die 
Schwierigkeilen zurückzuführen, die sich im März 
26 ergaben und die sch 1 ießlic h zum V erzieh L Brasiliens 
auf seinen Ralssilz und zur Kündigung seiner Milglied­
schafl geführl haben. Die Beratungen des SLudienaus­
schusses im Mai 26 hällen gerade ihrer Beseitigung ge­
widmet sein müssen. Aus den bisher veröffenllichlen 
Berichten läßt sich jedoch nicht entnehmen, daß die 
Wurzel dieser Schwierigkeiten richlig erkannt worden 
wäre. Die ins Auge gefaßle Vermehrung der Zahl der 
nichtständigen Silze kann sogar in Verbindung mit der 
bekannlen chinesischen Formel, die BerücksichLigung 
der geographischen, rassischen und sonstigen Gliede­
rung der Welt fordert, keine Abhilfe schaffen. Wenn 
man nich L annehmen will, daß es den außereuropäischen 
Staaten nur um das äußere Preslige gehl, wenn man 
vielmehr davon ausgehl, daß sie es ablehnen, in einem 
YB mitzuarbeilen, der ein Werkzeug bloß europäischer 
Polilik ist und daß sie slalt dessen einen VB wollen, 
der die weltpolilischen Fragen in den Mittelpunkt seiner 
TäLigkeil rückl, dann kann man nicht übersehen, daß 
auch dieses Problem nur zu lösen isl, wenn die Bindung 
des VB an die Pariser Verträge fällt. 

Noch ein weiteres Problem von höch Ler Bedeutung 
für den VB ist es, das durch diese Bindung belaslel 
wird. 

Der VB slclll heute ein ehr lo es Gefüge dar. Die 
Souveränilät der Milglieder wird rechtlich sorgfältig 
gewahrt, Beschlüsse können nur einstimmig gefaßt 
werden und jeder Staat hat die Freiheit, selb l zu ent­
scheiden, ob er sich an einem Vorgehen des Bundes 
beteiligen will. Es mag sein, daß heute die Zeil für 
eine straffere Organisation noch nichl gekommen isl, 
daß der VB sich zunächst damil begnügen muß, nach 
einem Wort Baldwins „a clearing office for inlernalional 
disputes"57) zu sein. Aber es läßt sich nicht verkennen, 
daß die innere Logik der Dinge zu einer Fortentwick-
1 ung drängt. Sicherlich muß man sich hüten, politische 
Probleme wie Rechenexempel zu behandeln und die in 
der Geschichle milwirkenden irrationalen Momenle 

07) Schmitt 14. 
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außer Ansatz zu la sen. Immerhin ist jene innere Logik 
ein Faktor unter anderen . Deshalb ist es schwer vor­
stellbar, daß die Arl. 15 und 16 der VBS in ihrer 
heutigen Fassung etwas anderes sein sollten, als ein 
Anfang. Es ist zum mindesten wahrscheinlich, daß 
die Tendenz zur Ausfüllung der Lücken, die jetzt noch 
im System der Streitschlichtung klaffen, im Laufe der 
Zeit anwachsen wird und es i t nicht unmöglich, daß 
sie sich allmählich durchsetzt. Dasselbe gilt von den 
Bestrebungen, die darauf geric h tel sind, das Vorgehen 
des VB gegen ein bundesbrüchiges Mitglied oder einen 
äußeren Feind wirksamer zu gestallen, als das jelzl auf 
Grund der VBS möglich ist. Tatsächlich isl ein Ver­
such in dieser Richtung schon unternommen worden. 
Er verkörperte sich im Genfer Protokoll, das rechtlich 
bclrachlet nichts anderes war, als ein Entwurf zur 
Ausgestaltung der Art. 15 und 16. 

Dieser Versuch scheiterte und mußte cheitern. 
Denn der polili ehe Sinn des Protokolls war unver­
kennbar, wie schon hervorgehoben wurde, eine weitere 
Sicherung des Pariser Besilzslandcs oder, anders aus­
gedrückt, eine noch engere Bindung des VB an die 
Friedensverträge. Die iehrung der Befugnisse des VBR 
und der sich daraus ergebende straffere Zusammen­
schluß der Mitglieder war ausschließlich Mittel zur Er-
reichung dieses Zieles. . 

Die er Versuch konnte nicht gelingen, trotzdem 
die V. VBV unter dem Einfluß einer Art von Massen­
suggestion dem Protokoll einmütig und fast begeistert 
zuslimmle. Besonder bezeichnend ist hierbei, daß e 
augenscheinlich die englischen Dominions gewesen sind, 
die in erster Reihe es zum Scheitern brachten. Zw~r 
sind Australien, Neuseeland, Südafrika selbst am Ver­
sailler V ertrage in leressiert, auf dem ihre Mandals­
herrschafl über die deutschen Kolonien beruh L. Aber 
ihre Interessen hiellen sie offenbar nicht für gefährdet, 
da es nicht um die Kolonien ging, sondern um den 
europäischen Besitz land. In die Streitigkeiten um 
diesen wollten sie als außereuropäische Mächte nich l 
hineingezogen werden und deshalb hieß es für sie zu 
verhindern, daß der VB noch enger als bisher mil den 
Pariser Verträgen verknüpft werde. 
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Zweifellos haben auch noch andere Erwägungen 
entscheidend milgespielL. Insbesondere isl England 
grundsätzlich Gegner der stärkeren Bindung gewesen, 
die seiner Politik durch eine Ausgeslallung der VBS 
auferlegt worden wäre. ichl umsonst betonl der eng­
lische amtliche Kommentar immer wieder, daß die VHS 
die Souveränität der Mitglieder nicht antaste und daß 
sie es vermeide, slarre Regeln aufzu Lellen, dem Takt 
und dem politischen Ermessen der führenden Staats­
männer Fesseln anzulegen. Aber wer die englische 
Denkschrift, die am 12. 3. 25 im VBR bekanntgegeben 
wurde58), aufmerksam liest, wird erkennen, daß für 
die Verwerfung de Genfer Protokolls vielleicht in noch 
höherem Maße die Abneigung bestimmend war, sich 
selbst und die Dominions noch tiefer als bisher in 
kontinentaleuropäische Zwistigkeiten hineinziehen zu 
lassen. 

Die Schlichtung von Streitigkeiten ist für die 
Staaten, die nichl an dem Kampf um die Pariser 
Friedensschlüsse beteiligt sind, also für die neutralen 
europäischen und mit gewissen Einschränkungen für 
alle außereuropäischen Staaten, das Kernstück des VB. 
Daß die heule bestehende Regelung, wie sie in den 
Art. 15 f. gefaßt ist, unvollständig ist und daß sie gerade 
in schwierigen und wich Ligen Fällen versagen muß, 
liegl auf der Hand. Anderseits isl es klar, daß eine Aus­
füllung der Lücken undBeseitigung derMängelnurdurch 
eine Vermehrung der Rechle des VBR zu erreichen ist. 
Ebenso klar ist, daß diese mil einer Minderung der Selb­
sländigkeil der Mitglieder gleichbedeutend ist. Die Mit­
glieder werden mit der Zeil unausweichlich vor die 
Frage geslelll werden, welches der beiden Uebel ihnen 
erträglicher scheint. Wenn sie sich aber für eine 
Ausgestaltung des VB entschließen sollten, würde das 
.heule besagen, daß das von ihnen gebrachte Opfer in 
erster Reihe nicht ihnen selbst, nicht der Erhaltung des 
Weltfriedens, nich L dem VB als solchem zugute käme, 
sondern den utznießern der Pariser Verträge. Der 
VB würde noch tiefer in die Fe seln verslri kt werden, 
die beute seine gesunde Entwicklung hindern, er würde 

68) JO 25 446 f. 
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vollends zum Werkzeuge der Entente werden und seine 
Machtmillel würden allem zuvor der Niederhaltung der 
im ·weltkriege unterlegenen Völker dienen müssen. 

Ein wirklich objektives Urteil darüber, ob eine 
Ausgestaltung der Art. 15 und 16 tunlich und erwünscht 
ist, kann heute kaum gefallt werden. Aber worauf es 
ankommt, ist, daß eine achliche Erörterung und Ent­
scheidung dieser o überaus wich Ugen Frage unmöglich 
bleibt, solange auf dem VB die Pflicht zur Aufrecht­
erhaltung der Pariser Verträge laslel. 

Diese Pflicht bildet den Hemmschuh für jegliche 
gesunde Entwicklung des VB. Ob es darum gehl, ihn 
zu einer universalen Völkergemeinschaft mil univer­
salem Wirkungskreis und universalen Aufgaben auszu­
geslallen, ob darum, die Gegen ätze in seiner eigenen 
Mille zu beseitigen oder darum, ihn zur Friedens­
bewahrung und Kriegsverhütung fähig zu machen -
immer und überall trill hindernd diese Pflicht in den 
Weg. 

Der VB wird sich von ihr befreien oder er wird 
sich damit abfinden müssen, eine vorübergehende Er­
scheinung zu sein, die mil dem Zerfall der Interessen­
gemeinschaft, die ihn ins Leben gerufen hal, schwindet 
und an deren Stelle wieder das einstige Chaos trill oder 
aber ein neuer VB, der seinen Namen mil Rechl trägt. 
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Die Satzung des Völkerbundes. 

Vorspruch. 
In der Erwägung, daß es zur Förderung der Zu­

sammenarbeit unter den Nationen und zur Gewähr­
leistung des internationalen Friedens und der inter­
nationalen Sicherheit wesentlich ist, 

be timmte Verpflichtungen zu übernehmen, nicht 
zum l{riege zu schreiten, 

in aller Oeffentlichkeil auf Gerechtigkeit und 
Ehre gegründete internationale Beziehungen zu unter­
halten, 

die Vorschriften des internationalen Rechts, die 
fürderhin als Richtschnur für das tatsächliche Ver­
halten der Regierungen anerkannt sind, genau zu be­
obachten, 

die Gerechtigkeit herrschen zu lassen und alle 
Vertragsverpflichtungen in den gegenseitigen Be­
ziehungen der organisierten Völker sorgfältig zu 
achten, 

. timmen die Hohen vertrag chließenden Teile der 
gegenwärtigen Satzung des Völkerbunde zu. 

Allgemeines. 
Es entspricht einer seit alters be tehenden inter­

nationalen Uebung, daß einem Vertrage, namentlich 
wenn ihm größere Bedeutung beigemessen wird, eine 
Einleitung vorausgeschickt wird, die die Grundsätze, 
auf denen sich das Vertragswerk aufbaut, mil einer 
gewi sen Feierlichkeit darlegt. Eine derartige Ein­
leitung ist jedoch nicht im eigen tlichen Sinne Bestandteil 
des Vertrages. Schon aus dem W orllaut ergib t sich, 
claß erst die auf die Einleitung folgenden Be tim-
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mungen den Vertrag bilden und daß die Einleitung nur 
die Beweggründe wiedergibl, die zum Abschluß des 
Vertrages geführt haben. Sie schaffl für die Ver­
tragsgegner weder Rech le noch Pflichten. Deshalb 
kommt sie auch für die rechtliche Betrachtung an sich 
nicht in Frage und kann nur als Material für die Aus­
legung des Vertrages dienen, da sich aus ihr die 
,:\ 1llen richlung der Parteien erkennen läßt. Doch darf 
ihr Werl auch in dieser Richtung ni ht überschätzt 
werden. Soweit sie nicht einfach einer auf Ueberliefe­
rung beruhend n amllich n Phraseologie entspringt 
und somit rein dekorativen Zweeken dient, werden mit 
ihr politische und nicht juristische Ziele ver­
folgt. Das trifft in besonders hohem Maße für ein 
Vertragswerk zu, wie es die VBS darslelll, weil hier 
die Gewinnung der öffentlichen Meinung von wesent­
licher Bedeutung ist. 

Unter diesen Umständen trifft die am Vorspruch 
vielfach geübte Kritik ·weniger das Wesen des VB, als 
vielmehr da redaktionelle Geschick oder Unge ehick 
der Väter der VBS. Unter diesem Gesichtspunkt frei­
lich wird man Schücking-Wehberg zustimmen müssen, 
wenn sie (160 f.) darauf binwei en, daß die Einleitung 
zum „Haager Abkommen zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitigkeiten" vom 18. 10. 07 viel in­
haltsreicher war. Dagegen wird man sich nich L ihrer 
Ansicht anschließen können, daß irgend etwas ge­
wonnen wäre, wenn die Pariser Konferenz ge­
mäß einem mehrfach verlautbarten ,vunsche etw:1 
,,Grundrechte der Völker" in die Präambel aufge­
nommen hiille. Ohne juristischen Werl i l es auch, 
wenn van Vollenhoven (Kluyver S. VI) die Lücken des 
Vorspruchs zu ergänzen sucht, indem er hervorhebt, daß 
das wichtigste Ziel des VB, die Begründung des Welt­
friedens, i:n der Einleitung zu Teil XIII des VFrV ge­
uannl und die Möglichkeit der zwangswei en Durch­
setzung der Erfüllung in lernalionaler Pflich len in 
Art. 8 und 16 der VBS berücksich Ligt ist. Sehr wohl­
begründet und zugleich sehr bezeichnend ist es dem­
gegenüber, daß Commenlary über den Vorspruch Lill­
schweigencl hinweggeht. Er wird in ihm überhaupt 
nicht erwähnt. 
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Wrigbt (Amer. Journ. of Intern. Law 20 565 f.) 
sucht den Nachweis zu erbringen, daß der Vorspruch 
auf einem wohldurchdachten, kunslvollen Aufbau be­
ruht, der slufenweise von silllichen zu rechtlichen Ver­
pflichlungen führt. Seine Beweisführung i L nicht 
überzeugend. Doch würde auch ihre Richtigkeit die 
Bedeulung des Vorspruchs nichl zu sleigern vermögen. 

Im Einzelnen. 
(1) Die Mitgliedstaaten sollen „be timmte" oder 

„gewisse" Verpflichtungen ( der französische Texl 
sprichl von „certaines obligalions", der englische 
·chlechtweg von „obligalions") übernehmen, nicht 
zum Kriege zu schreiten. Es handelt sich also 
nur um eine Einschränkung und nichl um eine Auf­
hebung des Rechls der Kriegsführung. Das entsprichl 
den Bestimmungen der Art. 12 bis 17, die die Möglich­
keit vorsehen, daß einerseils Bundeskriege zur Durch­
führung von Bundesbeschlüssen, anderseils aber auch 
nach Erschöpfung der Mittel zu friedlicher Beilegung 
von Zusammenslößen Einzelkriege zwischen Mil­
gliedern geführt werden. Auf den Bundesmitgliedern 
liegt nur die Pflicht, die in der Satzung vorgesehenen 
Mittel zur Vermeidung von Kriegen anzuwenden, bevor 
ie die Feindseligkeiten eröffnen. 

(2) Das Schwergewicht des zweilen Punktes liegt 
auf der O e f f e n t 1 i c h k e i t d e r i n t e r n a t i o -
n a 1 e n Beziehungen. Es soll hier der viel­
berufenen Geheimdiplomatie abgesagt werden. Dem­
gemäß schreibt Art. 18 die Registrierung und Veröffenl­
lichung aller Verträge vor. Die Praxis hat jedoch be­
reits Ausnahmne zugelassen (unten Art. 18 Z. 2). Im 
übrigen gibt es selbstverständlich kein Mittel, durch 
das unförmliche geheime ·Vereinbarungen zwischen 
leitenden Staalsmännern unmöglich gemacht werden 
könnten. 

(3) Die genaue B e ob a c h tu n g d e r V o r -
s c h r i f t e n d e s i n t e r n a t i o n a 1 e n R e c h t s ist 
amtlich seit jeher von allen Staaten als bindende Pflicht 
anerkannt worden. Eine sehr erhebliche Schwierigkeit 
ergibt sich jedoch daraus, daß es an einer Kodifikation 
des Völker rech Ls fehlt und daher in weitgehendem 



Maße Zweifel darüber möglich sind, wieweit bestimmte 
Regeln als Bestandleile des geltenden Völkerrechts an­
erkannt werden müssen. Darüber hinaus wird es im 
Ernslfalle slets streilig werden, wieweil die Lebensnot­
wendigkeit n eines Staates auch den unbestrittenen 
Vorschriflen des Völkerrechts vorgehen. 

(4) Auch der vierte der hier verh.iindeten GruncJ­
sälze ist in dieser Allgemeinheit unanfechtbar, und di e 
Schwierigkeiten ergeben sich ersl bei der praktischen 
Anwendung. Der Begriff der G e r e c h t i g k e i L kann 
von subjektiver Färbung nicht gereinigt werden. Die 
Frage, wieweit es richtig ist, daß allen Ver trägen 
die clausula rebus sie stantibus innewohnt, bleibl un­
gelöst. 

(5) Im letzten Absatz besteht eine Unstimmigkeit 
zwischen dem französischen und englischen Text. Jener 
bringt durch die Wendung „qui institue la Societe des 
Nations" die Meinung zum Ausdruck, daß durch das In­
krafttreten der Satzung der VB bereits geschaffen 
werde. Das ist unzutreffend (vgl. oben S. 6). 

Artikel 1. 
l'rsprüngliche l\füglieder des Völkerhuncles sind 

diejenigen Signatarmächte, deren Namen in der Anlage 
zu cler gegenwärtigen Satzung aufgeführt sincl, sowie 
die ebenfalls in cler Anlage genannten Staaten, clie der 
gegenwärtigen Satzung ohne jeden Vorbehalt clurch 
eine hinnen zwei :Monaten nach Inkrafttreten der 
Satzung im Sekretariat niedergelegte Erklärung bei­
treten. Die Beitrittserklärung ist allen anderen Bundes­
mitgliedern bekanntzugeben. 

Alle Staaten, Dominien oder Kolonien mit voller 
Selbstven.valtung, die nicht in cler Anlage genannt sind, 
können Bunclesmitgliecler werden, wenn ihre Zulassung 
von zwei Dritteln der Bundesversammlung ausge­
sprochen wird, vorausgesetzt, daß sie für ihre auf­
richtige Ab icht, ihre internationalen Verpflichtungen 
zu beobachten, wirksame Gewähr leisten und die hin­
sichtlich ihrer Streitkräfte und Rüstungen zu Lancle, 
zur See und in cler Luft festgesetzte Ordnung annehmen. 

l•'reytagh-Loringhov~n, Völkerbund 3 



Jedes Bundesmitglied kann mit zweijähriger Kün~ 
digung aus dem Bunde austreten, vorausgesetzt, daß es 
zu dieser Zeil alle seine internationalen Verpflichtungen 
einschließlich derer aus der gegenwärtigen Satzung er­
iullt hat. 

Vorbemerkung. 
(1) Die Idee eines Vß ist unlöslich verbunden mit 

dem Begriff der U n i versa 1 i t ii t der Mi t g 1 i e d -
s c h a f L. Ein VB, der diesen Begriff nicht in ich 
schlösse und nicht zum mindesten das Streben nach 
Universalität hätte, könnte als solcher nicht anerkannt 
werden, stellte vielmehr nichts dar, als eines der Bünd­
nisse, wie die Geschichte sie in den verschiedenartigsten 
Formen und in verschiedener Ausdehnung kennt. 
Anderseits braucht Universalität nicht in dem Sinne 
verstanden zu werden, daß jedem Staat der Beitrilt 
ohne weiteres frei teht. Die Aufstellung von Bedin­
gungen, die sich gegebenenfalls als Hindernisse für den 
Beitritt erweisen können, ist mit der Idee eines VB 
durchaus vereinbar. Nur müs en sie den Zweck ver­
folgen, den Charakter des VB zu gewährleisten und 
dürfen nicht darauf abzielen, bestimmte Staaten aus 
politischen Rücksichten dem Bunde fernzuhalten. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob und wieweit die 
Ausschließung ihrer vormaligen Feinde in den Plänen 
der Begründer des VB oder einiger von ihnen lag. Die 
VBS läßt das jedenfalls nicht erkennen. Die in ihr 
aufgestellten Bedingungen tragen objektiven Charakter 
und sind geeignet, die Erreichung der satzungsmäßigen 
Ziele zu sichern. Allerdings ist nicht zu verkennen, 
daß sie auch die Möglichkeit eines Mißbrauchs offen 
lassen. Davon abgesehen, wird durch sie der Unter-
chied zwischen den ursprünglichen und den später 

aufgenommenen Mitgliedern verewigt, ein Unterschied, 
dessen Aufrechterhaltung dem Geist eines idealen VB 
nicht entspricht. 

Bereits auf der I. VBV wurde von Argentinien der 
An trag eingebracht, ,,allen souveränen, von der inter­
nationalen Gemeinschaft anerkannten Staaten" den 
Beitrill freizustellen, und zwar, ohne daß eine Abstim­
mung stattzufinden hätte (1. VBV Pl. 261). Der Antrag 
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wurde dem zusLändigen Ausschuß überwiesen. Von 
diesem wurde eine Reihe vorwiegend formaler Be­
denken geltend gemacht und in der II. VBV wurde eine 
Entscheidung vertagt, da die Antragsteller nicht an­
wesend waren (II. VBV Pl. 134, 677, 683 f.). TaLsächlich 
halte die argentinische Delegation die 1. VBV verlassen, 
nachdem die unverzügliche Verhandlung ihres An­
trages, sowie einiger weiterer Anträge abgelehnt worden 
war (1. VBV 276 f.). Auf der II. VBV hatte Argentinien 
sieh nicht mehr vertreten lassen (vgl. unLen z. 9). 

(2) Neben der Universalität der Mitgliedschaft liegt 
im Wesen eines VB auch die Uni versa 1 i t ä t des 
W i r k u n g s kreise s. Es entspricht der Idee des 
VB, daß er seine Täugkeit auf den gesamten Erdraum 
erstrecke. Die VßS läßt eine dahingehende Tendenz 
erkennen, wenngleich Art. 21 sie durch ausdrückliche 
Anerkennung der Mon r o e d ok tri n einschränkt. 
Sie tritt darin zutage, daß der VB bestrebt ist, auch 
die Nichtmitglieder bestimmten Regeln zu unterwerien, 
die analog den für die Mitglieder festgesetzten auf­
gestellt sind. Schücking-Wehberg 168 f. konstruieren 
daraus eine passive Mit g 1 i e d s c h a f t der 
Außenseiter, welche Auffassung die Anerkennung 
der VBS als objektives Recht zur Voraussetzung hat. 
Wird sie hingegen, wie es richtig ist (vgl. oben S. 15 f.), 
als Vertragsrecht angesehen, das allein die Vertrags­
parteien bindet, so kommt eine passive Mitgliedschaft 
für unbeteiligte Staaten nicht in Frage. Zwingt der 
VB solchen Staaten seinen Willen auf, so fehlt es dafür 
an einer Rechtsgrundlage. Strittig kann nur die Lage 
der Mittelmächte erscheinen, die die VBS als Bestand­
teil der Pariser Friedensverträge mitunterschrieben 
haben. In Ermangelung einschlägiger Bestimmungen 
der VBS ist die Willensrichtung der Parteien maß­
gebend. Die deutsche Auffassung ist in einem 
Schreiben des deutschen Botschafters in London 
vom 11. 8. 20 (JO 20 444) an den GS zum Aus­
druck gekommen, in dem die Vorlegung der von 
Deutschland seit dem 10. 1. 20 geschlossenen Verträge 
zur Registrierung nach Art. 18 zugesagt, zugleich aber 
jede Verpflichtung dazu bestritten wird. Da ein 
Widerspruch seitens des VB nicht erfolgt ist, darf diese 
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cleulsche Auffassung als von der Gegenseite anerkannt 
betrachtet werden. Nach dem Einlrilt aller Mittel­
mächte in den VB wird die Frage nur noch theoretische 
Bedeutung haben (vgl. auch Kraus, der VB und die 
FrV 23). Für die Türkei kommt sie nicht in Betracht, 
da der LFrV die VBS nicht enthält. 

(3) Dagegen hat eine Mi t a r bei t der Nicht -
m i t g 1 i e der an der Lösung von Einzelaufgaben im 
Rahmen · der VB-Organisation von vornherein statt­
gefunden. Doch erfolgle ihre Heranziehung nur von 
Fall zu Fall. Ein grundsätzlicher Beschluß, die licbt­
mitglieder an humanitären oder sonstigen 1mpolitischen 
Arbeilen dauernd zu beteiligen, isl nichl ergangen. 

Besonderes Entgegenkommen ist in dieser Richtung 
den V e r e i n i g t e n S t a a t e n erwiesen worden. In 
den StIG wmde ein amerikanischer Richter binein­
gewählt, nachdem bereits ein amerikanischer Jurist 
dem Vorbereitungs-Ausschuß angehört hatte (vgl. 
unten Art. 14 Vorbern.). Auch sonst ist Amerika 
·wiederholt zur Mitarbeit aufgefordert worden, teils 
clirekl, teils durch Wahl von Amerikanern in einen 
Aussclntß. Doch hat Amerika sich einer amllichen 
Teilnahme enthallen und nur ausnahmsweise Dele­
gierte in balbamllicher Eigenscbafl entsandt (vgl. JO 
22 790, 1516; 22 1204; 23 345). 

Gelegentlich ist auch S o w j et r u ß 1 an d , lrolz 
seiner ausgesprochen ablehnenden Stellungnahme zum 
VB, zur Mitarbeit eingeladen worden. Insbesondere 
,vurde es zur Teilnahme am Vorbereitenden Ausschuß 
für die Abrüslungskonferenz (unten Art. 8 z. 6) auf­
gefordert, lehnte jedoch unter Hinweis auf seine Diffe­
rtnzen mit der Schweiz ab (JO 26 538 f., 635 f.). 

Allgemeines. 
Als hervorstechendes Merkmal des VB isl die 

Unterscheidung zwischen ursprüng­
lichen und nichtursprüuglichen Mil­
gliedern zu betrachten (vgl. oben S. 12 f.). Sie hat 
nicht nur ge chicbtliche Bedeutung, die nach dem 
Eintrill schwände, sondern wirkt fort, indem den nichl 
ursprünglichen Milgliedern Verpflichtungen auferlegl 
werden, durch die sie gebunden bleiben. Von diesen 
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Sonderverpflichtungen abgesehen, sind sie den ur­
sprünglichen Mitgliedern in Red1Len und Pflichten 
gleichgestellt. 

Im Einzelnen. 
(1) Die er te Gruppe der ursprünglichen Mitglieder, 

von deren Seile es einer Beilri ltserklärung nicht bedarf, 
wird durch die U n t erze ich n er de r Fr V, ins­
besondere de VFrV, gebildet. Sie sind als die Be­
gründer des VB anzusehen. Doch haben in der 
Liste an erster Stelle stehenden V e r e i n i g t e n 
S Laa t e n von o r da m er i k a die Zugehörigkeit 
zum YB abgelehnt, indem sie die Ratifikation des VFrV 
verweigerten (Kluyver 204 f., Schou bei Munch I 297 f.) 
und in der Folge einen onderfriedensvertrag mit 
Deutschland schlossen (vgl. RGBl. 211317 f.). Beachtens­
wert ist hierbei, daß der Aus chuß des ~esamlen Senats 
dem Hause die Ratifikation zuerst nut 14, dann mit 
15 Vorbehalten empfahl, die sich zumeist auf die VHS 
bezogen und den Vereinigten Staaten für alle wichtigen 
Fragen Handlungsfreiheit sichern wollten. Es fand 
sich jedoch hierfür keine Mehrheit und am 19. 3. 20 
wurde die Ablehnung für endgültig erklärt. Unter 
juristischen wie politischen Ge. ichlspunkten i t die 
Frage von Inlere se, ob ein Beitritt unter solchen Vor­
hehallen als zulässig angesehen worden wäre. Wilsons 
Nachfolger Harding hat in seiner Antrillsbotschafl an 
den Kongreß vom 12. 4. 21 die Ablehnung des gegen­
wärtigen VB nochmals hervorgehoben und sein Nach­
folger Coolidge hat darüber hinau jeden , B abgelehnt. 
Die Bedeutung des Fernbleibens der V reinigten 
Staaten liegt auf der Hand (vgl. unten Art. 21). 

icht ratifiziert haben auch Ecuador und 
II e d ja s, so daß drei der Signatarmächte dem VB 
nicht angehören. 

Ch in a hat die Ratifizierung des VFrV abgelehnt 
und durch Dekret des Pri.isidenten Yom 15. 9. 19 den 
Frieden mit Deutschland für wiederhergestellt erkli.irt, 
i t aber durch Ratifizierung des tGFrV dem YB bei­
getreten (Kluyver 185, 195 f., Wellington Koo bei 
Munch I 342 f.). 

Hervorzuheben ist, daß neben Großbritannien 
die vier Dom in i e n Australien, Canacla, Neuseeland 



- 38 -

und Südafrika sowie Indien al selhsländige l\Iil­
glieder dem VB angehören. Wieweil das ihrer slaals­
rechllichen SLellung entsprichl, isl hier nichl zu er­
örlern (vgl. aber unten Z. 3). In Amerika und 
Frankreich hal diese Sachlage Widerspruch geweckl. 
Von französischer Seile ist darauf hingewie en worden. 
daß Tunis und Marokko gleichfalls Anspruch auf 
selbsländige Milgliedschafl erheben könn Len (Kluyver 
184, 192 f.). 

Im Hinblick auf Siam i L zu verzeichnen, daß es 
die einzige absolule Monar ·hie unter den ursprüng­
lichen Milgliedern darslelll. Da Abs. 1 keine Yor­
schriflen über die Staalsform der Mitgliedslaalen ent­
häll, isl das formal einwandfrei (vgl. dazu unlen Z. 3). 

(2) Die zweite Gruppe der ursprünglichen Mit­
glieder besleht aus 13 im Kriege neu t r a 1 g e -
h lieben e n S t a a L e n. Sie wurden zum Bei­
tritt eingeladen, der durch eine binnen zwei Mo­
naten ohne Vorbehall abzugebende Erklärung zu 
vollziehen war. Sie sind dieser Aufforderung aus­
nahmslos nachgekommen. Besonderheiten haben 
sich bei der Schweiz ergeben (Kluyver 240 f., 
Rappard bei Munch 1 379 f., Huber bei Munch II 68 f.). 
Am 21. 11. 19 kam ein Bundcsbeschluß über den Beilrill 
zuslande, jedoch mit dem Vorbeha1L der Anerkennung 
der chweizerischen Neutralität und der endgültigen 
Enlscheidung durch Volksabstimmung. ?\'ach mehr­
fachem Notenwechsel beschloß der VBR am 13. 2. 20. 
daß die Schweiz von der Verpflichtung befreit sein 
solle, an militärischen Unlernehmungen des VB teil­
zunehmen oder den Durchzug von Truppen zu dulden, 
daß sie hingegen an den im Art. 16 f. vorgesehenen 
wirlschafllichen und finanziellen Maßnahmen gegen 
einen bundesbrüchigen Staal milzuwirken habe. ,,An­
gesich Ls der ganz eigenarligen Verfassung" der Schweiz 
erklärte der VBR, eine frislgernäß abgegebene Beilrills­
erklärung, die sich auf einen Beschluß der Bundes­
Yersamrnlung slülzl, als den Vorschriflen des Art. 1 
genügend ansehen zu wollen, wenn sie sobald als mög­
lich durch Volksabslimmung bekräfligl würde. Dar­
aufhin zeigte der Bundesrat am 8. 3. 20 den Beilrill 
der Schweiz an und die Volksabstimmung erbrachle 
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am 15./16. 5. 20 414 830 gegen 322 939 Stimmen für den 
1 Eintritt. Die Vorschrift des Abs. 1, daß der Beitrill 
vorbehalllos erfolgen müsse, ist somit in doppelter Hin­
sicht nicht eingehalten worden. Anderseits kann von 
einer Fortdauer der Neutralität der Schweiz nicht 
mehr gesprochen werden. 

Einen formalen Vorbehall machte auch Vene -
zu e 1 a. Der Beitritt wurde durch Dekret des Präsi­
denten vom 12. 1. 20 unter Vorbehall der Zustimmung 
des Kongres es erklärt und vom VBR ohne Wider­
spruch gegen diesen Vorbehalt angenommen (JO 20 
2:39 f., 300). Erst am 6. 7. 20 erlangte der zustimmend 
Beschluß de Kongresses Gesetzeskraft (Schücking­
Wehberg 210). 

(3) Die Gewährung der Mitgliedschaft nicht 
nur an Staaten, sondern auch an Dominien und 
Kolonien erklärt sich ohne weiteres aus den Bedürf­
nissen der englischen Rei ·hspolilik. Konstruktiv ver­
leiht sie dem VB einen besonderen Charakter (vgl. 
oben 12). Eine gewisse Angleichung an den Staats­
begriff wird durch die Forderung der vollen Selbst­
verwallung nach dem engli eben \Vorllaut, der freien 
Selbstregierung nach dem französischen ver uchl. 
Doch gill die e Forderung auch für die Staaten, was 
sich vielleicht nicht aus der deutschen Uebersetzung, 
wohl aber aus beiden Urtexten, die für die Auslegung 
allein maßgebend sind, zweifelsfrei ergibt. Der Be -
griff der vollen Selbstverwaltung oder 
freien S e l b s t reg i e r u n g ist von Unbestimmt­
heit nicht frei. Logisch betrachtet enthält er zwei Ele­
mente, nämlich erstens ein Mindestmaß an Unabhän­
gigkeit nach außen und zweitens eine Verfassung, die 
dem Volk zum wenigsten be timm nde Mitwirkung am 
Staatsleben sichert. Jenes ergibt sich aus der mit der 
Zugehörigkeit zum VB verknüpften Uebernahme inter­
nationaler Rechte und Pflichten, die nur von einem 
unabhängigen Staat ausgeübt und erfüllt werden 
können, dieses aus der demokratischen Gesamttendenz 
cles \'B (vgl. Scelle, Le Parte 253 f.). 

Die Praxis de YB deckt sich jedoch nicht mit 
die er Auffassung. Es wird bei der Aufnahme neuer 
Mitglieder nur eine äußere U n abhängig k e i t 
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verlangl und hierbei das Maß als genügend angesehen, 
das die englischen Dominions besitzen, obgleich diese 1 

zweifellos auch rechtlich nicht in der Lage wären, sich 
z. B. an einer VB-Exekution gegen England zu be­
teiligen._ Die Frage der i.nnern Verfassung bleibt im 
,vesenthchen unberührl. Bezeichnend hierfür sind die 
Verhandlungen vor der Aufnahme Abessiniens durch 
die IV. VBV. Der Unterausschuß des VI. Ausschusses 
(IY. VBV VI. A. 32 f., 34 f.) beantwortete Frage 4 des 
Fragebogens (vgl. unten z. 5) mit der Feststellung, daß 
Abessinien regiert werde von der Kaiserin mit Unter­
stützung des Thronfolgers als Regenten und Minister­
präsidenten und eines Fürstenrats. Daher sei das Vor­
liegen freier Selbstregierung anzuerkennen. Es sei 
jedoch unge,viß, wieweit die Zentralgewalt in den ent­
fernten Provinzen wirksam werde. Dieser Vorbehalt 
rief einen Protest der abessinischen Delegation hervor 
und wurde in der Form abgesehwächt. In der Debatte 
des Aus chusses wurde nur er berührt. Die Frage der 
Selbstregierung oder Selbstverwaltung blieb unerörtert, 
doch fanden eingehende Verhandlungen über die all­
gemeine Enlwic.klungsstufe Abessiniens, über Sklaven­
handel und Waffeneinfuhr statt (a. a. 0. 12f., 17f.). 
Die Aufnahme im Plenum erfolgte einstimmig und 
ohne Debatte (IV. VBV 125 f., vgl. 375 f.). 

In derselben Rich lung bezeichnend sind die Vor­
gänge bei der Aufnahme St. Domingos. Hier slellle die 
Kommission fest: ,,Die Republik Sl. Domingo isl ein 
unabhängiger und souveräner Staat. Eine zeitweise 
Besetzung durch die Truppen der Vereinigten Slaaten 
von Amerika hat am 12. 7. cl. J. ein Ende genommen" 
(V. VBV VI. A. 18 L, 24 f., PI. 473 f., vgl. 188 f.). Im 
Hinblick auf Irland wiederum heißl es nur: ,,Auf die 
Yierte Frage isl die Antwort bejahend" (V. VBV VI. A. 
28 vgl. 11). Doch wird auf die zweite Frage, die die 
Anerkennung durch andere Slaaten betrifft, gesagt, daß 
Irland als Dominion einen Teil des Britischen Reichs 
darstelle und denselben Bedingungen entspreche, wie die 
übrigen Dominions, die bereits Mitglieder des VB seien 

Sonach spielt die Staatsform keine Rolle (vgl. auch 
oben Z. 1 über Siam) und es stünde daher der Auf­
nahme einer Räterepublik kein Hindernis im Wege 
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(vgl. Schmitt 63 I. über die begrifflich nolwendige 
Homogenität eines VB). Anderseits i t das Maß der 
äußeren Unabhängigkeil, iföer das ein Milglied ver­
fügen muß, juristisch kaum zu erfassen. Das der 
brilischen Dominions wird als ausreichend angesehen. 
Da jedoch Indien ursprüngliches Mitglied ist und ge­
ringere Unabhängigkeit genießl - soweil von einer 
Abstufung dieses an sich absoluten Begriffs üJ)erhaupt 
gesprochen werden darf - müß.Le gegebenenfalls diese 
zugrunde gelegt werden. Die Schwierigkeiten, die sich 
aus einer notwendig werdenden Vergleichung ergeben 
müßten, liegen auf der Hand. Doch werden in der 
Praxis selbstverständlich immer politische und nicht 
juristische Erwägungen für clie Aufnahme maß­
gebend sein. 

(4) Die weiteren in Abs. 2 au(geslelllen m a t e -
riellen Vorausselz1.1ngen für die Auf­
n a h m e führen in doppeller Hinsich I zu einer 
Differenzierung zwischen den ursprünglichen und 
rkn nicbtursprünglichen Mitgliedern. Das geschieht 
erstens, indem die „aufrichtige Absicht, ihre inler­
nalionalen Verpflichtungen zu beobachten" bei jenen 
als selbstverständlich angenommen wird,. von die­
sen noch besonders gewährleistet werden muß. 
Zweilens wird den nichlursprünglichen Mitgliedern 
eine Rüstungsordnung auierlegl, während jene ihre 
Freiheit wahren (vgl. unten Arl. 8). In diesen Be­
stimmungen tritt der Charakter des VB als der Grün­
dung einer bestimmten polilischen Mächtegruppe 
hervor. 

Juristisch betracb Let, isl die erste der beiden Vor­
aussetzungen wertlos. \\Tirksame Gewähr für die Auf­
rich Ligkeil einer Absichl kann naturgemäß nicht ge­
leislel werden. Auch über den moralischen ·wert einer 
dahin gehenden Versicherung können die Meinungen 
geleill sein, da die B eo b a c h l u n g in lern a l i o -
n a 1 er Ver p f 1 ich tun gen ohnehin jedem Staale 
obliegt. Demgemäß hat denn auch diese Voraussetzung 
bei der Aufnahme neuer Mitglieder eine mehr formale 
Rolle gespielt. Bezeichnend hierfür ist ihre Behandlung 
hei der Aufnahme einerseits Ungarns, anderseits Abes­
siniens. Der Vertreter Ungarns, Graf Banffy, gab am 
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18. 9. 22 vor dem Unterausschuß des VI. Au schusses 
im Namen der ungarischen Regierung die Erklärung 
ill?• daß die Regierung _,,die aufrichtige Absicht hegt, 
ehe Satzung des VB, ehe geschlossenen Verträge und 
alle internationalen Verpflichtungen zu beobachten". 
Unter Bezugnahme auf diese „feierliche Verpflichtung" 
empfiehlt der Bericht des Unterausschusses, den der 
YI. Ausschuß sich zu eigen machte, die Bewilligung des 
Aufnahmegesuchs (III. VBV Pl. II 124). Diese „feier­
liche Verpflichtung" ist im Plenum durch den Vertreter 
der Tschechoslowakei noch besonders hervorgehoben 
worden (1 115 I.). Ein Gegenstück hierzu bilden die 
Vorgänge, die sich bei der Aufnahme Abessiniens ab­
spiellen. Hier wurde in dem Bericht des VI. Aus­
schus e unzweideutig ausgesprochen, daß Abessinien 
in der Vergangenheit seine internationalen Verpflich­
tungen nicht immer erfülll habe, daß aber nun die 
Hoffnung bestehe, daß das geschehen werde. Ein 
Protest des abessini chen Vertreters hatle zur Folge, 
daß der Bericht an den Aus chuß zurück.verwiesen und 
einer redaktionellen Abänderung unterzogen wurde, in 
deren Ergebnis jene Feststellung zwar nicht beseitigt, 
aber doch formell abgeschwächt wurde. Ihr stand eine 
allgemein gehaltene Erklärung Abessiniens gegenüber, 
die seine Bereitwilligkeit zur Erfüllung der ihm ob­
liegenden internationalen Verpflichtungen ausdrückte. 
Diese Erklärung wurde als wirksame Gewährleistung 
angesehen, und Abe sinien wurde in den VB aufge­
nommen (IV. VBV PI. 125 f.). Im übrigen ist die um­
ständliche Erörterung der Frage in diesen zwei Fällen 
augenscheinlich dem Umstande zuzuschreiben, daß 

ngarn den Millelmächten angehörte und Abessinien 
als in der Zivilisation zurückgebliebener Staat gilt. Im 
allgemeinen wird die Frage der wirksamen · Gewähr­
leistung ebenso formal behandelt, wie die übrigen 
Punkte des Fragebogens. Vgl. z. B. die Aufnahme 
St. Domingos V. VBV VI. A. 18 f., 24 f., Pl. 473 f., 188 f. 

Sehr ernst genommen wird im Gegen atz hierzu die 
Frage der R ü s tu n g s o r d n u n g, Durch sie wird ein 
hesonderes Stadium in das Aufnahmeverfahren (unten 
z. 5) hineingetragen, indem der VBR ein Gutachten des 
Ständigen Rüstungsausschusses oder, soweit es sich um 
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eine der Millelmäch Le handell, der Bolschaflerkonferenz 
und deren Mililärausschuß einholl. Bei den Mi L L e 1 -
m ächten komml hierbei in 1:. rage, wieweil sie die 
ihnen in den Pariser Friedensschlüssen auferleglen 
Rüslungsbeschränkungen durchgeführl haben. Das 
wurde für Oeslerreich (I. VBV II. A. 163 f., 217 f.) und 
Bulgarien ( das. 168 L, 176 L, 214 f.) unter Leilweisem 
Widerspruch, für Ungarn (III. VBV VI. A. 123 L) ein­
mülig bejah L. Für Deulschland vgl. Z. 8. Bei den 
an deren S Laa L e n liegen die Dinge insofern ver­
wickelter, al für sie eine Rüstungsordnung neu fest­
zusetzen isl. Als Grundlage dienen die Angaben des 
Bewerberslaates über seine Streitkräfte und elwaige 
Riislungs- oder Abrüstung pläne. Hierbei wird dem 
V BR eine entscheidende Rolle zugewiesen, indem er das 
Gutachlen de Rüslungsausschusses prüft und zu ihm 
SLellung nimmt. Seine Befugnis hierzu wird augen­
scheinlich aus Art. 8 Abs. 2 abgeleitet, obgleich dieser 
nur von der Abriislung der Staalen spricht, die die 
Mitgliedschaft des VB bereils besitzen. Ernslliche 
Schwierigkeilen haben sich bisher nich L ergeben, da es 
sich durchweg um kleinere Staalen handelle, deren 
Rüslungen für das internalionale Kräfleverhällnis nicht 
in das Gewicht fallen. Immerhin verlangte und er­
reichte England eine Herabminderung der von Lellland 
beanspruch Len 8 Zerstörer auf 4, ·während sein Ein­
spruch gegen die Bewilligung von U-Boolen an Finn­
land ergebnislos blieb (JO Nov./Dez. 20 42 f., vgl. Munch 
)Jei Munch II 381). Auch hal der VBR regelmäßig dem 
Bewerberslaat die Verpflichtung auferlegt, sich späler­
hin einem allgemeinen Rüstungsplan zu unlerwerfen, 
der durch den VB beschlossen werden könnte und un­
abhängig davon jede Aenderung anzunehmen, die der 
VBR für den gegebenen Staat in Zukunfl für nötig 
hallen sollle. (Vgl. JO Nov./Dez. 20 36, 41.) 

Verschiedene SLaaten haben außerdem im Zu­
sammenhang mit ihrer Aufnahme besondere Verpflich­
tungen hin ichtlich der Rechtsslellung ihrer Minder -
h e i t e n übernehmen müssen. S. unlen Art. 4 Z. 8 B. 

(5) Die formelle Vorausselzung für die Auf­
nahme in den VB isl die Einreichung eines da­
hingehenden Gesuchs. Salzungsgemäß könnte das 
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Aufnahme ver I a h r e n auch ohne ein solches 
infolge des Antrages eines Mitgliedes eröffnet wer­
den. Doch ist das bisher in der Praxis nicht vor­
gekommen. Eine bestimmte Form des Gesuches 
ist nicht vorgesehen. Es wird üblicherweise au 
den Generalsekretär gerichtet und vom Außen­
minister oder dem Inhaber einer entsprechenden 
Stellung gezeichnet. Es gibt dem Wunsch nach Auf­
nahme Ausdruck und enthält die Versicherung, daß der 
Bewerber seine internationalen Verpflichtungen ein­
hallen und die vom ßunde festzusetzende Rüstungs­
ordnung annehmen werde. Beanstandungen eines Auf­
nahmegesuchs, die sich aus seiner Form ergeben hätten, 
sind bisher nicht vorgekommen. 

Ohne Erörterung ist, soweit sich aus den veröffent­
lichten Materialien des VB ergibt, bisher die Frage 
nach der s t a a t s r e c h t 1 ich e n G r u 11 d 1 a g e d e s 
Aufnahmegesuchs, m . a. W. nach der Legitima­
tion der das Gesuch einreichenden Amtsperson ge­
blieben. Sie könnte u. U. praktische Bedeutung er­
langen, wenn nach einem Regierungswechsel die Ver­
[assungsmäßigkeit des Gesuchs bestritten wird. Freilich 
ist nicht anzunehmen, daß der VB eine nachträgliche 
Annullierung des Eintritts anerkennen würde. Daher 
bliebe uem betreffenden Staat nur der Austrill nach 
Art. 1 Abs. 3 übrig. Andei:seits ist nicht zu übersehen, 
daß das im Grunde gleichbedeutend mit einer Wieder­
belebung der Laband'schen Unterscheidung völker­
rechtlicher und staatsre.ch tlicher Bindung wäre 
(S taatsR. II 133 f., vgl. v. Liszt-Fleischmann 187, 254 f.) . 

Soweit ersichtlich, haben die konstitutionellen 
Regierungen regelmäßig die Zustimmung der Parla­
mente zum Eintritt in den VB eingeholt, die je nach­
dem durch Ratifizierung der Pariser Friedensschlüsse 
oder durch besondere ETmäch Ligung erteilt wurde. 
Eine Ausnahme stellt Bulgarien dar, dessen Sobranje 
sich mit einer Mitteihmg über den bereits erfolgten 
Eintritt begnügte und Venezuela, dessen Parlament 
nachträglich seine Zustimmung erteilte. Als ver­
fassungsändernd hat nur die Schweiz den Beitritt 
behandelt und durch Volksabstimmung über ihn ent­
schieden, und zwar in1 Hinblick auf die Wichtigkeit 
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dieses Schrilles, den der Verfa sungsge etzgeber nicht 
hi.ille voraussehen können. (Für die Schweiz Rappard 
bei Munch I 400 L, Huber bei Munch II 131 f. Für die 
anderen Staaten die durch Materialfülle auch sonst 
beachlliche Zu ammenstellung bei Schücking-Wehberg 
H)2 f.) 

Die bisher eingereichten Aufnahmegesuche sind 
durchweg frei von Be d in g u n gen oder V o r -
h eh a l L e n (über das deutsche Gesuch vgl. unten 
Z. 8). Die VBS enthält sich jedoch in clieser füch tung 
keine Beschrünkung. V orbeh al tloser Beitritt wird 
nur in Abs. 1 im Hinblick auf die 13 neutralen 
Staaten gefordert, was auch im Commentary 167 
hervorgehoben wird. Iluber bei Munch II 86 ver­
mutet, daß hierdurch den Bestrebungen der Schweiz 
auf Anerkennung ihrer Neutralität von vornher­
ein entgegengetreten werden sollte. Rechtlich wäre 
somit die Hinzufüguhg einer Bedingung einwandsfrei. 
In cler Praxis dürften Bedingungen regelmäßig durch 
Yorverhandlungen erledigt werden und im Gesuch 
nicht zum Ausdruck gelangen. Die Haltung de VB 
wird auch hierbei in jedem Einzelfalle mehr von 
poli Lischen, als von juristischen Erwägungen abhängen. 
Man denke an eine etwaige Aufnahme der Vereinigten 
Staaten oder nußlands. 

Die VBS erwähnt eine l\füwfrkung de VBR 
bei der Aufnahme nieh t ausdrücklich. Trotzdem 
findet sie in oweil slall, als es um die Rü tungs­
ordn ung gehl. Das Ge uch wird daher zuerst dem VBR 
vorgelegt, der den Ständigen Rüslungsausschuß um ein 
Gutachten ersucht (vgl. oben Z. 4). Hierauf gehl das 
Gesuch an die VBV, wird auf Vorschlag des Aus­
schusses für die Tagesordnung auI die Tagesordnung 
der VBV gesetzt und von dieser einem Au schuß, z. ZL. 
dem VI., überwiesen. Der Ausschuß ernennt einen 
Unterausschuß zur Prüfung des Ge­
s u c h s. Hierbei wird ein Fragebogen zugrunde ge­
legt, den bereits der V. Au schuß der 1. VBV aus­
gearbeitet und angewandt hat (V. A. 159). Er Jaulet: 

1. Ist das Aufnahmegesuch formgerecht? 
2. Ist der Bewerberstaat de jure oder de racto an­

erkannt und von welchen Staaten? 
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3. Hat der Bewerberstaat eine gefestigte Regierung 
und bestimmte Grenzen? 

4. Hat der Bewerber taat volle Selb tverwaltung 
(freie Selb tregierung)? 

5. Welcher Art sind die Handlungen und Erklä­
rungen des Bewerberstaats in bezug auf a) seine 
internationalen Verpflichtungen, h) die Bestim­
mungen des Bundes über Rüstungen? 

Dem Unterausschuß wird auch das Gutachten 
des Ständigen Rüstungsau chusses überwiesen, und 
er hat es in seinem dem VI. Ausschuß zu er­
stallenden Bericht bei Frage 5 b zu berücksichti­
gen. Im übrigen enthält dieser Bericht eine Be­
antwortung de Fragebogens, teils mit Hinzufügung 
einer Begründung, teils ohne solche. Daran knüpfen 
sich gegebenenfalls Vorschläge über besondere Bin­
dungen, die dem Bewerber aufzuerlegen sind (z. B. bei 
der Aufnahme Abessiniens betr. Sklavenhandel und 
Waffeneinfuhr, IV. VBV VI. A. 32 f., 34 f.), owie ein 
Antrag auf Bewilligung oder Ablehnung des Aufnahme­
gesuchs. Ein Stenogramm oder Protokoll der Be­
ratungen wird nicht veröffentlicht. 

Der VI. Aus s c h u ß prüft den Bericht, veranlaßt 
gegebenenfalls seine Abänderung (so im Falle Abes­
sinien, a. a. 0. 17 f. vgl. 34) und beschließt einen 
Bericht an die VBV, in dem empfohlen wird, das Auf­
nahmegesuch je nachdem zu bewilligen oder abzu­
lehnen. Ein Protokoll der stallgehabten Beratung wird 
im JO veröffentlicht. 

In der VBV wird zunächst der Ausschußbericht er­
stattet und hierauf die Debatte eröffnet. Häufig be­
schränkt sie sich auf feierliche Begrüßungsreden der 
Vertreter derjenigen Staaten, die durch besondere 
Beziehungen mit dem Bewerberstaat verknüpft sind. 
Es folgt die Abstimmung durch namentlichen Aufruf 
der Mitgliedstaaten. Hierbei lrill deullich die Tendenz 
auf Herbeiführung einer Ein s tim m i g k e i t zutage. 
Bezeichnend in dieser Richtung sind die Vorgänge bei 
der Aufnahme Ungarns am 18. 9. 22 (III. VBV PI. I 
115 f., 128). Im Widerspruch zur ebung hielt der Ver­
treter der Tschechoslowakei zugleich im Namen 
Rumäniens und Südslawiens eine Rede, in der angeL-
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liehe Verfehlungen Ungarns hervorgehoben wurden. 
Nichtsdestoweniger erhielt es 44 von 46 auf der VBV 
vertretenen Stimmen. ur Bolivien und Haiti fehlten, 
was zweifellos auf Zufall zurückzuführen ist. Die 
Tschechoslowakei stimmte ebenso für die Aufnahme, 
wie Südsla, ien und Rumänien. Bei der Aufnahme 
Bulgariens am 16. 12. 20 (I. VBV Pl. 581 f.) erklärte 
dagegen Frankreich ausdrücklich, daß es sich der 
Stimme enthalte. Auffallend groß war die Zahl der 
fehlenden Stimmen bei der Aufnahme Estlands, Lett­
lands und Litauens am 22. 9. 21 (II. VBV Pl. 318 f.), 
nämlich 10 bei Lettland und je 12 bei den zwei anderen. 
Da im VI. Aus chuß 2 Stimmen gegen die Aufnahme 
Litauen abgegeben wurden und die Aufnahme der 
beiden andern Staat n mit 2 Stimmenthaltungen 
empfohlen wurde (II. VBV VI. A. 531 f ., 518 f.), liegt 
der Gedanke nahe, daß hier wenigstens zum Teil 
Stimmenthaltung vorlag. 

In der Aufnahme ist zugleich eine de jure - An -
er k e n nun g des neuen Mitgliedstaates durch die­
jenigen Bundesmitglieder zu sehen, die es nicht bereits 
früher anerkannt hallen. Ein vom V. Au chuß der 
I. VBV zwecks Unter uchung die er Frage nieder­
gesetzter Unterausschuß vermochte sich allerdings 
nicht zu einigen (I. VBV V. A. 157 f., 160 f. vgl. auch 
Pl. 618, 623). Doch ergibt sich das aus dem Wesen 
der Sache (vgl. auch Fauchille I 1 334 f., Scclle, Le 
Pacte 255 f., Schücking-Wehberg 184 f., Verdroß bei 
Strupp I 52; a. M. Hatschek 151). 

(6) In einer Reihe von Fällen sind Au f n ahme -
g e s u c h e a b g e 1 e h n t worden. Das Gesuch Arme­
niens wurde von der I. VBV mit 21 gegen 8 Stimmen 
abgelehnt, nachdem d r V. Aus chuß festgestellt hatte, 
daß es keine gefestigte Regierung und keine bestimmten 
Grenzen aufzuweisen habe (I. VBV V. A. 174 f., 218 f., 
Pl. 587 f., vgl. auch v. Bülow 466 f. über den Einspruch 
des Obersten Rats). In Ermangelung einer gefestigten 
Regierung und bestimmter Grenzen, sowie der Anerken­
nung durch andere Staaten wurden von der I. VBV 
auch die Gesuche Georgiens, Asserbeidjans und der 
ükraine, die in der Folge in Sowjetrußland eingegliedert 
wurden, abgelehnt (I. VBV V. A. 173 f., 174, 183 f., 218 f., 
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221 f., 222 f., Pl. 630 f., 639 f.. 6'12 f., 06-! L). Eine 
vorläufige A h I eh nun g haben die neuen bal­
tischen Staaten . erfahren, die in der Folge auf­
genommen wurden. Eslland, Lellland und Litauen 
hallen ihre Aufnahme bereits bei der I. \'BV beantragt. 
Im V. Ausschuß (185 f., 195 f., 230 f.) wurde jedoch 
gellend gemacht, daß der Bund nicht in der Lage sei, 
sie gegen einen Angriff Sowjetrußlands zu schützen. 
Eine Anregung Lord Robert Cecils, sie unter Ausschlufl 
des Art. 10 der Satzung aufzunehmen, wurde abgelehnt. 
Außerdem wurde auf den Mangel einer Anerkennung 
durch die überwiegende Mehrzahl der l\Hirh le und bei 
Litauen auf das Fehlen einer festen Grenze gegen 
Polen hingewie en. Der Ausschuß beschloß, die Ab­
lehnung der Anträge zu empfehlen, jedoch die Zu­
lassung der drei Staaten zur Mitarbeit an den tech­
nischen Organisationen des VB zu befürworten. Die 
\'BV beschloß demgemäß am 16. 12. 20 (Pl. 615 f., 627 f. 
vgl. 635 L). Eine Erneuerung der Gesuche vor der 
II. \'BV halle zur Folge, daß der VI. Ausschuß sich 
nunmehr für die Aufnahme der drei Staaten aussprach 
(531 f., 513 L), worauf sie am 22. 9. 21 erfolgte (318 L). 

(7) Eine be ondere Lage hat sich für die Zwerg -
s l aalen ergeben. Zunächst wurde von der I. VB\' 
ein Aufnahm~gesueh Liechtensteins abgelehnt, nach­
dem der V. Ausschuß hervorgehoben halle, daß es an­
gesichts seines geringen Gebiets und seiner ge­
ringen Bevölkerung die Ausübung seiner Sou­
veränität teilweise anderen Mächten übertragen 
habe, kein Heer w1lerhalle und daher nicht im­
stande sei, alle internationalen Verpflichtungen zu er­
füllen. Gleichzeitig warf der Aus chuß die Frage au[, 
ob und auf welche \\'eise souveräne Staaten, die an­
gesichts ihrer geringen Größe nicht ordentliche Mit­
glieder werden können, in \'erbindung zum VB gesetzt 
werden könnten(\'. A. 172f., Pl. 642f., 667f.). 
\\'ohl in Voraussicht eines solchen negativen Ergeb­
nisses zog Monaco einen bereits gestellten Antrag zu­
rück, wüh rend San Marino nach einigen Vorverhnncl­
lungen und Andorra von Yornherein keinen Antrag 
stellten. In der Folge hat die II. VBV am ,1. 10. 21 eine 
Entschließung angenommen, nach der die Ergebnisse 
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dcr Milarbeil der Zwergslaalen in den Inslilulionen des 
VB abzuwarlen sind, bevor die grund älzliche Frage 
ihrer l\Iilglicdschafl geregelt wird (II. YBV Pl. 685 f. , 
818 f.). Dabei isl es bis jelzl geblieben. 

Danzig hal sich bi her um die l\filgliedschaft 
nicht beworben. Sollte das geschehen, so würde gegen 
seine Aufnahme außer dem geringen Umfange seines 
Gchiels auch der Um land gellend gemachl werden, 
daß es nach Art. 102 des VFrV unter dem Schulz de. 
VB slehl und daß nach Arl. 104 z. 6 die Führung seiner 
auswii.rligen Angelegenheilen Polen überlragen ist und 
daß e somil den Anforderungen der Frage IV nicht 
cnlsprichl. 

(8) Der Ein l r i l l De u l s c h 1 an d s. Aus An­
laß der Friedensverhandlungen gab Deulschland zwei­
mal seine Bereitwilligkeil zum Einlrill zu erkennen, 
erfuhr jedoch eine Ablehnung (Kraus-Rödiger 209, 
223, 446 f., 581 f.). Auf der I. VBV beantragle Argen­
linien, den Beitrill allen souveränen Staaten anheim­
zuslcllen, erlitl jedoch einen Mißerfolg (oben Vorbern. 1) 
und Barnes-England, Mitglied der Arbeitsparlei, for­
derte die Aufnahme Deutschlands (PI. 151 f.). Ge­
legenllich der Aufnahme Oeslerreichs sprach der Prä­
sidenl der VBV Molla-Schweiz den gleichen Wunsch 
aus (Pl. 571 f.), fand jedoch . charfen Widerspruch 
seilens Vivianis-Frankrcich (573 f.). Am 10. 3. 21 erhob 
Deulschland beim VBR Einspruch gegen die Besetzung 
deulscher Slädte durch alliierte Truppen, erhiell aber 
nur eine formelle Empfangsbe Uiligung. Es unterließ 
infolgedessen in weiteren ähnlichen Fällen eine An­
rufung des YB (unten Art. 11 Z. 4 M) und mußle die 
Teilung Oberschlesiens auf Grund von Vorschlägen des 
VBR hinnehmen (daselhsl C). Inzwischen wurde es 
jedoch wiederholt zur Teilnahme an Konferenzen und 
Au schüssen des VB wirlschafllichen und kullurellen 
Charaklers aufgeforderl und leislete dem Folge (Ver­
kehrskonferenz Barcelona 21, Opiumausschuß 21, Sani­
tätskonferenz \Varschau 22, Ausschuß für geistige Zu­
sammenarbeil 22, Frauen- und Kinderhandel 22, 
Gesundheils-Au schuß 22, Zollkonferenz Genf 23, Ver­
kehr konferenz Genf 23, auch Alandkonferenz 21). 
Nach der Annahme des Dawes-Planes durch Deutsch-

Freytagh-Loringhoven, Völkerbund 4 
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land und der nlcrzeirhnung der Londoner Abkommen 
am 31. 8. 24 erklären siC'h der englisC'he Premierminister 
Macdonald und der französische HerrioL auf der V. VBV 
für die Aufnahme Deutschlands (PI. 42 f., 54 f.). Am 
29. 9. 24 versendet das KabineLL Marx-Stresemann an 
die 10 Ratsmächte eine ro te, in der die Bereitwilligkeit 
Deutschlands zum EintriLL unter der Voraussetzung 
erklärt wird, daß Deutschland 1. einen ständigen Rals­
si Lz erhalte, daß es 2. von der Teilnahme an VB-Exeku­
tionen befreit, daß es 3. zu gegebener Zeil am Mandals­
system beteiligt und daß 4. in seinem Schritt keine 
Erneuerung des Bekenntnisses zur Kriegsschuld ge­
sehen werde. Die Ratsmächte stimmen in ihren Ant­
worten der Forderung nach einem ständigen Sitz 
grundsätzlich zu, nur Brasilien macht einen Vorbehalt. 
Z. 2 wird abgelehnt, auf Z. 3 und 4 nicht eingegangen. 
Darauf richtet das Kabinett Marx-Stresemann unter 
dem 12. 12. 24 ein Schreiben an den GS, in dem es 
die Anerkennung seiner ersten Voraussetzung feststellt 
und die Berechtigung der zweiten nachzuweisen sucht. 
Der VBR antwortet unter dem 14. 3. 25 ablehnend 
(VI. VBV PI. 203 f.). Die Verhandlungen ruhen, bis 
im Oktober 25 in Locarno die Einreichung des Auf­
nahmegesuchs vereinbart und in Anl. F der Locarno­
Verträge (Anhang Nr. 10) eine Auslegung des Art. 16 
der VBS gegeben wird. Darauf reicht das Kabinett 
Luther-Stresemann unter dem 8. 2. 26 das Gesuch ein, 
in dem auf den vorhergehenden Schriftenwechsel Bezug 
genommen wird (Anhang Nr. 11, JO 26 636). Die Er­
mächtigung des Reichstags zu diesem Schrill war am 
27. 11. 25 erteilt worden, und zwar miL einfacher Mehr­
heit, während die Opposition, die darin eine Ver­
fassungsänderung sah, eine Zweidrittel-Mehrheit für 
notwendig erklärte (Sten. 4654 f., vgl. 4653 f.). 

Der VBR trat am 12. 2. 26 zu einer außerordent­
lichen Tagung zusammen, setzte auf den 8. 3. eine 
ordentliche Tagung an und berief auf denselben Tag 
eine außerordentliche VBV (JO 26 498). Inzwischen 
waren durch die Ansprüche anderer Mächte auf einen 
Ratssitz Schwierigkeiten entstanden. ichtsdesto­
weniger wurden zunächst die notwendigen formellen 
Schrille getan. Der VBR ersuchte den Ständigen 



Rüslungsausschuß um ein Gutachten über den 
Rüstungsstand Deutschlands (JO 26 500), worin eine 
Abweichung von dem bisher befolgten Brauch lag, dem­
zufolge beim EintriLL der Mitlelmä hle der Militärau. -
schuß der Botschafterkonferenz befragt ,vurde. Die 
YBV wiederum überwies das Eintrittsgesuch nicht dem 
VI., sondern dem 1. Ausschuß, der auf den Bericht seines 
Unterausschusses hin die Fragen 1 bis 4 des Frage­
bogens schlechtweg bejahte. Was die Frage 5 betrifft. 
so war dem Unterausschuß ein Schreiben des Ständigen 
Rü Lungsausschusses vom 9. 3. zugegangen, der sich 
für unzuständig zur Erteilung des vom VBR erbetenen 
Gutachtens erklärte, da der Rüstungsstand Deutsch­
lands durch den VFrV geregelt sei. Der Unleraus-
chuß halte bereits von sich aus beabsichtigt, sich an 

die Botschafterkonferenz zu wenden. Doch kam ihm 
diese durch ein Schreiben vom 6. 3. zuvor, in dem sie 
feslslellle, ,,daß nach ihrer Kenntnis Deutschland 
gegenwärtig tatsächliche Garantien für seine auf­
richtige Absicht bietet, die Verpflichtungen, welche sich 
für dasselbe aus dem Friedensvertrage vom 28. 6. 19 
und den dazu gehörigen Abkommen ergeben, zu beob­
ach Len ". Was die Rüstungen betreffe, seien die auf 
die Marine bezüglichen Bestimmungen durchgeführt, 
die Verwirklichung der übrigen Bestimmungen sei in 
die Wege geleilel. Auf dieser Grundlage empfahlen 
Unterausschuß und 1. Ausschuß einstimmig die Auf­
nahme Deutschlands. 

Die Verhandlungen über die Verteilung der Rals­
sitze zerschlugen sich jedoch und Brasilien erklärte, 
daß es gegen die Einräumung eines ständigen Sitzes an 
Deutschland Widerspruch erheben würde. Sein Ver­
treter de Mello-Franco ließ in der 3. Sitzung der VBV 
am 17. 3. keinen Zweifel darüber. Infolgedessen fand 
Charnberlain-England als Berichterslatler es „mit 
Rücksicht auf die Pflicht der Loyalität gegenüber 
Deutschland unmöglich vorzu chlagen, es in diesem 
Augenblick zum Mitgliede des VB zu machen". Es 
wurde darauf einstimmig eine von Briand-Frankreich 
vorgeschlagene Entschließung angenommen: ,,Die Ver­
sammlung bedauert, daß die Schwierigkeiten, auf die 
man gestoßen ist, die Erreichung des Zieles, um dessent-
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willen sie einberufen worden war, nicht gestattet haben 
und gibt dem Wunsche Ausdruck, daß bis zur ordent­
lichen Tagung im September diese Schwierigkeiten be­
seitigt sein mögen, damit zu diesem Zeitpunkt der Ein­
lritt Deutschlands in den VB ermöglicht werde". 

Die Frage gelangt somit vor die im September 26 
zusammentretende VIII. VBV. Ueber den inzwischen 
angekündigten Austritt Brasiliens aus dem VB vgl. 
unten Z. 9 und über die erfolglosen Versuche zu einer 
Umgestaltung des VBR Art. 4 z. 3. 

(9) Der letzte Absatz anerkennt das Rech l der Mit­
glieder zum A u s l r i t t au s d e m V B. Er bindet es 
an die Einhaltung einer zweijährigen Kündigungsfrist 
und an die vorgängige Erfüllung der internationalen 
Verpflichtungen. Die Kündigung ist, ebenso wie die 
Anmeldung zum Eintritt, beim Sekretariat zu verlaut­
baren. Entsprechend den internationalen Gepflogen­
heiten wird Schriftform zu verlangen sein. Die Z\vei­
jährige Frist läuft vom Eingang der Kündigung ab (so 
auch Schücking-Wehberg 255). Schwierigkeiten be­
reitet die Frage, wer über die Erfüllung oder Nicht­
erfüllung der internationalen Verpflichtungen zu ent­
scheiden hat. VB und austretender Staat sind beide 
Partei. Das Gegebene wäre angesichts der Unzustän­
digkeit des StIG die Anrufung eines Schiedsgerichts. 
Keinesfalls würde, wie Schücking-Wehberg 255 wollen, 
die Entscheidung des VBR auf Grund eines Gutachtens 
des StIG genügen. Es darf nur die Erfüllung der schon 
fälligen, nicht schlechtweg aller beslehenden Ver­
pflichtungen verlangt werden, da sonst ein Austritt 
tatsächlich unmöglich wäre. 

Commentary 167 hebt hervor, daß Abs. 3 die Frei­
heit der Mitgliedstaaten von Zwang gewährleistet und 
dadurch jede Veranlassung zum Austrill beseiti~l. Tat­
sächlich sind jedoch bereits zwei formelle Kündigungen 
zu verzeichnen. Costa Rica hat der VI. VBV seinen 
Austritt erklärt. Die Veranlassung dazu ist nich l recht 
ersichtlich. Vielleicht ist sie in einem Beschluß der 
V. VBV zu suchen, der dem GS aufgibt, einige Staaten, 
darunter Costa Rica, wegen rückständiger Beiträge zu 
mahnen (Pl. 172, 457). Die VI. VBV hat ihrem Be­
dauern über den Schritt Costa Ricas Ausdruck gegeben 
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und den \Vunsch ausgesprochen, daß seine nützliche 
MiLarbeiL dem YB erhallen bleiben möge. Eine weitere 
Austriltserklärung hat unter dem 12. 6. 26 Brasilien 
abgegeben. Die Veranlassung dazu war die Verweige­
rung des von ihm beanspruch len ständigen Ralssitzes. 

Ohne formelle Austrillserklärung haben sich tat -
s ä c h 1 i c h v o m V B z u r ü c k g e z o g e n Bolivien 
und Peru. Die Veranlassung dazu bot die Behandlung 
ihres Streites mit Chile durch die I. VBV (vgl. unlen 
Art. 19 z. 3). Sie haben die VBV nicht mehr beschickt 
(vgl. Anwesenheitslisten) und keine Beiträge gezahlt 
(vgl. V. VBV Pl. 457, VI. VBV Pl. 427). Aehnlich ist 
Argentinien verfahren, nachdem seine Anträge auf Um­
gestaltung des VB von der I. VBV ine Behandlung er­
fahren hatten, die seinen ·wünschen nicht entsprach 
(vgl. oben Vorbern. 1, vgl. Fernandes bei Munch II 
138 f.). Es hat jedoch die Beitragszahlungen seit der 
Y. VBV wieder aufgenommen (PI. 456) und sich iu 
letzter Zeil wieder an der Arbeil des VB beteiligt. So 
entsandte es einen Beobachter auf die Marinekonferenz 
in Rom im Februar 24 (V. VBV PI. 259 N. 1) und war 
im Vorbereilenden Ausschuß für die Abrüstungs­
konferenz ebenso wie im Studienausschuß für die Um­
gestaltung des VBR im Mai /Juni 26 vertreten (unlen 
Art. 8 Z. 6 und Art. 4 Z. 2). 

Eine fernere Möglichkeit des Austrills aus dem VB 
ist in Art. 26 Abs. 2 vorgesehen. Vom Verlust der Mit­
gliedschaft durch Ausschluß handelt Art. 16 Abs. 4. 

Artikel 2. 
Der Bund übt seine in dieser Satzung bestimmte 

Tätigkeit durch eine Bundesversarnrnfung und durch 
einen Rat aus, denen ein ständiges Sekretariat bei­
gegeben ist. 

Vorbemerkung. 
Die Frage der K o n s t r u k t i o n de r B u n de s -

o r g an e ,var von entscheidender Wichtigkeit, da von 
ihrer Lösung nicht nur die Arbeitsfähigkeit des VB, 
sondern auch die politische Kräfteverteilung und somit 
die politische Richtung seiner Tätigkeit abhing. Es 
lag auf der Hand, daß eine Gesamtvertretung der Mit-
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glieder geschaffen werden mußle, daß sie aber schon 
um ihrer zahlenmäßigen Größe willen nicht das einzige 
und nichl das eigenLlich handelnde Organ sein konnte. 
Infolgede sen konzentrierte sich das Problem technisch 
wie polilisch auf die Frage nach der Konstruktion und 
nach den Befugnissen des zweiten Organs. Den Weg, 
der schließlich beschrilten wurde, wies zuerst der Enl­
wurf des Generals Smuls in Art. 10 f. Hier war, im 
Gegensalz zum 1. Wilson-Enlwurf, der nur eine 
Staa Lenkonferenz kannte, vorgeschlagen, neben einer 
Konferenz einen Rat als Vollzugsausschuß zu schaffen, 
dem die Großmächte sowie bestimmte andere SLaaLen 
angehören sollten, wobei jenen die MehrheiL gesichert 
war. Dieser Gedanke wurde von Wilson in seine 
späleren Entwürfe übernommen und setzte sich end­
lich durch, soweit es um die Fra~e der Organisation 
ging. Die Beslirnmung der Zusländ1gkeit beider Organe 
wurde in anderer Weise vorgenommen. 

In der OeffentlichkeiL der Kriegs- und erslen Nach­
kriegszeit genoß der Gedanke eines Vv e 1 t p a r l a -
m e n t s Sympalhien. Ihn eignete sich der deutsche 
Regierungsentwurf an, der außer einem SLaatenkongreß 
und dessen SLändigern Ausschuß eine Vertrelung der 
Parlamenle aller Mitgliedstaaten zwecks Entscheidung 
besonders wichliger Fragen vorsah. Eine Verwirk­
lichung dieses Gedankens ist ernsllich nichl in Frage 
gekommen. 

Daß neben den Verlrelungskörpern ein s t ä n -
d i g es Sekretariat stehen muß, ist um so selbst­
versländlicher, als jene sich nur periodisch ver ammeln. 
Durch seine Erwähnung in Art. 2 und die nähere Re­
gelung in Arl. ß wird das Sekrelariat über den Rang 
einer technischen Hilfsinstilution hinausgehoben. 

Allgemeines. 
Die Be de u Lu n g des Art. 2 i s t forma 1 er 

Na Lu r. Indem er die zwei Bundesorgane benennt, 
überläßt er die Regelung ihrer Zusammensetzung und 
ihrer Tätigkeit den folgenden Artikeln, ebenso wie die 
Organisalion und das Wirkungsgebiet des Sekrelariats 
ersl weilerhin geregelL werden. Positiv ergibt sich im 
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Hinblick auf das Sekretariat nur, daß es owuhl dem 
VBR, als der VBV zu dienen hat. 

Im Einzelnen. 
(1) Die Satzung sieht hier wie auch sonst von 

einer ausdrücklichen Regelung des Ver h ä l t n iss es 
z wisch e n VB R u n d VB V ab. Man wird diese 
offensichtliche Lücke wie manche andere nicht auf 
unklares Denken oder gesetzgeberisches Ungeschick der 
\ äter der VBS zurückführen dürfen, sondern in ihr 
eine Auswirkung des schon erwähnten, im Commentary 
166 f. dargelegten Gedankenganges sehen müssen, laut 
welchem es angebracht schien, die Hände der Staats­
männer nicht für die Zukunft zu binden, m. a. \V. ihnen 
die Anpassung an die politischen Bedürfnisse des 
Augenblicks zu ermöglichen. Commentary 170 sagt 
sogar ausdrücklich, daß man die Beziehungen zwischen 
VBV und VBR mit Absicht unbestimmt gelassen habe. 
um nicht die Zuständigkeit eines der beiden Organe zu 
beschränken und verweist beispielsweise darauf, daß 
der VBR die iöglichkeit haben müsse zu handeln, ohne 
auf die Zustimmung der VßV zu warten. Diesen 
Gedanken hat sich denn auch der VB selbst zu eigen 
gemach L. Schon im August 20 ließ sich der VBR 
YOn Balfour einen Bericht über diese Frage erstallen 
(1. V BV I. A. 93 f.), der in die Empfehlung mündete, 
auf die Festlegung von Regeln zu verzichten und sich 
bei Anwendung der VBS von Takt und gesundem 
Menschenverstande leiten zu lassen. Im Anschluß 
daran wurden einige G r u n d sä t z e aufgestellt, die 
mit die er Empfehlung durchaus zu vereinigen sind. 
Insbesondere soll keines der beiden Organe von sich 
aus Maßnahmen ergreifen, wenn das andere über eine 
Angelegenheit entschieden hat, die zum Kreise ihrer 
gemeinsamen Betätigung gehört; in Zweifel fällen soll 
ein gemischter Ausschuß die Frage der Zuständigkeit 
prüfen; der VBR soll der VBV über seine Tätigkeit 
Bericht erstatten. Balfours Bericht wurde vom VBR 
angenommen. Zu ähnlichen Ergebnissen gelangte am 
7. 12. 20 die 1. VBV auf Grund eines vom 1. Ausschuß 
vorgelegten Berichts von Rowell-Kanada und Viviani­
Frankreich (1. VBV Pl. 281 f., 318 f., vgl. 1. A. 11 f., 95 f.). 



- 56 -

Angenommen wurden nach eingehender Erörterung 
ll~ben einem Satz, der sich mit der Stellung der Mit­
glieder des VBR und der VBV befaßte, zwei Sätze : l. ,,Ral 
und Versammlung haben jeder besondere Rechte und 
Pflichlen. Keines der Organe ist befugt, über An­
gelegenbeilen zu entscheiden, die dur b V er Lräge oder 
durch die Satzung dem andern Organ vorbehalten sind, 
aber der Rat und die , ersammlung haben das Recht, 
alle Fragen zu erörtern und zu prüfen, die zur allge­
meinen Zuständigkeit des VB gehören." 2. ,,Der Rat 
wird alljährlich der Versammlung einen Bericht über 
seine Täügkeit unterbreiten." Bezeichnend war, daß 
ein dritter vom I. Ausscbuß vorgeschlagener Satz ge­
strichen ·wurde: ,,Die Versammlung ist nicht befugt, 
eine En lscheidung, die sich aus der ausschließlichen 
Zuständigkeit des Rats ergib t, zu verbessern oder ab­
zuändern. Denselben Respekt schuldet der Rat den 
Entscheidungen der Versammlung." (Vgl. auch Munch 
bei Munch II 370 f.) . 

Unter diesen Umständen muß der Versuch unter­
bleiben, auf dem Wege der Auslegung über die aus­
drücklichen Bestimmungen der VBS hinaus feste 
Regeln zu finden. Der Gesetzgeber hat sie nicht ge­
wollt und die maßgebenden Organe des VB haben eine 
Bindung abgelehnt. Es muß bei jenen ausdrücklichen 
Bestimmungen, so unzureichend sie sind, bewenden. 
Selbst die bisherige Praxis kann nicht als verpflichtend 
angesehen werden. 

Die Berichte Balfours sowohl als Vivianis und 
Rowells betonen, daß es für das Verhältnis zwischen 
VBR und VBV an einer An a 1 o g i e i 111 Staats -
1 eben f eh 1 t. Der VBR kann nicht als Oberhaus, die 
VBV nicht als Unterbaus angesehen werden. Ebenso­
wenig läßt sich eine Parallele zu Regierung und Par­
lament ziehen. Eine gewisse Aehnlichkeit besteht 
allenfalls auffallenderweise mit den Einrichtungen 
Sowjetrußlands, dessen oberste Organe, Allrussischer 
Rätekongreß und Zentralvollzugsausschuß, ebenfalls 
die gleiche Zuständigkeit haben (vgl. meine Gesetz­
gebung der russ. Revolution 141 L). Doch ist diese 
Analogie nicht weiter gewinnbringend. Abzulehnen 
ist der Versuch Scelles (Le Pacte 264 f., vgl. auch bei 

1 
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Munch I 132), die VBV zu einer debattierenden und 
den VBR beratenden, diesen zu einer handelnden In­
sti Lulion, zu einem „diplomatischen Direktorim;n" zu 
sLempeln. Ebensowenig wird durch die Formel des 
Commenlary gewonnen (168 f.), der die VßV als das 
oberste, den VBR als das Zentralorgan des VB be­
zeichnet. Im übrigen legl er dieser Formel augen­
scheinlich sewst keinen \Vert bei, und sehr viel wesent­
licher ist sein Hinweis darauf, daß neben die VBV mit 
ihren rund 150 Mitgliedern zwecks Ausübung realer 
Autorilät eine sehr viel kleinere Körperschaft gestellt 
werden mußte, die die organisierte politische Macht der 
Well repräsentiere. Freilich ist auch das wieder kein 
juristischer, sondern ein politischer Gesichtspunkt. 
Ganz theoretisch ist im Gegensalz dazu die Auffassung, 
tlie Polilis-Griechenland auf der 1. VBV (PI. 287 f., vgl. 
Viviani das. 289 f.) vertrat, daß eine gewisse 
hierarchische Vorzugsstellung der VBV daraus zu 
folgern sei, daß sie in der VßS vor dem VBR genannt 
wird. 

Es ist somit schlechthin von der Tatsache auszu­
gehen, daß grundsätzlich VBV und VBR die gleiche Zu­
ständigkeit haben und gemäß Art. 3 und · 4 befugt sind, 
über jede Frage zu befinden, die in den Tätigkeits­
bereich des VB fällt oder die den Weltfrieden berührt. 
Daneben steht eine Gruppe von Fragen, für die ein Zu­
sammen wirken beider Organe vorgesehen ist. Endlich 
gibt es Angelegenheiten, die entweder dem VBR oder 
der VBV allein zugewiesen sind. 

(2) Im Falle der a u s s c h 1 i e ß l i c h e n Z u -
s l ä n d i g k e i L e i n e s d e r b e i d e n O r g a n e steht 
fesl (vgl. oben Entschließung d. VBV v. 7. 12. 20), daß 
das andere Organ diese Ausschließlichkeit zu respek­
tieren hal, daß es jedoch befugt ist, die getroffene Ent­
,cheidung zu erörtern und zu prüfen. Das hat vor 
allem Bedeutung im Hinblick auf den Gene r a l -
b e r i c h t d e s V B R , der alljährlich erstattet wird 
(,gl. Entschließung d. VBV v. 7. 12. 20 und GO d. VBV 
Art. 4) . Er wird an erster Stelle auf die Tagesordnung 
der VBV gesetzt und seine Erörterung nimmt regel­
mäßig einen sehr erheblichen Teil der Tagung in An­
spruch. Da er allmählich einen immer umfassenderen 
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sammenwirkens von VBR und VBV sieht die Satzung 
des StlG vor, so bei der Wahl der Richter, bei einer 
Vermehrung der Richterstellen, bei Festsetzung von Ge­
hältern und Pensionen usw. (Art. 3, 4 f., 32, 33). 

(4) In allen übrigen Fällen sind nach Art. 3 Abs. 3 
und Art. 4 Abs. 4 VB V u n d VB R in g 1 eiche r 
Weise zuständig. Wie grundsätzlich bei kon­
kurrierender Zuständigkeit muß auch hier die Prä­
vention entscheidend sein: dasjenige Organ, das zuerst 
mit einer Angelegenheit befaßt worden ist, schließt das 
andere aus. Dieser Standpunkt ist denn auch bereits 
in einem praktischen Falle, der im übrigen ohne Ent­
scheidung vertagt wurde, vom 1. Ausschuß der IV. VBV 
vertreten worden (IV. VBV 1. A. 10 f.). Es ist nicht zu 
übersehen, daß auf solche Weise dem VBR ein starkes 
Uebergewicht über die VBV schon deshalb gesichert 
wird, weil er zu ordentlichen Tagungen alle drei 
Monate zusammentritt, während diese nur einmal 
jährlich eine ordentliche Tagung abzuhalten pflegt. 
Das ist aber eine unvermeidliche Folge der ganzen 
Konstruktion der VB - Organe, die zudem dem 
Willen der Begründer des VB zweifellos nicht zu­
widerläuft. Jede andere Regelung würde zu unerträg­
lichen Zuständen führen. Im übrigen kommt sie prak­
tisch gar nicht in Frage, da grundsätzlich für alle Be­
schlüsse sowohl der VBV als auch des VBR Ein­
stimmigkeit erforderlich ist und die in beiden Organen 
vertretenen Mächte nicht die Hand dazu bieten können, 
die unter ihrer Mitwirkung von dem einen Organ ge­
faßten Beschlüsse durch das andere umzustoßen. 
Schücking-Wehbergs entgegengesetzte Meinung (268 f.) 
wird man deshalb auch theoretisch nicht als richtig an­
erkennen können. 

Durch die Prävention wird somit eine ausschließ­
liche Zuständigkeit geschaffen und dem andern Organ 
bleibt nur das Recht der Kritik und der Aeußerung von 
Wünschen für die Zukunft. Vgl. oben Z. 2 über den 
Generalbericht des VBR, der auch die Fälle erfaßt, die 
vom VBR auf dieser Grundlage behandelt worden sind. 
Soweit sich aus den amtlichen Drucksachen erkennen 
läßt, sind bisher Konflikte zwischen VBV und VBR 
nicht eingetreten. Nur gelegentlich sind einzelne Maß-
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nabmen des VER von Mitgliedern der VBV als Ueber­
griffe bezeichnet worden, vgl. V. VBV Pl. 103 f., bes. 107 
und 138, 145. Munch, der als dänischer Vertreter an 
den VBV ständig teilgenommen hat, erklärt die Be­
ziehungen zwischen beiden Organen Iür denld)at· gut 
(bei Munch II 367 L). 

(5) Neben dem Sekretariat, dessen Organisation 
ü1 Art. 6 geregelt wird, steht eine Reihe weiterer 
ständiger Organe des Bundes. Von ihnen sind in der 
Satzung vorgesehen der Ständige Internationale Ge­
richtshof (Art. 14), der Ständige Rüstungsausschuß 
(Art. 9) und der Mandatsausschuß (Art. 22 Abs. 9). 
Daneben sind durch besonderen Beschluß weitere 
ständige Ausschüsse geschaffen worden, u:nd zwar ein 
Zeitweiliger Rüstungsausschuß (unten Art. 9 Z. 2), 
sowie Ausschüsse zur Bekämpfung des Opiurnhandels, 
des Frauen- und Kinderhandels und der Sklaverei, 
sowie ein Ausschuß für geistige Zusammenarbeit (unten 
Art. 23 Z. 2, 3, 4, 9). Ferner bestehen vier sog. technische 
Organisationen: für Arbeit (vgl. VFrV Teil XIII), für 
Verkehr und Durchfuhr, für Wirtschafts- und Finanz­
wesen und für Hygiene (unten Art. 23 Z. 6, 7, 8). Ueber 
die internationalen Verwaltungsvereine s. unten Art. 24. 
Endlich sind die dem VER unterstellten besonderen 
Verwaltungsorgane zu nennen: der Regierungsaus­
schuß des Saargebiets (VFrV Kap. 2 der Anl. zu Art. 
45-50) und der Oberkommissar für Danzig (VFrV 
Art. 103). Zur Lösung vorübergehender Aufgaben sind 
bestellt worden ein Generalkommissar zur Sanierung 
Oesterreichs (JO 22 1444 f. vgl. RTr XII 386 f.) und 
Ungarns (JO 23 1355 f., vgl. RTr XXV 423 f., 427 f.), 
ciD Finanzberater der albanischen Regierung (JO 23 
240 f.) und ein Oberkommissar ffu- die Rückführung der 
Kriegsgefangenen und die russischen Flüchtlinge (JO 
20 83 f.). Die Finanzkontrolle über Oeslerreich wurde 
zum 1. 7. 26 aufgehoben, nachdem das Amt des General­
kommissars bereits 25 beseitigt worden war (JO 25 
1355 f., vgl. RTr XXXIX 170 f.). Ueher die Aufhebung 
der Finanzkontrolle in Ungarn wurde in der Juni­
Tagung 26 des VBR verhandelt. Die Rückführung der 
Kriegsgefangenen wurde bereits 22 für beendet erklärt 
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und die Flüchtlingsfürsorge ist dem Internationalen 
Arbeitsamt übertragen worden (unten Art. 23 Z. 10). 

Im I. Ausschuß der I. VBV war angeregt worden, · 
die von der VBV zur Vorbereitung der Plenarversamm­
lungen niedergesetzten Ausschüsse, die ihre Arbeit 
nicht erledigt haben, bis zur nächsten VBV forttagen 
zu lassen. Sie wurde abgelehnt, weil neben praktischen 
EnY~\gungen die grundsätzliche dagegen spräche, daß 
der VBR den VB repräsentiere, wenn die VBV nicht 
yersammelt ist (I. VBV I. A. 12 f., 97). Aus der Dehaue 
ergibt sich, daß von der Einsetzung ständiger Aus­
schüsse der VBV eine Schmälerung der Bedeutung des 
\' BR befürch Let wurde. 

Artikel 3. 
Die Bundesversammlung besteht aus Vertretern der 

Bundesmitglieder. 
Sie tagt zu festgesetzten Zeitpunkten und außerdem 

dann, wenn die Umstände es erfordern, am Bundes itz 
oder an einem zu bestimmenden andern Ort. 

Die Bundesversammlung befindet über jede Frage, 
die in den Tätigkeitsbereich des Bundes fällt oder die 
den Weltfrieden berührt. 

Jedes Bundesmitglied hat höchstens drei Vertreter 
in der Bundesversammlung und verfügt nur über eine 
Stimme. 

Allgemeines. 
Die VBV verkörpert im Gegensatz zum VBR den 

demokratischen Gedanken innerhalb des VB. In ihr 
sind alle Mitglieder gleichberechtigt und formell besteht 
in ihrem Rahmen kein Unterschied zwischen Welt­
macht und Kleinstaat. Tatsächlich gestalten sich die 
Dinge freilich anders. Den Großmächten fälll unver­
meidlich die Führurig zu und die mittleren und kleinen 
Staaten sind mit Rücksicht auf ihre politische Ab­
hängigkeit genötigt, sich zu fügen. Cornmentary 168 
hat das richtig vorausgesehen, indem er betonte, daß 
die Souveränität aller Mitglieder in der Theorie gewahrt 
sei, daß aber ein hartnäckiger Widerstand seitens einer 
Minderheit nicht zu erwarlen sei, außer in Lebens­
fragen. Im übrigen sind der Demokratisierung gewisse 



Schranken durch die Nichtzulassung der Zwergstaalen 
gesetzt (vgl. oben Arl. 1 z. 7). 

Im Einzelnen. 
(1) An der VBV nehmen alle Mitglieder teil. Eine 

Pflicht zur Teilnahme besteht jedoch nich L. Argen­
tinien, Bolivien und Peru haben sich seit der 1. VBV 
nicht mehr vertreten lassen, andere Staaten, wie z. ß. 
Guatemala und Honduras haben einzelne VBV nicht 
be uch t. Nichtmitglieder können zugezogen werden, 
wenn die VBV nach Art. 17 über einen sie berührenden 
Streitfall zu entscheiden hat (vgl. unten Arl. 17 Z. 3). 

(2) Die zur Teilnahme an der VBV entsandten 
Personen ind nichts anderes als Vertreter der Mit­
gliedstaaten. So selbstverständlich das ist, schien es 
doch notwendig, das festzustellen (1. VBV 1. A. 97 Pl. 
303, 320). Die GO 5 schreibt demgemäß Prüfung der 
Vollmachten vor. Anderseits gilt das strenge Ver­
tretungsprinzip nur für die Abstimmung, durch 
die der vertretene Staat gebunden ·wird (unten 
Arl. 5 z. 6). In der Debatte genießen die Dele­
gierten Meinungsfreiheit. Commentary 168 betont, 
daß sie nicht \Vortführer ihrer Regierungen zu sein 
brauchen. Tatsächlich hat z. B. auf der 1. VBV 
Harnes Meinungen geäußert, die hernach vom eng­
lischen Premierminister als nur persönlich bezeichnet 
wurden. Dänemark entsendet grundsätzlich neben 
Regierungsvertretern Vertreter der stärksten Parteien 
(Munch bei Munch II 360 f.). Die VB-Ligen drängen 
auf allgemeine Anerkennung dieses Grundsatzes. Vgl. 
auch den Appell des Maharadja von 1awanagar auf der 
III. VBV PI. 174 f., 179 an die Vertreter Südafrikas 
zugunsten der indischen Minderheiten. 

Jedes Mitglied hat nur eine Stimme, darf 
jedoch drei Vertreter ernennen. Weder die VBS, noch 
die GO kennt eine Rangordnung der Vertreter. Aus 
dem den Stenogrammen vorausgeschickten Verzeichnis 
der Vertreter und den Fußnoten zu ihm ergibt sich 
jedoch, daß eine solche besteht. Regelmäßig ist der 
erste Vertreter Stimmführer. Die GO 5 f. ermöglicht 
außerdem die Ernennung von Stellvertretern. Daneben 
jst die Ernennung von Sachverständigen gebräuchlich. 
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(3) Die Zus l ä n d i g k eil der VB V erslreckl 
sich nach Abs. 3 auf „jede Frage, die in den Tätigkeits­
bereich des Bundes fälll oder den Weltfrieden berührt". 
Als Richtlinien haben hierbei die im Vorspruch auf­
gestellten Grund ätze zu dienen. Ueber da Verhällni. 
zum VBR s. oben Art. 2 Z. 1 f. Zur ausschließlichen 
Zus tändigkeit der VBV gehören a) die Aufnahme neuer 
Mitglieder (Art. 1 Abs. 2), b) die Wahl der nicht tän­
digen Milglieder des VBR (Art. 4 Abs. 1), c) die Auf­
forderung der Milglieder zur Nachprüfung von Ver­
trägen (Art. 19). Außerdem dürfle die authentische 
Auslegung der VBS zur ausschließlichen Zuständigkeit 
der VBV gehören. An einer Bestimmung der VBS 
darüber fehll es allerdings und auch ein förmlicher 
Beschluß liegt nicht vor. Aber einerseits liegt das im 
Wesen der Sache, anderseits wurde es von der IV. und 
\'. VBV mit allgemeiner Zustimmung aufgenommen, 
ohne daß von irgendeiner Seile Widerspruch laut ge­
worden wäre, als Jonkheer Loudon-Holland aus Anlaß 
des Gutachtens zum Korfu-Streit (unten Art. 15 Z. 9 0), 
das ein vom VBR niedergesetzter Juristen-Ausschuß 
abgegeben halle, das Recht der Auslegung für die VBV 
in Anspruch nahm (IV. VBV PI. 144, V. VBV PI. 104). 
\'gl. aber unten Art. 26 Z. 4. Die praktisch wichtigste 
Aufgabe der VBV dürfte in der Erörterung des General­
herichts des VBR und in der Stellungnahme zu ihm zu 
sehen sein. 

(4) Die VBV hat sich am 30. 11. 20 eine Ge -
s c h ä f t so r d nun g (s. Anhang Nr. 4) gegeben 
(I. VBV PI. 214 f. 1. A. 22 f., 61 f.). Diese bestimmt in 
Art. 1, daß die VBV alljährlich am ersten Montag im 
September zusammentritt und ergänzt dadurch Art. 3 
Abs. 2 der VBS. Bisher hat alljährlich eine o r den t -
1 i c h e T a g u n g und im März 26 eine durch das 
Aufnahmegesuch Deutschlands veranlaßte außer -
o r den t l ich e Tagung stattgefunden. Eine solche 
kann auf Beschluß einer vorhergehenden VBV oder 
des VBR oder auf Antrag eines Mitgliedes bei Zustim­
mung der Mehrheit der Mitglieder einberufen werden. 
Die Einberufung erfolgt durch den Vorsitzenden des 
V BR mit viermonatiger Frist, die jedoch durch Mehr­
heitsbeschluß des VBR verkürzt werden kann (GO 3). 
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0 r t d er Tagung ist der Silz des VB, d. h. nach 
Arl. 7 Genf, in Sonderfällen auf Grund Mehrheits­
beschlusses ein anderer Ort (GO 2). Die Tage s o r d -
nun g wird durch den GS mil Zustimmung des Präsi­
denten des VBR aufgestellt und den Mitgliedern mitge­
teilt. Sie umfaßt den Generalbericht des VBR, die von 
einer früheren VBV hierfür bestimmten l· ragen, die 
vom VBR oder von einem Mitgliede vorgeschlagenen 
Gegenstände, Haushaltsentwurf und Rechnungslegung. 
Ueber die Aufsetzung verspütet einlaufender Anträge 
entscheidet die VBY. Vlährend der Tagung können 
Anträge nur mit Zweidrittel-Mehrheit aufgesetzt wer­
den. Anträge auf Abänderung der für die Repartition 
der Ausgaben gellenden Grundsätze müssen späte tens 
4 Monate vor Eröffnung der Tagung den Mitgliedern 
bekanntgegeben werden (GO 4). 

Die Namen der Delegierten und der Stellvertreter 
sollen dem GS so früh als möglich mitgeteilt werden. 
Ihre Vollmachten werden von einem achtgliederigen 
Ausschuß geprüft. Auch im Falle einer Beanstandung 
übt der Delegierte seine Rechte aus, bis eine Entschei­
dung gefallen isl. Die Delegationen können von sich 
aus Ililfsdelegierte ernennen und in die Ausschüsse 
auch sonstige Ersatzmänner entsenden (GO 5, 6). 

Den V o r s i t z führt ein jedesmal neugewählter 
Präsident. Zu Präsidenten \Yurden bisher gewählt: 
Hymans-Belgien, van Karnebeek-Holland, Edwards­
Chile, de la Torriente y Peraza-Cuba, Molla-Schweiz, 
Dandurand-Kanada und von der VII. VBV da Costa­
Portugal, also durchgehend Vertreter kleinerer Staaten. 
In seiner Amtsführung unterstützt wird der Prä ident 
von 12 Vizepräsidenten, von denen 6 von der VBV ge­
wählt werden, während die übrigen 6 Posten den 
Präsidenten der Ausschüsse zufallen. Zwecks Erledi­
gung der Büroarbeiten hat der GS ein Sekretariat für 
die VBV und für die Ausschüsse zu bilden (GO 7-10). 

Die Sitzungen des P 1 e n u 111 s sind öffentlich, 
können aber auf Beschluß der VBV geschlossen werden. 
Die in geheimer Sitzung gefaßten Be chlüsse werden 
in einer öffentlichen Sitzung verki,i.ndel. Die Bestimmun­
gen über die Befugnisse des Präsidenten, insbes. Ord-­
uungsruf und Wortentziehung, über Eröffnung, Unter-
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hrechung und Schließtmg der Sitzung, über Redeordnung, 
Einbringung von Anträgen und Abstimmung ent­
sprechen den im parlamentarischen Leben allgemein 
geltenden Vorschriften (GO 11-13, 15, 17-26). Her­
vorzuheben ist, daß die Mitglieder des VBR außer der 
Reihe das Wort erhalten (15 Abs. 2), daß jede Abstim­
mung über Personen geheim erfolgt (21), daß bei 
Stimmengleichheit die Stimme des Präsidenten nicht 
den Ausschlag gibt, vielmehr eine zweite Abstimmung 
erfolgt tmd bei abermaliger Stimmengleichheit der 
Antrag als abgelehnt gilt (22) und daß bei der Wahl 
der nichtständigen Ratsmitglieder im Falle der Ergeb­
nislosigkeit zweier Wahlgänge die relative Mehrheit 
genügt (22a - vgl. III. VBV Pl. I 349, IV. VBV PI. 116). 
Die GO kann nach Erstattung eines Ausscbußberichts 
durch Mehrheitsbeschluß geändert werden (28). 

Die Arbeit der Ausschüsse wird in Art. 14 
und 27 geregelt. Jede auf der Tagesordnung stehende 
Frage muß, wenn nicht mit Zweidrittel-Mehrheit 
anders beschlossen wird, in einem Ausschuß vor­
lieraten werden. Auf die Verhandlungen der Aus­
schüsse findet die GO Anwendung. Ihre Sitzungen 
sind nicht öffentlich. Eingehende Vorschriften be­
stehen für den Fall, daß ein Ausschuß-Antrag Aus­
gaben nach sich zieht. Insbesondere muß der Finanz­
ausschuß dazu gehört werden. Neben etwaigen 
Sonderausschüssen werden regelmäßig 6 Ausschüsse 
niedergesetzt, deren Zuständigkeit gegenwärtig folgen­
dermaßen festgesetzt ist: 1. juristische Fragen, 2. tech­
nisch Organisationen, 3. Rüstungen, 4. Finanzen und 
Budget, 5. soziale und humanitäre Fragen, 6. politische 
Fragen, insbesondere Zulassung neuer Mitglieder. Auf 
der VII. VBV ist jedoch das Aufnahmegesuch Deutsch­
lands nicht vom VI., sondern vom I. Ausschuß geprüft 
worden. Da die Drucksachen der VII. VBV noch nicht 
Yorliegen, läßt sich nicht erkennen, aus welchen 
Gründen das geschah. In diesen 6 Ausschüssen sind 
grundsätzlich alle Mitgliedstaaten vertreten. Infolge 
der sich daraus eTgebenden technischen Schwierig­
keiten spielt die Niedersetzung von Unterausschüssen 
eine große Rolle. Die Sitze in diesen werden auf Vor-
chlag des Sekretariats vom Ausschußvorsitzenden 

Frnytagh-Loringlrnven, Völkerbund 5 
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verleilt. Dabei wird darauf Bedacht genommen, daß 
die Großmächte in allen politisch wichtigen Unteraus­
schüssen vert~:eten seien. Außerdem wird je ein Aus­
schuß zur Prufung der Vollmachten und zur Bearbei­
tung der Tagesordnung niedergesetzt (vgl. V. VBV PI. 
28, 30, VI. VBV PI. 26, 28 f., auch Munch bei Munch II 
363 f.). 

(5) V ?n gr?ßer grundsätzlicher wie praktischer Be­
cleut~ng 1st die Sprachen frage. Bei der Aus­
arberlung der VBS hatte der Satzungsausschuß am 
10. 4. 19 und das Plenum der Friedenskonferenz am 
28. 4. l 9 einen französischen Antrag auf Anerkennung 
des Französischen als Amtssprache des VB abgelehnt, 
ohne eine posi live Bestimmung zu treffen (Bourgeois, 
Le Pacte 154 f., Scelle, Le Pacte 219 f.). Die Schluß­
Lestimmung der Pariser Verträge jedoch, nach der der 
französische und der englische Wortlaut authentisch 
sind, sicherte beiden Sprachen eine Vorzugsstellung. 
Gegen diese richtete sich ein am 20. 11. 20 in der I. VBV 
eingebrachter Antrag von 18 Staaten, der die Zulassung 
auch des Spanischen als Amtssprache forderte. Das 
rief den gleichen Anspruch seitens Italiens hervor. Im 
I. Ausschuß geführte Verhandlungen ergaben einen 
Kompromiß, der in GO 16 Ausdruck findet (1. VBV Pl. 
172, 179 f., 769 I. A. 28 f.). Danach sind Amtssprachen 
Englisch und Französisch. Die in einer dieser Sprachen 
gehaltenen Reden werden von einem dem Sekretariat 
angehörenden Dolmetscher in die andere übersetzt. 
Alle amtlichen Schriftstücke werden in beiden Sprachen 
veröffentlicht. Den Delegierten steht jedoch der 
Gebrauch jeder andern Sprache unter der Voraus­
setzung frei, daß sie selJJst für die Uebersetzung sorgen. 
Unter derselben Voraussetzung kann jedes Mitglied 
auch die Veröffentlichung der amtlichen Schriftstücke 
in einer andern Sprache fordern. 

Praktisch ergibt sich aus diesen Bestimmungen die 
unbedingte Vorherrschaft der beiden Amtssprachen. 
Von dem Recht auf Anwendung einer andern Sprache 
ist nur ausnal1msweise Gebrauch gemacht worden, so 
in der IV. VBV, wo der Vertreter Irlands den ersten 
Teil seiner Antrittsrede in seiner Muttersprache hielt 
(IV. VBV Pl. 25, Munch bei Munch II 366 berichlet 
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dasselbe von dem Vertreter Abessiniens - vgl. Pl. 
126. Beiläufig bemerkt, hat in der V. VBV der 
Albanier Fan Noli ein Zitat aus dem Faust in deutscher 
Sprache angeführt - PI. 106). Im übrigen wird mit 
Rücksicht auf die Zuhörer nur englis h oder franzö­
sisch gesprochen. Daraus ergibt sich ein bereits öfter 
beklagtes Ue])ergewichl derjenigen Vertreter, deren 
Muttersprache eine dieser Sprachen ist (Munch bei 
Munch II 366). Das ist um so mehr der Fall, als in den 
Verhandlungen des VB eine sehr gepflegte Rhetorik 
Yorherrscht. 

Wiederholt sind Anregungen zugunsten des Ge­
brauchs des Esperanto gegeben worden, jedoch ohne 
Erfolg (vgl. Schücking-Webberg 291 I.). 

Artikel 4. 

Der Ral setzt sich aus Vertretern der alliierten und 
assoziierten Hauptmächte und aus Vertretern vier 
anderer Bundesmitglieder zusammen. Diese vier 
Bundesmitglieder werden von der Bundesversammlung 
nach freiem Ermessen und zu den Zeiten, die sie für 
gut befindet, bestimmt. Bis zu der ersten Bestimmung 
durch die Bundesversammlung sind die Vertreter 
Belgiens, Brasiliens, Spaniens und Griechenlands Mit­
glieder des Rats. 

Mit Zustimmung der Mehrheit der Bundesver­
sammhmg kann der Rat andere Bundesmitglieder be­
stimmen, die von da ab ständig im Rat vertreten sein 
werden. E1· kann mit der gleichen Zustimmung die 
Anzahl der Bundesmitglieder, die durch die Bundes­
versammlung in den Rat gewählt werden, erhöhen. 

Die Versammlung setzt mit Zweidrittel-Mehrheit 
die Regeln über die Wahl der nichtständigen Mitglieder 
des Rats und insbesondere über die Dauer ihrer 
Mandate und über die Bedingungen der Wiederwähl­
barkeit fest. 

Der Rat tagt, wenn es die Umstände erfordern, 
jedoch zum mindesten einmal im Jahr, am Bundessitz 
oder an einem zu bestimmenden andern Ort. 

Der Ral befindet über jede Frage, die in den Tätig-

5* 
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keitsbereich cles Bundes fällt ocler clie clen vVeltfrieden 
berührt. 

Jecles im Rat nicht vertretene Bunclesmitglied wird 
e!ngeladen, zur Teilnahme an der Tagung als Mitglied 
emen Vertreter abzuordnen, wenn eine seine Interessen 
besonders !)erührende Frage vor den Rat gebracht wird. 

Jedes 1m Ral vertretene Bundesmitglied verfügt nur 
iiher eine Stimme und hat nur einen Vertreter. 

Vorbemerkung. 
Der gegenwärtige Ab s atz 3 fehlte in der ur­

sprünglichen Fassung der VBS. Angesichts der 
Schwierigkeiten, die clie Frage der Besetzung der nicht­
ständigen Sitze bot, wurde seine Einfügung von der 
II. VBV beschlossen (I. A. 117 f., Pl. 688 f., 894). Er 
trat zunächst nicht in Kraft, da Frankreich und 
Spanien mit der Ratifizierung zurückhielten (vgl. JO 
25 1577). Frankreich hat die seinige jedoch kurz vor 
rler Junitagung 26 des VBR erteilt und Spanien zeigte 
aui dieser Tagung, zugleich mit der Erklärung seines 
Verzichts auf eine Wiederwahl, an, daß es unverzüg­
lich ratifizieren werde. Nach Zeitungsmeldungen hat 
der GS am 29. 7. 26 die amtliche Mitteilung erhalten, 
,laß die Ratifikation erfolgt ist. Der neue Absatz ist 
somit in Kraft getreten. 

Allgemeines. 
Aus der Natur der Sache ergibt sich ein U e b er -

g e wicht des VB Rübe r die V ß V. Dazu mußte 
kraft des im politischen Leben gellenden Gesetzes der 
kleineren Zahl der Umstand, daß er aus 10, die VBV 
aus 165 Personen besteht, ebenso führen, wie der, daß 
er regelmäßig viermal, diese nur einmal im Jahre zu­
sammentritt. Diese Umstände mußten sich um so 
stärker auswirken, als formal die Zuständigkeit beider 
Körperschaften die gleiche ist. , ollends unvermeidlich 
wurde das Uebergewicht des VBR durch die Zuerken­
nung ständiger Sitze an die Großmächte, zu deren un­
mittelbarem Organ der VBR damit gestempelt wurde. 
Anderseits ist hervorzuheben, daß dem berechtigten 
Selbstbewußtsein der übrigen Mächte durch die 
Schaffung nichlsländiger Sitze Rechnung getragen 
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wurclc. Demselben Zweck dient scheinbar das Erfor­
dernis der Einstimmigkeit aller Beschlüsse, während es 
in Wirklichkeit vor allem das Niederstimmen einer 
Großmacht verhindern soll. Denn wie Commentary 
169 fast unverhüllt ausspricht, wird regelmäßig nur 
eine Großmacht in der Lage sein, von ihrem Vetorecht 
Gebrauch zu machen. Daneben isl als besonders ge­
schickter Schachzug die Bestimmung hervorzuheben, 
nach der die nicht im VBR vertretenen Mächte bei Er­
örterung der sie interessierenden Fragen hinzuzuziehen 
sind. Dadurch wird die Entstehung einer dem VBR 
feindlichen Stimmung innerhalb der VBV hintan­
gehalten. 

Welche Bedeutung dem VBR beigemessen ,Yird, 
zeigen am besten die Schwierigkeiten, die sich während 
der außerordentlichen Tagung der VBV im März 26 
ergaben. Das aus der Erkenntnis dieser Bedeutung 
erfließende Bestreben nach einer Vermehrung der Zahl 
der Ralssilze seilens der außerhalb des VBR stehenden 

. Mächte birgt jedoch die Gefahr einer Herabsetzung 
eben dieser Bedeutung. 

Im Einzelnen. 
(1) Die Zusammensetzung des VBR ist dar­

auf abgestelll, den Hauptmächten den bestimmenden 
Einfluß zu sichern. Abs. 1 weist ihnen 5 ständige Sitze 
zu, während der VBV anheimgestellt wird, 4 weitere 
Sitze zu besetzen, deren Inhaber, ganz abgesehen von 
der geringeren Macht, die hinter ihnen steht, schon 
deswegen weniger Einfluß haben müssen, weil sie sie 
nur auf Zeit einnehmen. Eine gewisse Verschiebung 
lrat durch das Fernbleiben Nordamerikas ein. Anderer­
seits war, wie Commentary 169 ausspricht, die Ueber­
lassung ständiger Sitze an Deutschland und Rußland 
von vornherein ins Auge gefaßt. Da aber das Erforder­
uis der Einstimmigkeit ein Hinweggehen über die 
W ünsche einer der Großmächte auch formell unmöglich 
macht, schien es unbedenklich, dem Drängen der 
übrigen Staaten nachzugeben und die Zahl der nicht­
ständigen Sitze auf 6 zu erhöhen. Nachdem der VBR 
sich während der II. VBV ablehnend zu diesem Ge­
danken gestellt hatte (II. VBV I. A. 34 f., 40 f., 120), 
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~-eglen während der III. \ BV England und Frankreich 
1h11 selbsL an. Der VBR beschloß demgemäß (JO 22 
1197 f., 1415 f.) und die VBV erLeilLe ihre förmliche Zu­
stimmung, nicht ohne daß Holland und die Schweiz im 
Ausschuß und jenes auch im Plenum auf die Nachteile 
aufmerksam gemachl hälten, die eine Vergrößerung des 
VBR nach sich ziehen müsse (III. VBV I. A. 3 f., Pl. I 
222, II 156 f.). Dieser Beschluß slellte keine Salzungs­
änderung dar. Infolgedessen gilt auch heute noch die 
ursprüngliche Fassung des Abs. 1, die nur von vier 
uichtsländigen MiLgliedern weiß. Eine Vermehrung 
der ständigen Silze war nur einmal, und zwar von 
Chile angeregt worden (II. VBV I. A. 40 f.), bis auf der 
VII. VBV anläßlich der beabsich Ligten Schaffung eines 
ständigen Sitzes für Deutschland Brasilien, Polen und 
Spanien solche für sich in An-spruch nahmen (s. unlen 
z. 2). 

Die Vorausselzung einer Ver m eh r u n g der 
Z a h 1 sowohl der sländigcn, als der nichtsländigen 
MiLgliedcr ist ein Beschluß des VBR, der unlcr Zu- . 
sLimmung der Mehrbeil der VBV gefaßt ,vird. Der 
Beschluß muß, wie grundsäLzlich alle Beschlüsse, ein­
slimmig gefaßt werden. Die Initialive slcht allein dem 
VBR zu. Der VBV wird der bereits gefaßle Beschluß 
des VBR mit dem Ersuchen um ihre Zuslirnrnung 
unlerbreitet und mit der Abstimmung der VBV Lritl er 
unmittelbar in Geltung (vgl. III. VBV Pl. I 222 f., II 
156 f.). Dabei ist zu beachten, daß ein Beschluß auf 
Vermehrung der ständigen Sitze individuellen Charak­
Ler haL, ein Beschluß auf Vermehrung der nichtstän­
cligen dagegen generellen . Der neue ständige Sitz wird 
für einen heslimmten Staat geschaffen und mit der 
ZusLimmung der Mehrheit der VBV zum Beschluß des 
\'BR ist der\ organg abgeschlossen. ,vcrden aber neue 
nichlständige Sitze geschaffen, so geschiehL zwar auch 
das durch Beschluß des VBR mit Zustimmung der 
l\1ehrheiL der VBV. Ihre Besetzung jedoch erfolgL 
unabhängig vom VBR allein durch Wahl der VBV. 

Eine Her a h s e L zu n g der Z a h l der Ratsmit­
glieder isl in der VBS nicht vorgesehen. Nach 
Schücking-Wehberg 312 dürfte sie nur auf dem Wege 
einer Satzungsänderung vollzogen werden. Es ist 
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jedoch zu unterscheiden: salzungsändernd wäre eine 
Herabsetzung unter die in der VBS genannte Z:ihl. 
Dagegen wäre jede andere Herabsetzung nur die Aende­
rung eines gewöhnlichen Beschlusses und könnte in 
derselben Form vollzogen werden, in der dieser gefaßt 
wurde. Das ergibt sich nicht nur aus dem Wortlaut, 
sondern auch aus dem Sinn des Art. 4, nach dem im 
VBR eine Vertretung der Hauptmächte und 4 anderer 
~fächle für die Erreichung der Zwecke des VB als not­
wendig, aber auch als genügend angesehen wird. 

Eine Verminderung der Zahl der ständigen Sitze 
isl übrigens tatsächlich dadurch entstanden, daß Nord­
amerika dem VB nicht beigetreten ist. Die gleiche 
Folge würde der Austritt einer der 4 Hauptmächte aus 
dem VB haben. Dagegen kann eine von ihnen nichl 
unter Beibehaltung der Mitgliedschaft wirksam auf 
ihren Sitz verzichten. Solange Art. 4 Abs. 1 in Kraft 
ist, hat sie ihn inne und kann höchstens die Ausübung 
der daraus erfließenden Rechte unterlassen. Doch 
würde sie damit salzungs- und pflichtwidrig handeln. 
Dasselbe gilt für den Fall des Austritts, solange die 
Frist des Art. 1 Abs. 3 läufl. Andets steht es um den 
Verzicht auf einen nichtständigen Sitz. firn wird 
man für zulässig halten müssen. Allenfalls könnte man 
einwenden, daß das die Wahl annehmende Mitglied 
sich verpflichtet, das ihm übertragene Amt his zur 
nächsten Wahl beizubehalten. Doch ist das an sich 
nicht durchschlagend und wird vollends hinfällig, wenn 
man die Statthafligkeit des Verzichts an eine wider­
spruchslose Kenntnisnahme durch den VER knüpft, 
welche Kenntnisnahme zugleich den Verzicht unwider­
ruflich machen würde. In dem einzigen bisher vor­
liegenden praktischen Falle des Verzichts, dem Brasi­
liens, hat der VBR noch nicht Stellung genommen, da 
die amtliche Anzeige erst nach Schluß der Juni-Tagung 
26 einlief. Es liegen jedoch keinerlei Anzeichen dafür 
vor, daß etwa die Rechtmäßigkeit des Verzichts bestrit­
ten werden könnte. Schon die Ankündigung des Ver­
zichts durch de Mello-Fra.nco in der VER-Sitzung vom 
10. 6. rief keine sachlichen Einwendungen, sondern nur 
Ausdrücke des Bedauerns hervor. Der Fall Spanien 
kommt hier nicht in Frage, da Spanien nicht auf seinen 
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Silz, sondern nur auf eine Wiederwahl im SeptemlJer 
26 verzichtet hat. 

Ebenso wie der Verzicht eines nichtständigen Mil­
gliedes wäre der eines solchen ständigen zu beurteilen, 
dessen Sitz erst nachträglich auf Grund von Abs. 2 
geschaffen ist. Hier fehlt die satzungsmäßige Bin­
dung, die den 4 Hauptmächten gegenüber wirksam ist. 

Auf die Beschlußfähigkeit des VBR übt der Rück­
tritt eines oder mehrerer Mitglieder keinen Einfluß aus, 
solange die Hälfte der Mitglieder in ihm verbleibt. Das 
ergibt sich aus Art. 6 der GO (unten z. 6). Im übrigen 
ist diese Frage kaum praktisch, da angesichts zahl­
reicher Rücktritte entweder eine Nachwahl durch eine 
außerordentliche VBV vorgenommen werden oder der 
VB sich auflösen würde. Aus einem andern Grunde 
unpraktisch ist die Frage, ob die zur Beschlußfähigkeit 
erforderliche Hälfte nach der satzungsmäßigen oder 
nach der tatsächlichen Zahl der Mitglieder zu be­
rechnen ist. Bisher ist, soviel ersichtlich, noch nie ein 
:Mitglied einer Tagung ferngeblieben. Theoretisch 
lassen sich übrigens für jede dieser Berechnungsarten 
Erwägungen von ungefähr dem gleichen Gewicht an­
führen. 

(2) Als n i c h t s t ä n d i g e M i t g 1 i e d e r benenn L 
die VBS zunächst Belgien, Brasilien, Griechenland und 
Spanien, welcher Auswahl selbstverständlich politische 
Gesichtspunkte zugrunde lagen. Für die Zukunft sollte 
eine Wabl durch die VBV stattfinden. Bereits die 
I. VBV machte von diesem Recht Gebrauch und be­
stimmte, daß der durch die VBS erteilte Auftrag am 
31. 12. 20 erlöschen sollte (I. VBV Pl. 434). 

Das aktive W a h 1 recht steht allen Bundesmit­
gliedern, einschließlich der Inhaber eines ständigen 
Sitzes zu, vom passiven dagegen sind diese aus­
geschlossen. Das ergibt sich noch mehr aus dem Sii111 
der Einrieb tung, als aus den Worten „Vertreter vier 
anderer Bundesmitglieder". Die Dominions und Indien 
sind auch in dieser Hinsicht vollberechtigt. 

Daß die Wahl „nach freiem Ermessen" erfolgen 
soll, schließt weder eine formelle, noch eine materielle 
Regelung aus, wenngleich das im Hinblick auf letztere 
behaup lel worden ist (I. VBV Pl. 414 f.). Dabei dürften 
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weniger jurisli ehe Bedenken maßgebend gewesen sein, 
als der \Vunsch, einer Bindung auszuweichen. Dem­
gemäß ist denn auch von der III. VBV eine V\T a h 1 -
o r d n u n g be chlossen ·worden, die im Art. 22a der 
GO zum Ausdruck kommt (vgl. oben Art. 3 z. 4). Die 
Wahl ist geheim und findet, wenn mehr als ern Silz 
zu vergeben ist, nach dem Listensystem slall. Ergehen 
z,vei Wahlgänge keine absolute Mehrheil, so ent­
scheidet im dritten die relative Mehrheit. Die Zu­
lüssigkeil einer Mehrheitsenlscheidung ergibt sieh 
mangels einer ausdrücklichen Bestimmung der VBS aus 
dem Wesen der Sache. 

Was die male r i e 11 e W a h I o r d nun g betrifft, 
so regte China schon während der I. VBV den Erlaß 
C'iner Bestimmung an, nach der die nichlsländige11 
Sitze auf geographi eher Grundlage verleill 
werden sollen. Das Plenum trat dem bei und sprach 
den Wunsch aus, daß 3 Ral milglieder auf Europa 
und Amerika, 1 auf die übrigen Weltteile entfallen 
möge (I. VBV Pl. 435). Angesichts der Vermehrung 
der nichtständigen Sitze erneuerte China seinen Antrag 
auf der III. VßV (I. A. 33, 36, 42, 97) und das Plenum 
beschloß wiederum als ·wunsch, ,,daß die Versammlung 
bei der Wahl der sechs nichtsländigen Ratsmitglieder 
ihre Auswahl derart Lreffe, daß die hauptsächlich 
geographische Gliederung der \Vell, die großen Völker­
familien, die ver chiedenen religiösen Ueberlieferungen, 
die verschiedenen Formen der Zivilisalion und die 
wichtigsten Quellen des Reich Lum berücksichtigt wür­
den" (III. VBV PI. 345 I.). Die späteren VBV bekräf­
tigten diesen Wunsch von neuem (IV. VBV PI. 116, 
V. VBV PI. 135, 166, VI. VBV PI. 110 f.). 

Tatsächlich ist ihm jedoch bisher nicht Rechnung 
getragen worden. Afrika und Australien sind bisher 
überhaupt nicht, Asien ist nur vom 1. 1. 21 bis 31. 12. 
23 durch China vertreten gewesen. 

Gleichfalls auf der I. VBV wurde die Fe tselzuug 
eines Rotationssystems angeregt, durch das 
allen Mitgliedern die Gewähr geboten würde, daß sie 
im Lauf der Zeil einen Sitz im VBR erhallen würden. 
Dieser Gedanke wurde jedoch abgelehnt und stall 
dessen die Frage nach der D a u e r d er W a h 1 -



- 74 -

per i o cl e und nach der ,v i e c1 er w ii h I b a r k e i l in 
den Kreis der Erörterung gezogen. Die \'BS rnlhiill 
darüber keinerlei Bestimmungen, hehl vielmehr hervor, 
clnfl die Wahl zu den Zeilen slallfinden soll, die die 
\'B\' für gut befindet. 

l'm in dieser Ric'hlung freie Bahn zu schaffen, 
1,cschloß die II. VBV den nunmehrigen Abs. 3 in den 
Art. 4 einzufügen (vgl. oben \' orbern.). Oh er prak­
li ehe Bedeutung gewinnen wird, slehl noch ctahin. 
Jedenfalls hat die VBV jetzt formell die Iöglichkeil, 
mit Zweidrillel-Mehrhcil die vielumslrillene Frage der 
,vahl der nichlslündigcn Mitglieder bindend zu regeln 
und insbesondere die Dauer der Mandate und die Be­
dingungen der Wiederwählbarkeit festzusetzen. 

Inzwischen halle aber die III. VBV folgende Sülze 
a ls Richllinien angenommen (PI. I 335 f., 349 f., II 20..J f., 
vgl. I. A. 41 f.): die Wahl erfolgt auf 3 Jahre; sie gilt 
vom l. 1. des auf die ·wahl folgenden Jahres ab; all­
jährlich scheidet ein Drillel der nichtständigen Mit­
glieder aus; die ausscheidenden Mitglieder sind während 
dreier Jahre nicht wühlbar; scheidet ein Mitglied im 
Laufe der Wahlperiode aus, so wird ein Nachfolger 
nur für den Rest der Periode gewühlt; auf der gegen­
\Yärtigen VBV wiedergewii hlte Mitglieder scheiden mit 
eiern Ende des Jahres aus; sind ihrer mehr aL zwei, 
so entscheidet das Los. Diese Richtlinien wurden von 
der IV. VBV besläLigL (PI. 116). Die V. VB\' hal sid1 
mil ihnen nichl befaßl, während die VI. feslslellle, daß 
die bisherigen Mitglieder wiedergewählt sind und er­
klärte, daß das Rotationsprinzip von 1926 ab angewandt 
,verden soll (PI. 160). Tatsächlich war das bisher nichl 
geschehen, wie sich au folgender eher ichl der nicht­
ständigen Mitglieder ergibt: 
1920 Belgien, Brasilien, Spanien, Griechenland. 
1921 Belgien, Brasilien, Spanien, China. 
1922 Belgien, Brasilien, Spanien, China. 
1923 Belgien, Brasilien, Spanien, China, Schweden, 

Uruguay. 
1924 Belgien, Brasilien, Spanien, Schweden, Uruguay, 

Tschechoslowakei. 
1925 und 1926 wie 1924. 
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\Vie rliese Ucbersichl zeigt, haben ;_i Mädlle ihren 
Silz seit 7 Jahren inne, 2 seil -1 und 1 seil 3 Jahren, 
während in der ganzen Zeil nm 2 Müchleausgeschieden 
sind. Daß das im Widerspruch zu den Rieb Llinien stand, 
hedarf keiner Hervorhebung. Doch liegen die poli­
Lisehen Rücksichten, die zu dieser Praxis führten, auf 
der Hand. Ob es mit Hilfe des neuen Abs. 3 gelingen 
wird, eine Aenderung zuwege zu bringen, muß dahin­
gestellt bleiben. 

Ein neuer in dieser Richtung unlernornm.ener Ver­
such, der zwar noch vor dem Inkrafttreten des Abs. 3, 
aber im Hinblick auf dieses erfolgte, ist jedenfalls ge­
scheilerl. Der auf Antrag des Vicomte Ishii-Japan vom 
VBR am 18. 3. 26 niedergesetzte S Ludi e n ausschuß 
(JO 26 533 f.), der Vorschläge zwecks Lösung der auf 
der VII. VBV entstandenen Schwierigkeiten machen 
sollte, trat am 10. 5. unler dem Vorsitz Mollas-Schweiz 
und unter Teilnahme eines deutschen Vertreters zu­
sammen und arbeitete einen Entwurf aus. Diesem 
zufolge sollle die Zahl der nit:htstäncligen Mitglieder 
auf 9 erhöht werden. Die Dauer des Mandats betrügt 
3 Jahre. Wiederwählbarkeit besteht grundsützlich 
nich L. Doch kann die VBV mit qualifizierter Mehrheit 
die Wiederw::i.hl von nichl mehr als 3 nichlständigen 
Mitgliedern beschließen. Gleichfalls mit qualifizierter 
Mehrheit kann unabhängig vom Ablauf der Mandate 
eine allgemeine 1euwahl beschlossen werden. 

Diese Vorschläge, die im Grunde auf die Schaffung 
von 3 halbständigen Sitzen ,hinausliefen, im übrigen 
aber die Richtlinien der III. VBV verwerlelen, fanden 
auf der Juni-Tagung 2G des VBR keine Zustimmung. 
Insbesondere erklärten Brasilien und Spanien, die 
ständige Sitze für sich beanspruchten, sich für un­
befriedigt. Spanien verzichtete . auf eine Wiederwahl 
im September 26, Brasilien legte sein Mandat nieder, 
tun unmittelbar darauf seinen Austritt aus dem VB an­
zuzeigen. Infolge dieses Ergebnisses unterblieb die 
für den 28. 6. beabsichtigte Einberufung des Studien­
ausschusses zu einer zweiten Tagung. 

(3) Angesichts der Bedeutung, die gerade die kleine 
Zahl der Ratsmitglieder hat, ist es folgerechl, daß 
jedes Mitglied nach Abs. 6 nur einen Ver t r e L er 
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ernennt. Ueblicherweise ist das der Außenminister oder 
sonst ein führender Staatsmann. Nach Art. 10 der GO 
kann er sich von 2 Beratern oder Sekretären begleilen 
lassen, ebenso wie auch Sachverständige und Beamlc 
des VB zu den Sitzungen zugelassen werden können. 
Dagegen ist die Ernennung von Ersalzdelegierlen nicht 
Yorgesehen. Sie geschieht jedoch, wie sjch aus den An­
wesenheitslisten ergibt, in weitem Umfange. 

Jede Ratsmacht verfügt nnr über e i 11 e S t im rn e. 
Die Zuerkennung mehrerer Stimmen an die Groß­
mächte wäre angesichts des Erfordernisses der Ein­
stimmigkeit zwecklos und für die anderen Mächte ver­
letzend. 

(4) Ein Nicht m i L g 1 i e d des VER wird zur 
Teilnahme an der Sitzung eingeladen, wenn eine ihn 
besonders - richtiger wäre wohl unmittelbar - be­
rührende Frage verhandelt wird. Ob ein solcher Fall 
gegeben ist, entscheidet der VBR, und zwar, da es sich 
um eine Frage des Verfahrens handelt, durch Mehr­
heitsbeschluß. Ein Rechtsmillel gegen einen Beschluß 
auf Nichteinladung fehlt. Insbesondere kommt eine 
Beschwerde vor dem StIG schon deshalb nicht in Frage, 
weil der VBR vor diesem nicht als Partei erscheinen 
kann (Satzung des StIG Art. 34). Erfolgt aber eine 
Einladung, so nimmt dtr Geladene mit allen Rechten 
eines Mitgliedes an der Beratunng und Beschlußfassung 
teil. Das tritt im französischen Worllaut weniger klar 
hervor, als im englischen (a y envoyer sieger un 
repr6sentant - to send a. representative to sit as a 
mernber). Vgl. aber über die Nichtzulassung Bulgariens, 
Oesterreichs und Ungarns zu den Beratungen über die 
Investigations-Ordnung unten Art. 8 Z. 8. Eine Ent­
scheidung, für die Einstimmigkeit erforderlich ist, kann 
also nur mit Zustimmung des Geladenen gefaßt werden. 
Darin mehr, als in dem ihm gewährten Gehör liegt die 
Bedeutung des Abs. 5. Das Stimmrecht des Geladenen 
ruht jedoch, wenn er Partei in einem Streitfall isl, über 
den der VBR nach Art. 15 entscheidet, ebenso, wenn 
es sich um seine Ausschließung nach Art. 16 Abs. 4 
handelt. Ueber die Zuziehung von Nichtmitgliedern 
des VB vgl. unten Arl. 17 z. 3. 

(5) Ueber Zeit und Ort der Tagung des 



- 77 -

VBR bestimmt Abs. 3. Als Mindestes schreibt er eine 
Tagung im Jahr vor. Die gleiche VorschrifL enthält 
Art. 1 der GO. Doch hat der VBR am 31. 8. 23 be­
schlossen, 4 ordenlliche Tagungen im Jahr abzuhalten, 
und zwar im Dezember, März und Juni, während die 
vierte Tagung drei Tage vor dem Zusammentritt der 
VBV beginnen soll. Außerordentliche Tagungen sollen 
im Falle der Art. 11 und 15, so,Yie auf Verlangen eines 
Ratsmitgliedes oder 3 anderer Bundesmitglieder ein­
berufen werden (JO 23 1268). Vor diesem Beschluß 
war die Zahl der ordentlichen Tagungen erheblich 
höher gewesen, so 11 im Jahre 20 und 7 im Jahre 22. 
Bis zum 1. 7. 26 haben im ganzen 37 ordentliche und 3 
außerordentliche Tagungen stattgefunden, von diesen 
die erste im August bis Oktober 21 in Sachen Ober­
schlesiens, die zweite im Dezember 25 angesichts des 
griechisch-bulgarischen Streits, die dritte im Februar 
26 zwecks Anberaumung der VII. VBV. 

Der Tagungsort hat anfangs, namentlich im Jahre 
20, ständig gewechselt, in der Folge ist der VBR über­
wiegend in Genf zusammengetreten. 

(6) Eine Ge s c h ä f t s o r d n u n g hat sich der 
VBR am 17. 5. 20 gegeben (JO 20 272 f., vgl. JO 21 27, 
s. Anhang Nr. 5). Danach wird die Tagung vom Präsi­
denten mit einer Frist von 20 Tagen, die jedoch ver­
kürzt werden kann, einberufen (Art. 1). Die Tages­
ordnung wird, soweit sie nicht von der vorhergehenden 
Tagung bestimmt war, vom GS im Einvernehmen mil 
dem Präsidenten entworfen, wobei den Anträgen der 
Mitglieder Folge zu geben ist. Während der Tagung 
können Gegenstände durch Mehrheitsbeschluß auf­
gesetzt werden (Art. 2). Jede Tagung wird mit einem 
Bericht des GS eröffnet (Art. 3). Präsident und Vize­
präsident werden für ein Jahr gewählt und sind nicht 
wiederwählbar (Art. 4). Tatsächlich wechselt das Prä­
sidium kraft eines Beschlusses vom 18. 12. 20 (JO 21 27) 
iu alphabetischer Reihenfolge. Nach Art. 5 sind die 
Sitzungen öffenllich, soweit es sich um die Entgegen­
nahme der Berichte, die Schlußdebatte und die Ab­
stimmung handelt, während eine vorläufige Debatte in 
privater SHzung slatlfindet. Diese Bestimmung und 
ilue Handhabung durch den VBR hat wiederholte Er-
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örterungen in der VBV (z. B. 1. VBV Pl. 207, II. VBV 
Pl. 64, 67, 290) und in der Presse hervorgerufen (vgl. 
auch v. Bülow 69 f.). Der Rat beharrte jedoch darauf, 
daß sich gewisse Fragen einer öffentlichen Behandlung 
entzögen (JO 22 791, 846) - was zweifellos zutrifft, 
wenn es auch in einigem Widerspruch zum Vorspruch 
der VBS steht. Immerhin werden seil der II. VBV alle 
Protokolle der VBR-Sitzungen, auch der privaten, im 
Journal Officiel veröffentlicht, allerdings in recht 
summarischer Form (vgl. JO 21 115, 24 1299). Neben 
den öffentlichen und privaten finden jedoch auch ge­
heime Sitzungen statt, deren Protokolle nach wie vor 
nicht veröffentlicht werden (vgl. JO 25 132). Die GO 
\Yeiß übrigens nichts von einer Veröffentlichung der 
Prolokolle, sondern begnügt sich damit, ihre Verteilung 
an die Bundesmilglieder vorzuschreiben (Art. 7). Der 
VBR isl nur verhandlungsfähig, wenn die Mehrheit 
cler Mitglieder anwesend ist (Art. 6). Ist das nicht der 
Fall, so muß die Sitzung aufgehoben werden. Minder­
heitsbeschlüsse sind also auch praktisch nicht möglich. 
Für Abstimmungen gelten dieselben Regeln, wie in der 
VBV (Art. 8, 9). Eine besondere Sitzungsordnung ist 
ebensowenig vorgesehen ·wie eine Disziplinargewalt des 
Präsidenten, was bei der geringen Zahl der Mitglieder 
und dem Charakter des VBR selbstverständlich ist. 
Aenderungen der GO können mit Stimmenmehrheit be­
schlossen werden (Art. 13). 

(7) Die satzungsgemäße Z u s t ä n d i g k e i t d e s 
VB R erstreckt sich, ebenso wie die der VBV, auf alle 
Fragen, ,,die in den Tätigkeitsbereich des Bundes fallen 
oder die den Weltfrieden berühren", mit Ausnahme 
derjenigen, die zur ausschließlichen Zu tändigkeit der 
VBV gehören (vgl. oben Art. 3 z. 3). In bestimmten 
Fällen hat er mit der VBV zusammenzuwirken (vgl. 
oben Art. 2 Z. 3). Allein zuständig ist der VBR in 
folgenden Fragen: a) Aufstellung von Abrüstungs­
plänen, Zustimmung zu ihrer Ueberschreitung und Be­
kämpfung der Gefahren der privaten Rüstungsindustrie 
(Art. 8 Abs. 2, 4, 5); b) Ausarbeitung von Maßnahmen 
zur Wahrung der bedrohten Unabhängigkeit und terri­
torialen Unversehrtheit der Mitglieder (Art. 10); c) Er­
greifung von Maßnahmen zum Schutze des bedrohten 
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\"ölkcrfriedens (Art. 11 Ab . 1); d) Ausarbeitung von 
Maßnahmen zur Durchführung eines Schieds- oder 
Gerichtsspruchs (Art. 13 Abs. 4); e) Empfehlung vou 
Maßnahmen zwecks Durchführung der Bundesexekution 
(Arl. 16 Abs. 2, Arl. 17 Abs. 3); J) Festsetzung der für 
1 ' ichlmitglieder bei Erledigung eines Streitfalls durch 
den VB geltenden Bedingungen (Art. 17 Abs. 1); g) Er­
greifung von Maßnahmen zur Beilegung eines Streites 
zwischen ichtmitgliedern (Art. 17 Abs. 4); h) unter 
gewissen \' oraussetzungen die Regelung der in Art. 22 
Ab . 8 vorgesehenen Mandatsfragen. \Veitere Rechte 
und Pflichten des VBR beziehen sich auf die Organi­
sation des VB, nämlich i) Ladung eines Nichtmitgliedes 
zur Teilnahme an den Sitzungen (Art. 4 Abs. 5); k) Ver­
legung des Bundessitzes (Art. 7 Abs. 2); 1) Ermächtigung 
des Sekretariats zur Unterstützung gewis er internatio­
naler Unternehmungen durch Mitarbeit und Ueber­
JJahme von Ko Len (Art. 24 Abs. 2, 3). 

Die dem VBR durch Arl. 14 auferlegte Pflicht zur 
Ausarbeitung eines Planes zur Errichtung des StlG ist 
erledigt. 

(8) Ebenso zahlreich wie bedeutungsvoll sind die 
Hechle und Pflichten, die der VBR auf einer außer -
h a 1 b cl er VB S liegenden Grundlage ausübt. Neben 
einer langen Reihe von Aufgaben geringerer Bedeutung 
und bescheideneren Umfanges, die teils auf dem Gebiet 
cler Verwaltung, teils auf dem der Schiedsgerichts­
barkeit liegen und die sich sowohl aus den Pariser 
FrV, als auch aus sonstigen Verträgen und aus 
Beschlüssen des VB ergeben (ihre Aufzählung s. bei 
Schücking-Wehberg 317 f.), sind besonders zu nennen 
die Befugnisse aus den Genfer Protokollen vom 4. 10. 
22 (RTr XII 386 f.) und vom 14. 3. 24 (RTr XXV 
423 f., 427 f.), die den Wiederaufbau Oesterreichs und 
Ungarns regeln (vgl. oben Arl. 2 Z. 5), ferner aus den 
Bestimmungen der Pari er Fr\' über die Rüstung der 
.Millelmächte (vgl. unten Art. 8 z. 8) und endlich zwei 
Gruppen hochpolitischer Aufgaben, die in der Tätigkeit 
des VBR eine hervorragende Rolle spielen, nämlich 
erstens die Ausübung bestimmter Funktionen im Hin­
liliek auf die ehemals deutschen Gebiete Saarland, 
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Danzig und lVIemelland (über die Stellung des VBR zu 
' den lVIandatsländern s. unlen Arl. 22) und zweitens 
der Schutz der Minderheilen. 

A. E h e m a 1 s d e u t s c h e G e b i e t e. a) S a a r -
gebiet. Nach Art. 49 des VFrV isl der VB Treu­
händer für das Gebiet. Ihm liegt (Anl. § 35) nach er­
folgter Volksabstimmung die Enlscheidung über das 
endgültige Schicksal des Landes ob. Inzwischen hal 
der VBR (Anl. § 16 f.) die Regierungskommission, die 
das Land verwaltet, zu ernennen und zu beaufsich Ligen 
(vgl. Instruktion v. 13. 2. 20 JO 20 50 f.), die 1935 
stattfindende Volksabstimmung zu regeln und nach 
erfolgter Endentscheidung für die Abwicklung der Ver­
hällnisse Sorge zu tragen. Ueber die getroffenen Maß­
nahmen sowie über die Gesamtlage des Gebiels legt der 
VBR in seinem Generalbericht Rechenschaft (vgl. -v. 
VBV PI. 273 f., 345, VI. VBV PI. 207 f., 302 f.). S. 
Andres, Grundlagen des Rechts im Saargebiet, Harris 
bei Munch II 290 f. 

b) Danzig. Nach Art. lOOf. des VFrV ver­
zichtet Deutschlancl auf Danzig zugunsten der Haupt­
mächte. Diese verpflichten sich, Danzig zur 1~ reien 
Stadt zu erklären w1d den Wortlaut eines zwischen 
Danzig und Polen abzuschließenden Vertrages festzu­
legen. Danzig wird unter den Schutz des VB gestellt, 
der zugleich die Bürgschaft für die Verfassung über­
nimmt. Ein Kommissar des VB, der seinen Sitz 
in Danzig hat, entscheidet in L Instanz über Streitig­
keiten zwischen Danzig und Polen. - Eine ausschließ-
1 iche Zuständigkeit des VBR besteht somit nicht, doch 
hat er tatsächlich die Ausübung der dem VB zu­
stehenden Rechte und Pflichten übernommen, vgl. 
die Verfassung von Danzig v. 11. 8. 20 nebst Zusätzen 
v. 9. 12. 20 (Staatsanz. v. 9. 12. 20 S. 343 f., JO 22 suppl. 
spec. 7, vgl. Löning in Jhrb. d. öff. Rs 21 439 f.), den 
am 13. 2. 20 vom VBR gebilligten Bericht Hymans' (JO 
20 53) und den Vertrag zwischen Danzig und Polen 
v. 9. 11. 20 (RTr VI 190 f.). Im Ergebnis hat der VBR 
die Verfassung Danzigs zu gewährleisten. Aende­
rungen sind nur mit seiner Zustimmung stallhaft. Er 
ernennt den VB-Kommissar, überwacht seine Ge­
schäftsfiförung und entscheidet in II. Instanz ülJcr 



Streitigkeiten zwischen Danzig und Polen. Er ernennl 
den Vorsitzenden des Hafenausschusses. Dem Umfange 
wie der politischen Bedeutung nach steht die schieds­
richterliche Tätigkeit des VBR im Vordergrunde. Eine 
lange Reihe wich Liger Streitfragen wurde auf Vorschlag 
des \'BR (JO 23 823 f., 927 f., 1000 f., 1015 f.) durch 
unmittelbare Verhandlungen zwischen den Parteien 
lJeigelegt. Die getroffene Vereinbarung, die unter VI. auch 
die außenpolitische Stellung Danzigs näher regell, wurde 
am l. 9. 23 vom VBR gebilligt (JO 23 1282 f., 1415 f., 
1417 f.). Es ist jedoch in der Folgezeit zu immer neuen 
Streitigkeiten gekommen, die vor dem VBR ausgetragen 
wurden. Von grundsätzlicher Bedeutung waren in 
jüngster Zeit insbesondere die zugunsten Polens ge­
fällten Entscheidungen im Poststreit (JO 25 882 f., 
1371 f., vgl. unten Art. 14 Z. 4 B 1) und im Streit um das 
Munition depot auf der 'i\,'esterplatle und die mili­
tiirische Bewachung des Depots (JO 25 1367 f., 26 137 f., 
283 f.). Einen Ueberblick über die Lage in Danzig gibt 
der VBR in seinem Generalbericht (vgl. V. VBV Pl. 
277 f., 345, VI. VBV Pl. 211 f., 303 f.). S. Cruseu bei 
Strupp III 134 f., Kraus DJZ. 26 985 f. 

c) M e m e 11 an d. In Art. 99 des VFrV verzichtete 
Deutschland auf das Memelland zugunsten der Haupt­
mächte. Im Januar 23 vertrieben litauische Frei­
scharen die französische Besatzung und ergriffen von 
dem Lande Besitz. Am 16. 2. 23 übertrug die Bot­
schafterkonferenz die Souveränität über das Gebiet auf 
Litauen. Am 14. 3. 24 wurde ein von einem internatio­
nalen Au schuß ausgearbeitetes Memelabkommen vor 
dem VBR von den Vertretern der Hauptmächte und 
dem Vertreter Litauens angenommen (JO 24 121 f., 
514 f., 539 f., 598 f., 1200 f., vgl. unten Art. 11 Z. 4 D). 
Es sichert dem Lande Autonomie zu und überträgt dem 
\'BR ein Aufsichtsrecht in doppelter Beziehung. Nach 
Art. 17 hat jedes Ratsmitglied das Recht, Zuwider­
handlungen gegen das Abkommen dem VBR zu untcr­
hreiten. Im Falle rechtlicher oder tatsächlicher 
l\leinungsverschiedenheilen soll der StlG angerufen 
werden und gegebenenfalls Art. 13 der VBS Anwendung 
finden, d. h. der VBR soll für die Durchführung des 
Spruches Sorge tragen. Nach Art. 11 wiederum soll die 

Frcylngh-Loriughovcn, Völkerbund 6 
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von Litauen über den Minderheitenschutz abgegebene 
Erklärung für das Memelgebiet Geltung haben (JO 22 
586 f. vgl. unten unter B.). 

B. Minderheitenschutz. a) Geschichte. 
Entgegen den Absichten Wilsons, der in seinen II. Ent­
wurf eine Bestimmung über den Schutz der völkischen 
Minderheiten aufgenommen hatte, schweigt die VBS 
über diese Frage. Ein japanischer Antrag auf An­
erkennung der Rassengleichheit durch die VBS wurde 
abgelehnt (s. oben . S. 5 f., vgl. auch I. VBV PI. 221 f.). 
Der VFrV legte jedoch in Art. 86 und 93 der Tschecho­
slowakei und Polen die Verpflichtung auf, mit den 
Hauptmächten einen Minderheitenschutz-Vertrag zu 
schließen. Umgekehrt legten die mit den übrigen 
Mittelmächten geschlossenen Friedensverträge diesen 
die Verpflichtung auf, ihren Minderheiten bestimmte 
Rechte zu gewährleisten. Das geschah gegenüber 
Oesterreich in Arl. 62 bis 69 des StGFrV, Bulgarien in 
Art. 49 bis 57 des NFrV, Ungarn in Art. 54 bis 60 des 
TrFrV. Ferner wurden besondere Verträge geschlossen 
mit Polen am 28. 6. 19, Südslawien am 10. 9. 19, 
Tschechoslowakei am 10. 9. 19, Rumänien am 9. 12. 19, 
Armenien am 10. 8. 20, Griechenland am 10. 8. 20. An 
Stelle des in Sevres am 10. 8. 20 mit der Türkei ge­
schlossenen FrV trat der Lausanner Vertrag vom 24. 7. 
23 (vgl. JO 24 1343, 1344). 

Ferner beschloß die I. VBV am 15. 12. 20 (PI. 568 f.), 
Albanien und die ehemals russischen Randstaaten bei 
ihrem Eintritt zur Einhaltung der in den Minderheiten­
verträgen aufgestellten Grundsätze zu verpflichten. Die 
geforderte Erklärung gab Albanien am 2. 10. 21 (JO 21 
1162 f.) ab, Litauen am 12. 5. 22 (JO 22 586 f.), Lettland 
am 7. 7. 23 (JO 23 933, 1275 f.), in abgeschwächter Form 
Estland am 17. 9. 23 (JO 23 1311, vgl. 1361 f.). In der 
Folge teilte Estland dem VBR den Wortlaut seines 
Gesetzes über Kulturautonomie vom 12. 2. 25 mit (JO 25 
788 f., s. Anhang Nr. 8. Vgl. v. Poll, Kulturautonomie­
gesetz d. Rep. Estland, Würzb. Diss. 26). Finnland 
wurde im Hinblick auf die Bestimmungen seiner Ver­
fassung von der Abgabe einer Erklärung entbunden 
(I. VBV PI. 584 f., vgl. JO 21 1164 f.). Dagegen wurde 
die schwedische Minderheit auf den Alandinseln unter 
den Schutz des VB gestellt (JO 21 701 f.). 
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Hierher gehören auch das deutsch-polnische Ab­
kommen vom 15. 5. 22 über Oberschlesien (RGBl. II 
237 f.), das in Art. 64-146 die Minderheiten beider Teile 
schützt, das Memelabkommen v. 14. 3. 24 (vgl. oben Ac), 
das griechisch-bulgarische Abkommen über gegen­
SC;i tige Einwanderung v. 27. 11. 19 (JO 20 411 f., 
Nov./Dez. 20 84) und das griechisch-türkische Abkom­
men über den Bevölkerungsaustausch v. 30. 1. 23 (JO 
23 1468 I.). 

Ein Versuch, dem Minderheitenschutz in den 
Staaten Geltung zu schaffen, die einer Bindung in dieser 
Richtung nicht unterliegen, wurde zuerst in der 
lll. VBV gemacht. Ein dahinzielender Antrag Lett­
lands führte am 21. 9. 22 zur Annahme einer Ent­
schließung, die der Hoffnung Ausdruck gab, daß „die 
Staaten, die im Hinblick auf ihre Minderheiten dem VB 
gegenüber durch keine gesetzlichen Verpflichtungen 
gebunden sind, nichtsdestoweniger in der Behandlung 
ihrer rassischen, religiösen und sprachlichen Minder­
heiten wenigstens das gleiche Maß an Gerechtigkeit und 
Duldsamkeit beobachten werden, das durch die Ver­
träge und die ständige Uebung des VBR gefordert ,vird" 
(III. VBV Pl. 170 f., 186, II 134 f.). 1ach lebhaften, teil­
weise sehr scharfen Debatten auf der V. VBV (Pl. 91 f., 
vgl. 131 f.) beantragte Litauen am 14. 9. 25 in der 
VI. VBV die Niedersetzung eines Ausschusses zwecks 
Ausarbeitung eines alle Mitgliedstaaten umfassenden 
Abkommens über Minderheitenschutz (VI. VBV Pl. 77). 
Der Antrag wurde zusammen mit Anträgen, die sich 
auf das Verfahren bezogen (vgl. unten c) dem VI. Aus­
schuß überwiesen. Dessen Verhandlungen führten zu 
einer Zurückziehung des Antrages (VI. VBV VI. A. 
15 f.). Die VBV beschloß am 22. 9. 25, die Ausschuß­
verhandlungen dem VBR zur Kenntnis zu bringen. 
Dieser beschäftigte sich mit ihnen am 9. 12. 25 (JO 26 
138 f.) und beschloß, sie zur Kenntnis zu nehmen. Hier­
bei erklärten der Berichterstatter de Mello-Franco­
Brasilien und Chamberlain-England übereinstimmend, 
daß der Zweck der Minderheitenverträge nicht sei, eine 
Gemeinschaft zu schaffen, die dauernd dem staatlichen 
Leben fremd bleibe. Vielmehr solle den Minderheiten 
ein Maß an Schutz und Gerechtigkeit gesichert werden, 

(i• 
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das sie allmählich in den Stand selzt, in der nationalen 
Gemeinschaft, zu der sie gehören, aufzugehen (das. 
142, 144). 

b) Die Rechlssätze. Das Vorbild aller Min­
derheitenschutz-Bestimmungen enthält Kap. I Art. 1-2 
und 7-12 des zwischen den Hauptmächten und Polen 
am 28. 6. 19 geschlossenen Vertrages (s. Anhang Nr. 7). 
Die Bestimmungen der Art. 2 und 7-8 haben die Kraft 
eines Grundgesetzes (Art. 1). Sie verpflichten Polen, 
allen Einwohnern ohne Unterschied der Geburt, der 
SLaalsbürgerschaft, der Sprache, Rasse oder Religio11 
Schutz des Lebens und der Freiheit zu gewähren w1cl 
ihnen die freie Ausübung ihrer Religion zu gestatten 
(Art. 2). Darüber hinaus sollen alle polnischen Staats­
bürger ohne Unterschied der Rasse, Sprache und 
Religion die gleichen bürgerlichen und politischen 
Rechte genießen. Das gilt auch für die Zulassung zu 
Aemtern. Beschränkungen des Gebrauchs einer Sprache 
im privaten oder geschäftlichen Verkehr, in der Presse 
oder in Versammlungen sind unzulässig. Vor Gericht 
sollen den die Staatssprache nicht beherrschenden Per­
sonen angemessene Erleichterungen gewährt werden 
(Art. 7). Die Angehörigen einer Minderheit haben das 
gleiche Recht, wie alle übrigen Staatsbürger, auf eigene 
Kosten Wohltätigkeits-, religiöse und soziale Anstalten, 
Schulen usw. zu errichten und zu verwalten und in 
ihnen ihre Sprache zu gebrauchen und ihre Religion 
zu üben (Art. 8). Wo die Minderheiten einen beträcht­
lichen Teil der Bevölkerung darstellen, ist den zu ihr 
gehörenden Kindern der Volksschulunterricht in der 
Muttersprache zu erteilen. Die Staatssprache kann 
Pflichtgegenstand sein. Unter derselben Voraussetzung 
ist den Minderheiten ein Anteil an den öffentlichen 
Mitteln zu sichern, die für Erziehungs-, religiöse oder 
Wohltätigkeitszwecke ausgeworfen werden (Art. 9). 
Der für die Juden anfallende Teil dieser Mitlel wird 
unter staatlicher Kontrolle von Schulausschüssen 
verteilt, die von den jüdischen Gemeinden gewählt 
,verden. Der Sabbat ist von den Staatsbehörden zu 
respektieren, insbesondere sind am Sabbat keine 
Wahlen anzusetzen (Art. 10, 11). Die vorstehenden 
Bestimmungen stehen unter der Garantie des VB. Sie 
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können dmch Mehrheitsbeschluß des VBR geändert 
werden. Jedes Ratsmitglied ist befugt, den VBR auf 
ihre Verletzung oder die Gefahr einer Verletzung auf­
merksam zu machen und der VBR kann in socher Art 
vorgehen und solche ·weisungen (instructions) erteilen, 
wie es im gegebenen Falle angebracht und wirksam 
erscheint. Im Falle einer Meinungsverschiedenheit 
über Rechts- oder Tatfragen zwischen Polen und einer 
der Haupt- oder einer der Ratsmächte kann jeder Teil 
auf Entscheidung durch den StIG antragen. De sen 
Spruch ist endgültig und vom VBR nach Art. 13 Abs. 4 
durchzusetzen (Art. 12). 

Als Ergänzung zu diesen Bestimmungen ist die von 
der III. VBV am 21. 9. 22 angenommene Entschlie­
ßung II zu betrachten, laut der der VBV unter An­
erkennung des Rechts der Minderheiten auf Schutz 
gegen Unterdrückung hervorhebt, daß den Mitgliedern 
der Minderheiten die Pflicht obliegt, als loyale Staats­
bürger mit der Nation, zu deren Staate sie jetzt gehören, 
..:usammenzuarbeiten (PI. 186, s. auch oben unter a) 
die Ausführungen de Mello-Francos und Chamberlains 
yom 9. 12. 25. Vgl. Mandelslam in Annuaire XXXII 
246 f., 380 f., Moltesen bei Munch II 295 f., Laun bei 
Strupp II 82 f.). 

c) Das Verfahren. Der VBR hat das Ver­
fahren durch eine Reihe von Be chlüssen geregelt, 
deren wichtigste am 22. und 25. 10. 20, 27. 6. 21, 5. 9. 23 
und 10. 6. 25 gefaßt wurden (JO Nov./Dez. 20 142 f., 21 
749 f., 23 1290 f., 1426 f., 25 878 f., 26 138 f. Vgl. auch 
III. VBV Pl. II 51 f., IV. VBV PI. 92, VI. VBV PI. 307 f.). 
Eine formelle, den VBR bindende Initiative steht nur 
den Ratsmächten zu. Doch können die anderen Mit­
gliedstaaten und die Minderheiten selbst, und zwar 
sowohl Körperschaften, als auch Einzelpersonen oder 
ü1ternationale Vereinigungen Anzeigen oder Beschwer­
clen vorbringen. Die Eingaben müssen den in den 
Verträgen vorgesehenen Minderheitenschutz betreffen, 
sie dürfen nicht auf eine Loslösung der Minderheit vom 
Staate abzielen, sie dürfen nicht von anonymer oder 
zweifelhafter Seite stammen, nicht in verletzender 
Form abgefaßt sein und nicht bereits erledigte Fragen 
])etreffen. Sie sind der beteiligten Macht mitzuteilen, 
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die binnen drei Wochen erklärt, ob sie sich äußern 
will, in welchem Falle sie eine zweimonatige Frist hat. 
Hierauf wird das Material den Ratsmächten, auf Be­
schluß des VBR oder auf Wunsch des beteiligten Staats 
allen Bundesmitgliedern übermittelt, sonst nur den 
Bundesmitgliedern, die darum ersuchen. Der Präsident 
des VBR ernennt zur Prüfung der Eingabe einen 
Dreierausschuß, dem er selbst, sowie zwei weitere Rats­
mitglieder angehören. Doch darf keines der Ausschuß­
Mitglieder Vertreter eines Staates sein, dem die be­
treffende Minderheit eingegliedert ist oder der Nachbar 
dieses Staates ist oder dessen Staatsvolk der Minderheit 
stammesverwandt ist (Beschluß des VBR vom 10. 6. 25). 
Der Dreierausschuß prüft die Eingabe mit Unter­
stützung der Minderheitenabteilung des Sekretariats 
und nimmt zu ihr Stellung. Vor dem VBR ;wird sie 
jedoch nur anhängig, wenn ein Ratsmitglied einen 
clahingehenden Antrag stellt. Das kann sowohl vor der 
Prüfung durch den Ausschuß geschehen, als auch nach­
her. Der Verhandlung vor dem VBR wohnt der 
beteiligte Staat bei, während die beteiligte Minderheit 
nicht vertreten ist, es sei denn durch ein Bundes­
mitglied, das Beschwerde erhoben hat, welcher Fall 
jedoch bisher sich nicht ereignet hat. Nach all­
gemeinen Grundsätzen zählt die Stimme des beteiligten 
Staats nicht, ebensowenig die des Beschwerde führen­
den Mitgliedes. Präzedenzfälle hierfür gibt es jedoch 
nicht, da eine Abstimmung im Minderheitsverfahren 
vor dem VBR noch nie stallgefunden hal. Zweifellos 
übt das antragstellende Ratsmitglied, da es nicht Partei 
ist, sondern ex officio handelt, seine Stimme aus. 

Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten über eine 
Rechts- oder Tatfrage, so kann die Entscheidung oder 
clas Gutachten des SLIG eingeholt werden. Eine Ent-
cheidung wird nach Art. 13 vollstreckt. Im übrigen 

ergreift der VBR die Maßnahmen und erteilt dem be­
teiligten Staate die Weisungen, die angebracht und 
,virksam erscheinen. Hierbei gilt der allgemeine 
Grundsatz der Einstimmigkeit, der angesichts der im 
\'BR bestehenden politischen Konstellation Beschlüsse 
nur in Ausnahmefällen wird zustande kommen lassen. 

Eine Reform dieses Verfahrens faßte ein bei der 
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VI. VBV eingebrachter Antrag des Grafen Apponyi­
Ungarn ins Auge. Danach sollten Beschwerden ge­
wisser kirchlicher, kultureller und wirtschaftlicher 
Anstalten ohne weiteres Rechtshängigkeit hervorrufen, 
die Minderheiten sollten· Anspruch auf eine Vertretung 
im Verfahren erhalten und in jeder Rechtsfrage sollte 
die Entscheidung dem StIG zufallen (Pl. 73). Im 
VI. Ausschuß wurden diese Anträge teils als den 
Minderheitenverträgen widersprechend, teils als über­
flüssig bezeichnet (15 f., vgl. JO 26 138 f., 286 f.) und 
vom Plenum daraufhin abgelehnt (Pl. 105 f.). 

d) Die Praxis des VB R ist nicht übersichtlich, 
weil es an Angaben über die T ä t i g k e i t d e s 
Dreier aus s c h u s s es fehlt. Nur in dem General­
bericht an die III. VBV ist erwähnt, daß vier näher 
bezeichnete Fälle, sowie mehrere andere durch den 
Beschluß, sie dem VBR nicht vorzulegen, erledigt 
worden sind (Pl. II 53). In den späteren General­
berichten werden derartige Fälle nicht mehr angeführt, 
obgleich es sie nach Pressemeldungen in größerer Zahl 
gegeben hat. Wieweit die ihnen zuteil gewordene Be­
handlung begründet war, muß unter diesen Umständen 
dahingestellt bleiben. Immerhin gibt es zum mindesten 
Einzelfälle, in denen der Ausschuß seine Entscheidung 
augenscheinlich nicht unter rechtlichen Gesichts­
punkten gefällt hat. Dahin gehört die im Juni 26 be­
schlossene Abweisung der Klage der entschädigungs­
los enteigneten de u t s c h b a 1 t i s c h e n G r u n d -
h e s i t z e r in L e t t 1 an d. Schon die Schwierigkeit 
der Rechtsfrage hätte hier eine Unterbreitung an den 
VBR zwecks Einholung eines Gutachtens des StIG an­
gebracht erscheinen lassen. 

Vom VBR ist der erste vor ihn gebrachte Fall im 
Jahre 24 erledigt worden. Es ist das der der deutschen 
Ans i e d l er in P o 1 e n. Der Deutschturnbund in 
Bromberg erhob am 8. 11. 21 Beschwerde über ihre im 
Widerspruch zum Minderheitenvertrage vom 28. 6. 19 
ins Werk gesetzte Austreibung. Der um ein Gutachten 
angegangene StIG erklärte die Austreibung für rechts­
widrig (unten Art. 14 Z. 5 B f). Inzwischen hatte Polen 
jedoch die Aussiedlung ungeachtet eines Ersuchens des 
VBR um Fristgewährung durchgeführt. Die Ansiedler 
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wurden im Juli 24 mit einer Geldentschädigung ah­
ge:f unden (III. VßV PI. II 52 f., IV. VBV Pl. 223 I., 
V. VBV Pl. 282 f., 345 f.). Sowohl die lange Dauer des 
V crfahrens, als auch sein Ausgang erwecken Bedenken. 

Neben diesem einen Falle des Jahres 24 stehen vier 
Fälle des Jahres 25. Einer unter ihnen ähnelt in Cha­
rakter und Ergebnis dem der deutschen Ansiedler. Es 
handelte sich um die Enteignung u n gar i scher 
B au er n in Rum ä n i e n. Die rumänische Regie­
rung erbot sich zur Zahlung einer zusätzlichen Ent­
schädigung, worauf der VBR die Sache für erledigt er­
klärte (VI. VBV 306 f.). Einen langwierigen Streit 
unter Anrufung des StlG (vgl. unten Art. 14 z. 5 B g) 
gab es um die Erwerbung der p o l n i s c h e n 
S l a a t sang eh ö r i g k e i t durch die deutschen Be­
wohner der dem Deutschen Reich genommenen Ge­
biete. Durch die Aufstellung willkürlicher, im Minder­
heiten vertrage nicht vorgesehener Bedingungen wurde 
die Erwerbung erschwert. Der VBR machte sich das 
gegen Polen ergangene Gutachten des SLIG .zu eigen, 
und im Ergebnis wurden die einschlägigen Fragen 
durch den Wiener Vertrag vom 30. 8. 25 über Staats­
angehörigkeit und Option geregelt (V. VBV Pl. 283 f., 
346, VI. VBV Pl. 218, 306). Auf Beschwerden der b u 1-
g arischen Minderheiten in Griechen­
land, die namentlich Schulfragen betrafen, erfolgte 
eine Antwort der griechischen Regierung, die die Ab­
stellung der Beschwerden, soweit sie als berechtigt an­
erkannt wurden, zusagte. Der VBR nahm das zur 
Kenntnis und fand, daß weitere Maßnahmen sich er­
übrigen (VI. VBV PI. 217). In ähnlicher Weise wurden 
Beschwerden der polnischen Minderheit in 
Litauen erledigt. Ihre Berechtigung wurde von der 
litauischen Regierung bestritten. Auf Antrag des Be­
rieb terstatters de Mello-Franco-Brasilien beschloß der 
VBR, ,,an die Weisheit der litauischen Regierung zu 
appellieren und die Hoffnung auszudrücken, daß es ihr 
gelingen ,verde, die Beunruhigung zu zerstreuen, die 
noch bei den Minderheiten des Landes bestehen könnte, 
und diesen die Ueberzeugung einzuflößen, daß sie fest 
entschlossen ist, die Bestimmungen der Erklärung vom 
12. 5. 22 über den Schutz der Minderheiten anzuwen-
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den" (VI. VBV PI. 217 f., JO 25 484 f., 864 f., 1339 f., vgl. 
1452 f.). 

Im ersten Halbjahr 26 sind zwei Fälle erledigt, ein 
dritter in Angriff genommen worden. Bereits im Jahre 22 
war eine Beschwerde der jüdischen Minder -
h e i t i n U n g a r n wegen Einführung eines numerus 
clausus an den Hochschulen anhängig geworden. Die 
ungarische Regierung machte geltend, daß der Prozent­
satz der jüdischen Studierenden den der jüdischen Be­
völkerung um ein Vielfaches übertreffe, erklärte jedoch 
im Ergebnis, daß es sich nur um eine vorübergehende 
Maßnahme handle, die zu gegebener Zeit aufgehoben 
werden würde. Damit fand die Angelegenheit ihren 
Abschluß (III. VBV PI. II 54, IV. VBV PI. 225, JO 26 
145 f., 171). Die von der deutschen Regierung über­
mittelte Beschwerde eines Deutschen gegen Ver­
fügungen der polnischen Behörden in Obers c h 1 e -
sie n wurde mit dem Bedeuten zurückgewiesen, daß 
Beschwerdeführer sich an die örtlichen Schlichtungs­
instanzen wenden könne (JO 26 517 f.). Endlich wurde 
eine Beschwerde des Verbandes der Po 1 e n in 
D e u L s c h 1 a n d gegen Maßnahmen der deutschen Be­
hörden in Oberschlesien auf Grund der Stellungnahme 
der deutschen Regierung zu nochmaliger Prüfung an 
den Dreierausschuß zurückverwiesen (JO 26 518 f.). 

Es ist somit bisher kein einziges Mal zur Erteilung 
der in den Minderheitenverträgen vorgesehenen Wei­
sungen oder zur Ergreifung sonstiger formeller Maß­
nahmen gekommen. Man wird sich dem Eindruck 
nicht entziehen können, daß die Tätigkeit des VBR 
auf dem Gebiet des Minderheitenschutzes nicht rieb ler­
lichen, sondern ausgesprochen diplomatischen Cha­
rakter trägt. 

Artikel 5. 
Beschlüsse der Bundesversammlung oder des Rats 

erfordern Einstimmigkeit der auf der Tagung ver­
tretenen Bundesmitglieder, es sei denn, daß in den Vor­
schriften dieser Satzung oder in den Bestimmungen des 
gegenwärtigen Vertrages etwas anderes vorgesehen ist. 

Alle Fragen des Verfahrens, die auf den Tagungen 
der Bundesversammlung oder des Rats entstehen, ein-
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schließlich der Ernennung von Ausschüssen zur Unter­
suchung besonderer Angelegenheiten, werden durch 
die Bundesversammlung oder den Rat geregelt und 
durch die Mehrheit der anwesenden Bundesmitglieder 
entschieden. 

Die erste Tagung der Bunde versammlung und die 
t'rste Tagung des Rates treten auf Einberufung des Prä­
sidenten der Vereinigten Staaten von Amerika zu­
sammen. 

Allgemeines. 
Die Forderung der Einstimmigkeit aller von der VBV 

oder vom VBR gefaßten Beschlüsse bildet ein wesent­
liches Merkmal der Konstruktion des VB. Die U n m ö g-
1 ichkei t einer Maj orisierung soll theoretisch die 
Souveränität aller Mitglieder, insbesondere der Klein­
staaten, praktisch die Selbständigkeit der Großmächte 
gewährleisten. Anderseits wird dadurch freilich die 
Gefahr der Arbeits- und Handlungsunfähigkeit herauf-­
beschworen. Commentary 168 f. hält diese Gefahr für 
gering. Wenn die Souveränität grundsätzlich an­
rrkannt ist, werde kein Staat hartnäckig auf seiner 
Meinung beharren, außer in Lebensfragen. Es werde 
im allgemeinen möglich sein, eine Einigung zu erzielen 
oder die Minderheit werde sich unterwerfen. Jeden­
falls wäre es zu gefährlich, die iederstimmung einer 
der Großmächte zu gestatten. Die Praxis hat diese 
Erwägungen gerechtfertigt, bis auf der VII. VBV die 
bekannten Schwierigkeiten in der Frage der Ratssitze 
entstanden und Brasilien durch die Ankündigung seines 
Veto den Zweck der Tagung vereitelte. Es wird ab­
:.mwarten sein, ob es sich hier um einen Einzelfall 
handelte oder ob das Erfordernis der Einstimmigkeit 
sich weiterhin in einer den Fortbestand und die 
Arbeitsfähigkeit des VB gefährdenden Weise auswirkt. 

Im Einzelnen. 
(1) Das Erfordernis der Einstimmigkeit gilt 

nur für Bes c h 1 ü s s e (decisions, decisions). Nach 
Art. 5 Abs. 1 (vgl. Abs. 2) muß angenommen werden, 
daß grundsätzlich jede Willensmeinung des VB über 
materielle Fragen unter den Begriff des Beschlusses 
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fälJL. Die Praxis ergibt jedoch, daß das nur dann der 
Fall ist, wenn diese Willensmeinung eine Selbstbindung 
oder Selbstverpflichtung des VB anstrebt. Ist eine 
solche nicht beabsichtigt, sollen vielmehr nur Richt­
linien aufgestellt werden, so ist Einstimmigkeit nicht 
erforderlich. Ist sie trotzdem gegeben, so werden die 
Richtlinien dadurch ni ht zum Beschluß. Das kommt 
in der Bezeichnung der Willensmeinung als Wunsch 
oder Empfehlung (voeu, recommandation) zum Aus­
druck, während für Beschlüsse neben dem von der VBS 
gebrauchten Ausdruck Beschluß häufiger noch der Aus­
druck Entschließung (resolution, resolution) gebraucht 
wird. Vgl. als besonders bezeichnend die Gegenüber­
stellung zweier Entschließungen und eines Wunsches 
der III. VBV (Pl. I 349 f.) in Sachen der Wahl der 
nichtständigen Ratsmitglieder, die alle drei einstimmig 
angenommen wurden. S. auch die nach jeder VBV als 
Ergänzungsheft zum JO herausgegebenen „Resolutions 
et voeux" und „Resolutions and recommandations". 

Ueber die Wiederaufhebung eines Beschlusses fehlt 
es an besonderen Regeln. Sie ist demnach wie die 
Fassung eines neuen Beschlusses zu behandeln. 

(2) Durch Mehr bei t s bes c h 1 u ß werden ent­
schieden: A. die in der VBS oder in den Pariser FrV 
vorbehaltenen materiellen Fragen, B. alle Fragen des 
Verfahrens, C. Wahlen. 

A. a) Die VBV entscheidet mit Zweidrittel-Mehr­
heit über die Aufnahme von Mitgliedern (Art. 1 Abs. 2); 
gibt mit einfacher Mehrheit ihre Zustimmung (appro­
JJation, approval) zu einer vom VBR einstimmig be­
schlossenen Erhöhung der Zahl der Ratssitze (Art. 4 
Abs. 2); gibt ebenso ihre Zustimmung zur Ernennung 
des GS durch den VBR (Art. 6 Abs. 2); beschließt in 
den ihr unterbreiteten Streitfällen einen Bericht mit 
gewissen Rechtswirkungen unter Zustimmung der Ver­
treter der Ratsmächte und der Mehrheit der anderen 
Mitglieder (Art. 15 Abs. 10. Es findet hier eine be­
sondere Mehrheitsberechnung statt: bei Anwesenheit 
aller 55 Mitglieder müssen zunächst die 10 Ratsmächte 
zustimmen und dann, da die Parteien nicht mitgezählt 
werden, die Mehrheit der 43 übrigen, also 22. Im ganzen 
sind somit 32 Stimmen er Iorderlich); fordert mit ein -
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facher Mehrheit Mitglieder zu einer Nachprüfung von 
V crträgen auf (Art 19). Besondere Regeln gelten für 
eine Satzungsänderung (vgl. unten Art. 26 Z. 1). 

b) Der VBR ist durch die VBS stärker an die Ein­
stimmigkeit gebunden als die VBV. Einen Mebrheits­
heschluß in materiellen Fragen sieht sie nur in Art. 15 
Abs. 7 vor. Doch hat der auf solche Weise zustande ge­
kommene Bericht ill)er einen Streitfall keine Rechts­
wirkungen. Der Ausschluß eines Mitgliedes nach Art. 16 
Abs. 4 erfolgt nicht durch Mehrheitsbeschluß (a. M. 
Schücking-Wehberg 337). Die Stimme der Partei wird 
nicht gezählt, im übrigen ist Einstimmigkeit erforder­
lich. Durch die Pariser FrV ist Mehrheitsbeschluß vor­
gesehen: für alle Fragen des Saarbeckens (VFrV § 40 
der Anl. zu Art. 45 f.); für die Anordnung einer Ab­
rüstungskontrolle über die Mittelmächte (VFrV 213, 
SLGFrV 159, TrFrV 143, NFrV 104); für die Aufrecht­
erhaltung gewisser Bestimmungen der FrV (VFrV 280, 
SLGFrV 232, TrFrV 215, NFrV 160); für die Abände­
rung der Minderheilenschutzverträge (StGFrV 69, 
Trl~rV 60, NFrV 57, Art. 12 des Vertrages mit Polen 
v. 28. 6. 19 und entsprechende Bestimmungen der 
übrigen Minderheitenverträge). Weitere, weniger 
wesentliche Fälle, in denen durch Mehrheit entschiecleu 
wird, s. Schücking-Wehberg 337 f. 

B. F r a g e n d e s V er f a h r e n s sind alle in den 
GO geregelten Fragen (GO der VBV Art. 19 § 3, vgl. 
II. VBV I. A. 179, Pl. 690, 853). Für bestimmte Fälle 
schreibt die GO der VBV in Art. 4 § 4 und Art. 14 § 2 
Zweidrittel-Mehrheit vor. Darüber, ob eine Frage 
Verfahrenfrage i t, wird mit Stimmeneinheit ent­
schieden. Daß über die Niedersetzung eines Aus­
schusses mit Mehrheit entschieden wird, scbreibt 
Art. 5 Abs. 2 besonders vor. 

C. Wahl e 11 werden mit Mehrheit vollzogen. 
Bestimmungen darüber fehlen, doch ergibt sich das 
aus der Natur der Sache. 

(3) Die A u s s c h ü s s e sind durch Art. 5 um so 
weniger gebunden, als sie Beschlüsse im eigentlichen 
Sinne nicht fassen. Ihre Praxis erhellt aus der 
Stellungnahme des I. Ausschusses und des Plenums 
der V. VBV zu einem niederländischen Antrage, der 
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ausdrücklich ihre Befugnis zur Entscheidung durch 
Mehrheitsbeschluß festlegen wollte. Er wurde ab­
gelehnt, da er nur eine ständige Praxis bestätigen 
würde. Nach Mitteilung des Berich lerstatters Rolin­
Belgien begnügen sich die Ausschüsse dann mit 
einem Mehrheitsbeschluß, wenn Aussicht besteht, daß 
die Minderheit sich im Plenum unterwerfen oder der 
Stimme enthalten wird (V. VBV I. A. 14, 24f., 96J., 
Pt. l 16 f.). 

(4) Die Form der Abstimmung in der VBV 
ist durch GO 20 und 21 geregelt. Grundsätzlich ist die 
Abstimmung namentlich, und zwar entweder durch 
Aufruf der einzelnen Staaten oder durch Abgabe einer 
mit dem Namen des Staates bezeichneten Stimmkarte. 
Auf besondern Beschluß kann die Abstimmung durch 
Aufstehen und Sitzenbleiben erfolgen. In Personen­
fragen, insbesondere bei Wahlen, erfolgt geheime Ab­
stimmung. Vgl. oben Art. 3 Z. 4. 

Im VBR wird durch Aufheben der Hand ab­
gestimmt, es sei denn, daß namentlicher Aufruf ver­
langt wird. In Personenfragen wird geheim gestimmt 
(GO 8, 9), vgl. oben Art. 4 Z. 6. 

(5) Eine B e s c h 1 u ß f ä h i g k e i t s z i f f e r kennt 
nur Art. 6 der GO des VBR, der die Anwesenheit der 
Mehrheit der Mitglieder fordert. Der GO der VBV ist 
eine entsprechende Vorschrift ebenso fremd, wie der 
VBS. Infolgedessen ist die VBV unter allen Um­
ständen als beschlußfähig anzusehen. Eine Grenze 
nach unten würde gegebenenfalls durch besondern 
Beschluß nach politischen Erwägungen zu ziehen sein. 
Solange es an einer solchen Grenze fehlL, sind auch 
die in der VBS Art. 1 Abs. 2 und in der GO vor­
geschriebenen qualifizierten Mehrheiten nach der 
Z a h 1 d e r an w e s e n de n Mi t g 1 i e d er zu be­
rechnen. Mitglieder, die sich der Stimme enthallen, 
müßten hierbei sinngemäß mitgezählL werden. Die 
Praxis unterscheidet jedoch nicht zwischen ihnen und 
den Abwesenden und zählt sie demgemäß nicht mit 
(vgl. I. VBV PI. 118 f.). Das Ergebnis ist unbefriedi­
gend. So wurde z. B. bei der Aufnahme Estlands und 
Lettlands festgestellt, daß die Zweidrillel-Mehrheit von 
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36 abgegebenen StimmeD 24 betrage. Es fehllen aber 
12 Stimmen, sei es infolge Abwesenheit oder Enthal­
tung (a. a. 0.). Danach wäre eine Aufnahme durch 
24 Stimmen bei 48 Anwesenden möglich gewesen. Im 
übrigen führt die vielfach geübte Taktik der E n t -
h a 1 t u n g statt Abgabe einer Gegenstimme auch sonst 
zu unerwünschten Ergebnissen. So wurde ein Amende­
ment zu Art. 16 von der V. VBV mit 22 Stimmen 
gegen keine angenommen. 33 Stimmen waren somit 
ausgefallen. Die Folge war, daß das Amendement 
nicht ratifiziert wurde (V. VBV Pl. 184 vgl. unten 
Art. 16 Vorbern.). 

(6) Die Frage nach der B i n d u n g d er M i l -
glieder durch die Abstimmung ihrer 
Ver t r e 1 er wird in der VBS nicht ausdrücklich ent­
schieden. Sinngemäß ist sie zu bejahen außer für den 
Fall der Satzungsänderung, für den Art. 26 eine Ratifi­
kation fördert. Im allgemeinen dürfte das nicht zu 
Schwierigkeiten führen, da die Vertreter nach Instruk­
tionen handeln und in Ermangelung solcher sich der 
Stimme enthalten können. Immerhin wird man in 
wichtigen Fällen mit der Möglichkeit einer Desavouie­
rung rechnen müssen. Sie kommt namentlich im 
Hinblick auf einen Regierungswechsel in den parla­
mentarisch regierten Ländern in Frage. Ob der VB 
seinerseits die Desavouierung anerkennt, wird von der 
Bedeutung des in Frage kommenden Staates und von 
der politischen Lage abhängen. Der bemerkens­
werteste Fall einer solchen Desavouierung war bisher 
die Ablehnung des Genfer Protokolls durch England 
und seine Dominions. Freilich handelte es sich hier 
um einen politischen, nicht um einen juristischen Akt, 
da das Protokoll von der VBV nicht förmlich zum 
Beschluß erhoben, sondern den Mitgliedern zur An­
nahme empfohlen war (V. VBV Pl. 229 f., JO 25 446 f. 
vgl. unten Art. 8 Z. 6). 

(7) Abs. 3, der von der E i n b er u f u n g d e r 
ersten Tagung der VBV und des VBR handelt, ist 
erledigt. Die Einberufung ist s. Zt. satzungsgemäß 
durch den Präsidenten der Vereini gten Staaten erfolgt 
(I. VBV PI. 1, vgl. JO 20 17). 
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Artikel 6. 
Das ständige Sekretariat befindet <;ich am Bundes­

!>i tz. Es besteht aus einem Generalsekretär sowie den 
erforderlichen Sekretären und dem erforderlichen Per­
~onal. 

Der erste Generalsekretär ist in der Anlage be­
nannt. Für die Folge wird der Generalsekretär vom 
Rat mit Zustimmung der Mehrheit der Bundesver­
sammlung ernannt. 

Die Sekretäre und das Personal des Sekretariats 
werden mit Zustimmung des Rats vom Generalsekretär 
ernannt. 

Der Generalsekretär des Bundes ist von Rechts 
wegen auch Generalsekretär der Bundesversammlung 
und des Rats. 

Die Ausgaben des Bundes werden von den Bundes­
mitgliedern in dem Verhältnis getragen, das die 
Bundesversammlung bestimmt. 

Vorbemerkung .. 
Ueber die Abänderung des Abs. 5 durch die II. VBV 

s. unten Z. 5. 

Allgemeines. 
Die B e d e u tu n g des S e k r e t a r i a t s wird 

schon durch die eingehende Regelung seiner Stellung 
in der VBS hervorgehoben. Abgesehen von den ihm 
zugewiesenen Aufgaben ergibt sie sich daraus, daß das 
Sekretariat ständiges Organ ist und daß seine Beamten 
sich im Gegensatz zu den Politikern, aus denen VBV 
und VBR bestehen, im Hauptberuf mit den Angelegen­
heiten des VB beschäftigen. Die daraus erwachsende 
sachliche Ueberlegenheit muß ihnen bestimmenden 
Einfluß sichern. Commentary 170 weist mit Recht 
darauf hin, daß der Energie und Initiative des GS ein 
sehr weites Feld offen stehe. Unter diesen Umständen 
ist das Bestreben der Mitglieder, möglichst viele Posten 
im Sekretarjat mit ihren Staatsangehörigen zu besetzen, 
gerade unter politischen Gesichtspunkten sehr be­
greiflich. 
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Im Einzelnen. 
(1) Daß das Sekrelarial sich am B u n des s i l z 

hefindel, isl eine Selhslversländlichkeil. Man wird 
auch in der Annahme niehl fehl gehen, daß es eine 
Folge der wachsenden Bedeutung de Sekretariats isl, 
daß die Tagungen des VBR neuerdings ganz über­
wiegend in Genf slaLLfinden, wührend sie in den ersten 
.fahren häufiger in anderen Städten abgehalten wurden. 

(2) Das Sekrelarial isl nich l kollegial, sondern 
J,ürokralisch organisierl. Der an der Spitze Lebende 
Generalsekretär i L ihr alleiniger veranlworl­
licher Leiler. Die übrigen Beamten sind ihm unter­
stellt. Er wird vom VBR mit Zustimmung der lehr­
heil der VBY ernannl und ernennt seinerseits die 
Beamten, wenngleich mil Zustimmung des VBR. Daß 
hierbei ebenso wie im dienstlichen Verkehr mil ihnen 
inlernationale Rücksichten zu beobachten sind, führt 
praktisch zweifellos zu kollegialer Erledigung der Ge­
schäfte, vermag aber an der Rechtslage nichts zu 
i\ndern. 

Der gegenwärtig amtierende GS Sir Eric Drum­
mond (vgl. Kluyver 279) ist von der Pariser Friedens­
konferenz ernannl. Erst sein Nachfolger wird sein 
Amt auf regelmäßigem Wege erlangen. Eine Be­
grenzung der Amtsdauer i L ·weder für ihn, noch für 
die Zukunft festgesetzt. Man wird das Amt daher als 
lebenslänglich anzusehen haben. Unabsetzbar isl der 
GS deshalb nicht. Das Schweigen der \'US über diese 
h·age dürfte nur eine Rücksichtnahme auf die \Vü.rde 
der Stellung bedeuten. Auch würde praktisch ein Ah­
selzungsverfahren nicht in Frage kommen. Vielmehr 
würde eine sich herausstellende nzulänglichkeil de. 
GS zu einer diplomatischen Erledigung des Falles 
iühren. Rechtlich aber wäre der GS durch Beschluß 
des VBR mit Zustimmung der Mehrheit der VBV ab­
zusetzen. Das würde auch für den gegenwärtigen 
GS gelten, obwohl er nichl von diesen In Lanzen er­
nannt ist. 

Die Rechte und Pflichten des GS ergeben sich in 
erster Reihe aus seiner Stellung als Haupt des Sekre­
tariats. Er hal dieses zu organi ieren, seine Arbeit zu 
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leiten, die Beamten zu ernennen und zu beaufsich­
tigen. Er hat ferner die &esamten laufenden Geschäfte 
des VB zu erledigen und zu diesem Zweck die not­
,,,endige Verbindung mit den Regierungen der Mit­
gliedstaaten und ihren Sondervertretungen in Genf 
aufrechtzuerhalten. Als Sekretär des VBR und der 
VBV hat er deren Sitzungen vorzubereiten und für die 
Ausführung ihrer Beschlüsse Sorge zu tragen. Im be­
sonderen hat er die ihm von der VBS und den GO der 
VBV und des VBR auferlegten Verpflichtungen zu 
erfüllen. 

Nach VBS Art. 1 Abs. 1 hatte er die Beitritls­
crklänmgen der ehemals Neutralen entgegenzunehmen 
und den anderen Mitgliedern bekanntzugeben. Gegen­
wärtig hat er übungsgemäß die Aufnahmegesuche ent­
gegenzunehmen und weiterzuleiten. Nach Art. 15 
Abs. 1 bat er Benachrichtigungen über Streitfälle ent­
gegenzunehmen und eine Untersuchung zu veranlassen. 
Nach Art. 18 hat er die internationalen Verträge zu 
registrieren und nach Art. 24 Abs. 2 in allen durch 
allgemeine Abkommen geregelten internationalen An­
gelegenheiten Unterlagen zu sammeln und sonst Unter­
stützung zu gewähren. 

Nach Art. 6 Abs. 4 ist er GS der VBV. Als solcher 
hat er nach der GO 1 § 3 die Einberufung vorzu­
bereiten, nach 4 § l die Tagesordnung aufzustellen, 
nach 1 §§ 1, 2 die Anmeldung der Delegierten sowie 
ihre Vollmachten entgegenzunehmen, nach 4 § 2 der 
VBV einen Bericht über die Arbeiten des Sekretariats, 
rler tat ächlicb mit dem Generalbericht des VBR ver­
bunden wird und über die zur Ausführung der Be­
schlüsse der VBV getroffenen Maßnahmen zu unter­
breiten, nach 9 § 1 das Sekretariat der VBV und ihrer 
Ausschüsse zu organisieren, nach 9 § 2 und 14 § 8 der 
VBV und ihren Ausschüssen Bericht über beliebige 
Verhandlungsgegenstände zu erstatten, nach 11 §1 Ein­
lri ttskarlen an das Publikum auszugeben und nach 26 
den Mitgliedern 14 Tage nach Schluß der VBV die an­
genommenen Entschließungen zu unterbreiten. 

Gleichfalls nach Art. 6 Abs. 4 fat er GS des VBR. 
Als solcher hat er nach der GO 1 §§ 2, 5 die Ein­
berufung der Tagungen vorzubereiten und vorzu-

Freylngh-Loringhoven, Viilkm·bund 7 
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nehmen, nach 2 die Tagesordnung aufzuslellen, nach 3 
dem VBR einen Bericht vorzulegen und nach 7 für die 
Prolokollführung zu sorgen. 

Weilere Pflichten organisatorischer Arl werden 
ihm durch die Finanzordnung des VB (s. unlen z. 5) 
auferlegt, ferner durch die Satzung des SLIG (s. unten 
Art. 14), durch die Bestimmungen des VFrV über das 
Internationale Arbeilsaml (Art. 398, 399, 405-407, 412, 
415, 420), sowie durch eine Reihe von Einzelverträgen, 
nach denen er Mitteilungen über Ratifizierung, Kündi­
gung, Beitrill weiterer SLaaten u. dgl. m. entgegen­
zunehmen hat (vgl. Srhücking-Wehberg 359 .f.). 

Endlich ist der GS als verantworllich für die amt­
lichen Veröffenllichungen des VB anzusehen (s. oben 
das Quellenverzeichnis). 

(3) Das Persona 1 d c s Sekretar i a t s setzt 
sich aus den höheren Beamten und den technischen 
Angestellten zusammen. Diese wie jene werden vom 
GS mil Zu Limmung des VBR ernannt, doch isL die Zu­
stimmung für die Posten mil einem Gehalt bis zu 8000 
Franken im voraus durch Beschluß des VBR vom 23. 2. 
21 erteilt (JO 21 133). Bei der Auswahl der Be­
werber steht dem GS ein Ausschuß mit beratender 
Stimme zur Seile (vgl. IV. VBV IV. A. 58). Grund­
sätzlich soll eine gleichmäßige Berücksichtigung der 
Angehörigen aller Mitgliedslaaten stattfinden, doch isl 
ein Uebergewicht des englischen und französischen 
Elements nicht zu verkennen. An der Hand von Vor­
schlägen eines vorn VBR niedergesetzten Ausschusses 
(JO 21 113 f.) beschloß die II. VBV eine Reihe von 
Grundsätzen über die Stellung der Bunde beamten 
(II. VBV IV. A. 174 f., Pl. 576 f., 595 f.). Danach soll 
die Dienstzeit des höheren Personals 7 Jahre nich L 
übersteigen, damit eine Heranziehung der Angehörigen 
möglichst vieler Mitgliedstaaten möglich werde. Auch 
die Verträge mildem Unterpersonal sollen auf 7 Jahre 
abgeschlossen werden. Doch ist hier eine viermalige 
Erneuerung stallhafl. Als Allersgrenze wurden 55, für 
Ausnahmefälle 60 Jahre festgesetzt. Die Höhe der Ge­
hälter hat verschiedentlich Widerspruch erregt. Bei­
spielsweise sei erwähnt, daß der GS ein hließlich der 
Repräsentationsgelder 7500 .C erhält, sein Stellverlreler 
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4000 f,, die Untergeneralsekretäre je 3500 f,, die Direk­
toren im Durchschnitt je 53 000 schw. Franken, die 
Mitglieder der Abteilungen z-wischen 16 000 und 28 000 
schw. Franken. Ein bestimmter Hundertsatz der 
Gehälter ist veränderlich und wird entsprechend den 
Kosten der Lebenshaltung alljährlich neu festgesetzt. 
Die IV. VBV beschloß die Begründung einer obligato­
rischen Pensionskasse (IV. A. 90 f., 282 f., Pl. 132 f., 
377 f.). Die Arbeitszeit ist auf 42 Wochenstunden fest­
gesetzt. Anspruch auf Heimaturlaub haben die euro­
päischen Beamten alljährlich, die außereuropäischen 
alle 2 bis 3 Jahre. Alljährlich wird eine Liste des Per­
sonals mit Angabe der Gehälter veröffentlicht (vgl. 
z. B. JO 25 81 f., 26 72 f.). 

(4) Die Organisation des Sekretariats 
ist so gestaltet, daß dem GS ein ständiger Vertreter, 
zurzeit der Franzose A venol, sowie zwei Untergeneral­
sekretäre, zurzeit der Italiener Attolico und der Japaner 
Nilobe, zur Seite stehen. Die vier obersten Posten be­
finden sich somit in den Händen von Angehörigen der 
ständigen Ratsmächte. Es bleibt abzuwarten, ob eine 
Vermehrung der ständigen Sitze zu einer entsprechen­
den Vermehrung dieser Posten führt. Im übrigen 
gliedert sich das Sekretariat in eine Anzahl von Ab­
teilungen, die sich aus Abteilungsmitgliedern, sowie 
dem sonstigen Personal zusammensetzen und die von 
einem Direktor oder Abteilungsleiter geleitet werden. 
An der Spitze zweier Abteilungen, der für geistige Zu­
sammenarbeit und für Rüstungsfragen, stehen die 
JJeiden U otergeneralsekretäre. Von den übrigen Ab­
leilungen sind zu nennen die politische unter· dem 
Franzosen Maotoux, die Rechtsabteilung, die bis zur 
Ernennung des Holländers van Hamel zum VB-Kom­
missar in Danzig (JO 26 162 f.) von diesem geleitet 
,vurde, die für „Wirtschaft und Finanzen unter dem 
Briten Salter, die für Verwaltungsfragen (Saar, Danzig) 
und Minderheitenrecht unter dem Norweger Colban, 
für Mandate unter dem Schweizer Rappard, für Nach­
richtendienst unter dem Franzosen Comert, für soziale 
Fragen und Ueberwachung des Opiumhandels unter 
der Engländerin Frau Crowdy. Eine Reihe von Ab­
teilungen sind dem innern Dienst gewidmet. Eine 

7• 
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Sonderaufgabe hal da Büro für Latein-Amerika, da 
am 1. 1. 23 zwecks engerer Geslallung der Beziehungen 
zwischen rlem VB und rlen Slaalen Südamerikas 
begründet und durch Beschluß der V. VBV reorgani­
siert wurde, nachdem man den ursprünglich gehegten 
Plan, Verbindung büros in Südamerika zu errich Len, 
halle fallen lassen (JO 22 519, 559 f., IV. VBV Pl. 135, 
V. VBV Pl. 189, 474 f.). Es soll aufhören zu bestehen, 
wenn jeder Abteilung des Sekrelarials ein Süd­
amerikaner als Mitglied angehören wird (vgl. Krahbe 
hei Munch II 264 f.). 

Das Sekretariat un Lerhäll übrigens ,ie ein Büro in 
London und in Paris. Ihnen gehörl jedoch kein höherer 
Beamter an, und sie bestehen aus sehr wenigen, be­
scheiden bezahlten Angeslelllen. Ihre Aufgabe isl 
die Aufrechlerhallung der Verbindung mit den Regie­
rungen der Mitgliedsstaaten, in deren Hauptstädten 
sie . ich befinden. Doch ist das nicht elwa im diploma­
Liscbcn, sondern im formalen und Lecbnischen Srnne zu 
verstehen (11. VBV IV. A. 180 f., vgl. JO 26 87). 

(5) Die Finanzwirts c h a f L des VB beruht auf 
Art. ß Ab . 5 der VBS und einer Finanzordnung, die 
von der III. VBV beschlossen und von der IV. ab­
geändert wurde (III. \'BV Pl. I 351 f., II 209 f., IV. VBV 
Pl. 139, 391 f. Worllaul JO 24 78 f.). Abs. 5 beslimmle 
ursprünglich, daß die Koslen des VB nach dem 
Schlüssel des vVellposL vereins umzulegen seien. Um 
cler finanziellen Lage der Mitglieder besser gerech L 
werden zu können, beschloß die II. VBV den jetzl 
gellenden Worllaul (Pl. 885), der am 13. 8. 24 in Krafl 
Lral (JO 25 1578). runmehr wurde zunächst alljährlich 
eine Berechnung unter Berücksichtigung der Bevölke­
rnngszahl und der Staatseinkünfte aufgestellt, von der 
VI. VBV aber ein Schlüssel für die folgenden 3 Jahre 
fcslgeslelll (Pl. 141 f., 419 f.). Danach sind im ganzen 
937 Einheiten zu erheben, von denen auf England 
ohne Dominions und Indien 105 entfallen, auf Frank­
reich 79, auf Italien und Japan je 60. Nur eine Einheit 
haben zu zahlen von europäischen Staaten Albanien 
und Luxemburg, sowie die kleinen mittelamerikani­
schen Republiken. Da das Budget des VB mit rund 
25 l\lillionen schw. Franken zu balancieren pflegl, 
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heträgt eine Einheit rund 26 000 Franken. Trolz­
dem ergeben sich nit:ht ganz selten Rückstände, deren 
Einhebung Schwierigkeiten verursacht. Auch Gesuche 
um Nachlaß der Rückstände und Herabsetzung der 
Quote werden eingebracht (vgl. V. VBV 170 f., 172, 
175 f., 453 f., 456 f., 457 f., VI. VBV PI. 147,427). Zwangs­
mittel zur Beitreibung stehen selbstverständlich nicht 
zur Verfügung, und der Ausschluß nach Art. 16 Abs. 4 
kommt hier praktisch wohl nicht in Frage. 

Nach den Bestimmungen der Finanzordnung wird 
das Budget alljährlich für das mit dem bürgerlichen 
Jahr sich deckende Finanzjahr aufgestellt. Hierbei 
gelten die allgemein anerkannten technischen Regeln. 
Es zerfällt in die Voranschläge des Sekretariats nebsl 
den angeschlossenen Organisationen und die der sog. 
autonomen Organisationen; d. h. des StIG und des 
Arbeitsamts (8 f.). Die Prüfung der Voranschläge 
liegt einem besonderen Kontroll-Ausschuß ob, der 
aus 5 vom VBR ernannten Mitgliedern besleht, 
die nicht Staatsangehörige der Ratsmächte sein dürfen 
(1 f.). Der Ausschuß übersendet sie mit seinem Bericht 
und etwaigen Abänderungsvorschlägen 3 Monate vor 
der ordentlichen VBV dem VBR und den Bundesmit­
gliedern. Der VBR seinerseits nimmt zu den Vor­
anschlägen und dem Bericht des Kontroll-Ausschusses 
Stellung und versendet seine Bemerkungen an die Mit­
glieder einen Monat vor der VBV. Die VBV überweist 
das gesamte Material ihrem IV. Ausschuß und be­
schließt nach Anhörung des Berichts dieses Aus­
schusses (15 f.). Ihr ist auch über die Durchführung des 
Budgets Bericht zu erstatten, worauf sie Enllastung 
c-rteilt. Die Rechnungslegung erfolgt nach denselben 
Grundsätzen wie die Aufstellung des Budgets unter Be­
teiligung des Sekretariats und der autonomen Organi­
sationen, des Kontroll-Ausschusses und eines beson­
dern vom VBR auf je 5 Jahre ernannten Rechnungs­
prüfers, sowie des IV. Ausschusses (35 f.). (Vgl. 
V. VBV IV. A. 11 f., PI. 190f., 476f., VI. VBV IV. A. 
12 f. PI. 145 f., 422 I.) Das gesamte Budget wird im 
Januarheft des JO zum Abdruck gebracht. 

Zwecks Ermöglichung der Wirlschaflsführung bis 
zum Eingang der Mitgliedsbeiträge, die am 1. 4. fällig 
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· werden (21), wird alljährlich eine die Ausgaben über­
steigende Summe bewilligt, aus der ein Fonds für Vor­
schüsse gebildet ·wird. Dieser Fonds darf jedoch 5 Mil­
lionen nicht übersteigen. Die für ihn geleisteten Bei­
träge werden den Mitgliedern gutgeschrieben, und im 
Falle ihres Ausscheidens aus dem VB können sie ihren 
Anteil zurückerhalten (31 f.). 

Aenderungen der Finanzordnung erfolgen auf Be­
schluß der VBV nach Bericht des IV. Ausschusses (51). 

Artikel 7. 
Der Bundessitz ist in Genf. 
Der Rat ist berechtigt, ihn jederzeit an einen be­

liebigen andern Ort zu verlegen. 
Alle Aemter des Bundes oder der ihm angeglieder­

ten Dienststellen, einschließlich des Sekretariats, sind 
in gleicher Weise Männern wie Frauen zugänglich. 

Die Vertreter der Bundesmitglieder und die 
Beamten des Bundes genießen bei Ausübung ihres 
Amtes die Vorrechte und die Unverletzlichkeit der 
Diplomaten. 

Die dem Bunde, seiner Verwaltung oder seinen 
Tagungen dienenden Gebäude und Grundstücke sind 
unverletzlich. 

Allgemeines . 
. Artikel 7 ist weniger straff aufgebaut, als die 

anderen Artikel der VBS. Er behandelt drei Fragen, 
die kaum etwas miteinander gemein haben. Allenfalls 
läßt sich eine logische Verbindungslinie zwischen der 
Festlegung des Bundessitzes und der Frage der diplo­
matischen Vorrechte ziehen. Dagegen fehlt es an 
einer solchen völlig, soweit es um die Gleichberechti­
gung der Geschlechter gebt. Eine Regelung dieser 
Frage wäre besser in Art. 6 am Platze. 

Im Einzelnen. 
(1) In den Vorentwürfen war die Frage des 

B u n d. es sitze s unentschieden geblieben, wohl mit 
Rücksicht darauf, daß Belgien sich mit französischer 
Unterstützung darum bewarb, daß Brüssel gewählt 
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werde. Die Schweiz verhiell sich zurückhallenJ. uud 
slellle erst auf Anregung der übrigen Neutralen dmch 
eine Note vom 22. 3. 19 Genf zur Verfügung. Am 
11. 4. 19 entschied sich der VB-Ausschuß der Friedens­
konferenz mit 12 von 18 SLirnrnen für Genf. Die Ueber­
siedlung des zuerst in London tätigen Sekretariats er­
folgte im Oktober 20 (Kluyver 29, 277 f., Scelle, Le Pacte 
221 f., Botschaft d. schweiz. Bundesrats v. 4. 8. 19 47, 
343 f., vgl. JO 20 410). 

Die dem VBR zuerkannle Befugnis, den Bundes­
sitz zu verlegen, dürfte um so weniger praktische Be­
deutung gewinnen, als nach Art. 3 Abs. 2 und Arl. 1 
Abs. 3 VBV und VBR ohnehin berechtigt sind, wenn 
die Umstände es erfordern, außerhalb Genfs zusam­
menzutreten. Die Weigerung Sowjetrußlands, an den 
Arbeiten des VB teilzw1ehmen, solange diese in Genf 
stattfinden, wird schwerlich ins Gewicht fallen. 

(2) Die Einfügung von Abs. 3 ist auf den Einfluß 
von Frauenorganisationen zurückzuführen, deren 
Vertretung am 10. 4. 19 vom VB - Ausschuß emp­
fangen wurde (Schücking - Webberg 380). Unter 
Aemtern des Bundes, auf die die G 1 eich b er echt i -
g u n g d er Ge s c h 1 e c h t e r sich erstreckt, sind, wie 
der englische Wortlaut mit besonderer Deutlichkeil 
ergibt, alle Stellungen zu verstehen, die im Rahmen 
des Bundes ausgeübt werden, vor allem auch die Ver­
trelung der Mitglieder in VBV und VBR. Doch hat 
es bisher weibliche Vertreter im VBR nicht, in der 
VBV nur als Stellvertreter gegeben. Solche haben 
z. B. zur V. VBV Australien, Großbritannien, Nor­
wegen, Rumänien und Schweden entsandt, zur VI. die­
selben Staaten und Dänemark. Daneben finden sich 
Frauen als Sekretäre der Delegationen. Unter den 
Angestellten des VB halten sich die Gescblechler der 
Zahl nach ungefähr die Wage, doch befinden sich die 
höheren Posten durchweg in den Händen von Männern, 
insbesondere wird von den Abteilungen nur die für 
soziale Fragen von einer Frau, der Britin Crowdy, 
geleitet (vgl. die Personalverzeichnisse JO 25 81 f., 26 
72 f.). 

(3) D i e Z u e r k e n n u n g d e r d i p 1 o m a -
tischen Vorrechte an die Vertreter der Bundes-
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milglieder, und zwar sowohl an · die Vertreter in VBV 
und VBR, als auch an die beim VB ständig beglaubig­
ten Vertreter entspricht dem gellenden Völkerrecht, da 
jene Vertretern auf Kongressen oder Konferenzen, diese 
diplomatischen V crtrelern bei einem Staal gleich­
zustellen sind. Was die Beamten (agents, officials) 
des Bundes betrifft, so sind grundsätzlich unter ihnen 
alle von einem Organ des VB ernannten, in seinem 
Auftrage und unter seiner Verantwortung tätigen 
Personen zu verslchen. Praktisch wird jedoch, ent­
sprechend dem geltenden Gesandtschaftsrechl, die 
Gesamtheit der diplomatischen Vorrechte nur der 
ßeamlenschaft im engern Sinne, nicht aber dem tech­
nischen Personal zuzugestehen sein. Eine Besonder­
heit liegt darin, daß diese Vorrechte auch dem Heimat­
staate gegenüber Geltung haben sollen. Entgegen dem 
~ ' orllaut des Abs. 4 genießen die Beamten die Vor­
rechte nicht nur unmiltelbar bei Ausübung ihrer 
Pflichten, sondern während der Dauer ihrer An tellung. 
Das ergibt sich aus der Natur der Sache und entsprichl 
dem geltenden Völkerrecht (vgl. Adatci und de Vissher 
in Annuaire XXXI 1 f., 17 f., 98 f., 179 f.). 

In diesem Sinne ist zwischen dem Sekretariat des 
YB und dem Politischen Departement der Eid­
genossenschaft ein Abkommen geschlossen worden, 
das in einem SchreiJJen des Departements an den 
GS vom 19. 7. 21 zusammengefaßt isl (unver­
öffenllicht, vgl. Schücking-Wehberg 384 f.). Danach 
wird eine Unterscheidung zwischen öffentlichen Funk­
tionären und sonstigen Angestellten des VB vor­
genommen und jenen die volle, diesen eine beschränkL~ 
Immunität zuerkannt. Den Beamten schweizerischer 
Staatsangehörigkeit gegenüber greifen gewisse Be­
schränkungen Platz. 

Umfangreiche Verhandlungen haben wegen der 
A u s s t e 11 u n g v o 11 P ä s s e 11 an die Beamten des 
VB stallgefu11den. Der Gedanke, die Pässe dmch den 
GS ausstellen zu lassen, wurde fallen gelassen, da die 
Ausstellung von Pässen ein Hoheitsrecht sei, das den 
Staaten nicht entzogen werden könne. Im Ergebnis 
wurde die Ausreichung einer Legitimationskarte be­
schlossen, auf die hin die zuständige Regierung ge-
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hallen sein solle, einen Diplomalenpaß auszusl ' llcu 
(I. \'BV I. A. 121, 120 f., 127 f., 136, 160, 2-12 f., PI. 555 f. , 
II. VBV PI. 323, 331, JII. \'ßV IV. A. 68, PI. II 224). 

(4) Die U n ver l e l z I i ch k e i L der dem VB, 
seiner \' erwallung und seinen Tagungen dienenden 
Gebäude und Grundstücke enlsprichl dem 
gel'tcnclen \' ölkerrcc h L. 

Artikel 8. 
Die Bundcsmil«lieder bekennen sich zu dem 

Grund atz, daß die Aufrechterhaltung de · Friedens 
eine Herabsetzung der nationalen Rüstungen auf da · 
Mindestmaß erfordert, da mit der nationalen Sicher­
heit und mit der Erzwingung internationaler Ver­
pflichtungen durch gemein chaftliche Vorgehen ver­
einbar ist. 

Der Rat entwirft unter Berücksichtigung der 
geographischen Lage und der besonderen Verhällni · c 
eines Jeden Slaates die Abrüstungspläne und unter­
breitet sie den verschiedenen Regierungen zur Prüfung 
und Entscheidung. 

~finde tens alle zehn Jahre sind diese Pläne einer 
Nachprüfung und gegebenenfalls einer Berichtigung zu 
unterziehen. 

Die auf diese \Veise festgesetzte Grenze der 
Rüstungen darf nach ihrer Annahme durch die ver­
schiedenen Regierungen ohne Zustimmung des Rat · 
nicht überschritten werden. 

Da die private Herstellung von Munition und 
Kriegsgerät schwere Bedenken hervorruft, beauftragen 
die Bundesmitglieder den Rat, auf l\Iittel gegen die 
darau ent ·pringenden schlimmen Folgen Bedacht zu 
nehmen, jedoch unter Berücksichtigung cler Bedürf-
11isse der Bundesmitglieder, die nicht in der Lage sind, 
die für ihre Sicherheit erforderlichen Mengen an 
Munition und Kriegsgerät selbst herzu tellen. 

Die Bundesmitglieder verpflichten sich, in der 
offensten und er chöpfend ten \Vei ·e alle Auskünfte 
über den Stand ihrer Rüstungen, über ihr Heeres-, 
Flotten- und Luftschiffahrtsprogramm sowie über die 
Lage ihrer zu l{rieg ·zwecken verwendbaren Industrien 
auszutauschen. 
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Vorbemerkung. 
·wenn der VB sein obersles Ziel in der Friedens­

hcwahrung sehen sollte, mußle ihm aud1 die Aufgabe 
gesetzt werden, wenn nicht eine volle Abrüstung, so 
doch eine weitgehende Beschränkung der Rüstungen 
herbeizuführen. Einerseits wäre es nicht zu recht­
fertigen gewesen, wenn die Völker die Lasl der 
Rüstungen hätten weiter tragen sollen. Anderer­
seits liegl, wenigslens nach pazifistischer Auf­
fassung, im System des Wettrüslens einer der 
wesentlichsten Anreize zum Krieg. W i 1 so n s E n L -
w ü r f e sahen denn auch in Arl. IV eine Herab­
setzung der Rüstungen „auf den niedersten, miL der 
innern Sicherheit und der gemeinsamen Erzwin­
gung internationaler Verpflichtungen zu vereinbarenden 
Punkt" vor. Der Paris e r VB - Ausschuß 
ersetzte jedoch auf japanischen Antrag den Ausdruck 
„innere Sicherheit" durch „nationale Sicherheit" (also 
Heer statt Polizeitruppe!) und fügte auf französischen 
Anlrag den Vorbehalt des jetzigen Art. 8 Abs. 2 ein, 
nach dem die geographische Lage eines jeden Staales 
zu berücksichtigen ist. Dagegen wurden z, ei andere 
französische Anträge abgelehnt, deren erster eine 
ständige Rüstungskontrolle einführen, während der 
zweite einen internationalen Generalstab zwecks Vor­
bereitung von Bundesexekutionen schaffen wollte. 
(Kluyver 21 f., 36 f., 47, 206. Die englischen Einwände 
in Commenlary 172. Vgl. auch Scelle bei Munch I 
116 f.) 

Allgemeines. 
Die Pariser FrV leglen den Mittelmächten eine 

vollständige, auf die Dauer berechnete Abrüslung auf. 
Sie wurde (vgl. VFrV, Einl. zu T. V) als Vorausselzung 
für „die Einleilung einer allgemeinen Rüstungs­
beschränkung aller Nationen" bezeichnet. Anderseits 
sieht Art. 1 Abs. 2 der VBS die Festsetzung einer 
Rüstungsordnun~ für die nicht ursprünglichen Mit­
glieder vor. Diese Bestimmung ist tatsächlich an­
gewandt worden (oben Art. 1 Z. 4), obgleich sich unter 
den betroffenen Slaaten keine ernst zu nehmende 
Militärmacht befand. Im Gegensatz zu diesen Staaten 
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und den MitLelmächlcn sind die ursprünglichen Mil­
glieder ungebunden und die Vorschriften des Art. 8 
bilden das alleinige Aequivalent für die jenen auf-­
erlegten Beschränlmngen. Sie sind jedoch bisher nicht 
praklisch geworden und der einzige bisher erreichle 
Fottschrilt auf diesem Gebiet ist nicht durch den VB, 
sondern durch die von den VereinigLen Staaten ein­
berufene W ashingtoner Konferenz erzielt worden. 
Hier wurde am 6. 2. 22 zwischen Nordamerika, 
England, Japan, Frankreich und Italien eine Herab­
minderung der maritimen Rüstungen wlter Festlegung 
eines bestimmten Stärkeverhältnisses der Flotten ver­
einbart (RTr XXV 202 f. vgl. Holl weg in Pol. HWB. II 
949 f., Webberg bei Strupp II 427 f.). Zwei andere, 
unabhängig vom VB einberufene Abrüstungskonfe­
renzen, nämlich die der vorma1~ russischen Rand -­
slaaten, die vom 2. bis 12. 12. 22 in ·warschau, 
und die der zentralamerikanischen Staaten, die von 
Dezember 22 bis Februar 23 in W ashinglon tagte, ver­
liefen ergebnislos. Im übrigen ist der VB ständig mil 
der V o r b e r e i t u n g e i n e r A b r ü s t u n g be­
schäftigt. Das Ziel soll teils durch technische Maß­
nahmen, noch mehr aber auf dem Umwege über poli­
Lische Vereinbarungen erreich L werden. Nach dem 
Scheitern des Genfer Protokolls sind gerade unter 
diesem Gesichtspunkt die Locarno-Verträge beachllich, 
wenngleich nicht zu erwarten isl, daß aus ihnen eine 
tatsächliche Abrüstung hervorgehen wird (vgl. unten 
Z. 6 und Art. 10 Z. 3). 

Im Einzelnen. 
(1) Abs. 1 enthält das Bekenntnis zu dem Grund­

salz, daß um der Aufrechterhaltung des Friedens 
willen eine Herabsetzung der Rüstungen erforderlich 
ist, schränkt es jedoch zugleich durch den Hinweis auf 
die nationale Sicherheit und die Erzwingung inter­
nationaler Verpflichtungen ein. Für alle drei hier in 
Prage kommenden Größen fehlt es an jedem objektiven 
Maßstab (vgl. auch Grabowsky 46 f.). Die Hervor­
hebung der Pflicht zur Mitwirkung an VB-Exekutionen 
führt zu dem Schluß, daß der VB Abrüstung unter 
eine M i n d e s t g r e n z e zu untersagen hätte, vgl. 
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auch die Slellungnahme des VB zur Milglicdschaft der 
Zwergstaaten (oben Arl. 1 Z. 7). Die gegen diesen 
Schluß vorgebrachten Einwände sind nichl über­
zeugend (Schücking-Wehberg 400). Wären sie richtig, 
so käme zum mindesten die Aufrechterhaltung der 
Rüstung einiger Staaten in Frage, durch die diesen 
ein mit den Grundgedanken des VB nicht vereinbares 
Uebergewicht gesichert würde. Allerdings ergibt sich 
aus Abs. 4, daß die Väter der VBS nur eine Höchst -
grenze im Auge gehabt haben (vgl. auch Munch bei 
Munch I 186 f.). Praktisch dürfte für absehbare Zeit 
auch nur eine solche in Frage kommen. Außerhalb 
des Bereichs der Möglichkeit liegt jedoch die Not­
wendigkeit der Festsetzung einer Mindestgrenze nichl, 
wie z. B. die Abrüstung Dänemarks beweist. 

(2) Mit der Verwirklichung des in Abs. 1 auf­
gestellten Grundsatzes ist allein der VBR ohne Be­
teiligung der VBV betraut. Die von ibm auszuarbei­
LEnden A b r ü s t u n g s p l ä n e sollen die V orbehalle 
des Abs. 2, nämlich die geographische Lage und die 
besonderen Verhältnisse eines Jeden Staates berück­
sichtigen. Eine schematische Herabsetzung der 
Rüstungen etwa nach der Bevölkerungszahl kommt 
somit nicht in Frage. Den Regierungen steht die An­
nahme oder Ablehnung des Planes vollkommen frei 
und auch die sorgfältigste Berücksichtigung der Vor­
hehalte, deren Beurteilung stets subjektiv sein wird, 
kann höchstens zu einer moralischen Erschwerung der 
Ablehnung führen. Im übrigen ist kaum anzunehmen, 
daß praktisch ein Abrüstungsplan ohne Zuziehung dei: 
beteiligten Regierung ausgearbeitet und ohne ihr Ein­
verständnis ihr formell vorgelegt werden wird. Daher 
dürfte Abs. 2, wie überhaupt Art. 8 nur in Verbindung 
mit sonstigen tiefgreifenden politischen Verein­
barw1gen 13edeutung gewinnen. Vgl. unlen Z. 6. 

Ist ein Abrüstungsplan angenommen, so darf er 
nur mit Zustimmung des V13R überschritten werden. 
Ein dahingehender Beschluß ist mit Stimmeneinheit 
zu fassen und dürfte nur bei einer Aenderung der 
innen- und außenpolitischen Lage des betreffenden 
Staates in l◄ rage kommen. Die übernommene Bindung 
gilt zunächst für 10 Jahre. Nach Ablauf dieser Frist 
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isL eine 'achprüfung und nötigenfall eine Berichti­
gung Yorzunehmen. Gelingt es hierbei nicht eine 
Einigung zwischen VßR und Regierung zu erzielen, 
so müßte nach dem \Vorllaul der VBS der alle Plan 
unabhängig vorn Willen der Regierung in Kraft 
bleiben, eine Rechtslage, die die Neigung zur Annahme 
von Abrüstungsplänen nicht Yerslärkcn wird. 

(3) Der \'ßR hat auf MitLel Bedacht zu nehmen, 
durch die die unerwün chlen Auswirkungen der 
privaten Rüstungsindustrie beseitigt wer­
den könnten. Die VBS macht sich damit die Lehre 
von der Krieg treiberei dieser Industrie zu eigen (vgl. 
.TO 26 220 f.). Von dem ihm zugestandenen Vor­
schlagsrecht - auch hier ist ihm nur ein solches ein­
geräuml - zur Bekämpfung dieser Erscheinung hat 
der VBH bisher keinen Gebrauch gemacht, sich viel­
mehr auf vorbereitende Untersuchungen beschränkt. 

Diese Untersuchungen setzten auf Grw1d einer Ent­
schließung der 1. VBV (PI. 504 f., 520 f., 524 f.) damit 
in, daß der \'ßR am 25. 2. 21 den Ständigen Rüstungs­

ausschuß beauftragte, die Frage zu prüfen und über 
sie zu berichten (JO 21 145, 148). In der Folge wurde 
der Zeitweilige Rüstungsausschuß mit derselben Auf­
gabe betraut und auch das Sekretariat zur Mitarbeit 
herangezogen. Das Ergebnis war die Feststellung, daß 
ein Verbot der privaten Herstellung von Kriegsmaterial 
nicht durchzuführen ·wäre und deshalb eine Regle­
mentierung durch internationales Abkommen versucht 
werden müsse. Hierbei wurde ins Auge gefaßt, die 
Ilerstellung ebenso wie die Ein- und Ausfuhr von einer 
Genehmigung der beteiligten Regierungen abhängig zu 
machen, die Fabriken zur Veröffentlichung genauer 
Angaben über ihre Geschäfte zu verpflichten und den 
an der Herstellung beteiligten Personen gewisse Be­
schränkungen aufzuerlegen, insbesondere ihnen auch 
den Besilz von Zeitungen und selbst die Einflußnahme 
auf Zeitungen zu verbieten (JO 22 316 f., 405, 697 f., 
812 f., 982 f.). Die III. VBV regte die Einberufung 
einer Konferenz an (PI. 288), die IV. VBV empfahl 
eine Fortführung der Arbeiten (Pl. 156), die V. drängle 
wiederum auf den Zusammentritt einer Konferenz 
(Pl. 185, 230 f., 470 f.), desgleichen die VI. (PI. 133), die 
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dem Wunsche Ausdruck gab, daß die Konferenz noch 
vor der nächsten VßV einberufen werde und daß die 
Vereinigten Staaten an- den Vorarbeiten beteiligt 
würden. unmehr beschloß der VBR, der sich in-­
zwischen fortlaufend mit der Frage beschäf tigt und 
bereits erreicht hatte, daß die Vereinigten Staaten sich 
an den Sitzungen des Rüstungsausschusses im Februar 
24 beteiligten (JO 24 453), die Versendung eines 
Fragebogens an die Regierw1gen mit dem Ersuchen, 
ihn bis zum 1. 6. 26 zu beantworten. Die in ihm ent­
haltenen Fragen betrafen die Art der Bedenken gegen 
die private Rüstungsindustrie, die bestehenden Vor­
schriften und Verwaltungsmaßnahmen, etwaige ver­
fassungsmäßige Hindernisse einer internationalen 
Regelung und endlich die Vorschläge für eine Neu­
regelung. Die eingelaufenen Antworten sollen einem 
dreigliederigen Studienausschuß als Grundlage für den 
Entwurf eines Abkommens dienen, der einer Konferenz 
zu unterbreiten ist (JO 26 129, 170 f., 219 f.) . 

(4) Der Verwirklichung des in Abs. 6 vor­
gesehenen Nachrichtenaustausches stellten 
sich ernste Hindernisse entgegen. Die 1. VBV regle 
die Schaffung einer besondern Abteilung im Sekre­
tariat an und warf zugleich die Frage einer ach­
prüfung der eingehenden Informationen auf (Pl. 508). 
An dieser Frage scheiterte begreiflicherweise zunächst 
die weitere Behandlung der Angelegenheit. Von 
neuem wurde sie in einer Denkschrift des Sekretariats 
im Jahre 23 aufgeworfen (JO 23 1032 f.). Auch diese 
sah eine Nachprüfung vor w1d verurteifte sich damit 
selbst zur Ergebnislosigkeit. 

Einen gewissen Ersatz bieten die militärstatis­
tischen Veröffentlichungen des VB, durch die freilich 
die in Abs. 6 ange. trebten Ziele nicht erreicht werden. 
Eine der III. VBV vorgelegte Zusammenstellung über 
die Militärbudgets für die Jahre 13 und 20_/22 
wurde nachträglich eingestampft, weil einige Regie­
rungen sich durch sie verletzt fühlten (JO 23 929). 
Im Jahre 23 gab der Ständige Rüstungsausschu.ß auf 
Grund der Antworten, die die Regierungen auf einen 
von ihm versandten Fragebogen erteilt hallen, zwei 
Hefte „Enquete Statistique sur les armements nalio-



- 111 -

naux" heraus. Am 7. 7. 23 beschloß der VBR die Her­
ausgabe eines m i l i L ä r s t a t i s t i s c h e n J a h r -
buch s (JO 23 929 f.), welchen Beschluß die IV. VBV 
ausdrücklich .billigle (Pl. 156). Der I. Band erschien 
24 und wurde von der V. VBV in einer besondern 
Entschließung begrüßt (Pl. 187 vgl. 473). Die VI. VBV 
sprach den Wunsch nach Erweilerung des Jahrbuchs 
aus (PL 134, 186). 

(5) Abs. 2, der das Kernstück des Arl. 8 enthäll, 
faßt zwar eine allgemeine Beschränkung der Rüstungen 
ins Auge, will sie aber auf dem Wege von Verhand­
lungen zwischen VBR und den einzelnen Regierungen 
verwirklichen. Das ist unmöglich, weil die Rüstungen 
aller SLaaten sich gegenseitig bedingen und ferner weil 
die Abrüstungsfrage kein selbständiges, vereinzeltes 
Problem darstellt, sondern nur einen Bestandteil der 
politischen Gesamtprobleme. Infolgedessen kann sie 
mit Aussicht auf Erfolg nur von der Gesamtheit der 
Staaten und nur im Rahmen der Gesamtprobleme be­
handelt werden. Zu dieser Auffassung hat sich auch 
der VBR bekehren und damit die vom Art. 8 ge-­
wiesenen Wege verlassen müssen, wenn überhaupt 
etwas erreicht werden sollte. 

Die Initiative ergriff übrigens nicht der VBR, 
sondern die VBV, die bereits in ihrer ers ten Tagung 
infolge eines vom II. Ausschuß befürworteten Vor­
schlages des Norwegers Lange (1. VBV II. A. 274, 347) 
den VBR ersuchte, die Regierungen aufzufordern, 
während der auf die laufende Etatsperiode folgenden 
zwei Jahre ihre Militärbudgets nicht zu 
erhöhen. Dieses Ersuchen wurde nicht als Resolu­
tion, sondern mil 30 gegen 7 (u. a. Frankreich, Polen, 
Rumänien) Stimmen als Wunsch angenommen (PI. 
512 f., 534). Der VBR beschloß, ihm nachzukommen 
(JO 21 148 f.). Darauf liefen im ganzen 33 Antworten 
ein, von denen 21, wenngleich teilweise mit Vor-:­
behalten verschiedener Art, zustimmend, 11 ablehnend 
gehalten waren. Nicb tsdestoweniger bat die II. VBV 
den VBR, den Wunsch ihrer Vorgängerin unter Bei­
fügung der Antworten nochmals allen Mitgliedern zu 
übermitteln (Pl. 648 vgl. JO 22 106). Die III. VBV 
stellte fesl, daß eine Reihe von Staaten ihr Militür-
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budget im Jahre 22 verr.ingerl lüi Lte und sprach nun. 
mehr den Wunsch aus, die Mitglieder möchten ihr 
Militärbudget auf den Sta11d von 1913 zurückführen 
(Pl. 1 237 f., 273 f., 278 f., 287). Der VOJIJ. VBR um ein 
Gutachten hierzu ersuchle Zeilweilige Rüstungsaus­
schuß machle Bedenken gegen die Zweckmäßigkeit 
dieses Wunsches geltend, weil 1913 die Zeil der 
stärksten Rüstungen gewesen, m'lterließ es aber, 
die erbetenen positiven Gegenvorschläge zu machen, 
worauf der VBR sich darauf beschränkte, die Aus­
führungen des Ausschusses der IV. VBV zu unter­
hreilen (JO 23 427 f., 587, 678, 967). Diese nahm ihrer­
seits mit Befriedigung davon Kenntnis, daß die Mit­
glieder mit wenigen Ausnahmen ihre Rüstungen im 
Laufe der letzten 3 Jahre herabgesetzt hätten, gab dem ,v unsche Ausdruck, daß diese Entwicklung fort-­
schreiten möge und bat den VBR, den Mitgliedern zu 
empfehlen,, während der für die Ausarbeitung und 
Annahme eines allgemeinen Abrüstungsplanes erfor­
derlichen Zeit ihre Rüstungsausgaben nicht zu erhöhen 
(Pl. 145 f., 156 vgl. 397 f.). ach z,veimaliger Ver­
tagung beschloß der VBR, das den Mitgliedern zu über­
milleln. Doch wurde hervorgehoben, daß sich da.raus 
eine Bindung nicht ergebe und die Vertreter Englands, 
Italiens und Japans unterstrichen, daß ihre Regie­
rungen nicht in der Lage seien, dem Wunsche der 
VBV nachzukommen (JO 24 912 f. Vgl. Lange bei 
Munch II 439 f.). 

Die von deT IV. VBV gewählte Formel wird nur 
verständlich, wenn man berücksichtigt, daß inzwischen 
das sog. Genfer Protokoll auI die Tagesordnung gesetzt 
war (unten Z. 6) und daß man hoffte, auf dem Umwege 
über dieses die Abrüstungsfrage zu lösen. Daraus 
erklärt sich auch der Beschluß der V. VBV, daß eine 
Erneuerung der die Beschränkw1g der Rüstungsaus­
gaben betreffenden Empfehlung nicht angebracht sei, 
da diese Frage einen Teil des Programms der inter­
na tionalen Abrüstungskonferenz bilden werde (Pl. 230). 
Damit war der Versuch, die Ziele des Art. 8 auf dem 
Wege der Budgetbeschränkung zu erreichen, erledigt. 

Nur ein Zwischenspiel ohne Folgen rief ein von 
Lord Es her im Februar 22 dem Zeitweiligen 
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Hüstungsausschuß vorgelegter Plan hervor, der 
einen allgemeingültigen R üs tungskoeffizien Len fest­
legen wollte. Er wurde durch eine Entschließung der 
III. VBV erledigt (Pl. I 61 f., 274). 

(6) Das sog. Genfer Protokoll (siehe 
Anhang Nr. 9) ist das Ergebnis zweier parallel 
laufenden Bestrebungen, deren eine auf die Siche­
rung der in den Pariser Friedensschlüssen, vor 
allem im VFrV festgesetzten Grenzen abzielte, wäh ­
rend die andere auf die Herabsetzung der Rüstun­
gen hinarbeitete. Da die Vertreter jener Strömung 
die Erfüllung ihrer Wünsche zur Voraussetzung ihrer 
Zustimmung zur Abrüstung machten, ergab sich der 
Versuch einer Verkoppelung beider Bestrebungen von 
selbst. Politisch fiel noch ins Gewicht, daß die wäh­
rend der Pariser Friedensverhandlungen von England 
gemeinsam mit den Vereinigten Staaten Frankreich 
zugesagten Garantien (vgl. die zwischen diesen drei 
Staaten abgeschlossenen Verträge v. 28. 6. 19, von denen 
der englisch-französische auch ratifiziert wurde, aber 
angesichts der amerikanischen Ablehnung gleichfalls 
nicht in Kraft trat) infolge des Rückzuges Nordamerikas 
nicht Gestalt gewonnen hatten, daß daher Frank­
reich formal einen Anspruch zu erheben hatte und 
England sich verpflichtet fühlte, für dessen I3e­
friedigung Sorge zu tragen. Daraus erklärt sich auch 
die englische Initiative in dieser Frage. 

Die I. VBV hatte den VBR ersucht, neben dem 
Ständigen einen Zeitweiligen Ausschuß zwecks Be­
arbeitung aller die Abrüstung betreffenden Fragen 
niederzusetzen (II. A. 252, 256 f., 276, 314 f., 341, 343, 
Pl. 511, 520. Vgl. unten Arl. 9 Z. 2). Der VBR war 
dem nachgekommen (JO 21 147 f.) und nunmehr er­
suchte die II. VBV den neuen Ausschuß, seine Ab­
rüsttmgsvorschläge in Form eines Abkommens vor­
zulegen (Pl. 647 f.). 

Das geschah auf der III. VBV auf Gnmd von Vor­
schlägen Lord Robert Cecils, die der Ausschuß sich zu 
eigen gemacht hatte. Ihnen lag der Gedanke zugrunde, 
daß Abrüstung und Sicherheitsgarantie verbunden 
werden müßten, und zwar durch ein System all­
gemeiner und besonderer Defensivabkommen. Die 

Freytagh-Lorioghoven, Völkerbund 8 



- 114 -

III. VBV trat dem bei, ersuchte den VBR, die Mei­
nung der Regierungen darüber einzuholen und be­
auftragle den Ausschuß, einen ausgearbeitelen Entwurf 
vorzulegen (III. A. 55 f., 66 f ., 134 f., 141 f., PI. I 291, 
II 168 f.). Das geschah unter Zugrundelegung von 
Entwürfen Lord Cecils und des französischen Obersten 
Requin, sowie der Rückäußerungen der Regierungen. 
Meimmgsverschiedenheiten ergaben sich vor allem 
über die Frage der Zulässigkeit besonderer Defensiv­
verträge zwischen einzelnen Mächten. Im Ergebnis 
wurde der IV. VBV der Enlwurf eines Vertrages in 
19 Artikeln unterbreilet, der, wie es im Vorspruch 
heißt, ,,die Anwendung der Art. 10 und 16 der VBS 
sowie die Verminderung und Begrenzung der Rüstun­
gen gemäß Art. 8 ... erleichtern soll". Dem Vertrage 
kann jeder Mitgliedstaat ohne weiteres, jeder andere 
Staat bei Zustimmung von zwei Dritteln der Vertrags­
teilhaber beitreten. Ein Angriffskrieg wird für ein 
internationales Verbrechen erklärt. Im Falle eines 
Konflikts soll der VBR binnen 4 Tagen entscheiden, 
wer der Angegriffene ist und nicht wie nach Art. 16 
sich auf eine Empfehlung über die zu erweisende 
Unterstützung beschränken, sondern bindende Fest­
setzungen darüber treffen. Ergänzungsabkommen 
defensiven Charakters sind zulässig. Die Teilhaber 
verpflichten sich angesichts der ihnen gewährten 
Sicherheit an der Aufstellung eines allgemeinen 
Rüstungsplanes mitzuarbeiten (IV. VBV III. A. 15 f. u. 
pass. vgl. Pl. 397 f.). Die Erörterung des Entwurfs in 
der VBV ergab Meinungsverschiedenheiten und führte 
zur Annahme einer Entschließung, durch die der VBR 
ersucht wurde, die Regierungen zu einer Stellungnal1mc 
zu veranlassen (Pl. 145 f., 156). Das geschal1, doch ant­
worteten. trotz wiederholter Mahnung (JO 24 514) im 
ganzen 11111' 29 Regierungen (JO 24 453 f., 751 f., 1035 f., 
1155 f., 1689 f.). Entschiedene Ablehnung verlaut­
harlen nicht nur die drei außerhalb des VB slehenden 
Großmächte Deutschland, Sowjetrußland und die Ver­
einigten Staaten, sondern auch England, Australien 
und Kanada sowie einige neutrale Staaten. Selbst die 
zustimmenden Mächte, wie Frankreich, Japan, Polen 
u. a., machten eine Reihe von Bedenken geltend, wi:ih-
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rend aus lialiens Antwort sich eine Stellungnahme 
nicht entnehmen ließ. Dementsprechend verlief denn 
auch zunächst die Debatte auf der V. VBV. Die Mei­
nungsverschiedenheiten traten in den Vordergrund, 
und ein Mißerfolg schien unvermeidlich (PI. 41 f., 45 f., 
51, 52 f., 60 f., 68 f., 74 f.). Er wurde jedoch durch eine 
von England und Frankreich gemeinsam eingebrachte, 
yon Macdonald und Herriot begründete Entschließung 
verhindert, durch die der I. und III. Ausschuß beauf­
tragt wurden, den Entwurf unter Berücksichtigung der 
vorgebrachten Einwände auf seine Uebereinstimmung 
mit der VBS und in der Richtung auf eine Ausdehnung 
der Schiedsgerichtsbarkeit nachzuprüfen (PI. 80 f.). Das 
Ergebnis war eine tiefgreifende Umgestaltung des Ent­
wurfs (1. A. 29 f. u. pass., III. A. 14 f. u. pass., PI. 483 f., 
G02 f.). Er brachte nun eine Ausfüllung der Lücken des 
Art. 15 und suchte eine gerichtliche oder schiedsgericht­
liche En lscheidung aller Streilfragen zu sichern (vgl. 
unten Art. 15 Z. 8). Beibehalten wurde das Entschei­
dungsrecht des VER über die Waffenhilfe der :Mit­
glieder im Falle des Art. 16 unter vorheriger Fest­
setzung der zu stellenden Streitkräfte (vgl. unten Art. 16 
Z. 8). Eine Abrüstungskonferenz sollte am 15. ß. 25 
zusaillillentreten. Die am 1. 10. wieder aufgenommene 
Debatte, der die Berichte von Politis-Griechenland und 
Benesch-Tschechoslowakei vorangingen, ergab eine 
weitgehende Uebereinstimmung (Pl. 196 f., 203 f., 214 f., 
220 f.) und es wurde von den 48 anwesenden Delega­
tionen in namentlicher Abstimmung einstimmig be:.. 
schlossen, allen Mitgliedern zu empfehlen, den En lwurf 
auf das ernsthafteste in Erwägung zu ziehen; ihn zur 
Unterzeichnung auszulegen; den VB:J{. zu ersuchen\ 
einen Ausschuß zwecks Redigierung des Wortlauts der 
notwendig werdenden Satzungsänderungen nieder­
zusetzen; den VER zu ersuchen, die Abrüstungskonfe­
renz einzuberufen und ein allgemeines Abrüstungs­
programm vorzubereiten (PI. 229 f. vgl. die Sonder­
entschließungen zur Abrüstungskonferenz 230). Am 
Tage darauf teilte der Präsident der VBV mit, daß 
10 Staaten, darunter Frankreich und die 3 slavischen 
Mächte, das Protokoll bereits gezeichnet hällen. .In 
der Folge kamen noch die Unterschriften von 4 
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'\veileren Slaaten hinzu und die Tschechoslowakei 
meldete die Ralifizierung des Protokolls (JO 24 1687, 
1780, 1662 f.). 

Inzwischen ,var jedoch in England das Arbeiter­
kabinett Macdonald zurückgetrelen. Das konservative 
Kabinett Baldwin beantragte zunächst im VBR eine 
Vertagung der Beratungen über das Prolokoll (JO 25 
124 f., 127 f.) und erklärte dann am 12. 3. 25 in aus­
führlicher Darlegung, daß es im Einverständnis mit 
den Dominions außer Irland, dessen Auffassung ihm 
nicht bekannt sei, und mit Indien dem Protokoll nichl 
beitreten könne (JO 25 446 f. vgl. 1213 f., 1214 f., 1216 f.). 
In der darauf folgenden Debatte brachte Italien eine 
Reihe von Vorbehalten vor. Der VBR beschloß, von 
einer weiteren Behandlung Abstand zu nehmen und 
der VI. VBV zu berichten (JO 25 461). 

Das geschah auf Grund neuer Berichte des I. und 
III. Ausschusses der VI. VBV (I. A. 20 f. u. pass. III. 
A. 11 f. u. pass.), die auch den VBR beschäftigten (JO 
25 1387 f., 1524 f.). Die VBV ersuchte in einer Ent­
schließung den VBR, die Frage weiter zu studieren 
und der VII. VBV zu berichten, wies in einer zweiten 
die Mitglieder auf die Vorteile von Schiedsverträgen 
hin und bekannte sich in einer dritten von neuem zur 
Parole: Schiedsgerichtsbarkeit, Sicherheit, Abrüstung. 
Zugleich begrüßte sie die Locarno - Verträge und 
ersuchte den VBR, in der Vorbereitung einer Ab­
rüstungskonferenz fortzufahren (PI. 117 f., 126 f., 130, 
1103 f., 405 f .). Der VBR faßte am 12. 12. 25 ent­
sprechende Beschlüsse (JO 26 164 f., 170) und setzte 
insbesondere einen Ausschuß zwecks Vorbereitung 
der Abrüstungskonferenz nieder (vgl. unten Art. 9 
z. 2). Ihm sol1ten außer den Ratsmächten die Ver­
treter von Bulgarien, Finnland, Holland, Polen, 
Rumänien, Südslavien einerseits, von Deutschland, 
Nordamerika, Sowjetrußland, welch letzteres jedoch 
eine Beteiligung ablehnte (JO 26 538 f., 635 f., 661 f.) 
andererseits angehören. In der Folge wurde noch die 
Zuziehung Argentiniens und Chiles beschlossen (JO 26 
534 f.). Zugleich wurde ein Fragebogen überwiegend 
te.;hniscben Charakters aufgestellt, der in der 7. und 
letzten Frage auf den Zusammenhang zwischen Ab-
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rüslung und Sicherheit hinwies. Als Zeilpunkt des 
Zusammentritls wurde der 16. 2. 26 ins Auge gefaßt. 

Der Ausschuß trat am 18. 5. 26 in Genf zusammen. 
Nach allem, was bisher über seine Beralungen bekannt 
geworden isl, kann ein ersprießliches Ergebnis nicht 
erwarlet werden. Es genüge darauf zu verweisen, daß 
nach Mehrheitsbeschlüssen, die teils im Ausschuß 
selbst, teils in den Unterausschüssen gefaßt sind, dem 
Abrüstungsplan nicht die effektive, sondern die poten­
Lielle Kriegsstärke, d. h. die gesamle Leistungskraft des 
Staats zugrunde gelegt werden soll, daß ferner die aus­
gebildeten Reserven nicht in die Rechnung einbezogen 
werden sollen und daß endlich eine Materialabrüstung 
zu Lande für überflüssig erklärt wurde. 

Das Genfer Protokoll ist damil als erledigt an­
zusehen, wenngleich die in seiner lelzlen Fassung im 
Vordergrunde slehende Ausgestallung der Art. 15 w1d 
16 den VB voraussichtlich noch oft beschäftigen wird. 
Allerdings ist gerade in dieser Ausgeslaltung der letzte 
Grund des Scheiterns des Genfer Protokolls zu er­
blicken, da durch sie der VB zu einem die Souveränität 
seiner Mitglieder erheblich einschränkenden Machl­
faktor geworden wäre (vgl. über das Genfer Protokoll 
auch unlen Art. 15 Z. 8 und Art. 16 Z. 8). unmehr 
werden aller Wahrscheinlichkeit nach die Abrüstungs­
bestrebungen zunächst im Zusammenhange mit regio­
nalen Sicherheitsverlrägen, für die die L o ca r n o -
\'er träge da Vorbild bieten, verfolgt werden. 
Ueber die Locarno-Verträge s. unlen Art. 10 Z. 3. 

(7) Auch auf zwei Sondergebieten war den Ab­
rüslungsbeslrebungen des VB Erfolg nicht beschieden. 

A. Im Anschluß an die Washingtoner Konferenz 
(s. oben Allg.) enlsland der Plan, deren Grundsälze 
über die Ab r ü s tun g z ur S e e auf den VB aus­
zudehnen. Auf Anregung des Zeitweiligen Rüstung -
ausschusses empfahl die III. YBV dem VBR zu diesem 
Behuf eine Konferenz einzuberufen (Pl. I 241, 256, 259, 
274, 290, II 23, 94, 167). Der VBR zog es jedoch vor, 
eine erweilerte Tagung des Marine-Unlerausschusses 
des Zeitw. Rüslungsausschusses unler Zuziehung so­
wohl von Milgliedern, als auch von Nichlmitgliedern 
auf den 14. 2. 24 in Rom anzuberaumen (JO 23 210, 
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294, 1318, 1476; 24 372). Die Verhandlungen verliefen, 
nicht zuletzt infolge der Hallung Sowjetrußlands, er­
gclmislos (JO 24 697 f., 699 f.) und der VBR begnügte 
sich damit, an die V. VBV zu berichten (PI. 259 J., 
340 f.). 

B. Die Frage eines V e r b o t s des Gas k r i e g e s 
!J1ldcte wiederholt den Gegenstand von Verhandlungen 
innerhalb des VB, die jedoch zunächst nur zur Aeuße­
rung platonischer Wünsche führten. So rief die 
II. VBV die Gelehrten der ganzen Welt auf, ihre ein­
schlägigen Erfindungen zu veröffentlichen, um da -
durch deren Anwendung im Kriege unmöglich zu 
machen (I. A. 336 f., PI. 648, 654 f.). Die III. VBV 
wiederum verfügte die Veröffentl-ichung eines Berichts 
über die Schrecken eines künftigen Gaskrieges (Pl. I 
288, II 165 f.) und die IV. schloß sich dem an (PI. 156). 
Parallel damit liefen jedoch Bestrebungen, die auf 
einen greifbaren Erfolg abzielten. Auf der Washing­
toner Konferenz war am 6. 2. 22 auch ein Abkommen ge­
schlossen worden, durch das die Signatarmächte ein 
allgemeines Verbot des Gaskrieges anerkannten (das 
übrigens von Frankreich bisher nicht ratifiziert und 
daher nicht in Kraft getreten ist), worauf die III. VBV 
den Beitritt empfahl (PI. 288) und der VBR beschloß, 
diese Frage auf die Tagesordnung der einzuberufenden 
Konferenz (s. oben A) zu setzen (JO 23 195, 209 f.). 
Nachdem der Zusammentritt dieser Konferenz nicht 
mehr in Betracht kam, gelangte die Frage des Gas­
krieges auf der Genfer Waffenhandelskonferenz im 
Juni 25 (vgl. unten Art. 23 Z. 5) zur Behandlung und 
führte am 17. 6. 25 zu einem Protokoll, in dem die 
Signatarmächte, darunter Deutschland, die Vereinigten 
Staaten und die Türkei, ein Verbot des Gaskrieges und 
auch des bakteriologischen Krieges anerkannten (JO 
25 1158 f.). Das Protokoll ist bisher einzig und allein 
von Schweden ratifiziert (JO 25 1573 f., 26 371, 648). 

(8) Dem allgemeinen Mißerfolge der Abrüstungs­
bestrebungen stehen die zwei Mächtegruppen auf­
erlegten Rüstungsbeschränkungen gegenüber. Erstens 
haben sich die n i c h t u r s p r ü n g 1 i c h e n M i t -
g 1 i e der des VB nach Arl. 1 Abs. 2 einer vom VBR 
festgesetzten R ü s tu n g so r d nun g unterworfen (vgl. 
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oben Art. 1 Z. 4). Eine förmliche Kontrolle über die 
Einhaltung besteht jedoch nicht, ebensowenig wie 
etwas über die Folgen einer Verletzung festgesetzt ist. 
Gegebenenfalls würde somit der VBR als Urheber der 
Hüslungsordnung über die Maßnahmen zu ihrer Auf­
rechterhallung zu befinden haben. Zweitens ist den 
Mi Lt e 1 m ächten durch die Pariser Fr V eine Her­
abminderung ihrer Rüstungen auferlegt, die einer 
völligen Abrüstung gleichkommt. Auch liegt ihnen 
die Verpflichtung ob, jede Untersuchung ihres 
:Rüstungsstandes zu dulden, die vom VBR durch Mehr­
heitsbeschluß verfügt werden würde (VFrV 213, StGFrV 
159, TrFrV 143, NFrV 104). Dieses sog. In v es t i g a -
L i o n s r e c h t hat den VB schon in der ersten Zeit 
seines Bestehens beschäftigt und bereits am 19. 5. 20 
erstattete Bourgeois-Frankreich dem VBR darüber Be­
richt (JO 20 131 f. Vgl. im übrigen über die Geschichte 
der Frage das Memorandum des GS v. 17. 6. 24 in JO 24 
1010 f.). Da jedoch Einverständnis darüber bestand, 
daß eine Ausübung des Investigationsrechts nicht vor 
der Beendigung der den Mittelmächten auferlegten 
interalliierten Militärkontrolle in Frage komme, setzte 
die praktische Behandlung der Angelegenheit erst im 
Juni 24 auf englischen Antrag ein (JO 24 920 f.). Dem 
Ständigen Rüstungsausschuß wurde der Auftrag erteilt, 
den Entwurf einer Investigationsordnung auszuarbeiten. 
Zugleich wurde ein Juristen-Ausschuß um ein Gut­
achten darüber ersucht, ob Oesterreich, Ungarn, Bul­
garien einerseits, Rumänien, Südslavien, Griechenland 
anderseits beanspruchen könnten, gemäß Art. 4 Abs. 5 
zur Teilnahme an den Beratungen zugelassen zu wer­
den. Das Gutachten verneinte diese Frage und der 
VBR beschloß demgemäß, nicht ohne daß Meinungs­
verschiedenheiten, namentlich zwischen Lord Parmoor 
und Briand entstanden wären (JO 24 1315 f.). Nach 
eingehender Beratung (JO 24 1324 f., 1340 f., 1342 f., 
1348 f.) wurde am 27. 9. 24 der endgültige Text der 
Investigationsordnung angenommen (JO 24 1592 f. vgl. 
1658; 25 609 f., auch 24 1587 f.). Der GS wmde 
mit der Ausarbeitung eines Memorandums über die 
von den Mittelmächten zu ergreifenden gesetzgebe­
rischen Maßnahmen betraut, durch die die Durchfüh-
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rung der Ordnung zu sichern wäre. Doch wurde her­
nach von einem Eingehen auf diese Frage abgesehen 
und den Mittelmächten die Ordnung mit einem Begleit­
schreiben zur Kenntnis gebracht, das die Bindung der 
Mittelmächte unterstrich (JO 25 489 f., 608 f., 863 f.). 
Durch Schreiben vom 12. 1. 26 an den GS erhob 
Deutschland Einspruch. Ob die andern Mittelmächte 
das gleiche getan haben, ist nicht bekannt. 

Die Ordnung vom 27. 9. 24 bestimmt, daß die In­
vestigationen sich auf die Entmilitarisierung der 
in den FrV vorgesehenen Gebiete und auf alle 
Bestimmungen dieser Verträge üb_er Militär, Marine 
und Luftschiffahrt beziehen. Ueber die Ausübung des 
Investigationsrechts beschließt der VBR. Einen dahin 
zielenden Antrag kann jedes Mitglied des VB stellen. 
Die Vorbereitung der vom VBR beschlossenen Investi­
gationen liegt dem Ständigen Rüstungsausschuß ob, in 
dem, soweit es sich um eine Investigation handelt, jeder 
Nachbarstaat der betroffenen Mittelmacht eine Ver­
tretung erhält. Der Ausschuß bat dem VBR alljährlich 
ein Programm der vorzunehmenden Investigationen 
zu unterbreiten, das im Laufe des Jahres ergänzt werden 
kann. Der Ausschuß legt dem VBR eine Liste von 
Sachverständigen vor, aus denen Investigalionsaus­
schüsse gebildet werden. Jedem dieser Ausschüsse 
gehören Vertreter aller Ratsmächte an. Befindet sich 
unter diesen kein vormals neutraler oder kein Nach-­
harstaat der betroffenen Mittelmacht, so findet eine 
Ergänzung des Inv.estigationsausschusses slalt. Die 
Leitung der Investigationen liegt den vom VBR zu er­
nennenden Vorsitzenden der Ausschüsse ob. Mit der 
Ausführung der Investigation an Ort und Stelle werden 
Gruppen von mindestens 3 Mitgliedern eines Investi­
gationsausschusses betraut. In den entmililarisierlen 

· Zonen können auf Verfügung des Präsidenten und mit 
Zustimmung des VBR ständige Organe der Investiga­
tionsausschüsse niedergesetzt werden. Die Ausschüsse 
sammeln nur Material. Ihre Präsidenten berichten an 
den VBR und an den Ständigen Rüstungsausschuß, 
der dem VBR sein Gutachten über die Berichte erstattet. 

Es kann streitig erscheinen, wieweit diese Ordnung 
mit den Bestimmungen der Fr V übereinstimmt, da diese 
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eine dauernde Kontrolle durch ständige Organe nicht 
vorsehen. Keinesfalls entspricht es dem Wesen eines 
VB, eine solche Kontrolle über einzelne seiner Mit­
glieder auszuüben, während im übrigen nur einigen 
mili_tärisch bedeutungslosen kleineren Mächten gewisse 
Bindungen auferlegt sind, ohne daß jedoch von einer 
Kontrolle die Rede wäre, gerade die großen und mitt­
leren Militärstaaten dagegen in ihren Rüstungen grund­
sätzlich unbeschränkt sind und selbst für den Fall 
künftiger, freiwillig übernommener Beschränkungen 
einer Kontrolle nicht unterliegen. 

Artikel 9. 
Zwecks Beratung des Rates bei der Au ·föhrung der 

Bestimmungen der Artikel 1 und 8, sowie allgemein in 
Heeres-, Flotten- und Luftschiffahrtsfragen wird ein 
Ständiger Ausschuß niedergesetzt. 

Allgemeines. 
Der durch Art. 9 ins Leben gerufene Ständige Aus­

schuß, amtlich meist als Ständiger Beratender Aus­
schuß, hier als Ständiger Rüstungsausschuß bezeichnet, 
stellt sich in seiner Zusammensetzung und Wirksam­
keit bis zu gewissem Grade als Ersatz des von Frank­
reich vergeblich geforderten V n - G e n e r a 1 s t a h s 
dar (s. Commentary 172, vgl. II. VBV Pl. 658, auch 
v. Bülow 81). Es ist verständlich, daß neben ihm sehr 
hald ein Zeitweiliger Rüstungsausschuß geschaffen 
,·vurde, der im Gegensatz zu ihm nicht militärischen 
Charakter trug. An die Stelle dieses zweiten Aus­
schusses ist in jüngster Zeit der Ausschuß zur Vor­
bereitung der Abrüstungskonferenz getreten. Wenn 
die Führung in der Abrüstungsfrage nunmehr an 
diesen übergegangen ist, so ist das auch formell da­
durch gerechtfertigt, daß die Abrüstung gegenwärtig 
nur noch in sehr unerheblichem Maße durch die 
Regeln des Art. 8 bestimmt wird. 

Im Einzelnen. 
(1) Der S t ä n d i g e Ausschuß ist nur Hilfs­

organ des VBR. Dieser kann ihn in militärischen 
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Fragen zu Rale ziehen und soll es auch nach dem 
Willen der VBS. Der Ausschuß hat aber keinen An­
spruch darauf gehört zu werden und ein ohne Befra­
gung des Ausschusses über militärische Fragen ge­
faßler Beschluß des VBR ist darum nicht weniger 
rechtsgültig. 

Der Ausschuß soll befragt werden, wenn es sich 
um die Festsetzung der Rüstungsordnung neuer Mit­
glieder nach Art. 1 Abs. 2 oder um eine der in Art. 8 
geregelten Angelegenheiten (Abrüstungspläne, Nach­
prüfung oder Ueberschreilung derselben, pri:vate Her­
stellung von Kriegsmaterial, Nachrichtenaustausch) 
handelt, ferner bei der Bundesexekution nach Art. 16 f., 
hei der Beaufsichtigung des Waffenhandels nach Arl. 
23 d und bei der Investigation gegenüber den Mittel­
mächten, endlich bei allen sonst auftauchenden militä­
rischen Fragen. 

Die iedersetzuug des Ausschusses wurde vom 
VBR am 10. 5. 20 beschlossen und zugleich eine Satzung 
angenommen, die seinen Bestand und seine Tätigkeit 
regelte (JO 20 134f. vgl. 347f., Nov./Dez.20 37f.; 21 187f.; 
22 553, 700). Jede Ratsmacht entsendet 1-3 Vertreter, 
die zusammen 1 Stimme haben, andere Mächte werden 
nach den Grundsätzen des Art. 4 Abs. 5 zugezogen. Es 
werden 3 Unterausschüsse für Land-, See- und Luft­
fragen gebildet, deren Vorsitzende nach einem Rotalions­
system gewählt werden und ihrerseits den Vorsitzen­
den des Gesamtausschusses wählen. Tagungen treten 
auf Verlangen des VBR oder eines Ausschußmitgliedes 
zusammen. Die Gutachten der Unterausschüsse wer­
den durch den Gesamtausschuß dem VBR zugeleitet, 
können ihm aber ausnahmsweise unmittelbar vorgelegt 
werden. 

Gelegentlich der Niedersetzung des Ausschusses 
wurde hervorgehoben, daß er aus Vertretern der Regie­
rungen und ihrer Generalstäbe zusammenzusetzen sei 
und angesichts des von ihm geforderten Sachverständ­
nisses in militärischen Fragen versteht es sich von 
selbst, daß er aus Militärs besteht. Auch gellen seine 
Mitglieder nicht als Beamte des VB, werden vielmehr 
von ihren Regierungen besoldet. 

Auf der II. VBV wurde das Ausbleiben positiver 
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Leislw1gen des Ausschusses scharf kritisiert (PI. 65, 
234, 266 vgl. JO 21 1134 f.). 

(2) Auf Anregung des Norwegers Lange, die von 
der II. VBV aufgegriffen wurde (II. A. 252, 256 f., 27fi, 
314 f., 341, 343, PI. 511, 520), beschloß der VBR am 
25. 2. 21 (JO 21 147 f., vgl. 743; 22 381, 383; 23 236), 
einen Z e i t w e i 1 i g e n R ü s t u n g s a u s s c h u ß 
niederzuselzen, in dem neben den militärischen die 
poliLischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte zur 
Geltung kommen sollten. Ihm gehörten außer 6 Ver­
tretern des SLändigen Ausschusses 14 vom VBR und 
10 vom Finanz- und Wirtschaflsausschuß und von der 
Arbeitsorganisation zu ernennende Sachverständige an. 
Der Vorsitz wurde Viviani-Frankreich übertragen, 
nach dessen Rück tri lt Ende 23 ein neuer Vorsitzender 
nicht mehr ernannt wurde (JO 24 513). Die Zuständig­
keit dieses Ausschusses unterschied sich nicht von der 
des Ständigen und die Tätigkeit beider lief parallel. 
Daher forderte die IV. VBV den VBR auf, für eine 
Zusammenarbeit beider Ausschüsse Sorge zu tragen 
(PI. 156) w1d die V. VBV machte in dieser Richtung 
positive Vorschläge (Pl. 186, 471 f.). Nunmehr nahm 
der VBR diese Aufgabe ernstlich in Angriff und be­
gründete zunächst einen K o o r d in a t i o n saus -
schuß, der an die SLelle des Zeitweiligen Rüstungs­
ausschusses trat (JO 24 1379 f. vgl. 1638). Im Ergebnis 
entsland ein Ausschuß zur Vor bereit u n g 
der Abrüstungs k o n f er e n z, welcher Bezeich­
nw1g, da Abrüstung sowohl Beseitigung, als Beschrän­
lmng der Rüstungen bedeuten könne, zur Vermeidung 
von Mißverständnissen der Zusatz: ,,beauftragt mit der 
Herabsetzung und Beschränkung der Rüstungen" hin­
zugefügt wurde (JO 25 130, 132, 139, 443 f., 554 f., 26 
164 f., 218 f.). Ueber Zusammensetzung und Aufgaben 
s. oben Art. 8 Z. 6. 

(3) Die für die Ständige und Zeitweilige Rüslungs­
kommission geschaffenen Sekretariate sind zu einer 
besondern Ab t e i 1 u n g i m Ge n e r a 1 s e k r e L a . 
r i a t vereinigt, die gegenwärLig unler der Leitung des 
Untergeneralsekretärs Attolico-ltalien steht (JO 25 91, 
26 86). 
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Artikel 10. 
Die Bundesmitglieder verpflichten sich, die Un­

versehrtheit des Gebiets und die bestehende politische 
Unabhängigkeit aller Bundesmitglieder zu achten und 
gegen jeden äußern Angriff zu wahren. Im Falle eines 
Angriffs, der Bedrohung mit einem Angriff oder einer 
Angriffsgefahr nimmt der Rat auf die Mittel zur 
Durchführung dieser Verpflichtung Bedacht. 

Allgemeines. 
Wie nach jedem großen Kriege hat sich nach dem 

Weltkriege das Bestreben kundgetan, eine endgültige 
Regelung der politischen Verhältnisse herbeizuführen. 
Dieses Bestreben und der Glaube, daß es verwirklicht 
werden könne, haben der VBS ihren Stempel auf­
gedrückt und insbesondere den Art. 10 geschaffen. Da­
mit ist der VB in den Dienst der Auf rechter h a 1 -
tung des Besitzstandes der Pariser 
F r V gestelll. Das ist in um so höherem Grade 
der Fall, als die in Art. 19 vorgesehene Möglich­
keit der rachprüfung unanwendbar gewordener Ver­
träge praktisch bedeutungslos ist (vgl. unten Art. 19 
Z. 2. A. M. Commentary 172, Annuaire XXX 23 f., 45 f., 
308 f., 383 f.). Daher ist Rolin zuzustimmen, wenn er 
hervorhebt, daß Art. 10 die beherrschende Stellun~ in 
der VBS einnehme und daß er für die öffentliche 

- Meinung der Welt die Quintessenz der VBS darstelle 
(bei Munch II 453 f.). Eine Einschränkung ist nur in 
dem Sinne am Platz, daß neben der Wahrung des 
Pariser Besitzstandes die dem VB in Art. 11 f. zum Ziele 
gesetzte Friedensbewahrung steht. 

Im Einzelnen. 
(1) Art. 10 legt den Bundesmitgliedern die doppelte 

\' erpflichtung auf, selbst nichts gegen die U n ver -
sehrtheit des Gebiets und die politische 
U n ab h ä n g i g k e i t der anderen Mitglieder zu 
unternehmen und keinen gegen diese Güter gerichteten 
Angriff seitens eines andern Staats, gleichviel ob Mit­
glied oder nicht, zu dulden. Hierbei handelt es sich 
zunüchst nicht um Unterlassung eines kriegerischen 
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Angriffs oder Abwehr eines solchen. Soweil ein Krieg 
salzungsgernäß zulässig ist (vgl. unten Arl. 15 Z. 6), 
wird er auch durch Art. 10 nichl untersagt. Dieser 
spricht kein Kriegs-Verbot, sondern ein Eroberungs­
Verbot aus, das sich sowohl auf die teilweise, als auch 
auf die völlige Aneignung fremden Staatsgebiets er­
streckt Er schützt nicht die Unverlelzlichkeit, sondern 
die Unversehrtheit des Territoriums der Mitglieder. 
Somit ist das Schwergewicht seiner Bedeutung in den 
Augenblick des Friedensschlusses zu verlegen. Vorher 
werden Annexionsabsichten sich nur ausnahmsweise 
mit Sicherheit feststellen lassen. Infolgedessen wird 
gegebenenfalls die Verpflichtung zur Hilfeleistung 
einerseils, der Anspruch darauf anderseits sich bei 
Kriegsausbruch weniger auf Arl. 10, als auf Art. 1ß 
zu slützen haben. Freilich sieht Satz 2 auch die Be­
drohung mit einem Angriff und eine Angriffsgefahr 
vor. Das kann nur für die Ausnahmefälle gelten, in 
denen die Eroberungsabsichten des einen Teils von 
vornherein außer Zweifel stehen. Es ist jedoch nicht 
zu übersehen, daß dadurch dem von politischen Er­
wägungen geleiteten Ermessen des VBR und der 
einzelnen Bundesmitglieder weiter Spielraum gegeben 
wird. 

Art. 10 richtet sich nur gegen gewalt­
s a rn e Aenderung des Gebietsstandes und gewalt­
same Beseitigung der Unabhängigkeit. Gebiets­
abtretungen, die freiwillig, sei es im Austausch, 
sei es gegen die Gewährung anderweiter Vor­
teile, vollzogen werden, sind nicht untersagt. Das­
selbe gilt für einen freiwilligen Verzicht auf 
die politische Unabhängigkeit. Ein dritter Staat, 
dessen Interessen derartige Vereinbarungen zuwider­
laufen, kann weder selbst unter Berufung auf Art. 10 
einschreiten, noch ein Eingreifen des VB verlangen. 
Die Voraussetzung für das Wirksamwerden des Art. 10 
ist deshalb ein Hilfegesuch des betroffenen Mitgliedes. 
Der Anschluß Oesterreichs an Deutschland könnte des­
halb nicht aus Art. 10 der VBS, sondern nur aus Art. 88 
des VFrV bekämpft werden. 

Fraglich kann scheinen, ob und wieweit auch die 
Anwendung anderer als kriegerischer Mittel, z. B. wirt 
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schaftlicher Druck, durch den eine Gebietsabtretung 
erzwungen werden soll, unter Art. 10 fällt. Wortlaut 
und Sinn des Art. 10 slehen einer Bejahung nicht ent­
gegen. 

N u r ä u ß e r e A n g r i f f e rufen den VB auf den 
Plan. Zur Hilfeleistung gegen innere Aufstände, die 
eine Gebietsabtrennung bezwecken, ist er dagegen 
weder verpflichtet, noch auch berechtigt. (Vgl. auch 
Commentary 172.) Schwierigkeiten können hier ent­
stehen, wenn ein Aufstand letzten Endes auf die An­
gliederung des revolutionierten Gebiets an einen andern 
Staat hinzielt und wenn er von diesem Staat insgeheim 
unterstützt wird. 

Im Schrifttum (Rolin bei Munch II 469 f., 
S ·hücking-Wehberg 463) wird Gewicht darauf gelegt, 
daß der Schutz der „bestehenden" politischen Unab­
hängigkeit sich nicht auf die Zeit der Gründung des 
VB, sondern auf die Zeit des Angriffs bezieht. Das 
dürfte selbstverständlich sein, praktisch aber keinen 
Unterschied machen. 

(2) Die Frage nach A r t u n d U m f a n g d e r 
Hi 1 f e 1 eist u n g ist im VB eingehend erörtert wor­
den. Den Ausgangspunkt bildete ein bei der I. VBV 
eingebrachter Antrag Kanadas auf Streichung des 
Art. 10, da er den gegenwärtigen Besitzstand verewigen 
wolle und den Mitgliedern die absolute Verpflichtung 
auferlege, sich dafür einzusetzen. Der Antrag wurde 
an einen vom VBR einzusetzenden Ausschuß für 
Satzungsänderungen überwiesen (Pl. 275, 279 f.), der 
zu dem Schluß gelangte, daß Arl. 10 nur gewaltsame 
Aenderungen des Besitzstandes untersage und daß bei 
seiner Anwendung den Art. 11- 13, 15-17 und 19 
Rechnung zu tragen sei. Dieser Auffassung schloß 
sich der Unterausschuß des I. Ausschusses der II. VBV 
an (I. A. 191 f.), der Ausschuß selbst jedoch empfahl 
dem Plenum eine Vertagung, die denn auch beschlossen 
wurde (I. A. 107 f., PI. 693 f., 833 f.). Im I. Ausschuß 
der III. VBV beantragte Kanada statt einer Streichung 
eine Ergänzung des Art. 10. Es sollte einerseits der 
VBR angewiesen werden, den besonderen politischen 
und geographischen Verhältnissen der zur Hilfeleistung 
\.erpflichteten Staaten Rechnung zu tragen und anderer-
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seils sollte diesen freie Hand gegenüber den Empfeh­
lungen des VBR gesichert werden (I. A. 22 f., 31, 35 f., 
94 f.). Die III. VBV beschloß daraufhin wieder eine 
'Vertagung und beauftragte den VBR mit dem weiteren 
Studium der Frage (Pl. I 210 f.). Das Ergebnis war 
nach einer Rundfrage l)ei den Regierungen (JO 23 
1286, 1424L) und eingehenden Ausschußheratw1gen 
(IV. VBV I. A. 11 f., 14 f., 24 f.), daß auf der IV. V BV 
über eine Entschließung abgestimmt wurde, die, um 
die Schwierigkeiten einer Satzungsänderung zu um­
gehen, als Auslegung des Art. 10 gefaßt war und dem 
kanadischen Antrage entsprach. Insbesondere wurde 
anerkannt, daß jedes Mitglied selbst zu entscheiden 
habe, in welchem Umfang es gehalten sei, die Erfüllung 
seiner Verpflichtungen aus Art. 10 mit seinen Streit­
kräften zu siche1~n. Daneben wurde hervorgehoben, 
<laß der Empfehlung des VBR die größte Bedeutung 
heizumessen sei. Für die Entschließung stimmten 
29 Staaten, dagegen 1 (Persien, dessen Vertreler der 
Empfehlung des VBR bindende Kraft beilegen wol1Le; 
vgl. Pl. 81), während 23 Staaten fehlten oder sich ent­
hielten. Daraufhin erklärte der Präsident der VBV, 
daß die Entschließung nicht angenommen sei, daß er 
sie aber auch nicht als abgelehnt bezeichnen wolle, da­
mit nicht der Schluß gezogen würde, daß die VBV 
sich zu der entgegengesetzten Meinung bekannt · habe 
(Pl. 75 f., 86, vgl. JO 24 822). 

Für die Entschließung hatten auch die vier stän­
digen Ratsmitglieder gestimmt, ebenso die englischen 
Dominions und Indien. Der Stimme enthalten hatten 
sich neben den drei slawischen Staaten und Rumänien 
<lie europäischen und amerikanischen Kleinstaaten. 
Verhindert aber wurde die Annahme nur durch die 
Stimme Persiens. Es ist danach anzunehmen, daß im 
Ernstfalle Art. 10 so ausgelegt werden wird, wie es in 
der Entschließung geschah, es sei denn - dieser Vor­
behalt muß hier wie immer gemacht werden - daß 
die politische Lage zu einer Sinnesänderung der maß­
gebenden Mächte führt. 

Unabhängig davon entspricht gerade diese Aus­
legung dem Geiste der VBS, so wie er gegenwärtig be­
sleh t, insbesondere auch der Stellung, die dem VBU 
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:zugewiesen ist (a. M. Schücking-Wehberg 465). Der 
VBR hat auf die Mittel Bedacht zu nehmen, die im 
Falle des Art. 10 anzuwenden sind. Soweit es sich 
um Kriegsgefahr oder Kriegsdrohung handelt, wird er, 
da eine Ueberweisung an den StIG oder ein Schieds­
gericht kaum in Frage kommt, eine Vermittlung nach 
Arl. 15 anzustreben haben. Mißlingt das oder ist der 
Krieg ausgebrochen, bevor er eingreifen konnte, so wird 
c.:r nur nach Art. 16 oder 17 Abs. 3 handeln können. 
J\ll. a. W. er wird den Mitgliedern empfehlen, die 
Bundesexekution in Gang zu setzen. Diese Empfehlung 
aber ist nur in beschränktem Maße bindend (s. unten 
Art. 16 Z. 3). Fraglich ist auch, wieweit die Mitglieder 
Yerpflichtet sind, nach den Vorschriften des Art. 16 
Abs. 1 die wirtschaftlichen Beziehungen zum Angreifer 
abzubrechen. Die II. VBV hat sich auf den Stand­
punkt gestellt, daß die einschlägigen Bestimmungen 
nur in den vom Art. 16 s:eeziell ins Auge gefaßten 
Fällen anzuwenden seien (PI. 736 f., 802 f., 796 f.). 
Logisch wird man die Frage trotzdem bejahen müssen. 
Die Folge jener Entschließung wird jedoch wahr­
scheinlich sein, daß die Mitglieder auch hier das Recht 
der Entscheidung für sich in Anspruch nehmen. 

Da Art. 10 nicht nur den VBR zum Handeln ver­
pflichtet, sondern auch den Mitgliedern unmittelbare 
Pflichten auferlegt, ist jedes von ihnen verpflichtet und 
berechtigt, gegebenenfalls von sich aus einzugreifen. 
Das ist namentlich dann der Fall, wenn ein gemein­
sames Vorgehen unter Führung des VBR nicht zu­
slande komml. Es ist jedoch zweifelhaft, ob das noch 
als völkerbundliche Aktion anzusehen wäre, auch wenn 
es zur Wahrung des Besitzstandes oder der Un­
abhängigkeit eines Bundesmitgliedes geschieht. Kennt 
doch die Geschichte eine Reihe von Fällen des Zu­
sammenschlusses anfänglich neutraler Staaten gegen 
den Sieger (St. Stefano, Shimonoseki), von denen sich 
der hier vorausgesetzte Fall in nichts unterscheiden 
würde. 

(3) Eine sehr wesentliche Verstärkung hat der 
Grundgedanke des Art. 10 durch die sog. L o ca r n o -
Verträge vom 1. 12. 25 erhalten. Ausgebend von 
der Befürchtung, daß das Scheitern des Genfer Pro-
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lokolls (vgl. oben Arl. 8 z. 6) ein gegen Deutschland 
gerichlete" engli ch-französi ·ches Bündnis zur Folge 
hab n würde, welche Befürchtung irrig war, wie id1 
insbesondere aus der Begründung, mit der die eng­
lischen Dominions den Beitritt zum Protokoll ablehnten 
(JO 25 1213 f., 1214 f., 1216 f.) und aus den Erklärungen 
Briands in seiner Kammerrede vom 1. 3. 26 (JO de Ja 
Rep. Fran~. 26 Nr. 36 lOSO Sp. 3, s. auch seine Zwischen­
rufe 1085 Sp. 2) ergibt, regle der deutsche Außen­
minister Slresemann im Februar 25 den Ab chluß von 
Verlrägen zwischen Deutschland einerseits, Frankreich 
und Belgien anderseil an, durch die die gegenwärtigen 
Grenzen gesichert werden solllen. Im Ergebnis kam es 
zu den am 16. 10. in Locarno paraphierten, am 1. 12. 25 
in London unterzeichneten \'erlrägen (s. Anhang Nr.10). 
Der erste unter ihnen (ursprünglich Anl. A zum Schluß­
prolokoll von Locarno) gewährleistet die Unverletzlich­
keit der Ver ailler Grenzen zwischen Deutschland einer­
seils, Frankreich und Belgien anderer eits. Slreilig­
keilen sollen einem Schied gericht oder einem Ver­
gleichsausschuß unlerbreitel werden. Die verlrag:.. 
schließenden Parteien, nämlich Deutschland, Belgien, 
Frankreich, Großbritannien und Italien, garan Lieren 
den Vertrag und verpflichlen sich im Falle einer Ver­
letzung zur Hilfeleistung. Der Vertrag bleibt in Kraft, 
bis der VBR mil Z"·eidrillel-Mehrheil fcslslellt, daß der 
VB den Parteien hinreichende Garantie bietet. Der 
zweite und drille Vertrag (Anl. B und C) regeln über ­
einstimmend das Schieds- und Vergleichsverfahren 
zwischen Deutschland einerseits, Frankreich und 
Belgien andererseits. Der vierte und fünfte Vertrag 
(Anl. D und E) enthalten ein gleiche Schieds- und 
Yergleichsabkommen zwischen lJeutschland einerseits, 
Polen und der Tschecho lowakei ander rseit , wobei 
im Vorspruch au drücklich hervorgehoben ist, daß die 
Parteien einig darin seien, ,,daß die Rechte eines 
Staates nur mit seiner Zustimmung geändert werden 
können·'. Auch diese Worte können nur als Gewähr­
leistung des gegenseitigen Be ilzslandes au gelegt wer­
den Der selbslverständliche Vorbehall, daß eine Aende­
rung de Besitz ·Landes durch gütliche Vereinbarung zu­
lä ig ist, hat allenfalls theoreti ehe Bedeutung. Di" 

Freytagh-Loringhoven, Völk rbu11d 9 
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Verlräge treten mit der Aufnahme Deutschlands in 
den VB in Kraft. Juristisch betrachtet, wird angesichts 
des Art. 10 in demselben Augenblick die Gewährleistung 
inhaltlos, politisch dagegen ist sie als gewichtige Ver­
stärkung des Art. 10 anzusehen (über Anl. F. s. unten 
Art. 16 Z. 3, über das Schlichtungsverfahren Art. 15 Z. 5). 

(4) In der Praxis ist eine Berufung auf den 
Art. 10 bisher erst einmal vorgekommen, und zwar in 
dem Appell, den Bulgarien am 22. 10. 25 aus Anlaß 
seines Konflikts mit Griechenland an den VBR richtete 
(vgl. unten Art. 11 z. 4 E). In dem dadurch hervor­
gerufenen Verfahren ist jedoch auf diesen Artikel nicht 
mehr Bezug genommen wordeh. Es erscheinl auch 
fraglich, wieweit eine Verletzung gerade seiner Be­
stimmungen gegeben war. Fehlt es doch an Anhalts­
punkten dafür, daß Griechenland beabsichtigle, sich 
bulgarisches Gebiet anzueignen oder Bulgariens poli­
tische Unabhängigkeit anzutasten. Die Unverletzlich­
keit des Gebiets aber wird durch Art. 10 nicht gewähr­
leistet (oben Z. l). Aus dieser beschränkten Bedeu­
tung des Arl. 10 erklärt es sich wohl auch, daß 
Griechenland seinerseits sich im Korfu-Falle (unlen 
Art. 15 Z. 9 Q) nicht auf ihn berufen hat. Zwar war 
griechisches Gebiet von italienischen Truppen besetzt 
worden . Aber Italien hatte ausdrücklich erklärt, daß 
es nur eine Pfandnahme zwecks Sicherung seiner An­
sprüche auf Schadenersatz beabsichtige. Dagegen ist 
anzunehmen, daß die im Wortlaut noch nicht vor­
liegende, vom 19. 7. 26 datierte Beschwerde Abessiniens 
über das englisch-italienische Abkommen über die 
beiderseitigen Einflußsphären in Abessinien sich aus­
drücklich oder stillschweigend auf Art. 10 stützt, da ein 
Eingreifen des VB nur unter der Voraussetzung mög­
lich wäre, daß das Abkommen die U nabhängigkeil 
Abessiniens gefährdel. 

Artikel 11. 
Ausdrücklich wird festgestellt, daß jeder Krieg und 

jecle Bedrohung mit Krieg, gleichviel, ob dadurch ein 
Bundesmitglied unmittelbar betroffen wird oder nicht, 
eine Angelegenheit des ganzen Bundes ist und daß 
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dieser die zum wirksamen Schutz des Völkerfriedens 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen hat. In einem 
solchen Falle beruft der Generalsekretär auf Antrag 
eines jeden Bundesmitgliedes unverzüglich den Rat ein. 

Es wird weiter festgestellt, daß jedes Bundesmit­
glied das freundschaftliche Recht hat, die Aufmerk­
samkeit der Bundesversammlung oder des Rats auf 
jeden Umstand zu lenken, der von Einfluß auf die 
internationalen Beziehungen sein kann und daher den 
Frieden oder das gute Einvernehmen zwischen den 
Nationen, von dem der Friede abhängt, zu stören droht. 

Allgemeines. 
Nachdem Art. 10 die Wahrung des Pariser Besitz­

standes als die Aufgabe des VB bezeichnet hat, wird 
hier die W a h r u n g des V ö 1 k e rf r i e de n s in 
den Vordergrund gerückt. Damit sind die zwei wesent­
lichen Ziele gewiesen, um derentwillen der VB be­
gründet worden ist. Es kann dahingestellt bleiben, ob 
mit der äußeren Reihenfolge auch eine Rangfolge in 
dem Sinne aufgestellt werden sollte, daß die Wahrung 
des Besitzstandes der Friedensbewahrung vorzugehen 
hätte. Jedenfalls sind diese zwei Ziele in der VBS auI 
das engste miteinander verknüpft, und es bedürfte 
einer Umgestaltung des VB, um sie voneinander zu 
lösen. 

Nicht minder wichtig ist, daß der VB durch die 
Erklärung des Art. 11 bewußt über den Kreis seiner 
Mitglieder hinausgreift und damit für seine Satzung 
den Anspruch erbebt, nicht nur Vertragsrecht, sondern 
allgemeingültiges Völkerrecht zu sein. Dieser Anspruch 
wird grundsätzlich selbst vom SlIG abgelehnt (unten 
Art. 14 Z. 5 Be) und ist praktisch nicht durchzusetzen, 
solange Staaten wie Nordamerika und Sowjetrußland 
dem VB nicht angehören. 

Im Einzelnen. 
(1) In betont nachdrücklicher und Ieierlicher Form 

wird hervorgehoben, daß jeder Krieg und jede Kriegs­
drohung den VB berühren, gleichviel, ob eines seiner 
Mitglieder beteiligl ist oder nicht, und daß es seine 
Sache sei, die zum Schulze des Friedens erforderlichen 
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Maßnahmen zu ergreifen. Der darin zutage tretende 
Anspruch auf das Sc h i e d s r ich t er am t i rn g e -
samten Erdkreis wäre wohlbcgründel, wenn der 
VB die universale Organisation wäre, die den pazifisti­
schen Idealen entspricht. Da er das nicht isl, kann der 
von ihm erhobene Anspruch keine Befriedigung finden. 
Es darf auch nicht übersehen werden, daß die VBS 
durch die Anerkennung der Monroedoklrin (s. unlen 
Art. 21 z. 3) ihn selbst eingeschränkt hat. Der VB 
wäre deshalb schon rechtlich nicht in der Lage, z. B. 
in einen Konflikt zwischen den Vereinigten Staaten 
und Mexiko einzugreifen. Dazu kommen die sich aus 
den Machtverhältnissen ergebenden Schwierigkeiten, 
die jede Einmischung nicht nur in die Angelegenheiten 
des amerikanischen Kontinents untersagen, sondern es 
auch Sowjetrußland ermöglichen, dem VB die An­
erkennung als Schiedsrich Ler zu verweigern (s. unten 
Art. 17 Z. 6 S). Daxüber hinaus ist es dem VB nicht 
immer gelungen, einen Anspruch auch nur seinen Mil­
gliedern gegenüber durchzusetzen (s. unlen Z. 4 B u. D, 
vgl. auch Art. 15 Z. 9 Q). Unter diesen Umständen isl 
der Erklärung des Abs. 1 bis auf weiteres nur pro­
grammatische Bedeutung beizumessen. Ihr Inhalt kann 
keinesfalls als gellendes Völkerrecht anerkannt wer­
den. Für die ichlmitglieder besteht eine Verpflich­
tung, sich den vom VB mil dem Ziele der Friedens­
bewahrung angeordneten Maßnahmen zu beugen, nicht. 
Natürlich steht es ihnen jedoch frei, das im Einzelfalle 
aus Zweckmäßigkeilsgründen zu tun. 

(2) An die grundsätzliche Erklärung des Art. 11 
schließt sich die an den GS gerichtete Aufforderung, 
auf Antrag eines Mitgliedes unverzüglich cl e n VB R 
e i n zu her u f e n. Formell isl hier eine in der GO 
des VBR Art. 1 vorgesehene Besonderheit insofern ge­
geben, als die Einberufung zwecks Zeitersparnis n ich L 
durch den Präsidenten erfolgt. Auch genügt hier der 
Antrag nur eines Mitgliedes, das nichl dem VBR an­
zugehören braucht (vgl. oben Art. 4 Z. 6). Immerhin 
hleibl ein Antrag erforderlich, dessen Herbeiführung 
jedoch auch dann keine Schwierigkeiten verursachen 
dürfte, wenn die am Streit beteiligten Staaten eine Ein­
mischung nicht wünschen und es deshalb ihrerseits 
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unterlassen, ihn zu slelleu. Nit:hlrnitglieder können die 
Einberufung des VBR auch unter Bezugnahme auf 
Art. 11 schon aus formellen Gründen nich l hean tragen. 
Als Litauen das am 27. 9. 20 angesichts seines Konflikts 
mit Polen tat, erhielt es denn auch vom GS die Ant­
wort, daß der VBR die Lage aufmerksam beobachte 
und daß eine Tagung werde anberaumt werden, wenn 
die Umstände es erfordern (I. VBV Pl. 120 vgl. unten 
z. 4 B). Freilich war der VBR schon durch Polen mit 
dem Fall befaßt. 

In einem praktischen Falle ist übrigens ein a11derer 
Weg eingeschlagen worden, als Abs. 1 ihn vorsieht. 
Während des griechisch - türkischen Krieges regle 
Friedtjof Nansen, und zwar nicht als Delegierter Nor­
wegens, sondern rein persönlich bei der III. VBV ein 
Einschreiten an. Da mitgeteilt werden konn le, daß 
bereits Verhandlungen im Gang seien, ersuch le die 
VBV den VBR unter Berücksichtigung dieses Um­
standes, die angebrachten .Maßnahmen zur Wieder­
herstellung des Friedens zu ergreifen (VI. A. 40 f., 45 f., 
Pl. I 123 f., II 173). Nansen hatte auf den Art. 11 nicht 
Bezug genommen, dagegen kam es während der Aus­
schußverhandlungen zum Ausdruck, daß es sich um 
seine Anwendung handle. 

U eber die v o rn V B R z u c r g r e i f e n d e n 
.M aß n a h m e n enthält Abs. 1 keine Vorschriften. Es 
liegt jedoch auf der Hand, daß er die Bestimmungen 
der VBS, die von der Beilegung von Streitigkeiten 
handeln, analog anzuwenden, insbesondere zu ver­
suchen hat, die Parteien zur Anrufung des StIG oder 
eines Schiedsgerich ls oder zur Annahme einer Vermitt­
lung und eines Ausgleichs zu bewegen oder sich dem 
Berichtsverfahren nach Art. 15 zu unterwerfen. 
Aeußerstenfalls käme die Bundesexekution in Frage. 
Die Praxis gesteht dem Präsidenten des VBR das Recht 
zu, noch vor Zusammentritt des VBR von sich aus 
einstweilige Maßnahmen zu treffen, insbesondere die 
Einstellung begonnener Feindseligkeiten zu fordern 
(unten z. 4 B, E). 

(3) Während Abs. 1 mit Konflikten rechnet, die 
bereits akut geworden sind, will Abs. 2 einen Weg zur 
B e s e i t i g u n g v o n K o n f 1 i k l s s t o f f weisen, aus 
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dem sich eine Bedrohung des Friedens zwar noch nicht 
ergeben hat, aber ergeben kann. Zu diesem Zweck wird 
jedem Mitgliede das Recht zugestanden, VBV oder VBR 
auf das Vorhandensein eines solchen Konfliktsstoffs 
aufmerksam zu machen. 

Wie in Abs. 1 ist auch hier von einem Recht 
nur der Mitglieder die Rede. Aber während es 
sich von selbst versteht, daß bloß ein solches die Ein­
berufung des VBR beantragen kann, ergibt sich die 
Beschränkung des Abs. 2 nicht aus dem Wesen der 
Sache, sondern aus der positiven Vorschrift der VBS. 
Formal läßt sie sich damit rechtfertigen, daß nur im 
Verhältnis der Mitglieder zueinander die Voraussetzung 
für eine frew1dschaftliche Erledigung gegeben ist. Der 
VB hat in einem Falle, nämlich Ungarn gegenüber, be­
vor es beigetreten war, ausdrücklich darauf hin­
gewiesen, daß ein Nichtmitglied sich auf Art. 11 nicht 
berufen könne (III. VBV PI. II 17 f., vgl. unten Z. 4 N). 
Demgegenüber fällt es auf, daß die Botschafterkonferenz 
den VBR mehrfach unter Bezugnahme auf Art. 11 
Abs. 2 aufgefordert hat, sich mit drohenden Konflikten 
zu befassen (vgl. unten Z. 4 C, D). Das muß formell be­
anstandet werden, obgleich jede der in der Konferenz 
vertretenen Mächte von sich aus einen solchen Schritt 
hätle tun können. 

Die Berufung auf Abs. 2 steht sowohl einem un­
mittelbar beteiligten als au c h e in e m d r i t t e n 
S t a a t zu. Ein solcher setzt sich freilich leicht der 
Gefa11r einer Mißdeutung aus. Infolgedessen haben bis­
her nur Großmächte als Unbeteiligte vom Abs. 2 
Gebrauch gemacht, und es mag sein, daß gerade der 
V{unsch, Mißdeutungen vorzubeugen, die Hauptmächte 
Yeranlaßt hat, gemeinsam durch Vermittlung der Bot­
schafterkonferenz zu handeln. Bisher ist n ur de r 
VB R, nicht aber die VBV angerufen worden. Das 
ist im Grunde selbstverständlich, da diese für eine 
Regelung schwebender Fragen augenscheinlich noch 
weniger geeignet ist, als zur Beilegung bereits aus­
gebrochener Streitigkeiten. Ihre Anrufung würde im 
allgemeinen die Lage nur verschärfen und dürfte, wenn 
sie überhaupt vorkommt, bloß agitatorische Zwecke 
verfolgen. 
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An sich kann j e d e r K o n f 1 i k t s s t o f f zur 
Sprache gebracht werden. Es besteht in dieser Hin­
sicht keinerlei Beschränkung. Die Aufmerksamkeit des 
VB darf auf jeglichen Umstand (toute circonstancc, any 
circumstance) gelenkt werden, der von Einfluß auf die 
internationalen Beziehungen sein kann und daher den 
Frieden oder das gute Einvernehmen zwischen den 
Nationen, von dem der Friede abhängt, zu stören 
droht. Es kann nicht einmal verlangt werden,' daß es 
ein Umstand von erheblicher Bedeutung sei, da sich 
nus anfänglich unwesentlichen Streitpunkten doch eine 
Bedrohung des Friedens ergeben kann. Nur der 
politische Takt kann einen Maßstab abgeben. 

Eine andere Frage ist es, ob der VB in der 
Lage sein wird, jeder solchen Anregung ohne Rück­
sicht auf den Charakter des Konfliktsstoffs , Folge zu 
geben. Schwierigkeiten entstehen jedenfalls dann, 
wenn der Konfliktsstoff aus der innern Gesetzgebung 
oder Verwaltung eines der beteiligten Staaten erwächst, 
ohne daß auf dem fraglichen Gebiet eine vertragliche 
Bindung vorläge. Dann wird er sich regelmäßig analog 
der Bestimmung des Abs. 8 Art. 15 auf seine ausschließ­
liche Zuständigkeit berufen und eine Einmischung zu­
rückweisen können (a. M. Schücking-Wehberg 468). 
Allerdings kommt diese Einrede nur formellen 
Schritten des VBR gegenüber in Frage, während eine 
unformelle Vermittlung auch bei solcher Sachlage mög­
lich bleibt. Nur kann darüber kein Zweifel bestehen, 
daß die Berufung auf Art. 11 eine fehlende Rechts­
grundlage nicht zu ersetzen vermag. 

- Der VBR und gegebenenfalls die VBV haben volle 
Freiheit in der Wahl der Schritte, die sie unternehmen 
wollen. Es gilt hier dasselbe wie zu Abs. 1. 

(4) Die Praxis des Art. 11 ist bereits sehr 
reichhaltig. Freilich werden bei einer Anrufung des 
VBR recht häufig in Verbindung mit ihm die Art. 15 
oder 17 zitiert, und es ist naturgemäß nicht möglich, 
festzustellen, nach welchem dieser Artikel verfahren 
·worden ist. Im übrigen stellt er seinem Wesen nach 
eine Art Generalklausel dar, die eigentlich in jedem 
Streitfall anwendbar ist. Er wird augenscheinlich auch 
als solche gehandhabt. Nachstehend sind die wich-
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tigsten der nach Art. 11 vor den VB gebrachten Streit­
fälle kurz zusammengefaßt, die weniger wichtigen er­
wähnt. Hierbei ist überwiegend nicht auf die Protokolle 
der einzelnen Verhandlungen des VBR Bezug ge­
nommen, sondern auf die durchgehend ehr übersicht­
lichen und vollständigen Darstellungen in den General­
herichten de VBR. 

A. ,Die Aland frage. Am 19. 6. 20 lenkte Eng­
land die Aufmerksamkeit des VBR auf den zwischen 
Schweden und Finnland dadurch entstandenen StreiL, 
daß jenes eine Volksabstimmung auf den Alanclsinseln 
über deren Zuteilung an Finnland oder an Schweden 
forderte, was Finnland ablehnte. Die Einrede Finn­
lands aus Art. 15 Abs. 8 wurde von einem Juristen­
ausschuß des VBR für unbegründet erklärt. Ein zweiter 
.Juristenausschuß prüfte hierauf die Frage unter sach­
lichen Gesichtspunkten, und auf Grund seiner Vor­
schläge sprach der VBR am 24. 6. 21 in einem ein­
stimmig angenommenen Bericht die In eln Finnland 
zu, jedoch unter Auferlegung gewisser Garantien zu­
gunsten der Bevölkerung und mit der Maßgabe, daß 
eine Konferenz der beteiligten Staaten das Abkommen 
von 1856 über die Nichtbefestigung der Inseln nach­
prüfe. Die Parteien nahmen den Bericht und die Kon ­
ferenz nahm am 20. 10. 21 ein neues Abkommen an 
(1. VBV Pl. 116 f., II. VBV Pl. 84 f., HI. VBV Pl. 37 f. 
vgl. RTr IX 212 f.). 

eben Arl. 11 kam anfänglich auch Art. 17 in An­
wendung, da Finnland er t auf der 1. VBV auf­
genommen wurde. Der Völkerbund gestand ihm in 
analoger Anwendung des Art. 4 Abs. 5 ebenso wie 
Schweden die Teilnahme an seinen Verhandlungen zu. 
Im übrigen ist das Berichtsverfahren nach Art. 15 an­
gewendet worden. Beachtenswert ist, daß die Mate­
rialien nach Art. 15 Abs. 2 veröffentlicht wurden (JO 20 
suppl. spec. 1 u. 3). 

B. D e r 1 i t a u i s h - p o 1 n i c h e S t r e i t 
(W i 1 n a). Nachdem zuerst Polen den VBR auf den 
zwischen ihm und Litauen drohenden bewaffneten Zu­
sammenstoß aufmerksam gemacht hatte, worauf unter 
seiner Vermittlung am 8. 10. 20 zu Suwalki ein \Vaffen­
stillstand abgeschlossen wurde, rief am 27. 9. 20 Litauen 
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den VBR unler Bezugnahme auf Art. 11 und 17 im 
Hinblick auf den Vormarsch polnischer Truppen an. 
Am 9. 10. 20 besetzte General Zeligowski Wilna. Polen 
erklärte ihn für einen Rebellen, unternahm jedoch 
keine Schritte gegen ihn. Nachdem eine Einigung über 
eine Volksabstimmung in Wilna gescheitert war, ver­
mittelte der VBR direkle Verhandlungen zwischen den 
Parteien, die unler dem Vorsilz von Hymans-ßelgien 
im Mai 21 in Brüssel stattfanden. Ein dort ausgeaTbei­
teter Vertragsent\vm-f, der die Rückgabe ·wilnas unter 
Gewährleistung der Autonomie und die Herstellung 
einer engen staatsrechtlichen Verbindung zwischen 
Litauen und Polen ins Auge faßte, wurde am 20. 9. 21 
vom VBR und im Anschluß daran von der II. VBV ge­
billigt, aber von den Parteien abgelehnt. Der VBR 
erklärte damil seine Venni tllungsaktion für gescheitert, 
eine Lösung im Widerspruch zu seinen Empfehlungen 
und ohne Einverständnis der Parteien aber für unan­
nehmbar. ichtsdestoweniger erließ Polen ein Gesetz 
übeT die Einverleibung des Gebiets, der VBR ging über 
den litauischen Protest hinweg und die von Litauen 
angerufene III. VBV lehnte eine Behandlung des Falles 
ab, da der VBR bereits erklärt habe, daß er eine ein­
seitige Lösung nicht anerkenne. 

Inzwischen waren im Hinblick auf die im Waffen­
stillstand von Suwalki gezogene Demarkationslinie 
Streitigkeiten ausgebrochen. Der VBR schlug am 3. 2. 
23 im Berichtsverfahren einslimmig eine provisorische 

·Grenzlinie vor, die Polen annahm, Litauen ablehnte. 
Litauens Antrag, ein Gutachten des StIG einzuholen, 
wurde verworfen. Es rief die IV. VBV an, zog aber 
nach erfolgter Vertagung seine Beschwerde vor der 
VI. VBV zurück, nachdem deren VI. Ausschuß die Zu­
ziehung eines litauischen Vertreters zu seinen Ver­
hancllungen abgelehnt hatte. Die vom VBR vor­
geschlagene provisori ehe Grenzlinie war derweilen von 
deT Botschafterkonferenz auf Grund des Art. 87 des 
VFrV am 15. 3. 23 für endgültig erklärt worden (I. VBV 
Pl. 119 f., II. VBV Pl. 88 f., III. VBV Pl. II 30 f., IV. VBV 
Pl. 116, 204 f., 366 f., V. VBV 115 f., VI. VBV VI. A. 8, 
21. Vgl. auch JO 20 Suppl. spec. 4). 

Da Litauen erst auf der II. VBV Mitglied wurde, 
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jst auch hier zunächst Art. 17 in Anwendung gekom­
men. Daneben ist das Berichtsverfahren nach Art. 15 
angewendet worden. 

In jüngster Zeit ist ferner ein allerdings unbedeu­
tender G r e n z z w i s c h e n f a 11 vor den VBR ge­
bracht worden, der ihn am 18. 3. 26 in sehr summa­
rischer Weise erledigt hal. Am 24. 2. 26 beschwerte 
sich Litauen, soviel er ich Llich ohne Berufung auf 
einen bestimmten Artikel der VBS, über folgende Vor­
gänge: Angehörige der polnischen Grenzwache seien 
am 17. 2. in litauisches Gebiet eingedrungen. Litauische 
Milizen hätten sie am 19. 2. vertrieben. Darauf hätten 
am 22. 2. polnische Kräfte sich am strittigen Ort fest­
gesetzt und 8 Gefangene ~emacht. Der amtierende 
Präsident des VBR, ScialoJa-ltalien, empfahl beiden 
Parteien, den Zustand wiederherzustellen, der am 15. 2. 
bestanden hatte und die Gefangenen freizugeben. 
Beide Parteien erklärten, diesen Empfehlungen nach­
gekommen zu sein, doch bestritt Litauen, daß Polen 
seine Mannschaften zurückgezogen habe und bat um 
Verhandlung zur Sache. Der VBR beschloß jedoch 
einstimmig, von einer solchen abzusehen (JO 26 536 f.). 

Das Vorgeben des Präsidenten des VBR findet zwar 
in der VBS keine Stütze, ist aber wohl trotzdem als 
durchaus zweckmäßig anzuerkennen. Wieweit die Ab­
lehnung des litauischen Ersuchens um Verhandlung 
zur Sache begründet war, muß dahingestellt bleiben. 

C. 0 b er s c h 1 es i e n. Nach der zu Deutschlands . 
Gunsten ausgefallenen Volksabstimmung vom 20. 3. 21 
(717 000 gegen 483 000 Stimmen) ersuchte der Oberste 
Rat unter Bezugnahme auf Art. 11 Abs. 2 den VBR um 
ein Gutachten über die zu ziehende Grenzlinie. Der 
VBR setzte einen Ausschuß aus den Vertretern Belgiens, 
Brasiliens, Chinas und Spaniens nieder und empfahl 
die von diesem ausgearbeiteten Vorschläge dem 
Obersten Rat, für den die Botschafterkonferenz sie denn 
auch annahm (III. VBV PI. II 28 f.). 

Die dem VBR angetragene und von ihm übernom- · 
mene Rolle des Gutachters, während die Entscheidung · 
einer andern Instanz zufiel, steht nicht im Einklang 
mit Art. 11, geschweige denn mit der Bedeutung, die 
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die VBS dem VBR zu chreibt. Daran vermag auch die 
Talsache nichts zu ändern, daß die Erhebung des Gut­
achtens zum Beschluß von vornherein gesicherl war. 

D. Memel. Nachdem die Bolschaflerkonferenz 
den lilauischen Handstreich auf Memel hingenommen 
und Litauen die Souveränitäl über Memel zuerkannl 
haue (vgl. oben rt. 4 z. 8 A c), eine Einigun~ über 
ein Memel-Statul jedoch nichL gelang, rief die h.onfe­
renz unter Bezugnahme auf Art. 11 den VBR an. 
Dieser ließ durch einen Au schuß einen Verlragsenl­
wurf ausarbeiten, der von den HaupLmächLen und 
Litauen angenommen wurde (V. VBV Pl. 267 f., 342). 

Es ist nicht zu übersehen, daß der VBR ein Ein­
schreiten gegen den liLauischen Handstreich unler­
lassen halle, obgleich die Vorbedingungen dafür nach 
Art. 11 Abs. 1 gegeben waren. 

E. B u 1 gar i s c h - G riech i scher K o n f l i k t. 
Durch Telegramm vom 22. 10. 25 berichtete der bul­
garische Außenminister Kalfoff dem GS, daß am 19. 10. 
ein Zusammenstoß zwi chen bulgarischen und grie­
chi chen Posten ·erfolgt sei, der zu einem Feuergefecht 
und einem Vormarsch griechischer Truppen auf bulga­
riscl1es Gebiet geführt habe. Auf Grund der Art. 10 
und 11 werde sofortige Einberufung des VBR beantragt. 
Daraufhin erfolgte die Einberufung·für den 26. 10. Zu­
gleich forderte Briand-Frankreich als derzeitiger Prä­
sident des VBR die unverzügliche Einstellung der 
Feindseligkeiten. An den Sitzungen des VßR, deren 
vom 26.-30. 10. fünf stattfanden, nahmen die Partei­
vertreter teil, doch wurde eine private Sitzung ohne sie 
abgehalten (JO 25 1699). 

Auf Vorschlag des Berichterslallers Chamberlain­
England wurde, da die Antworten der Parteien auf die 
Frage, ob die Feinclseligkeilen eingestellt eien, nicht 
befriedigten, die Zurückziehung der Truppen binnen 
60 Stunden vorgeschrieben. Dem kamen unter Kon­
trolle der Militäratlaches Englands, Frankreichs und 
Italiens die Parteien nach. Hierauf wurde ein nter­
suchungsausschuß, der unter dem Vorsitz des britischen 
Botschafters in Madrid Sir Horace Rumbold aus einem 
französischen und italienischen Offizier und einem 
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holländischen und chwedischen Zivilisten besland, 
niedergeselzl (JO 25 1696 f.) . Der Ausschuß legte der 
Dezembertagung des VBR einen ausführlichen, in be­
stimmte Vorschläge niündenden Bericht vor (JO 26 
196 f.). Auf dieser Grundlage berichtete Chamberlain­
England, dem Vicomte Ishii-Japan und Hymans­
Belgien als Milbericb lerslaller zur Seile standen, dem 
VBR, der den Berich L einschließlich der Vorschläge am 
14. 12. 25 annahm. Danach sollle Griechenland, das 
in gutem Glauben auf Grund falscher Nachrichten 
gehandelt halle, 30 Millionen Lewa zahlen. Beide 
Parteien sollten ihr System der Grenzbewachung refor­
mieren. Die Frage der bulgarischen Flüch llinge aus 
der griechischen Grenzzone sollle in einer Weise ge­
regelt werden, die dem Komitatsch1-Unwesen den 
Boden entzieht. Die Parteien erklärten, sich dem 
Bericht fügen zu wollen (JO 26 108 f., 117 L, 172 f.). 

Erwähnen werl ist, daß Bulgarien einen Vermilt­
lungsversuch Rumäniens zurückwies, da es einen 
solchen für unslaLLhaH hielt, während der VBR mit 
dem Fall befaßl war (JO 25 1718). 

F. B u l g a r i s c h e r B a n d c n s t r e i t. Bulgarien 
rief am 17. 6. 22 auf Grund des Arl. 11 den VBR an, 
da Griechenland, Südslavien und Rumänien es in einer 

ole für die Einfälle bulgarischer Banden verantwort­
lich gemacht hätten, die es infolge seiner völligen Ent­
waffnung nicht hindern könne. Der VBR veranlaßte 
die Parteien zu unmitlelbaren Verhandlungen, in deren 
Ergebnis gemischte Ausschüsse zur Untersuchung der 
Vorkommnisse eingesetzt wurden (III. VBV Pl. II 96 f.). 

G. Grenz s L reit i g k e i t e n. In einer Reihe 
von Fällen ist der VBR auf Grund des Art. 11 um die 
Festsetzung slriLLiger Grenzen, im Zusammenhang 
damit gelegentlich auch um die Beilegung von Grenz­
konflikten ersucht worden, so im Streit zwischen 
Albanien und Serbien (II. VBV PI. 99 f., III. VBV PI. II 
33 f., IV. VBV Pl. 207 I., V. VBV PL 342 f., VI. VBV PI. 
200, vgl. unten Art. 14 Z. 4 B i), zwischen Ungarn und 
seinen Nachbarn (III. VBV PI. II 97 f., IV. VBV Pl. 
209 f., 212 f., 287 f.), zwischen Bulgarien und Griechen­
land (IV. VBV Pl. 211 f.), zwischen Polen und der 
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Tschechoslowakei - sog. Jaworzina-Streit - (V. V,BV 
PI. 266 f., vgl. unten Art. 14 Z. 4 B h). 

H. S t r e i t i g k e i l e n u m d e n g r i e c h i s c h -
t ü r k i s c h e n B e v ö l k e r u n g s a u s t a u s c h. Im 
Oktober 24 rief Griechenland auf Grund des Art. 11 
Abs. 2 den VBR im Hinblick auf Schwierigkeiten an, 
die bei der Abwickelung des in Anl. 6 zum LFr, vor­
gesehenen Bevölkerungsaustausches mit der Türkei 
entstanden waren. Die Angelegenheit befindet sich 
noch in der Schwebe (VI. VBV Pl. 201 f., 301, JO 26 
160 vgl. Publ. ß 10, E 219 f., s. auch unten Art. 14 Z. 5 
B k). Auf derselben Grundlage wandle sich Griechen­
land an den VBR, als die Türkei am 30. 1. 25 den 
Oekumenischen Patriarchen aus Konstantinopel aus­
wies. Dieser Fall wurde durch unmiltelbare Verhand­
lungen erledigt (VI. VBV Pl. 197 f., 301 vgl. Publ. E 1 
224 f.). Im · Zusammenhang damit stand eine gleich­
falls auf Art. 11 Abs. 2 gestützte Beschwerde Albaniens 
wegen vertragswidriger Erstreckung des Bevölkerungs­
austausches auf Mohamedaner albanischer Herkunft 
durch Griechenland. Im Ergebnis erkannte Griechen­
land die Berechtigung des albanischen Standpunktes 
an (VI. VBV Pl. 198 f., JO 26 153 f., 510 f.). 

In einer Reihe von Fällen hat der VBR sich nicb L 
in der Lage gesehen, dem an ihn gerichteten Appell 
stattzugeben. Er hat das teilweise mit rechtlichen Er­
wägungen begründet, doch dürften tatsächlich poli­
tische Erwägungen maßgebend gewesen sein. In einem 
Falle hat er von jedeT Begründung abgesehen. Aller­
dings ereigneten sich diese Fälle in den ersten Jahren 
seiner Tätigkeit. 

1. DeT persisch-russische Streit. Am 
19. 5. 20 beantragte Persien angesichts der Besetzung 
persischen Gebiets durch bolschewistische Truppen auf 
Grund des Art. 11 Abs. 1 die sofortige Einberufung des 
VBR. Der VBR trat jedoch erst am 16. 6. zusammen 
und beschloß, den Verlauf der inzwischen angeknüpf­
ten Verhandlungen zwischen den Parteien abzuwarten 
(I. vm Pl. 116). Sie führten zum Abschluß des 
persisch-russischen Freundschaftsvertrages (RTr IX 
400 f., vgl. II. VBV Pl. 316). Die Zurückhaltung des 



- 142-

VBR dürfte in diesem Fall auf die Scheu vor einem 
Konflikt mit Sowjetrußland zurückzuführen sein. 

K. A p p e 11 d e s K ö n i g s v o n H e d j a s. Ohne 
Berufung auf einen bestimmten Artikel der VBS pro­
testierte der König von Hedjas im Juli 20 beim VBR 
gegen die Gefangense1.zung von Milgliedern der Regie­
rung von Libanon durch Frankreich. Der VBR be­
gnügte sich mit einer W eilerleitung des Protestes an 
die französische Regierung. Da in Syrien Kriegs­
zustand herrsche und ein vom VB aufrechtzuerhalten­
der F rV nicht vorliege, könne er nicht eingreifen 
(I. VBV Pl. 121, II. VBV Pl. 103). 

L. Der Streit zwischen Panama und 
Co s t a - R i ca. Ende Februar 21 ereigneten sich be­
waffnete Zusammenstöße zwischen Panama und Costa­
Rica. Der VBR machte beide Staaten telegraphi eh auf 
ihre Mitglied pflichten aufmerksam. Es ist nicht er­
sichtlich, auf wessen Anregung das geschah. Eine 
telegraphische Beschwerde Panamas lief verspätet ein. 
Inzwi eben übernahmen die Vereinigten Staaten eine 
Vermitllung. Daraufhin beglückwünschte der VBR die 
Parteien (II. VBV Pl. 102, vgl. JO 21 214 f.). 

M. D e r P r o t e s t D e u t s c h 1 a n d s g e g e n 
die Besetzung Duisburgs, Düsseldorfs, 
Ruhr o r t s. Die e Besetzung erfolgte am 7. 3. 21 
durch alliierte Truppen mit der Begründung, daß 
Deutschland gewisse Bestimmungen des VI· rV verletzt 
habe. Deut chland protestierte durch eine Denkschrift 
vom 10. 3. 21. Es erfolgte nur eine Empfangsbestäti­
gung (JO 21 265 f., 270. Im Generalbericht des VBV 
an die II. VBV ist der Fall nicht erwähnt.). Infolge­
dessen hat Deutschland von einer Anrufung des VBR 
weiterhin, so in besondere aus Anlaß der R u h r -
besetz u n g am 11. L 23 abgesehen. 

r. D i e Be c h werde n gar n s über Pas -
s i v i t ä t des V BR. Am 13. 11. 21 beschwerte sich 
Ungarn darüber, daß der VBR nicht gegen die Staaten 
der Kleinen Entente eingeschrillen ei, die anläßlich 
des zweiten, von König Karl unternommenen Restau­
rationsversuches durch ihre Haltung den l• rieden be­
droht hätten. Im Ergebnis eines Briefwechsels verwies 
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der GS die ungarische Regierung darauf, daß nach 
Art. 11 und ebenso nach Art. 17 der Antrag auf Ein­
berufung des VBR von einem Mitgliede gestellt werden 
müsse. Von einem Nichtmitgliede könne ein solcher 
Antrag nicht gestellt werden. Auch dem GS stehe eine 
Initiative nicht zu (III. VBV Pl. II 17 f.). 

Eine Sonderstellung nimmt endlich ein letzter Fall 
insofern ein, als zwar von keiner Seite eine Anrufung 
des VBR erfolgte, dieser aber nach Art. 11 Abs. 1 und 
nach Art. 17 zweifellos verpflichtet war einzugreifen, 
es jedoch unterlassen bat. 

0. Der p o 1 n i s c h - r u s s i s c h e Krieg 1 9 2 0. 
Der VBR hat keinerlei Schrille getan, und jede Stel­
lungnahme zu ihm unterlassen. Er hat während des 
Krieges über die Zulassung eines Ausschusses zur 
Untersuchung der Arbeiterfrage mit Rußland ver­
handelt und mußte eine Zurückweisung seiner 
Wünsche hinnehmen, die mil heftigen Vorwürfen 
wegen der durch ihn geübten Duldung des Krieges ver­
bunden war (JO 20 220). Das Telegramm der Sowjet­
regierung, das diese enlhält, ist in den Veröffent­
lichungen des VBR die einzige Urkunde, die den Krieg 
erwähnt. 

In der 1. VBV brachte der englische Delegierte 
Barnes, Mitglied der Arbeiterpartei, die Angelegenheit 
mehrfach zur Sprache. Erst nachdem er eine förm­
liche Anfrage der VBV an den VBR beantragt hatle, 
antwortete Bourgeois-Frankreich für den VBR. Er 
erklärte, daß einerseits kein Bnndesmitglied den in 
Art. 11 Abs. 1 vorgesehenen Antrag gestellt habe und 
daß andererseits ein Eingreifen angesichts der ableh­
nenden Haltung Sowjetrußlands zum VB aussichtslos 
gewesen wäre. Eine Stellungnahme der VBV unter­
blieb, nur Nansen unterstützte die Ausführungen 
ßarnes' (1. VBV PI. 150 f., 181 f., 210, 263 f.). 

Artikel 12. 
Alle Bundesmitglieder kommen überein, eine 

zwischen ihnen entstehende Streitfrage, die zu einem 
Bruch führen könnte, entweder einem schiedsgericht­
lichen oder gerichtlichen V erfahren oder der Prüfung 
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durch den Rat zu unterbreiten. Sie kommen ferner 
überein, in keinem Falle vor Ablauf von drei Monaten 
nach der schiedsgerichtlichen oder gerichtlichen Ent­
scheidung oder dem Bericht des Rates zum Kriege zu 
schreiten. 

In allen in diesem Artikel vorgesehenen Fällen ist 
die Entscheidung binnen angemessener Frist zu er­
lassen und der Bericht des Rates binnen sechs Monaten 
nach clem Tage zu erstatten, an dem er mit der Streit­
frage befaßt worden ist. 

Vorbemerkung. 
Art. 12 ebenso wie Arl. 13 und 15 sahen in il1rer 

ursprünglichen Fassung nur ein schiedsgerich lliches 
Verfahren vor. Nach der Errichlung des StIG be­
schloß die II. VBV, in allen drei Artikeln einen Himveis 
auf das gerichlliche Verfahren einzufügen (Pl. 698 f., 
827 f.). Die Satzungsänderungen traten am 26. 9. 24 
in Krafl, an welchem Tage Spanien die Ratifikation 
erteilte, nachdem die übrigen Ratsmächte und die 
Mehrheit der Bundesmitglieder vorangegangen waren 
(JO 25 1579, vgl. unten Art. 26 Z. 4). 

Allgemeines. 
Unler dem Gesichtspunkt der Friedens -

bewahr u n g slellt Art. 12 den b e de u t s a rn s t e n 
F o r t schritt dar, den die VBS bringt (so auch 
Schücking-Wehberg 505). Es bleibt zwar eine Reihe 
von Kriegsmöglichkeiten offen und Art. 12 selbst er­
wähnt sie ausdrücklich. Immerhin ist die Verpflich­
tung anerkannt, vor einem Appell an die Waffen eine 
friecUi ·he Erledigung in beslimmten Formen zu ver-
uchen. Hierbei kommen zwei Wege in Betracht, 

erstens der gerichtliche oder schiedsgerichtliche nach 
Art. 13, zweitens der der Vermilllung durch den VBR 
oder die VBV nach Art. 15. Jener ist für rechlliche, 
dieser für politische Slreiligkeilen gedachl, ohne daß 
jedoch die Parteien in ihrer Wahl beengt wären. Vgl. 
aber den Hinweis Scelles bei Munch 1 110, 111, 113 
auf die zu erwarlende Entwicklung des diplomatischen 
Verfahrens auf Kosten des gerichtlichen. S. auch 
un len Arl. 15 Allgemeines. 
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Die Beslimmungen des Art. 12 gellen nur für 
Bundesmilglieder bei Slreiligkeilen unlereinander. 
Sind Nicbtmilglieder beleiligl, so gill Arl. 17. 

Im Einzelnen. 
(1) Art. 12 verpflichtet die Mitglieder, eine fried­

liche Beilegung ausgebrochener Streitigkeiten zu ver­
suchen und läßt ihnen die W a h 1 zwischen zwei 
verschiedenen Wegen. Unabhängig davon 
steht es ihnen jedoch frei, vorher die früher schon im 
internationalen Verkehr gebräuchlichen Millel anzu­
wenden und im Falle der Ergebnislosigkeit diploma­
Lischer Verhandlungen die Vermitllung eines drillen 
Staates anzurufen oder einen Unlersucbungsausschuß 
einzusetzen (vgl. I-Iaager Abk. z. Erl. in Lern. Slreitf. 2 f., 
9 f.). Er t wenn so das Ziel nichl erreicht wird, tritt 
die Verpflichtung aus Arl. 12 in Gellung. Hierbei 
bleibt es, vorbehaltlich elwa beslehender Schiedsver­
träge und der Bestimmungen des Arl. 13, ihnen über­
lassen, welchen der zwei Wege sie gehen wollen. Kann 
eine Einigung darüber nichl erzielt werden, so ist jede 
Partei befugl, unter Berufung auf Art. 15 Abs. 1 den 
VBR von sich aus anzurufen. 

(2) Der Zweck des Arl. 12 ergibl, daß Handlungen, 
die einen Bruch bedeuten oder zu einem solchen führen 
können, bis zur Erledigung des gewähllen Verfahrens 
satzungswidrig sind. Daher hat ein U l Li rn a tu m zu 
unlerbleiben. Schücking-Webberg 507 f., Hatschek 29,.1-
und Gralinski 75 f. hallen auch den Abb r u c h de r 
d i p I o m a l i s c h e n Bezieh u n gen für unstatt­
haft. Dem ist nichl ohne weileres zuzustimmen, da 
unler Umstünden der einen Partei nichl zugemutet 
werden kann, die Beziehungen aufrecht zu erhalten 
(vgl. auch Adatci und de Vissher in Annuaire XXXI 
29). Man nehme etwa an, daß der Streitfall aus einer 
schweren Beleidigung des Gesandten entslanden ist, für 
die eine Genugtuung verweigert wird. Auch kennt die 
Geschichte des VB bereits Fälle des Abbruchs 
oder der 1ichtaufnaluue diplomatischer Beziehungen 
zwischen Mitgliedern. Holland brach sie Südslavien 
gegenüber 1920 ab, um sie erst 1922 wieder aufzu­
nehmen und zwischen Polen und Litauen haben sie 

l<' reyt agh -Lori11ghov e11, \'iilkerlJund 10 
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infolge des Wilnaslreils (s. oben Art. 11 z. 4 B) nie 
bestanden. 

SLreiLig isl die Zulässigkeil von Relorsionen und 
Re press a l i e n. Angesichts der Beselzung Korfus 
durch Italien (s. unlen Arl. 15 z. 9 Q) beauftragLe der 
VBR einen Juristenausschuß mil der Begulachlung 
dieser Frage. Die Anlwort ging dahin, daß Zwangs­
maßnahmen je nachdem mit den Heslirnmungen der 
Art. 12-15 vereinbar sein können oder nichl und daß 
es dem VBR zuslehe, im Einzelfalle ihre Aufrechl­
erhallung oder Aufhebung zu empfehlen. (So auch 
Adalci und de Vissher in Annuaire XXXI 27 f.) Der 
derzeilige Präsident des VBR Guani- ruguay hob dem­
gegenüber hervor, daß nur rechlliche, wirlschaflliche 
und finanzielle Repressalien zulä sig, alle anderen aber 
unzulässig seien. Der VBR hilligle das Gulacb Len (JO 
2,1 523 f.). Die V. VBV verlagle die Angelegenheil (Pl. 
115 vgl. 251 I.) und die VI. beau[Lragle den VBR, die 
Meinung der Regierungen einzuholen und die Frage 
nöligenfalls nochmals dureh einen Ausschuß prüfen zu 
lassen (Pl. 99 f). Die Frage befindel sich somit in der 
Schwebe, doch wird die Anschauung Guanis als mil 
dem Sinn des Arl. 12 übereinstimmend anzuerkennen 
sein. Insbesondere wird die ßeselzung gegnerischen 
Gebiels schon deshalb nich l als zulässige 1-lepres alie 
angesehen werden dürfen, weil sie bei einigermaßen 
gleichen Kräflen slets kriegerische Gegenmaßnahmen 
auslösen wird. 

(3) Unbeslinunl und deshalb unbefriedigend isl die 
Vorschriil des Abs. 2, nach der die Enlscheidung des 
SllG oder des Schiedsgerichls in an gemessener 
Fr i s l zu erlassen sei. Es fehll an einer Inslanz, die 
im Einzelfall über die Angemessenheil zu enlscheiden 
hätte. Nach einer Aufs lellung Schücking-vVehbergs 
515 haben 13 Prozesse YOr dem Haager Schiedshof 
zwischen 4 und 27½ Monalen, im Durchschnitl elwa 
15 Monale gedauert In lebenswichLigen St.reiliällen 
ist dieser Zeitraum zweifellos zu lang. Es ist jedoch 
fraglich, ob die Vereinbarung einer Frisl zwischen den 
Parteien Abhilfe scha[fen würde. Auch fehll es an 
einer ßeslimmung der Folgen für den Fall, daß der 
Spruch in der vereinbarlen Frisl nichl gefiilll wird oder 
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daß der VBR die ihm gesetzte Frist von 6 Monaten 
nicht einhält. Der einzig mögliche Schluß ist, daß die 
friedliche Beilegung mißlungen ist und die Parleien 
volle Handlungsfreiheit erhalten. Das von Schücking­
"\Vehberg 516 befürwortete Einschreiten des VBR aus 
Art. 11 Abs. 1 ist formell unzulässig, da die Parteien 
ihre Pflicht aus Art. 12 erfüllt haben und nicht ge­
zwungen werden können, nun statt des StIG oder eines 
Schiedsgerichts den VBR anzurufen oder umgekehrt. 
Gegen einen weiteren Vermittlungsversuch des VBR ist 
zwar nichts einzuwenden. Aber er kann die Parteien 
nicht binden. 

(4) Sehr eigenartig ist die den Parteien in Abs. 1 
S. 2 auferlegte drei m o n a Li g e War L e f r ist, die 
mit dem Ergehen der Entscheidung des StIG oder des 
Schiedsgerichts oder mit dem Beschluß des VBR über 
den Bericht beginnt. Erst nach ihrem Ablauf dürfen 
sie, soweit die Voraussetzungen dafür gegeben sind 
(s. unten Art. 13 Z. 4 und Art. 15 z. 6), zum Kriege 
schreiten. Die VBS rechnet hier augenscheinlich auf 
die beruhigende Wirkung der Zeit. Bei unwichtigeren 
Slreilfällen dürfte sie damit recht behallen, in anderen 
wird diese Frist zu Rüstungen ausgenutzt werden, 
ebenso übrigens wie die Zeil der Verhandlungen vor 
VBR, StlG oder Schiedsgericht. Beides ist durch die 
VBS nicht untersagt, soweit nicht Art. 1 Abs. 2 und 
Art. 8 Abs. 4 entgegensleheü (vgl. Adatci und de Vissher 
in Annuaire XXXI 30). Praklisch dürfte der Beginn 
der Feindseligkeiten weniger vom Ablauf der Warte­
frist als von der Beendigung der Rüstungen abhängen. 

(5) Eine P r a x i s de s Ar L. 12 im eigentlichen 
Sinne liegt nicht vor. In Streitfällen haben die Be­
teiligten bei Anru.fung de VBR gelegentlich auf ihn in 
Verbindung mil Art. 15 Bezug genommen (vgl. unten 
Art. 15 z. 9 P, Q). Die dreimonatige Wartefrist des 
Abs. 1 S. 2 ist bisher nicht in Frage gekommen. Was 
die Fristen des Abs. 2 betrifft, sind Beschwerden über 
Verzögerung der Entscheidungen nicht laut geworden. 
In der Tat hat zum mindesten der StIG die bei ihm 
anhängig gewordenen Streitigkeiten verhältnismäßig 
schnell entschieden. Während die Prozesse vor dem 
Haager Schiedshof im Durchschnitt 15 Monalc gedauert 

10• 
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haben (vgl. oben Z. 3), ist hier das Urteil in einem 
Falle, der freilich im summarischen Verfahren ver­
handelt wurde, bereits nach 3 Monaten ergangen (vgl. 
unten Art. 14 z. 5 Ac), in einem weiteren Falle (das. d) 
in 4, in zwei Fällen ( das. a und b) in 7 und endlich im 
fünften und letzten der abgeschlossenen Fälle in 
15 Monaten. Soweit es statthaft ist, bei einer so ge­
ringen Zahl von Fällen einen Durchschnitt zu er­
rechnen, ergehen sich als solcher rund 7 Monate. 

Einige Schwierigkeite1i stehen der Berechnung der 
Zeitdauer entgegen, die das Berich lsverfaluen in An­
spruch genommen haL Am schnellsten ist der bul-
0·arisch-griechische Streitfall erledigt worden, nämlich 
in weniger als 2 Monalen (oben Art. 11 Z. 4 E). Da­
gegen haben die Alandfragc und der litauisch-polnische 
Streit je 12 Monate in Anspruch genommen (das. 
A und B). In diesen beiden Fällen ist somit die Frist 
des Arl. J2 Abs. 2 erheblich üherschrillen worden. 

Artikel 13. 
Die Bundesmitglieder kommen überein, eine 

zwischen ihnen sich erhebende Streitfrage, die ihrer 
Ansicht nach einer schiedsgerichtlichen oder gericht­
lichen Lösung zugänglich ist und die auf diplomati­
schem Wege nicht in zufriedenstellender Weise geregelt 
werden kann, in ihrer Gesamtheit der schiedsgericht­
lichen oder gerichtlichen Regelung zu unterbreiten. 

Zu den Streitfragen, die im allgemeinen einer 
schiedsgerichtlichen oder gerichtlichen Lösung zugäng­
lich sind, gehören die Streitfragen über die Au legung 
eines V ertrag es, über alle Fragen des Völkerrechts, über 
das Bestehen einer Tat ache, die die Verletzung einer 
internationalen Verpflichtung bedeuten würde, oder 
über Umfang oder Art der Wiedergutmachung im Falle 
einer solchen Verletzung. 

Der Streitfall wird dem Ständigen Internationalen 
Gerichtshof oder der Gerichtsbarkeit oder dem Gericht 
unterbreitet, clie von clen Parteien bestimmt oder in 
den friiher zwischen ihnen ahgeschlossenen Verträgen 
vorgesehen sind. 

Die Bundesmitglieder verpflichten sich, den er­
gangenen Spruch nach Treu und Glauben auszuführen 
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und gc~en ein Bundesmitglied, das sich dem Spruche 
fiigt, mcht zum Kriege zu schreiten. Im Falle der 

ichlausführung des Spruches schlägt der Rat die faß­
nahmen vor, die ihm "\-Virkung verschaffen sollen. 

Vorbemerkung. 
Vgl. Vorbemerkung zu Art. 12. 

Allgemeine . 

Arl. 1-3 baut sich auf Art. 12 auf und regelt die 
gerichtliche oder schiedsgerich ll iche Lösung von Streit­
fragen für den Fall, daß die Parteien diesen Weg gehen, 
ebenso wie Art. 15 das Ausgleichsverfahren vor dem 
VBR regelt. Die in Art. 12 den Parteien zugestandene 
Wahlfreiheit wird durch Art. 13 in keiner Weise in­
gesch ränkl. Das geschieht insbesondere auch nicht 
durch Abs. 2. Eine obligatorische Schiedsgerichtsbar­
keit, wie sie beispielsweise im Haag angestrebt wurde 
(vgl. Strupp bei Strupp II 451 f. und die 474 angeführte 
Literatur), ist der VBS grundsä tzlich fremd. Praktisch 
ist allerdings zu erwarten, daß die E n t s c h e i dun g 
der apolitischen Streitfragen durch 
Bi c h t er s p r u c h in noch höherem Maße zur Regel 
werden wird, als das bi her schon der Fall war, trotz­
dem bei den meisten Staaten auch heute noch eine Ab­
neigung dagegen besteh l, sich in dieser Richtung formell 
zu binden. 

Im Einzelnen. 
(1) Abs. 1 hebt ausdrücklich die E n t s c h e i -

d u n g s f r e i h e i t d e r P a r t e i e n hervor. Sie sind 
durch Art. 12 nur insofern gebunden, als ie einen der 
Wege friedlicher Beilegung gehen müssen. Ob sie 
sich rieb terlicher Entscheidung unterwerfen oder vor 
den VBR treten wollen, steht ihnen in jedem Einzel­
falle vollkommen frei, es sei denn, daß ie sich durch 
Sonderverträge ~bunden haben. Gegebenenfall hätte 
der VBR nach tinholung eines Gutachtens des StIG 
darüber zu entscheiden, ob ein_c Verpflichtung zur 
Unterbreitung des Streitfalls an eine bestimmte Instanz 
vorliegt. Die Befugnis des VBR hierzu würde skli aus 
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Art. 11 Abs. 1 ableiten, da ein solcher Zuständigkeils­
slreil den Frieden gefährdet. 

Unter den Sonderverträgen ist der Anschluß an die 
,,Disposition Facultative" vom 16. 12. 20 hervorzuheben, 
durch den die Bestimmungen des Art. 36 der Satzung 
des StlG als obligatorisch anerkannt werden (s. unten 
Arl. 14 Z. 2). 

(2) Die Anführung von 4 K a t e g o r i e n v o n 
S t r e i t f ä 11 e n , die sich für eine gerichtliche Be­
handlung eignen, in Abs. 2 hat nicht erschöpfenden, 
sondern beispielsweisen Charakter. Das liegt im Wesen 
der Sache, ergibt sich auch aus beiden Urtexten. Daß 
auch im Hinblick auf sie ein Zwang nicht in Frage 
kommt, bedarf keiner Hervorhebung, wird aber durch 
den Vorbehalt „im allgemeinen" noch besonders betont. 
Im übrigen ist die Fassung nicht glücklich. Wenn „alle 
Fragen des internationalen Rechts" hierher gehören, 
bedurfte es der Erwähnung der drei anderen Gruppen 
nicht. Andererseits ist nicht zu verkennen, daß der 
Wille der VBS dahin gehl, die apolitischen, 
rechtlichen Fragen einer richterlichen Lösung 
zuzuführen. Dieser Wille hat jedoch keinen klaren 
Ausdruck erhallen. Freilich ist es nicht leicht, eine 
wirklich präzise Fassung zu finden, weil in der Praxis 
selbst Fragen, die an sich in eine der 4 Gruppen hin­
eingehören, starke politische Färbung tragen können 
und dal1er nach Arl. 15 behandelt werden dürften. 

(3) Den Parteien wird völlige Freiheit au c h 
i n de r W a h 1 de s G e r i c h t s gelassen, dem sie 
den Streitfall unterbreiten wollen. Die Ausübung eines 
Zwanges zugunsten des StlG, die an sich nahe gelegen 
hätle, hätte einen psychologischen Fehler zum Schaden 
der internationalen Gerichtsbarkeit bedeutet. Ohnehin 
liegt es in der Entwicklungslinie, daß der SLIG von 
den Parteien in steigendem Maße bevorzugt wird. Da 
er im Gegensatz zum Haager Schiedshof und zu jedem 
vertragsmäßigen Schiedsgericht, die beide erst ad hoc 
einberufen und konstituiert werden müssen, stets 
aktionsbereit ist und da die Kosten eines vor ihm. ge­
führten Prozesses niedriger sein dürften, wird voraus­
sichtlich mit der Zeit die ganze Gerichtsbarkeit an ihn 
übergehen. 
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(4) Die Nichte r f ü 11 u n g eines Spruches 
ist bisher im Rahmen des VB nicht zu verzeichnen . Es 
ist auch nicht anzunehmen, daß derartiges sich in Zu­
kunft ereignen könnte. Dagegen spricht vor allem die 
l" reiwilligkeit der Unterwerfung, dank welcher kein 
Staat Fragen, deren ungünstige Entscheidung ihm un­
erträglich wäre, vor ein richterliches Forum bringen 
wird. Hinzu kommt die Scheu, si h zu einer über­
nommenen Verpflichtung in offenen Widerspruch zu 
sclzen, wodurch das Ansehen des Staates geschädigt 
"vürde. Die Bestimmungen des Abs. 4 dürften daher 
keine große praktische Bedeutung gewinnen, solange 
die gerichtliche und schiedsgerichtliche Erledigung von 
Streitfällen den heutigen Charakter beibehält, d. h. 
einerseits frei, illig bleibt, andererseits sich nur auf 
Fragen von geringerer Bedeutung erstreckt. 

Im übrigen enthält Abs. 4, abgesehen von der all­
gemeinen VerpfliclJtung, den ergangenen Spruch nach 
Treu und Glauben auszuführen, zwei Bestimmungen. 
Es soll erstens gegen ein Mitglied, das sich dem Spruche 
fügt, nicht zum Kriege geschritten werden. Das heißt 
nichts anderes, als daß die Partei, die sich mit dem 
Spruch nicht zufrieden gibt, sei es, daß sie ganz unter­
legen, sei es, daß sie mit ihren Forderungen nur zum 
Teil durchgedrungen ist, und gegen den Prozeßgegner 
zum Kriege schreitet, der seinerseits den Spruch an­
erkennt, bundesbrüchig wird und daß daher gegen sie 
nach Art. 16 vorzugehen ist._ Zweilens bestimmt Abs. 4, 
daß der VBR im Falle der Nichterfüllung des Spruches 
die geeigneten Maßnahmen vorschlagen soll. Hier 
kommt zunächst eine vermittelnde Tätigkeit in Frage, 
die aber keinesfalls zu einer Nachprüfung oder Ab­
änderung des Spruches führen darf. Im Falle ihrer Er­
folglosigkeit bleibt wiederum nur die Anwendung des 
Art. 16 übrig. · Wieweit die von Schücking-Wehberg 
532 f. befürwortete Uebertragung der Vollstreckung an 
die obsiegende Partei angebracht ist, kann höchstens 
im Einzelfall entschieden werden. Dagegen steht dieser 
Partei zweifellos die Befugnis zu, ihre Rech te selbst 
wahrzunehmen, wenn der VBR sich außers tande er­
weist, einen einstimmigen Beschluß zu fassen (vgl. 
Art. 15 Abs. 7, s. unten Art. 15 Z. 6). 
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Artikel 14. 
Der Ral wird mil der Ausarbeitung eines Planes 

zur Errichtung eines Ständigen Internationalen Ge­
richtshofs belrnul und hal den Plan den Bunde mit­
gliedern zu unterbreiten. Dieser Grrichtshof wird über 
aJle ihm von den Parteien unterbreiteten internatio­
nalen Streitfragen befinden. Er wird ferner gutacht­
liche Aeußerungen über alle ihm vom Rate oder von 
der Bundesversammlung vorgelegten Streitfälle oder 
son tigen Fragen er lallen. 

Vorbemerkung. 
(1) Schon zu Beginn seiner II., im Februar 20 ab­

gehallenen Tagung setzte der VßR einen Juristenaus­
schuß zwecks Aus a r h e i tun g der Satzung eines 
SllG nieder (JO 20 33 f., 122 f., 218 L, vgl. Publ. E 1 
117 L). Ihm gehörten neben den Vertretern der da­
maligen Ralsmäehle, außer Griechenland, je ein Nieder­
länder, Nordamerikaner und Norweger an. Der Aus­
schuß Lagle im Juni und Juli im Haag. Sein Entwurf 
(JO Suppl. spec. 2. Silzungsprotokolle in 3 Bd. Haag 20) 
wurde vom VBR auf Grund zweier Berichte von 
Bourgeois durch beraten (JO 20 318 f., Nov./Dez. 20 12 L) 
und der I. VBV überwiesen, die ihn am 13. 12. 20 an­
nahm (I. A. 278 L, 334 f., Pl. 436 f., 457 L, 478 L), worauf 
der VBR am folgenden Tage die beschlossene end­
gültige Fassung genehmigte (JO 21 1-1 f.). Die wesent­
lichste Abweichung vom Entwurf bestand in der 
Streichung der Bestimmung, laul welcher die An­
rufung des SllG in den in Art. 13 Abs. 2 vorgesehenen 
Füllen obligatorisch sein soll Le (vgl. oben Arl. 13 Z. 3). 

(2) Besonderheiten wei L das V e r h ä 1 Ln i s d e r 
V er einig L e n Staaten zum St IG auf. Nach 
Art. 35 der Satzung des SLIG sind sie,- obgleich nicht 
Milglied des VB, prozeßfähig. Der VB hat sich um ihre 
Heranziehung bemüht, indem er die amerikanischen 
Juristen Rool in den Vorbereilungsausschuß (JO 20 37) 
und Moore zum Richter (unten z. 4) wählte. Beide 
nahmen die Wahl an, doch die Vereinigten Staaten 
verhiellen sich zum SLIG als einer Eimichtung des VB 
;:tblehnend. Erst ,im 2. 3. 26 zeigte der Staalssekrelär 
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Eellog dem GS an, daß der Senat am 27. l. 26 auf Grund 
einer Bol chafl des Prä . idenlcn beschlossen habe, dem 
Protokoll über Errichtung des SLIG beizulrelen, jedoch 
mit fünf Vorbehallen: der Beitrill bedeutet weder die 
Aufrichtung eines Rechlsverhältnisses zum VB, noch 
die Uebernahrne irgendeiner Yerpflichlung aus dem 
VFr\; die Vereinigten Staaten werden auf gleichem 
Fuß mit den Milgliedern an der Wahl der Richter teil­
uehmen; sie werden den Yon ihnen zu tragenden an­
gemessenen Teil der Kosten des SllG selbst bestimmen; 
sie können jederzeit zurücktreten, und die Satzung des 
StIG wird nicht ohne ihre Zustimmung geändert wer­
den; der SlIG wird ohne Zustimmung der Vereinigten 
Staaten kein Gutachten in einer Frage er tatten, an der 
sie sich für interessiert erklären. Die Zustimmung zu 
diesen Vorbehallen soll durch Notenwechsel von allen 
Signatarmächten erteilt werden. Ange. ichts der sich 
aus den Vorbehalten ergebenden Schwierigkeiten mate­
rieller und formeller Art beschloß der VBR auf Anlrag 
Chamberlains-Englancl, die Signatarmächte und die 
Vereinigten Staaten auf den l. 9. 26 zu einer Be­
sprechung in Genf zu laden (JO 26 530, 535 f., 628f., 
721 f.). Diese Einladung hat Amerika jedoch ab­
gelehnt. 

Allgemeines. 
Di Begründung des SLIG bedeutet insofern ernen 

Fortschrill, als er einen fest konstituierten, stets 
handlungsbereiten Ger ich t s h o f mit bestimmter 
Tagungszeit darstellt, der imstande ist, eine Ueber­
lieferung zu schaffen und in ständiger Praxis das 
Völkerrecht fortzubilden. Im Gegensatz dazu hatten 
die Haager Konferenzen von 1899 und 1907 nur zur 
Aufstellung einer L i s t e von R ich t e r n geführt, 
aus denen in jedem Einzelfall ein Schiedshof gebildet 
wurde. Ständigen Charakler bat nur das Büro des 
Schiedshofes unter der Aufsicht eines aus den diploma­
tischen Vertretern der Verlragsmächte im Haag be­
stehenden Verwaltungsrats (Abk. z. friedl. Erl. intern. 
Streitf. 41 f.). Abgesehen von den inneren Vorzügen 
der neuen Einrichtung ist auch die größere SchnelUg­
keit und Billigkeit des Yerfahrens vor dem SllG zu 
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b rück.sichtigen (vgl. aber Fernancles bei Munch II 
140 f.). 

Im Einzelnen. 
(1) S. 1 des Art. 14 ist durch die Begründung des 

StIG erledigt. Hervorzuheben ist, daß nicht dem VB, 
sondern den Milgliedern die Entscheidung über den 
Entwurf überlassen wurde. Die daraus ervrnchsenden 
Schwierigkeiten sind _jedoch dadurch überwunden, daß 
einerseils VBV und VBR den Enlwurf übereinstimmend 
annahmen (s. oben Vorbern. 1) und daß andererseits 
die Entschließung der I. VBV vom 13. 12. 20 be­
stimmte, daß ein zu errichtendes Protokoll den Mit­
gliedern zur Ratifizierung vorgelegt werden solle. Nach 
Ralifizierung durch die Mehrheit der Mitglieder solle 
die Satzung des SLIG in Krafl treten. Dieses vorn 
16. 12. 20 dalierle Protokoll hat im Laufe des Jahres 
1921 die nötigen Ratifikationen erballen, so daß der 
StIG am 30. 1. 22 zu seiner ersten Sitzung zusammen­
treten konnte. Gegenwärtig ist das Protokoll von 
48 Mächlen unlerzeichnet, von 37 ralifizierl (JO 25 
1574; 26 373). Die S atz u n g s m ä ß i g k e i l de s 
St IG steht somit außer Frage. 

(2) Die Satzung des St IG (abgedr. JO 21 14 f. 
und RTr VI 390 f. S. Anhang Nr. 6) bestimml, daß 
der Gerich lshof au 11 ordentlichen und 4 Hilfsrichtern 
besteht, deren Zahl von der VBV auf Vorschlag des 
VBR auf 15 und 6 erhöht werden kann. Die Richter 
müssen entweder die Befähigung zu den höchsten 
Rieb terämtern in ihrer Heimat oder anerkanntes An­
sehen als Kenner des Völkerrechts besitzen. Das Vor­
schlagsrecht steht, um politische Einwirkungen aus­
zuschalten, den in nationale Gruppen zusammengefaß­
ten Mitgliedern des Haager Schiedshofs zu, soweit die 
Staaten, von denen sie benannt sind, dem VB an­
gehören oder in der der VBS beigefügten Liste auf­
geführt werden. Staaten, die im Haager Schiedshof 
nicht vertreten sind, bilden zwecks Ausübung des Vor­
schlagsrechts ad hoc nationale Gruppen. Die Wahl 
erfolgt auf Grund der Vorschlagslisten getrennt in VBV 
und VBR so, daß die Mehrheit in beiden Körperschaften 
erlangt werden muß. Wenn nach 3 Wahlgängen noch 
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srhuß in Täligkeit und schließlich erhalten die bereils 
gewählten Richter das Recht der Zuwahl. Bei der 
,,·ahl soll für die Vertretung „der großen Formen der 
Zivili alion und der hauptsächlichen Rech tssysleme" 
gesorgl, im übrigen aber sollen die würdigsten Personen 
ohne Rücksicht auf ihre Talionalilät gewählt werden. 
Tatsächlich sind bei der ersten Wahl im Jahre 1921 
5 von den ordentlichen Richterstellen den ständigen 
Ralsmächten und Nordamerika zugefallen (s. unten 
Z. 4) und es ist kaum anzunehmen, daß diese je auf 
eine Vertrelung im SLIG verzichten werden. Die Wahl 
gilt für 9 Jahre, \Yiederwahl ist stallhaft. Eine Amts­
enlhebun~ kann nur bei Verlust der Qualifikation auf 
einstimmigen Beschluß der übrigen Richter s tallfind n. 
Die Milglieder des SLIG genießen bei Ausübung ihres 
Amts die diplomalischen Vorrechte. Sie verpflichten 
sich feierlich, in voller Unparteilichkeit und nach 
beslem Gewissen zu richten. Die ord ntlichen Richter 
dürfen keine polilische oder administrative Funktion 
ausüben (Art. 2- 20). Präsident und Vizepräsident 
werden für 3 Jahre gewiihll. Sitz des SLIG ist der 
Haag. Alljährlich trilt am 15. 6. eine ordenlliche 
Tagung zusammen. Außerordenlliche Tagungen wer­
den vom Präsidenten nach Bedarf einberufen. Der 
SLIG verhandelt grundsätzlich in pleno. Bei Behinde­
rung eines ordenllichen Richters wird in Hilfsrichter 
einberufen, doch genügt die Anwesenheit von 9 Rich­
tern. Für Entscheidungen über Fragen der Arbeil 
nach T. XIII und des Verkehrs und der Durchfuhr 
nach T. XII des VFrV werden 2 besondere Kammern 
im Bestande von je 5 Richtern gebildet. Für summa­
rische Verfahren wird auf Antrag der Parteien eine 
Kammer von 3 Richtern gebildet (vgl. unten Z. 5 A c 
und d). Die Richter, die Staatsangehörige der Part~ien 
sind, verbleiben in Ausübung ihres Amls und Jede 
Partei kann einen ihrer Staatsangehörigen, der die 
Qualifikation besitzt, für die Verhandlung ihrer Sache 
zum Richter ernennen. 

Von dieser Befugnis haben bisher Deutschland und 
Griechenland Gebrauch gemacht, jenes im Falle 
Wimbledon (unten Z. 5 A a) durch Ernennung 
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Schückings, dieses im Falle Mavrommatis (unten z. 5 
Abu. c) durch Ernennung Caloyannis (Publ. E 1 49 f.), 
ferner Deutschland und Polen im Oberschlesischen 
Streitfalle durch Ernennung Rabels und des Grafen 
Rostworowski (Publ. A 6 unten Z. 5 A f.). Die Ernen­
nung nationaler Richter erfolgt jedoch nur, wenn der 
StIG zu entscheiden, nicht aber, wenn er ein Gutachten 
abzugeben hat. 

Die ordentlichen Richter empfangen ein Jahres­
gehalL von 15 000 fl., sowie eine Aufwandsentschädi­
gung bis zu 20 000 fl., die Hilfsrichter nur eine Auf­
wandsentschädigung bis zu 30 000 fl. Eine besondere 
Aufwandsentschädigung beziehen der Präsident und 
der Vizepräsident (I. VBV Pl. 765 f., III. VBV Pl. I 
219 f., II 154 f. vgl. Publ. E 1 281 f.). Eine Pensions­
ordnung wurde von der V. VBV (Pl. 193 f. vgl. E 1 
283 L) beschlossen. Die Kosten des StIG trägt der VB 
(20- 33, vgl. E 1 271 f.). 

Prozeßfähig sind nm Staalen, und zwar in erster 
Reihe die Mitglieder des VB und die in der der VBS 
beigefügten Liste genannten Slaalen. Die Prozeßfähig­
keit erwerben können andere Staaten laut besonderem 
Beschluß des VBR (JO 22 526, 545 f., 609 f.) durch die 
grundsätzlich oder für den Einzelfall abgegebene Er­
klärung, daß sie die Gerichtsbarkeit des StIG an­
erkennen und sich verpflichten, sich seiner Entschei­
dung zu unterwerfen und gegen keinen Staat Krieg zn 
führen, der sich der Entscheidung unterwirft. Die Zu­
ständigkeit des StIG umfaßt alle ihm von den Parteien 
oder durch Verträge überwiesenen Fragen (vgl. Puhl. 
E 1 125 f., 349 f.). Insbesondere wird den Mitgliedern 
dur~h Art. 36 Abs. 2 anheimgestellt, durch Anschluß an 
eine von der I. VBV beschlossene Erklärung (,,disposi­
tion facullative") die Anrufung des StIG als obligato­
risch anzuerkennen, soweit es sich um die 4 in Art. 13 
Abs. 2 der VBS benannten Gruppen von Streitfällen 
handelt. Diese Erklärung ist bisher von 24 Staaten 
unterzeichnet und von 16 ratifiziert, unter denen sich 
jedoch keine Großmacht befindet (JO 25 1575; 26 
373, 648). Der StIG wendet an die durch internationale 
Verträge festgesetzten Normen, das internationale Ge­
wohnheitsrecht, die von den zivilisierten Staaten an-
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erkannten allgemeinen Rech tsgrundsä tzc und aushilfs­
weise die aus der Gericht praxis und d n Lehren der 
·wissenschaft sich ergebenden Regeln. Bei Einver­
sländnis der Parteien kann der SLIG ex aequo et bono 
entscheiden (34-38). Gerichtssprachen sind englisch 
und französisch, doch kann auf Antrag der Parteien 
eine andere Sprache zugelassen werden. Das Ver­
fahren zerfälll in ein schriftliche Vorbereitungsyer­
fahren und ein mündliches Hauptverfahren. Dieses i t 
grundsätzlich öffen Llich. Kraft der ihm zustehenden 
Prozeßleitung ergreifl der SLIG vorläufige Maßnal1men 
zur Sicherung von Rechten, setzt Formen und Fristen 
fest usw. Bei ichlerscheinen einer Parlei kann auf 
Antrag der andern verhandelt und nach Festslellung 
der Zu Ländigkeit und tatsächlicher und rechtlicher 
Prüfung der Anträge enlschieden werden. Der zu be­
gründende Spruch wird mil Slimmenmehrheit be­
schlossen. Bei SLimmengleichheiL enl cheidet die 
Stimme des Präsidenten. Die En Lscheidung isl end­
güllig, doch ist ein vViederaufnal1meverfahren zu­
lässig. Die Entscheidung chafft Rechl nur unter den 
Parteien. VorbehalLlich anderweiler Enlscheidung 
trägt jede Partei ihre eigenen Koslen (39-64). Vgl. 
Kyholm bei Munch II 248 f., Hatschek 276 f., Pohl in 
Pul. HandWB. II 900 f. Auf Grund des ibm in Arl. 30 
seiner Satzung anheimgeslelllen Rechls hat der StlG 
am 24. 3. 22 ein Reg! rnenl in 75 Artikeln beschlossen, 
das seine Geschäftsordnung und das Verfahren des 
näheren regelL (Publ. D 2 232, 560 f.), ferner eine Ge­
schäflsordnung für die Gerichlsschreiberei und eine 
Personalordnung (Publ. E 1 121 f., 83 f., 79 f.). 

(3) Arl. 14 überlrügL dem StIG neben der Entschei­
dung von Slreilfällen die Er Lallung gutachllicher 
Aeußerungen. Diese Gut a c b t e n haben selbstver­
sländlich keine bindende Krafl. Sie wirken in Er­
mangelung einer besonderen Beslimmung der VBS wie 
jedes Gutachlen aucloritale ralionis, nichl ralione 
aucloritalis. Der VBV und dem VßR steht es frei, sie 
abzulehnen oder ihnen beizulrelen. Doch hat der VBR 
bisher alle auf sein Ansuchen erstallelen Gulachten 
angenommen und nur gegen die Stellungnahme des 
SLIG zum oslkarelischen Slreil einen VorbehalL ge-
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macht (unten Z. 5 B e vgl. unten Art. 17 Z. 6 S). 
Immerhin gill die Annahme nur für den gerade vor­
liegenden Einzelfall. Eine Bindung für die Zukunft 
trill nicht ein. Das Lräfe auch dann zu, wenn VBV 
oder VBR um eine gulachlliche Auslegung der 
VB S ersuchen sollten. Das Recht authentischer Aus­
! gung steht dem SLIG nicht zu (vgl. unten Art. 26 Z. 4). 

(4) Die Zusammen s e L zu n g des S LI G. 
Die Wahl der Richter fand nach Arl. 4 f. der Satzung 
des SLIG während der II. VßV slalt. Die Zahl der Be­
werber war außerordentlich groß (JO 21 811 f.). In 
der VBV waren zunächst 5 Wahlgänge erforderlich, 
um eine l\lehrheil für die 11 ordentlichen Richter zu 
erzielen. Nachdem das gelungen war, lief das Wahl­
ergebnis des VBR ein, demzufolge nur 9 der von der 
VBV gewählten Bewerber auch im VßR die Mehrheit 
erhalten hallen. unmehr nahm die VBV einen 
sech Len Wahlgang vor, in dessen Ergebnis von den 
vier umslrillenen Bewerbern je einer von der Lisle 
des VBV und von der des VBR gewählt wurde. Diese 
zwei erhielten dann auch im VBR die Mehrbeil. Noch 
größere Schwierigkeiten ergaben sich bei der Wahl 
der Hilfsrichter. Trolz einer Reihe yon Wahlgängen 
wurde eine Uebereinslimmung der Listen nicht erzielt 
und es mußte ein Vermittlungsausschuß in Tätigkeit 
treten, dessen Vorschlag von beiden Wahlkörpern an­
genommen wurde (II. VBV Pl. 235 f., 251 f., 272, 279, 
~81, 290 f., 293 f.). Danach ergab sich folgender Bestand 
des SLIG: Allamira-Spanien, Anzilolti-llalien, Barbosa­
Brasilien, de Bu Lamanle-Cuba, Lord Finlay-England, 
Huber-Schweiz, Loder-Holland, foore-N ordamerika, 
Nyholm-Dänernark, Oda-Japan, Weiß-Frankreich. 
Hilfsrich Ler: Beichmann-Norwegen, Negulesco-Rumä­
nien, Wang Chung-Hui-China, Yovanovilsch-Süd­
slavien. Barbosa-Brasilien starb am 1. 3. 23. An 
einer Stelle wurde am 10. 9. 23 da Silva Pe soa-Bra­

silien in einem Wahlgang gewählt (IV. VBV Pl. 23 f., 
50). Der StIG wählte zu seinem Präsidenten für die 
Zeil vom 1. 1. 22 bis zum 31. 12. 24 den Holländer 
Loder, vom l. 1. 25 bis zum 31. 12. 27 den Schweizer 
Huber, zum Vizepräsidenten für beide Zeilabschnille 
den Franzo en Weiß. Zum Chef der Gerichts-
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schreiberei wurde für die Zeit vom 1. 1. 22 bis zum 
31. 12. 29 der Schwede Hammarskjöld ernannt (Publ. 
E 1 9 f., 77 f.). 

(5) D i e Praxis des S t I G. Der StIG hielt vom 
30. 1. bis 24. 3. 22 eine vorbereilende Tagung z,vecks 
Ausarbeitung des Reglements ab (Publ. D 1). Zur 
ersten ordentlichen Tagung trat er am 15. 6. 22 zu­
sammen. Satzungsgemäß ist er auch in den folgenden 
Jahren am gleichen Datum, mit geringen nach Tagen 
zählenden Abweichungen zu ordentlichen Tagw1gen zu­
sammengetreten. Die Dauer der Tagungen schwankte 
zwischen 2 und 3 Monaten. Außerordentliche Tagun­
gen hat er nach Bedarf abgehalten, und zwar im 
Januar/Februar 23, im November/Dezember 23, im 
Januar/März 25, im April/Mai 25, im Oktober/Novem­
ber 25. · 

Auf diesen Tagungen hat er nach den bisherigen 
mntlichen Veröffentlichungen, die mit dem Jahre 25 
abschließen, 6 Entscheidungen gefällt und 12 Gutachten 
abgegeben. Sie sind in den Publicalions de la Cour 
Permanente de Juslice Internationale wiedergegeben, 
jene in der Reihe A, diese in der Reihe B, während in 
der Reihe C die dazu gehörigen Urkunden abgedruckt 
sind und Reihe E, die den allgemeinen Jahresbericht 
des StIG bringt, eine kurze Zusammenfassung der 
Urteile und Gutachten gibt. Jede Entscheidung und 
jedes Gutachten tellt ein .Sonderheft unter eigener 
Nummer dar. 

A. E n t scheid u n gen (A 1-6, E 1 159 f.). 
a) Fa 11 des Dampfe r s Wim h l e d o n. Im 

März 21 verweigerte Deutschland dem englischen, von 
einer französischen Gesellschaft gecharterten Dampfer 
\ imbledon, der mit Munition nach Danzig bestimmt 
war, unter Berufung auf seine Neutralität im polnisch­
russis hen Kriege die Durchfahrt durch den Kieler 
Kanal. Nach ergebnislosen diploniatischen Verhand­
lungen umschiffte der Dampfer Dänemark. Wegen 
Ersatzes der dadurch verursachten Mehrkosten erhoben 
die in der Botschafterkonferenz vertretenen Mächte auf 
Vorschlag Deutschlands Klage vor dem StIG unter Be­
rufw1g auf Art. 380 des VFrV. Polen wurde als Inter-
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venient zugelassen. ber SLIG verurleille antragsgemäß 
am 17. 8. 23. Vgl. Wolgast, Der Wimbledonprozeß, 
Berlin 26. 

b) und e) D er F a 11 M a v r o mm a t i s. Der 
Grieche Mavrommatis hatte vor dem Kriege von der 
Türkei Konzessionen in Palästina erworben, England 
als Mandatsmacht halte sie anderweit vergeben. 
Griechenland klagte. Am 30. 8. 24 erklärte sich der 
StIG entgegen dem Widerspruch Englands für zu­
ständig, am 26. 3. 25 verurteilte er antragsgemäß. 

c) und d) Haftung bulgarischen Ver­
mögens in Griechenland für Kriegs­
hand 1 u n gen. Nach ~ 4 der Anlage zu Arl. 179 des 
NFrV haftet das auf dem Gebiet einer der alliierten 
Mächte befindliche Vermögen bulgarischer Staats­
angehöriger für Kriegshandhmgen der bulgarischen 
Hegierung. Ueber die Tragweite dieser Bestimmung 
enstanden Meinungsverschiedenheiten zwischen Bul­
garien und Griechenland. Im März 24 schlossen die 
Parteien einen Schiedsvertrag, kraft dessen sie den Fall 
dem StIG unterbreiteten, und zwar mit dem Ersuchen, 
im summarischen Verfahren zu m1terscheiden. Die 
aus Loder, Weiß und Huber gebildete Kammer fällte 
ihren Spruch am 12. 9. 24 ohne mündliche Verhand­
lung. Am 26. 3. 25 prüfte sie das Ersuchen Griechen­
lands um Interpretation ihres Spruches. Sie erklärte 
sich für zuständig, lehnte aber eine Interpretation ab, 
da diese den Rahmen des Spruches, der durch den 
Schiedsvertrag gegeben sei, nicht überschreiten dürfe. 

f) Deutsche Interessen in Polnisch-
0 b er s c h 1 es i e n. Polen hatte die Stickstoffwerke 
in Chorzow zwangswei. e in eigene Verwaltung über­
nommen und den polnischen Fiskus als Eigentümer in 
das Grundbuch eintragen lassen und ferner einer 
Anzahl deutscher Großgrundbesitzer die Liquidation 
ihrer Besitzungen angekündigt. Auf Grund des Art. 23 
des Genfer deutsch-polnischen Abkommens über Ober­
schlesien vom 15. 5. 22 erhob Deutschland Klage vor 
dem StlG. Polen bestritt die Zuständigkeit des StIG. 
Durch Entscheidung vom 25. 8. 25 erklärte sich der 
StIG für zuständig. 

Nach Zeitungsmeldungen hat der StlG am 25. 5. 2'5 
das Endurteil im Sinne der deutschen Anlräge gefällt. 
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B. Gulachten (B 1-12, E 1179f.). 
a) A u s 1 e g u n g de s Art. 3 8 9 Abs. 3 des 

V Fr V. Nach der genannten Bestimmung müssen die 
Delegierlen zur Internationalen ArQeitskonferenz, die 
nicht der Regierung angehören, im Einvernehmen mit 
den hervorragendsten Berufsorganisationen der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer ernannt werden. Die hollän­
dische Regierung ernannte für die zwei erslen Tagun­
gen als Arbeitervertreter den Kandidaten der größten 
Organisation, für die dritte den dreier anderer Organi­
sationen. Jene erhob beim Arbeitsamt Einspruch und 
die Konferenz ersuchte durch den VBR den StIG um 
ein Gutachten. Dieser gab es am 31. 7. 22 dahin ab, 
daß die Ernennung des Vertreters nach Möglich­
keit im Einverständni mit allen Berufsorganisationen 
erfolgen solle. Wenn aber eine Einigung nicht zu 
erzielen sei, seien die Wünsche der Organisationen zu 
berücksichligen, die insgesamt die größte Milglieder­
zahl aufweisen. Das sei hier geschehen. 

b) und c) Zuständigkeit der Interna Li o -
nalen Arbeitsorganisation für Fragen 
der Landwirtschaft. Auf Veranlassung Frank­
reichs ersuchte der VBR den StIG um ein Gutachten 
darüber, ob die Internationale Arbeitsorganisation zu­
ständig sei, erstens für Fragen, die die landwirtschaft­
lichen Arbeiter betreffen, zweitens für Fragen der Ent­
wicklung der landwirtschaftlichen Produktionsmiltel. 
Der StIG erstattete unter dem 12. 8. 22 zwei Gutachten, 
deren erstes bejahend, deren zweilcs verneinend ausfiel. 

d) Eng 1 i s c h - f ran z ö s i scher S t reit um 
die Staatsangehörigkeit in Tunis und 
Marokko (vgl. unten Art. 15 Z. 9 P). Die angesichts 
des englischen Protestes gegen die Regelung der Staats­
angehörigkeit in den genannten französischen Protek­
toraten von Frankreich erhobene Einrede der aus­
schließlichen Zuständigkeit nach Art. 15 Abs. 8 wurde 
durch Gutachten vom 7. 2. 23 für unbegründet erklärt. 
Die ausschließliche Zuständigkeit bestehe für das 
Gebiet, das nieht grundsätzlich dur h Völkerrecht ge­
regelt sei. Die Ausdelmung dieses Gebiets, das im all­
gemeinen die Frage der Staatsangehörigkeit umfaßt, 

Freyl ngh-Lo·1·i 11gbov~n , Viilkc1·l,nn.d 11 
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sei von der Enl\Yicklung der internationalen Be­
ziehungen abhängig. Die Freiheit eines Staates könne 
aber auch innerhalb dieses Gebiets durch internationale 
Vereinbarungen beschränkt sein. Im Falle eines 
Streites sei jedoch das Vorhandensein einer olchen 
Beschränkung nicht schon dann anzuerkennen, wenn 
internationale Vereinbarungen in die Angelegenheit 
hineinspielen. Es sei vielmehr erforderlich, daß sie 
von rechtlicher Bedeutung für die Streitigkeit seien. 
Keinesfalls aber werde eine Frage der ausschließlichen 
Zuständigkeit der einen Partei dadurch entzogen, daß 
die andere den Fall vor den VB bringt. Von diesen 
Grundsätzen ausgehend, gelangte der StIG zu einer 
Yerwerfung der französischen Einrede. Der inter­
nationale Charakter des 1~ alles ergebe sich nicht nur 
daraus, daß die Parteien unbestrillen vorliegende Ver­
einbarungen verschieden auslegen, sondern auch dar­
aus, daß England Kapitulationsrechte auf dem franzö­
sischen Protektoratsgebiet in Marokko ausübt. 

e) Der f in n 1 ä n d i s c h - russische S t reit 
um Ostkarelien (vgl. unten Arl. 17 z. 6 S) . Der 
StIG lehnte unter dem 23. 7. 23 die Erstallung des vom 
VBR erbetenen Gutachtens ab, da Sowjetrußland nicht 
litglied des YB und daher durch die Bestimmungen 

der VHS nicht gebunden sei, da es eine Beteiligung am 
Verfahren verweigert habe und da nach völkerrecht­
lichen Grundsätzen internationale Streitigkeiten nur mit 
Zustimmung beider Parteien einem Verfahren unter­
worfen werden können. Unter den Begriff des Ver­
fahrens aber falle auch die Erstallung eines Gutachtens 
durch den StIG. Das treffe im gegebenen Falle um so 
mehr zu, als durch das Gutachten die Entscheidung 
vorweggeuornmen würde. Davon abgesehen, könne der 
SLIG auch nicht auf Grund des von nur einer Seite 
vorgebrachten Materials Stellung nehmen. 

Von besonderer grundsätzlicher Bedeutung ist die 
ansdrückliche Feststellung des StIG, daß die 1icht­
mitglieder durch die VBS nicht g bunden sind. Sie 
folgt zwar von selbst und unwiderleglich aus der 
Rechtslage. Da die VBS jedoch Anspruch auf all­
gemeine Geltung über den Rahmen de YB hinaus 
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erhebt, ist diese Festslellung clmch den obersten 
Gerichtshof des VB durchaus wcsenllich. 

f) Der Fall der deutschen Ansiedler 
in Polen (vgl. oben Art. 4 Z. 8 B d). Nachdem durch 
Art. 256 des VFrV das preußische Slaatseigentum in 
den an Polen abgetretenen Gebieten auf den polnischen 
Fiskus übergegangen war, begann Polen auf Grund 
eines Gesetzes vom 14. 7. 20 diejenigen Ansiedler aus­
zulreiben, deren Rentengutsverträge zwar vor dem 
11. 11. 18 geschlossen waren, die aber die Auflassung 
ersl nach diesem Tage erhalten hatten und ebenso die­
jenigen, deren Pachtverträge nach diesem Tage in 
H.en Lengutsverträge umgewandelt waren. Infolge einer 
Beschwerde des Deutschtumbundes in Bromberg vom 
8. 11. 21, die sich auf den MinderheitenverLrag vom 
28. 6. 19 stützte, ersuchte der VBR den StlG um ein 
Gutachten. Dieses erging unter dem 10. 9. 23 nach 
Anhörung von Vertretern der deutschen und der pol­
nischen Regierung dahin, daß der VßR auf Grund des 
Minderheitenvertrages für den Fall zuständig und daß 
das Vorgehen Polens rechtswidrig sei. Das Gesetz vom 
14. 7. 20 wolle das Land entgermanisieren und stehe da­
durch im Widerspruch zum Minderheitenvertrage. 
Das preußische und sonstige Staatseigentum sei auf 
Polen nicht am Tage des Waffenstillstandes, sondern 
am Tage des lnkrafttretens des VFrV übergegangen. 
Die Ansiedler hätten durch die Rentengutsverträge 
zwar nicht Eigentum, wohl aber Anspruch auf Ueber­
tragung des Eigentums erworben, also ein Privatrecht, 
das Polen nicht verletzen dürfe. Dieses gelte analog 
auch für die Pachtverträge. 

Ungeachtet dieses Gutacb Leus blieb es bei der Aus­
treibung und die Ansiedler wmden mit einer Geld­
entschädigung abgefunden. 

g) D i e E r w e r b u n g d e r p o l n i s c h e n 
S l a a t s a n a e b ö r i g k e i t (vgl. oben Art. 4 
Z. 8 B d). Unter dem 8. 11. 21 beschwerte sich 
der Deutschtumsbund in Bromberg beim VBR über 
die polnische Auslegung des Art. 4 des Minder­
heitenvertrages vom 28. 6. 19. Ihr zufolge werde 
gefordert, daß die Eltern der die polnische Staals-

H• 
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angehörigkeil beanspruchenden Personen einen Wohn­
silz im nunmehr polnischen Gebiel nichl nur zur Zeil 
der Geburt dieser Personen, sondern auch zur Zeil des 
lnkrafLLrelens dieses Verlrages gehabl haben sollten. 
Dadurch werde die Erwerbung der polnischen Staals­
angehörigkeil erschwert und die Liquidierung des Ver­
mögens der fraglichen Personen ermöglicht. Polen 
bestriLL, daß Art. 4 unter dem Schulz des VB slehe und 
verneinte die Zuständigkeit des VBR. Dieser ersuchle 
den SLIG um ein Gulachlen sowohl über die Frage der 
Zusländigkeit, als auch über die Rich tigkeil der pol ­
nischen Auslegung. Der SLIG anerkannte durch Gul­
achlen vom 15. 9. 23 die Zuständigkeit des VBR und 
verwarf die polnische Auslegung des Art. 4. 

Auf Vorschlag des VBR wurden unmiLtelbare Ver­
handlungen zwischen Deutschland und Polen an­
geknüpft, in deren Ergebnis am 30. 8. 25 in Wien ein 
, ·erlrag über Staatsangehörigkeit und Oplion ab­
geschlossen wurde (vgl. .JO 25 855, 895 f., R'fr XXXII 
:i31 f.). 

h) Der p o I n i s c h - t s c h c c hi s c h e Ja wo r -
z i n a - S t r e i t (vgl. oben Arl. 11 Z. 4 G). Auf ge­
meinsame Ersuchen Polens und der Tschechoslowakei 
halle die Botschafterkonferenz am 28. 7. 20 in dem 
zwischen beiden Staaten slriLLigen Gebiet eine Grenz­
linie gezogen. Polen verweigerte ihre Anerkennw1g 
und nach langwierigen ergebnislosen Verhandlungen 
übergab die Konferenz die Angelegenheit dem VBR. 
Dieser er uchte den SLIG um ein Gutachlen darüber, 
ob di Entscheidung der Konferenz als endgültig an­
zusehen sei. Unler dem 6. 12. 23 bejahte der StIG 
diese Frage, sprach jedoch dem Grenzzieh ungsaus­
schuß die Befugnis zu, Verbesserungen der Linie vor­
zunehmen. 

Demenlsprechend ist in der Folge mit Billigung der 
Botschafterkonferenz verfahren worden und die An­
gelegenheil hal durch Protokoll vom 6. 5. 2-1 ihren Ab­
schluß gefunden. 

i) D e r a l b a n i s c h - s ü d s I a v i s c h e S l r e i t 
u m d a s K 1 o s t e r S l. a u m ( vgl. oben Arl. 11 Z. 11 
G). Die Festsetzung der Grenzen des durch den 
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Londoner Verlrag vom Jahre 1913 ge. chaffenen Slaales 
Albanien war infolge de \Vellkrieges nichl zu Ende 
geführt. Bei der Aufnahme Albaniens in den VB er­
such le die 1. VBV die Hauplmärhle um Regelung der 
noch offenen Fragen. Der von diesen niedergesetzte 
Grenzausschuß teilte das Kloster St. Naum Albanien zu. 
SüdslaYien protestierte. Die ßolschaflerkonferenz über­
wies den Slreil dem YBR, dies r ersuchte den SLIG 
um ein Gutachten, das am 4. 9. 24 dahin ging, daß die 
getroffene En lscheidung anzuerkennen sei. 

k) G r i e c h i s r h - l ü r k i s r h e r S l r e i l u m 
rl c n Be v ö I k er u n g s a u s Lau s c h (vgl. oben Arl. 
l 1 Z. 4 H). Innerhalb des Gemischten Ausschusse , der 
über den Bevölkerungsaus tausch auf Grund des Ver­
trages vom 30. 1. 23 zu wachen hal, enlslanden Mei­
nungsverschiedenheiten über die Auslegung des Arl. 2 
dieses Vertrages, der Yon den dem Austausch niehl 
unterworfenen Personen, insbesondere den in Konstan­
tinopel ansiissigen Griechen handelt. Durch Vermill­
lung des VBR wurde der SLIG um ein Gutachten 
ersucht. Der SLIG gab die erbetene Auslegung unter 
dem 21. 2. 25. 

l) Der Danz i g - p o I n i s c h e Pos l k asten -
S L r eil (vgl. oben Art. 4 Z. 8 Ab) . In dem Danzig­
polnischen Pariser Abkommen vom 9. 11. 20 war Polen 
da Recht zugestanden, im Hafen einen Postdienst 
zwecks direkten Verkehrs mit Polen einzurichten. 
Ueber die Einzelheilen bestimmte ein Warschauer Ab­
kommen vom 24. 10. 21. Demgemäß wurden Polen 
Ende 22 die nötigen Räumlichkeiten am Heveliusplalz 
eingeräumt. Am 5. 1. 25 ließ Polen an verschiedenen 
Stellen der Stadt Postkästen anbringen und nahm das 
Recht zum Austragen von Postsendungen in der Stadt 
für sich in Anspruch. Danzig beslrill ihm das Recht 
zu poslalischen Operationen außerhalb des Hevelius­
plalzes und zur Besorgung anderer Korrespondenz 
als der der polni chen Beamten. Der VB-Kommissar 
anerkannte diese Auffassung, Polen wandle sich an den 
VBR und dieser ersuchte den StIG um ein Gutachten. 
Es wurde unter dem 16. 5. 25 erslaltel und stellte 
fest, daß Polen in seinem Postdienst nicht auf den 
Heveliusplalz und nicht auf die polnischen Behörden, 
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wohl aJ)er auf das GebieL des Danziger Hafens be­
schränkt sei. Der Umfang diese GebieL sei jedoch 
nirhL fesLgelegL. 

Der VBR ernannle am 11. 6. 25 einen vierglicde­
rigen Ausschuß zwecks Festsclzung des Hafengebiels. 
Sein BerichL wurde vom VBR am 19. 9. 25 angenom­
men (JO 25 1371 f.). 

m) De r engl i s c· h - L ü r k i s c h e S L reit u 111 
l\I o s s u 1 (vgl. unten Arl. 17 z. ß T). Im Verlauf dieses 
SLreiLs beschloß der \ llR am 19. 9. 25, den SLIG um 
ein Gulach ten zur Auslegung des Art. 3 Abs. 2 des 
LFrV, durch den dem VBR die Enlscheidung über die 
Grenzziehung zwischen Türkei und Irak übertragen 
wurde, zu ersuchen, und zwar 1. über den Charakler 
der zu fällenden Enlscheidung, ob sie nämlich Schieds­
spruch, Empfehlung oder Vermilllungsvorschlag zu 
sein habe und 2. ob sie einstimmig oder miL Mehrheit 
zu fassen sei und ob die Parleien milslimmen dürflen. 
Das Gutachlen erging unler dem 21. 11. 25 dahin, daß 
die Entscheidung für die Parleien bindend und end­
gültig und daß sie einslimmig zu fas en sei. Die 
Parteien dürflen milstimmen, doch würden ihre SLim­
men nicht gezählL. 

In der Begründung hebL der SLIG hervor, daß der 
VBR nach der VBS keineswegs die SLellung eines 
Schiedsrichler habe. Es slehe _jedoch nichls dem enl­
gegen, daß die Parleien ihm durch Vertrag weiler­
gehende Rech Le zugestehen, als er sie nach der VBS 
haL. Andererseits hindere die Ueberlragung solcher 
Rechle ihn nichL, unabhängig davon die Beilegung des 
Streits nach Art. 15 durch Vermilllung und Empfeh­
lung zu versuchen. Die Forderung der EinsLimmigkeiL 
wiederum ergebe sich aus ArL. 5 Abs. 1. Ausnahmen 
l,önnlen angesichts des ganzen Charaklers des VB nur 
zugelassen werden, wenn ie ausdrücklich vorgesehen 
sind. Das müsse auch dann gellen, wenn dem VBR 
Befugnisse zugestanden sind, die über die VBS hin­
ausgehen. Die Nichlberücksichtigung der SLimmen 
der Parteien aber erfließe aus dem allgemeinen Grund­
satz, daß niemand RirhLer in eigener Sache sein könne. 
Dieser Grundsalz sei in Art. 15 Ab . 6 und 7 und Art. 16 
Abs. 4 anerkannt "(Publ. B 12 27 f.). 
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n) In einem weileren Falle, niimlich in dem 
griechisch-Lürkischen Slreil um die 
Ausweisuug des Oekumenischen Palri­
a r c h e n ( oben Arl. 11 z. 4 II) un lerblieb die Abgabe 
des vom VBR am 14. 3. 25 erbelenen Gulachlens, weil 
der Slreil durch unmille]bare Verhandlungen beigclegl 
und das Ersu('hen des VBR zurückgezogen wurde. Die 
Türkei halle die Zusländigkeil des VBR beslrillen, da 
es ich um eine innerlürki ehe Angelegenheil handle. 
Es wurde also der Grundsalz des Arl. 15 Abs. 8 von 
einem N ieb Lmi Lgliede geltend gemach l. Demgemäß 
ging das Ersuchen des VBR an den SLIG dahin, sich 
zu äußern, ob die Einrede der Unzusländigkeil den 
YBR hinclerc, üher den Appell Griechenlands zu ver­
handeln (VI. VBV PI. 197 f., Pub!. E 1 230 L Pub!. 11 
berichlen über diesen Fall nich l.). 

Artikel 15. 
Die ßundesmilglieder kommen überein, daß eine 

zwischen Bundesmitgliedern entstandene Streitfrage, 
die zu einem Bruch führen könnte und die nicht der 
in Art. 13 vorgesehenen schiedsgerichtlichen oder ge­
richtlichen Regelung unterworfen wird, vor den Rat zu 
hringen ist. Zu diesem Zweck genügt es, wenn eine 
der Parteien den Generalsekretär benachrichli 0 l. 
Dieser veranlaßt alles Nötige zu erschöpfender Unter­
suchung und Prüfung. 

Die Parteien haben ihm binnen kürzester Frist 
eine Darlegung ihres Streitfalles mit allen einschlägigen 
Tatsachen und Belegstücken mitzuteilen. Der Rat kann 
deren unverzügliche Veröffentlichung anordnen. 

Der Ral bemüht sich, die Schlichtung der Streit­
frage herbeizuführen. Gelin°t ihm das, so veröffent­
licht er, soweit er es für nützlich hüll, eine Darstellung 
des Talbe landes mit den dazu gehörigen ErHiule­
rnngen und dem Wortlaut des Ausgleichs. 

l{ann die Streitfrage nicht geschlichtet werden, so 
verfaßt und veröffentlicht der Rat einen auf einstim­
migem Beschloß oder auf Mehrheitsbeschluß beruhen­
den Bericht, der die Einzelheiten der Streitfrage und 
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die Vorschläge wiedcrgibl, die er zur Lösung der Frage 
als die gerechtcslcn und geeignelsten empfiehlt. 

Jedes im Ral vertretene Bundesmitglied kann 
gleichfalls eine Darstellung des Tatbestandes der Streit­
frage und seine eigene Stellungnahme dazu veröffent­
lichen. 

\Vird der Bericht des Rats von denjenigen seiner 
Mitglieder, die nichl Vertreter der Parteien sind, ein­
stimmig angenommen, so verpflichten sich die Bundes­
mitglieder, gegen eine Parlei, die ich den Vorschlägen 
des Berichls fügt, nicht zwn Kriege zu schreiten. 

Findel der Bcrichl des Rats nicht die Zustimmung 
aller seiner Mitglieder, die nicht Vertreler der Parteien 
sind, so behallen sich die Bundesmitglieder clas Recht 
vo1·, so zu handeln, wie sie es zur Aufrechterhaltung 
von Recht und Gerechtigkeit für notwendig erachten. 

Macht eine der Parteien geltend und erkennt der 
Rat an, daß sich der Streit auf eine Frage beziehl, die 
nach internationalem Rechl zur ausschließlichen Zu­
sfandigkeit dieser Partei gehört, so hat der Rat das in 
einem Bericht festzustellen, ohne eine Lösung vorzu­
schlagen. 

Der Rat kann in allen in diesem Artikel vor­
gesehenen Fällen die Streitfrage vor die Bundesver­
sammlung bringen. Desgleichen hat sich die Bundes­
versammlung auf Antrag einer der Parteien mit der 
Streitfrage zu befassen. Dieser Antrag ist binnen vier­
zehn Tagen, nachdem die Streitfrage vor den Rat ge­
bracht worden ist, zu stellen. 

In jedem der Bundesversammlung unterbreiteten 
Falle finden auf das V erfahren und die Befugnisse der 
Bundesversammlung die Bestimmungen dieses Artikels 
und des Art. 12, die sich auf das Verfahren und die 
Befugnisse des Rats beziehen, Anwendw1g. Ein von 
der Bunclesversammltmg unter Zustimmung der Ver­
treter der dem Rate angehörenden Bundesmitgliecler 
und der Mehrheit der anderen Bundesmitglieder, in 
jedem Falle unter Ausschluß der Vertreter der Parteien, 
beschlossener Bericht hat dieselbe Bedeutung wie ein 
Bericht des Rats, den seine Mitglieder mit Ausnahme 
der Vertreter der Parteien einstimmig angenommen 
haben. 
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Vorbemerkung. 
\' gl. Vorbemerkung zu Arl. 12. 

llgemcinc . 
Arl. 15 faßl im Gegensalz zu Arl. 13 die S l r c i l -

f ä 11 c ins Auge, die r e i n p o l i Li s c h e n 
oder überwiegend polilischen Charak­
l er hab c n und deren Enlscheicluna narh Rech l -
grundsälzen deshalb nichl möglich isl oder nichl 
angchrachl erscheint. Daher wird der VBR damil 
belraul, zunächst zu vcrmilleln und im Falle des Miß­
lingens von ich aus eine Lösung Yorzuschlagen. Es 
Ycrslehl sich von selbsl, daß diese sieb au[ polilischen 
Erwägungen aufbauen muß. Desgleichen liegl auf der 
Band, daß hierbei nicb L nur die In lcressen der Par­
leien, sondern auch die der Ralsmäch le und gegebenen­
falls weiterer Slaalen Berürksichligung finden werden. 
Bei einer solchen Sachlage isL es begreiflich, wenn der 
SLcllungnahme des VBR nur unler der Yorausselzung 
cler EinsLimmigkeiL bindende Kraft heigeme sen wird 
und auch das nur in negaliver Richtung, während im 
übrigen die Freibeil der Bundesmitglieder voll gewahrl 
bleibl. Zwar haben sich in der Praxis owohl Vermill­
lung als Berichtsverfahren wiederbolL als erfolgreich 
erwiesen. Doch handelte es sich dabei um Zusammen­
slöße zwischen kleineren Slaaten, die sich dem Druck 
des VBR fügen mußlen. Immerhin isl auch hier ein 
Fall offener Renitenz zu verzeichnen, gegen den der 
VBR nichl eingeschrilten ist (vgl. oben Art. 11 z. 4 ß). 
Von den zwei Fällen dagegen, an denen Großmächte 
Leleiligt waren, hat sich nur der eine einwandfrei er­
ledigt (unten Z. 9 P), was sich aus der verhällnismäßig 
geringfügigen Bedeulung des Slreitfalles erklärt. Im 
anderen Falle, in dem einer der Hauptmächte ein 
kleinerer Slaat gegenüberstand, bleibl das Rechlsgefühl 
durchaus unbefriedigl (unten z. 9 Q). Es steht zu be­
fürchten, daß auch in Zukunfl in ähnlichen Fällen ein 
ähnliches Verfahren belieht werden wird. Unabhängig 
davon muß die Möglichkeit in Betracht gezogen "·erden, 
daß das Verfahren nach Arl. 15 bei ernsthaften Slreil­
fällen, an denen beiclerseils Großmäch le heleiligl sind, 
versagen kann und daß daher solche Streitfalle einen 
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wenigstens zeitweiligen Auseinanderfall des VB zur 
Folge haben können. 

Unter diesen Umständen darf die materielle Bedeu­
tung des Art. 15 nicl1 t überschätzt werden, wenngleich 
ihm. relativer Wert nicht abzusprechen ist. Sehr be­
achtenswert ist auch der Vorbehalt des Abs. 8. Die 
Anrufung der VBV dürfte praktisch kaum Bedeul~ng 
erlangen und allenfalls dann vorkommen, wenn eme 
Partei sich im VBR einer geschlossenen Interessenten­
grnppe gegenübersieht. 

Im Einzelnen. 
(1) Die Fassung von Abs. 1 S. 1 in beiden Urtexten 

und dementsprechend in den bisher veröffentlichten 
Uebersetzungen ist mißverständlich. Es kann der Ein­
druck entstehen, als \väre ein besonderes Ueberein­
tommen zwischen den Parteien erforderlich, damit ein 
Streit vor den VBR gebracht werden könnte. Das ist 
jedoch, wie sit;h aus der Gesamtheit der einschlägigen 
Bestimmungen, in besondere auch aus Art. 12 und 
HUS der bisherigen Praxis ergibt, nicht der Fall. 
Vielmehr genügt e i 11 e eins c i t i g e A 11 zeige 
an de 11 G S, die nicht nur dann erfolgen kann, 
wenn Verhandlungen über eine gerichtliche Rege­
lung sich zerschlagen haben, sondern auch dann, 
wenn eine Partei von vornherein eine solche Regelung 
für nicht angebracht hält. Um das klarzustellen, schien 
in diesem Falle eine freiere Uebersetzung am Platze, 
die sich in einer anderen Stilisierung des S. 1 aus­
drückt. 

Der GS hat die Anzeige zur Kenntnis des VBR zu 
bringen und sie, wenn sie ohne Einvernehmen mit J.er 
Gegenpartei erfolgte, dieser mitzuteilen. Alsdann sind 
beide Parteien gemäß Abs. 2 verpflichtet, eine Dar­
stellung des Falles mit dem dazugehörigen Material 
einzureichen. Sache des GS wird es sein, nötigenfalls 
durch Rückfragen eine Vervollständigung herbeizu­
führen. 

Die in Abs. 2 S. 2 vorgesehene unverzügliche Ver­
öiientlichung der Materialien dürfte nur in Ausnahme­
fällen am Platze sein. Sie ist bisher nur in der Aland­
und in der Wilnafrage (oben Art. 11 Z. 4A und B)erfolgt. 
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(2) In dem Fragebogen, den der VBR im Anschluß 
an den Korfu-Fall einem Juristenausschuß vorlegte 
(s. unten Z. 9 Q), wird erstens die Frage aufgeworfen, 
ob der VBR im Falle des Arl. 15 vor Einlrill in die 
Materie zu prüfen habe, oh tatsächlich die Ge f a h r 
eines Bruches vorliegl. Der Aus chuß erwiderte, 
daß der VBR zu einer solchen Vorprüfung weder auf 
Antrag noch ex officio Yerpflichtet sei, daß er aber 
jederzeit die Schwere des Streitfalls in Erwägung 
ziehen und danach ,ein Vorgehen regeln könne. Diese 
Antwort i t vom VBR und der VBV mit Recht gebilligt 
worden. Auch aus dem anfänglich unbedeutendsten 
Konflikt kann ein Bruch entstehen, und so erwünscht 
es ist, daß der VBR nicht mit Kleinigkeiten behelligt 
werde, so gefährlich wäre es, wenn die Anzeige einer 
Partei mit der Begründung zurückgewiesen werden 
könnte, daß der Streitfall zu einem Bruch nicht führen 
würde. Namentlich die Lage kleinerer Staaten würde 
dadurch ver chlechlert, da ihnen in einem Konflikt mit 
einer Großmacht diese Begründung leicht entgegen­
gehallen werden könnte. 

Die zweite Frage betraf die Zuständigkeit des VBR 
in dem Falle, wenn der Streit bereits Gegen -
stand eines gerichtlichen oder sonsti­
gen Verfahrens isl. Der Au chuß erklärte, 
wiederum mit Recht, daß der VBR solchenfalls eine 
Prüfung ablehnen müsse. 

In der Antwort des Ausschusses auf die drille 
Frage wird festgestellt, daß der in Art. 15 Abs. 8 Yor­
gesehene Fall der einzige sei, in dem der VBR die vor 
ihn gebrachte Streitigkeit nicht zu prüfen habe und 
daß eine Einrede sich nicht auf einen Vorbehalt stützen 
könne, wie sie in den meisten Schiedsverträgen ent­
halten seien. 

Diese Antwort ist in ihrer Allgemeinheit nicht 
unbedenklich. Ihre Richtigkeil kann jedoch dahin­
geslellt bleiben, da der VBR für die Zukunfl an sie 
nicht gebunden ist. Wesentlich und von praktischer 
Bedeutung ist jedenfalls der in ihr enthaltene Hin­
\Yeis auf die Einrede der U n zus t ä n cl i g k e i t aus 
A r L. 15 A b s. 8. 

(3) Ab s. 8 i t ebenso wie der Hinweis auf die 
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l\fonroedoklrin in Arl. 21 von \Vilson au[ Verlangen der 
amerikanischen Opposilion in den Entwurf vom 28. 4. 19 
hineingebrachl worden, um eine Einmischung de VB 
in amerikanische Angelegenheilen zu verhindern (Schou 
bei Munch I 297 f.). Man mag dabei in erster Reihe an 
die in der Einwanderungsfrage zwischen Nordamerika 
und Japan entstandenen Schwierigkeiten gedacht 
haben. So, ·wie Abs. 8 gefaßt ist, beschränkt er ·ich 
jeclo 'h nicht auf Einzelfragen, sondern anerkennl den 
allen völkerrech Llichen Grundsalz der ich t ein -
mischung in die inneren Angelegen­
h c i l e n anderer Staaten. Freilirh ist rlieser Grund­
satz nicht nur in den Pariser FrV, sondern auch in 
einer Reihe weüerer, im Anschluß an diese ge­
schlossenen Verträge, vor allem in den Minderheiten­
, erlrügcn, außer Kraft geselzl worden, und die VBS 
selbst engl ihn im Hinblick auf ihre Mitglieder in tief­
greifender Weise ein, so in Arl. 1 Abs. 2. Immerhin 
erkennt Abs. 8 ihn ausdrüeklieh an, und der VBR isl 
daher vorbehalllich der vertraglichen Einschränkungen 
an ihn gebunden. Er wird ein Eingreifen ablehnen 
müssen, soweit Fragen der inneren Gesetzgebung oder 
Verwallung oder Rechtsl?recbung eines Slaales durch 
den ihm vorgelegten Streit berührt werden, es sei denn, 
daß aus den FrV oder anderen Verträgen ein Recht 
auf Einmischung abgeleitel werden kann. Die Prä­
sumption wird hierbei zugun len der Ablehnung 
sprechen, und die Beweislasl wird dem gegnerischen 
Staat obliegen. Da es sich um die Einschränkung eines 
anerkannten Grundsalzes handelt, kann der Beweis 
auch nicht per analogiam geführt werden, und die 
heslimmlen Slaalen auferlcgle Duldungspflicht kann 
auch in der gleichen Malerie anderen Staaten nicht 
vom VBR aufgezwungen werden. Es kann das auch 
nicht unter Berufung auf eine sonst drohenrle Kriegs­
gefahr auf Grund von Art. 11 Abs. 1 geschehen. 
Widrigenfalls würde der Grundsatz der Nich lein­
mischung hinfällig, und es gäbe für die Einmischung 
keine Grenzen. Wenn, wie Schi.icking-Wehberg 592 f. 
wollen, der VBR befugl sein soll, auf Grund des in der 
VB nicht anerkannten Selbslbeslimmung rechts der 
Yölkcr eine Volksabstimmung anzuordnen oder in die 
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Nalionalitälenpolilik von Staaten einzugreifen, die nicht 
durch Minderheitenverträge gebunden sind, so stünde 
auch nichts dem entgegen, daß er etwa einem Slaat 
verböte, Prohibilivzölle anzuwenden, die die Ausfuhr 
eines anderen Staates drosseln, seine wirtschaftliche 
Existenz bedrohen und dadurch eine Kriegsgefahr her­
vorrufen (vgl. auch die parlamentarische Auseinander­
setzung zwi chen Mussolini und Stresemann im 
Februar 26 über die Südtiroler Frage und Mussolinis 
abschließende Erklärung vor dem italienischen Senat, 
daß er eine Erörlerung dieser Frage „vor keinem Rat 
und keiner Versammlung" dulden werde). Diese 
Rechtslage kann nur durch eine Satzungsänderung be­
hoben werden. 

Diese Auslegw1g entspricht auch der Auffassung 
des SLIG, wie er sie im englisch-französischen Streit 
um die Staatsangehörigkeit in Tunis und Marokko dar­
gelegt hal (Publ. B. 4 23 f., vgl. unten Z. 9 P. und Arl. 14 
Z. 5 ß d). Hier wird besonders hervorgehoben, daß das 
Interesse anderer Staaten an einer bestimmten An­
gelegenheit rechtlich nicht ins Gewicht falle. Allein 
maßgebend sei, ob die ausschlieilliche Zuständigkeit 
eines Staates in seinen inneren Angelegenheiten durch 
völkerrechtliche Regelung oder durch internationale 
Verträge eine Einschränkung erfahren habe. 

Die Entscheidung über die Berechtigung der Ein­
rede steht dem VBR zu, der sie unmittelbar fällen, aber 
auch vorher ein Gutachten vom StIG oder einem 
Juristenausschuß einholen kann (vgl. oben Art. 11 
Z. 4 A und unten Z. 9 P). 

Im übrigen untersagt Abs. 8 dem VBR zwar das 
formelle Berichtsverfahren. Ein Vermittlungsversuch 
dagegen dürfte statthaft sein, allerdings unter der 
Voraussetzung, daß die sich auf ihre ausschließliche 
Zuständigkeil berufende Partei damit einverstanden ist. 

(4) An beslimrnte Formen des Verfahrens 
ist der VBR nicht gebunden. Salzungsgemäß besteht 
für ihn nur die Verpflichtung, den Parteien nicht bloß_ 
Gehör zu gewähren, sondern sie auch zur Beteiligung 
an den Verhandlungen heranzuziehen - Arl. 4 Abs. 5. 
Ein schriflliches Vorverfahren ergibt sich aus Abs. 2. 
Des weiteren aber hängt es ganz vom VBR ab, ob er 
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mündlich oder schrifllich, in öffenllicher, privaler o<ler 
geheimer SiLzung verhandeln, ob er gewisse Vorfragen, 
namentlich rechtlicher Art, selbst prüfen oder das Gut­
ac bten des StIG oder eines Ausschusses von Sachver­
ständigen einholen, ebenso, ob er die Malerialien ver­
öiientlichen will, wie das in der Aland- und in der 
Wilnafrage (oben Art. 11 Z. 4 A und ß) geschehen ist. 
Sachlich sind zwei Stadien des Verfahrens zu unter­
scheiden, da Schlichtungs- und nach dessen Scheitern 
das Berichsverfahren. 

(5) Für das Sc h I i c b tun g s ver f a h r e n be­
sleh n, wie es in der Natur der Sache liegt, keinerlei 
Formen. Da im allgemeinen eine vielköpfige Körper­
schaft für ein solches Verfahren nichl sonderlich ge­
eignel ist, dürfle sich die wirkliche Vermittlung meist 
hinter den Kulissen abspielen, so daß der VBR die in 
vertraulichen Besprechungen erzielten Ergebnisse nur 
formell gutzuheißen hat. In der Praxis ist auf diesem 
Wege wiederholl die Einleilung unmittelbarer Ver­
handlungen zwischen den Parteien erreicht worden 
(vgl. oben Art. 11 Z. 4 F, G, H). 

Im VB bestehL jedoch, namenLlich bei den skandi­
navischen Staaten, der Wunsch, das Vermittlungsver­
fahren zu entpolitisieren und es zu diesem Zwecke dem 
VBR zu entziehen. Bereits auf der I. VBV beantragten 
Schweden und Norwegen die Einsetzung sländiger 
S c h 1 ich tun g sau s s c b ü s s e, die in Tätigkeit zu 
treten hätten, bevor der VBR sich mit einem Streit­
fall befaßt. Sowohl die I. und II. VBV als auch der 
VBR bescbäftigLen sich mit dem Antrage (I. VBV I. A. 
73 f., PI. 259, II. VBV I. A. 32 f., 148 f., PI. 695 L, 822 f., 
JO 22 92 f., 129 f., 794, 903 f.). Im Ergebnis empfahl 
clie III. VBV den Mitgliedern den Abschluß von Ver­
trägen, kraft deren sie sich verpflichten, Streitfälle 

· Schlichtungsausschüssen zu unterbreiten. Unter Hin­
weis auf das Haager Abkommen zur friedlichen Er­
ledigung internationaler Streitfälle wurde ein Schema 
für solche Verträge aufgestellt. Danach ernennt jede 
Parlei zwei Vertreter, deren einer ihr Staatsangehöriger 
ist. Der Vorsitzende wird auf Vereinbarung ernannt. 
Der Ausschuß tritt auf Ersuchen einer Partei zu­
sammen, wenn ein Streitfall gegeben ist, der in seine 
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Zuständigkeit fül!L. Das Verfahren isl Jrontradfätorisch. 
Es muß binnen sechs Monaten beendet sein. Die Ent­
scheidungen werden mit Stimmen.mehrheit gefaßt. 
Ueber den Streitfall wird ein Bericht verfaßt, der ge­
gebenenfalls den Entwurf einer Regelung enthält. Der 
Bericht wird den Parteien und dem GS mitgeteilt. Er 
kann vom Ausschuß nur auf ein timmigen Beschluß, 
von den Parteien nur unter beiderseitiger Zuslinrnrnng 
veröffentlicht werden (III. VBV I. A. 9, 13 f., 16 f., 30, 
67 f., 85 f., Pl. I 195 f., 394, II 18 f., 91, 141 f.). 

Die Empfehlung der III. VBV hat nicht all­
zuviel Anklang gefunden. Auf der gewiesenen 
Grundlage ist allerdings eine ganze Anzahl von 
Verträgen abgeschlossen worden, aber übenviegend 
zwischen Staaten, die entweder ohnehin im eng­
sten Einvernehmen miteinander leben oder zwischen 
denen eine Kriegsgefahr aus anderen Gründen ernst­
lich nicht in Frage kommt. Solche Schlichtungs­
verträge haben nämlich die vier skandinavischen 
Staaten untereinander geschlossen, ferner Schweden 
und Dänemark mit der Schweiz, Schweden mil Lett­
land, endlich die Schweiz mit Italien, mit Oeslerreich 
und mit Ungarn (RTr XIX 19 f., 403 f., XXXIII 91 f., 
J31 f. 149 f., 199 f., 427 L, XXXIV 175 f., 387 f., XXXVII 
131 f., vgl. JO 25 1684 f., 1727 f.). Schlichtungsvertrüge 
in Verbindung mit Schiedsverträgen und teilweise unter 
sachlich bedeutungslosen Abweichungen in der Art der 
Enennung der Mitglieder des Schlichtungsausschusses, 
der als Ständiger Vergleichsral bezeichnet wird, hat 
Deutschland mit der Schweiz unter dem 3. 12. 21 (nTr 
XXII 272 f.) geschlossen, mit Sehweden unter dem 
29. 8. 24, mit Finnland unter dem 14. 3. 25, mit Estland 
unter dem 10. 8. 25. Diese drei sind noch nicht ein­
getragen, der letzte auch von Estland noch nicht ralifi­
zierl. och von keiner der Parteien ratifiziert sind 
zwei weitere Verträge desselben Typs, die Deutschland 
am 20. 5. 26 mit Holland und am 2. 6. 26 mit Dänemark 
geschlossen hal. Ratifiziert, aber noch nicht in Kraft 
getrelen sind die Locarno-Verträge (oben Art. 10 z. 3, 
Anhang Nr. 10), in denen gleichfalls die Einsetzung 
von Schlichtungsausschüssen vorgesehen wird. Einen 
Schlichtungsvertrag, jedoch unter Vorbehalt der Fragen 
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der inneren Gesetzgebung und des Gebietsstandes, haben 
auch Estland, Finnland, LeLLland und Polen kollektiv 
unter dem 30. 10. 25 geschlossen (RTr XXXVIII 357 f.). 
Unabhängig von der Empfehlung der III. VBV haben 
die Vereinigten Staaten und 15 andere amerikanische 
Staaten am 3. 5. 23 einen kollektiven Vergleichsvertrag 
geschlossen, krafl dessen zwei ständige Schlichtungsaus­
schüsse in Washington und in Montevideo eingesetzt 
wurden (RTr XXXIII 25 f.). 

Bezeichnend für die Haltung der größeren Mächte 
ist jedoch, daß ein dänischer Antrag auf Schaffung eines 
Schlichtungsausschusses beim SLIG von der VI. VBV 
vertagt wurde (1. A. 10 f., 12 f., 51 f., 53 f., Pl. 103). Es be­
steht augenscheinlich wenig Neigung, internationale 
Streitigkeiten zu entpolitisieren w1d sie dem Einfluß 
des VBR zu entziehen. 

(6) Das Scheitern der Vermittlung führt zum Be -
r i c h t s v e r f a h r e n. Der VBR hat nunmehr nicht 
so sehr diplomatische als schiedsrichterliche Aufgaben 
2.u lösen, wenngleich der politische Charakter seiner 
Tätigkeit aufrechterhalten bleibt und die politischen 
Gesichtspunkte nicht etwa hinter rechtlichen zurück­
treten und wenngleich ihm schiedsrichterliche Befug­
nisse nicht zustehen. Aber während er bisher auf den 
'Willen der Parteien einzuwirken bestrebt war, tritt nun 
sein Wille in den Vordergrund. Er nimmt Stellung 
zur Streitfrage und macht bestimmte Vorschläge zm 
Beilegung. Tatbestand, Stellungnahme und Vorscliläge 
werden in einem Bericht zusammengefaßt, der von 
einem Mitgliede des VBR, dem gelegentlich ein oder 
zwei Mitberichterstatter zur Seite gestellt werden, aus­
gearbeitet und dem VBR vorgetragen wird. Ninunt dieser 
ib n, gegebenenfalls mit Abänderungen, an, so erscheint 
er nunmehr als Bericht des VBR im Sinne des Art. 15. 
Er wfrd veröHentlicht, und die Parteien sind genötigt, 
ihn, d. h. die in ihm enthaltenen Vorschläge, anzu­
nehmen oder abzulehnen. Der Bericht ist nach Art. 12 
Abs. 2 binnen sechs Monaten zu erstatten. Die Be­
deutung des Berichts hängt jedoch davon ab, ob er im 
VBR einstimmig beschlossen wurde oder nicht, wobei 
die Stimmen der Parteien nicht mitzählen. 

Isl der Be r i eh t einstimmig an gen o m -
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m e n, so kommen drei Unlerfälle in Frage. nter­
werfen sich ihm beide Parleien, so ist der Slreitfall er­
ledigl. Lehnen ihn beide Parleien ab, so ist er wirkung -
los. Die VBS enthäll für diesen Fall nur die Vorschrift 
des Arl. 12 Abs. 1, nach der die Parteien drei Monate 
müssen verslreichen lassen, bevor sie zum Kriege 
schreiten. ach Ablauf dieser Frisl slehl es ihnen 
somit frei, den Streit mit den Waffen auszutragen, und 
ein erneute Eingreifen des VBR auf Grund des Arl. 11 
kann nicht in Frage kommen, da ja seine Vermilllung 
sich bereits als fruchllos erwiesen hal. Trill endlich 
d r drille Unterfall ein und nimmt eine Partei den 
Bericht an, während die andere ihn ablehnt, o ist zwar 
diese nicht berechtigt, zmn Kriege zu schreiten. Der 
anderen aber steht das nicht nur frei. Sie ist viel­
mehr genötigt, das zu tun, wenn sie den ihr zu­
erkannten Anspruch nicht will fahren las en. Denn 
die VBS enthält keinerlei Bestimmung über die Durch­
setzung eines ßerich ts des VBR und die Vorschrift des 
Arl. 13 Abs. ,1 S. 2, nach der der VBR für die Aus­
führung eines Schiedsspruches zu sorgen hal, darf nicht 
analog angewendet werden. Denn aus Arl. 15 Abs. 6 
folgt, daß die VBS das keineswegs will. Sie begnügt 
sich vielmehr damit, den Bundesmitgliedern einen 
kriegerischen Angriff gegen den Staat zu untersagen, 
der sich dem Bericht un tcrworfen hat. Sie sichert ihn 
sowohl gegen seinen unmillelbarcn Gegner als auch 
gegen dessen Verbündete. Aber damit begnügt sie sich 
und überläßt es ihm selb t, ich ein Recht zu holen. 
Die von Schücking-Wehberg 596 hervorgehobene Mög­
lichkeit eines Eingreifens des VBR auf Grund des 
Arl. 11 kommt hier ebensowenig in Betracht wie im 
zweiten Unterfall. Auch Art. 16 vermag hier nicht zu 
helfen. Die Bundesexekution küme nur in Frage, wenn 
der im Prozeß unterlegene Staat zu den Waffen greift. 
Dagegen ist es ihm unbenommen, sich gegen den An­
griff des siegreichen Prozeßgegners zu wehren. Er­
weist er sich als gleichstark oder stärker, so wird eine 
Durchsetzung de Bericht unmöglich. Noch dazu sind 
die anderen Bundesmitglieder nicht berechtigt, dem 
Sieger im Prozeß zu helfen (so auch Schücking-\Yeh­
lierg 597). 

F1•t}:.•tugh -lJcring-l1ov e 11 , Vülk t• rhund 12 
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Noch ungünstiger für die Sache der Friedens­
bewahrung steht es im Falle, daß der Bericht im VBR 
k e i n e e i n s tim m i g e A n n a h m e findet. Dann 
vermag auch die Stellungnahme der Parteien zu ihm 
eine Klärung der Lage nicht herbeizuführen. Viel­
mehr haben dann sämtliche Bundesmitglieder völlig 
freie Hand, und es ändert nichts an der Sache, daß 
ihnen diese Freiheit nach den Worten der VBS zum 
Zwecke der Aufrechterhaltung von Recht und Gerech­
tigkeit zugestanden wird. Die dreimonatige Wartefrist 
des Art. 13 soll zwar auch hier eingehalten werden. 
Aber davon abgesehen, haben nunmehr beide Parteien 
und sämtliche übrigen Mitglieder das Recht, an die 
Waffen zu appellieren. 

(7) Es ist dem VBR sowohl als jeder Partei an­
heimgestelll, einen Streit f a 11 vor die VB V zu 
bringen. Es ist schwer vorauszusehen, welche Um­
stände den VBR veranlassen könnten, von dieser Be­
fugnis Gebrauch zu machen. Die Beteiligung zahl­
reicher Staaten am Streit wäre schwerlich ein Grund, 
da auch bei der Zuziehung je eines Vertreters nach 
Art. 4 Abs. 5 der VBR immer noch eine sehr viel 
kleinere und deshalb verhandlungsfähigere Körper­
schaft darstellt als die VBV, in der je drei Vertreter 
aller Mitglieder sitzen. Allenfalls käme der Wunsch 
in Frage, die Verantwortung von sich abzuwälzen. 

Dagegen sind sehr wohl Fälle denkbar, in denen 
eine der Parteien an die VBV sich wendet. Das wird 
namentlich dann zutreffen, wenn im VBR eine über­
mächtige, den Ansprüchen der einen Partei feindliche 
Interessengemeinschaft besteht. Freilich dürfte ein 
solcher Appell nur agitatorische Wirkung haben. Eine 
erfolgreiche Vermittlung durch die VBV scheint aus­
geschlossen, und ein rechtskräftiger Bericht zugunsten 
einer Partei, die im Gegensatz zum VBR steht, würde 
nicht zustande kommen. 

Die Ueberweisung durch den VBR kann in jedem 
Stadium des Verfahrens erfolgen. Nach Art. 5 Abs. 2 
genügt hierzu ein Mehrheitsbeschluß. Ein dahingehen­
der Parteienantrag ist binnen 14 Tagen nach Anhängig­
machung der Sache zu stellen. Der VBR kann somit 
zwar nicht formell, wohl aber materiell ausgeschaltet 
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werden, indem der Antrag gleichzeitig milder Anzeige 
nach Abs. 1 oder von der Gegenpartei unverzüglich 
nach Eingang der Anzeige gestellt wird. Das kann 
leicht zum Zwecke der Verschleppung mißbraucht wer­
den. Denn dem Antrage muß Folge gegeben werden, 
und selbst bei Einb rufung einer außerordentlichen 
VBV ginge viel Zeil verloren. 

Auf das Verfahren und die Befugni se der VßV 
finden die gleichen Bestimmungen Anwendung, die iür 
den VBR gelten. Insbesondere gilt das für den Unter­
schied zwi eben einstimmig und nich l einstimmig be­
schlossenem Bericht, jedoch mil der Maßgabe, daß als 
einstimmig beschlossener Berich l ein solcher gilt, dem 
alle Ratsmächte und die Mehrheit der übrigen l\Iil­
glieder zugestimmt haben (vgl. oben Art. 5 Z. 2 A a). 
Die Stimmen der Parteien zählen auch hier nicht. 
Auch die sechsmonatige Frist des Art. 12 Abs. 2 i t 
zu beachten, wa praktisch bedeuten würde, daß 
nötigenfalls vor Ablauf dieser Frist eine außerorden t­
liche VBV einzuberufen ist. 

(8) Das Ge n f er P r o t ok o 11 (vgl. oben 
Art. 8 z. 6, Anhang r. 9) suchte die Lücken 
des Art. 15 auszufüllen, indem es die Stellung 
des VBR und die Bedeutung seiner Berichte so­
wie der gerichtlichen oder schiedsgerichtlichen 
Entscheidungen hob (Art. 3 bis 7). Zunächst ver­
pflicb lelen sich die Signalarmäch le zur Unterwerfung 
unter den SLIG in den Fällen des Art. 36 Abs. 2 (oben 
Art. 14 Z. 2). Für die politischen Streitigkeiten da­
gegen wurde folgende Ordnung festge elzl. Wenn die 
Schlichtung durch den VBR mißlingt, wird auf An­
trag auch nur einer Partei ein Schiedsgericht nieder­
gesetzt. Bl ibt ein solcher Antrag aus, so nimmt d~r 
VBR die Prüfung des Streites wieder auf. Kommt em 
einstimmiger Bericht zustande, so sind die Parteien 
an ihn gebunden. Ist Einstimmigkeit nicht zu er­
reichen, so setzt der VBR von sich aus ein Schieds­
gericht nieder, dessen Spruch verbindlich ist. Der VBR 
sucht ihm Geltung zu verschaffen. Unterwirft eine 
Partei sich ihm nicht und schreitet zum Kriege, so tritt 
Arl. 16 in Kraft. Beruft eine Partei sich auf Art. 15 
Abs. 8, so enl cheidet über die Berechtigung dieser Ein-

12• 
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rede der SLIG. Ihre Anerkennung hindert den VBR 
jedoch nicht, nach Art. 11 zu verfahren. Die Befugnisse 
der VBV werden entsprechend erweitert. ·während der 
Verhandlungen über einen Streitfall dürfen die Par­
Leien weder ihre Rüstung verstärken noch zur Mobili­
sation schreiten. 

Es liegt auf der Hand, daß durch diese Regelung 
den Bestimmungen des Art. 15 zu durchgreifender 
\\lirksarnkeil verholfen worden wäre. Eine Lücke liegt 
allenfalls darin, daß die Durchsetzung eines Spruches 
auf dem ·wege der Exekution nicht bereits dann vor­
gesehen ist, wenn eine Partei die Erfüllung verweigert, 
sondern ersl, wenn sie sich außerdem eines kriege­
rischen Angriffs schuldig machen muß. Die Ablehnung 
des Protokolls erkli:irl sich gerade aus der geplanten 
strafferen Organisation des VB (vgl. auch unten Arl. 16 
z. 8). • 

(9) Die Praxis des Ar l. 15 fallt, materiell 
belrachlet, in weitgehendem Maße mil der des Art. 11 
insofern zusammen, als der nach die em Artikel an­
gerufene VBR überwiegend nach den in Arl. 15 auf­
geslelllen Rieb Llinien verfährt. Das liegt im Wesen 
der Sache. Hier wie dorl soll ein Slreil beigelegt wer­
den, und der Unterschied beslehl im Grunde nur dariu, 
daß Art. 11 Abs. 1 Krieg und Kriegsdrohung zur Vor­
aussetzung hal, so daß gegebenenfalls unverzüglich 
lVIaßnahmen zur vViederherslellung oder Sicherung des 
Friedens zu ergreifen sind, während die in Arl. 15 vor­
gesehenen Streitfragen zwar gleichfalls akul geworden, 
aber noch nich L bis zu unmillelbarer Gefährdung des 
Friedens gediehen sind. Da aber diese Unterscheidung 
in der Praxis ofl genug schwer durchzuführen isl und 
Art. 11 angesichts der dorl vorgeschriebenen sofortigen 
Einberufung des VBR eine schnellere Erledigung zu 
gewährleisten scheint, wird Art. 11 den an den YßR 
gerichlelen Gesuchen besonders häufig zugrund.e gelegt. 

Für die Erkenntnis der Praxis des Arl. 15 sind 
demnach die unter Art. 11 Z. 4 dargelegten Streitfälle 
heranzuziehen, und zwar für das Vermilllungsver­
fahren die Fälle unter D, F, G, H, für das ßerichls­
verfahren die unter A, B, E. Ohne daß eine Bezug-
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nahrne aur Arl. 11 erfolgl wäre, sind die folgenden Fälle 
nach Art. 15 behandell worden: 

P. Der e n g I i s c h - f ran z ö s i s c h e S l reit 
um die Slaal. angehörigkeit in Tunis 
und Marokko (vgl. oben Art. 14 Z. 5 ß d). Eng­
land erhob Einspruch gegen eine unler dem 8. 11. 21 
seilens Frankreichs im Ein ernehmen mil den ein­
heimischen Regierungen von Tunis und Marokko 
vorgenommene Regelung der Slaalsangehörigkeit, 
durch die Personen, die es als seine Unlerlanen 
in Anspruch nahm, zu tunesischen oder marok­
kanischen laalsangehörigen geslempelt wurden. 
?\ach ergebnislosem Verlauf diplornalischer Verhand­
lungen schlug es eine Enlscheidung durch den SLIG 
vor. Frankreich lehnte ab, England brachte unler Be­
rufung auf Art. 15 den Fall am 8. 8. 22 vor den VBR. 
Frankreich seinerseils berief sich auf Art. 15 Abs. 8. 
Vor dem , BR einiglen die Parteien sich, über die Be­
rechtigung dieser Einrede ein Gulachl n des SLIG ein­
zuholen und, falls dieses verneinend ausfallen sollle, 
den Slreit durch Richterspruch zu erledigen. Das Gut­
ach len lautete verneinend. Im Ergebnis fand clarauf­
h in jedoch eine diplomatische Einigung slalt (IV. VBV 
PI. 192 f., 281 f., Pub!. B 4, E 1 188 f.). 

Es isl dieses der einzige Slreilfall zwischen Groß­
mäch len, der vor den VBR gebrach l worden ist. Seine 
Erledigung auf dem Wege des Art. 15 wird daher im 
Schrifttum vielfach besonders hervorgehoben. Man 
wird jedoch nicht übersehen dürfen, daß es sich um 
eine verhällnismäßig unwichtige Frage handelte, die 
unter allen Um Länden friedlich beigelegl worden wäre. 
Bezeichnend isl auch, daß der Generalberich l des VBR 
sie nicht, wie die andern Slreitfälle, im Abschnill 
„Polilische Fragen" darlegl, sondern sie un ler die 
„Juristischen Fragen" einreiht. Es liegt sogar der 
Gedanke nichl ganz fern, daß sie in demonslraliver 
Absicht so behandelt worden ist, wie es geschah. 

Q. Der Korfu - l• a 11. Am 27. 8. 23 wurden auf 
griechischem Boden 4 Ilaliener ermordet, die zu dem 
von der Bol chaflerkonferenz ernannlen Grenzfest­
setzungsaussch uß für Albanien gehörten. Italien über­
reichle ein Ultimatum, das Griechenland zum Teil an-
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nahm, während e im übrigen Anrufung des VBR \'Or­
schlug. ILalien besetzte nach kurzem Bombardernenl 
Korfu. Griechenland rief unler Bezugnahme auf 
Art. 12 und 15 den VBR an, der unabhängig davon am 
31. 8. 23 zusammengetrelen war. Zugleich befaßte sich 
die Botschafterkonferenz miL dem Fall, jedoch nur so­
weit es sich um die Ermordung ihrer Beauflragten 
handelle und Leille das dem VBR mil. 

Vor dem VBR bestritt der iLalienische Vertreler 
Salandra die ZusLändigkeiL des VB zugunslen der BoL­
schaflerkonferenz und unler Hinweis darauf, daß die 
Beselzung nur zur Sicherung der Wiedergutmachung 
erfolgt sei und den Frieden nicht gefährde. Der VBR 
vertagte die Enlscheidung über die Frage der ZusLän­
digkeiL, um in der Folge auf sie zu verzichlen. Auf 
Grund einer Formulierung von Quiiiof!.es de Leon­
Spanien beriel er über Vorschläge an die Konferenz in 
Sachen der von Griechenland zu gebenden Genugluung, 
sah jedoch von einer Beschlußfassung ab, um nicht die 
Frage der Zuständigkeit zu präjudizieren und begnügLe 
sich miL der UebermiLLlung seines SiLzungsprotokolls an 
die Konferenz. Diese machte sich im wesenllichen die 
spani ehe Formulierung zu eigen und Griechenland 
unterwarf sirh (Entschuldigung an ILalien, England, 
Frankreich, Untersu hung unler BeLeiligung von Ver­
tretern der Hauptmächle, Schadenersalz). Italien ver­
pflich Lele sich der Konferenz gegenüber, Korfu zu 
räumen. 

Der VBR slelllc miL Befriedigung fesl, daß der 
SLreit erledigt sei. Eine Genugtuung für Griechen­
land wurde nicht in Betracht gezogen. Nur zur 
Klärung der aufgelauchten grw1dsälzlichen Fragen 
wurde am 28. 9. 23 ein Jurislenausschuß unter 
dem v orsilz von Adalci-Japan niedergesetzt, nach­
dem ihre Ueberweisung an den SLIG am Wider­
sprud1e Italiens und Frankreichs gescheitert war. 
Ueber die Fragen 1-3 s. oben Z. 2, über Frage 4 
oben Art. 12 Z. 2. Frage 5 betraf die Veranlwortlicbkeit 
eines SLaaLes für ein auf seinem Gebiet gegen einen 
Ausländer begangenes politisches Verbrechen. Die Ver­
antwortlichkeit wurde nur für den Fall anerkannt, daß 
der Staat es versäumt haben sollle, die geeigneten 
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Maßnahmen zur Verhinderung des Verbrechens und zur 
Verfolgung und Aburteilung des Verbrechers zu er­
greifen (V. VBV PI. 260 f.). 

R. Der a 1 b an i s c h - s ü d s 1 a v i s c h e S l r e i t. 
Am 20. 12. 24 rief Albanien den VßR unter Bezugnahme 
auf Arl. 12 und 15 im Hinblick darauf an, daß süd­
slavische Truppen Angriffsbandlungen an der albani­
schen Grenze begangen hätten. Die vom GS um MiL­
leilungen ersuchte südslavische Regierung bestrill die 
Richtigkeit dieser Angaben und behauptete, daß nur 
innere Unruhen in Albanien vorlägen. 

Nachdem im Februar 25 Fan Noli gestürzt und 
Achmed Bey Zogu an die Spitze der albanischen Regie­
rung getreten war, zog diese die Beschwerde zurück, da 
sie unbegr„ündet gewesen sei (VI. VBV PI. 200 f.). 

Artikel 16. 
Schreitet ein Bundesmitglied entgegen den in den 

Artikeln 12, 13 und 15 übernommenen Verpflichtungen 
zum Kriege, so wird es ipso facto so angesehen, als hätte 
es eine Kriegshandlung gegen alle anderen Bundesmit­
glieder begangen. · Diese verpflichten sich, unverzüg­
lich alle Handels- und Finanzbeziehungen zu ihm ab­
zubrechen, ihren Staatsangehörigen jeden Verkehr mit 
den Staatsangehörigen des bundesbrüchigen Staates zu 
untersagen und alle finanziellen, Handels- und persön­
lichen Beziehungen zwischen den Staatsangehörigen 
dieses Staates und denen jedes andern Staates, gleich­
viel ob Bundesmitglied oder nicht, abzuschneiden. 

In diesem Falle ist der Rat verpflichtet, den ver­
schiedenen Regierungen anzuempfehlen, mit welchen 
Land-, See- oder Luftstreitkräften jedes Bundesmitglied 
für sein Teil zu der bewaffneten Macht beizutragen hat, 
die den Bundesverpflichtungen Achtung zu verschaffen 
bestimmt ist. 

Die Bundesmitglieder verpflichten sich ferner zu 
gegenseitiger Unterstützung bei Ausführung der auf 
Grund dieses Artikels zu ergreifenden wirtschaftlichen 
und finanziellen Maßnahmen, wn clie damit verbun­
denen Verluste und Nachteile auf das Mindestmaß her­
abzusetzen. Sie unterstützen sich gleichfalls gegen-
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seitig in dem Widerstande gegen jede Sondermaß­
nahme, die der bundesbrüchige Staat gegen einen von 
ihnen richtet. Sie treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, um den Streitkr:iften eines jeden Bundesmit­
gliedes, das an einem gemeinsamen Vorgehen zur 
Wahrung der Bundesverpflichtungen teilnimmt, . den 
Durchzug durch ihr Gebiet zu erleichtern. 

Jedes 1itglied, das sich der Verletzung einer aus 
der Satzung entspringenden Verpflichtung schuldig 
macht, kann aus dem Bunde ausgeschlossen werden. 
Die Ausschließung wird durch Beschluß aller anderen 
im l\ate vertretenen Bundesmitglieder ausgesprochen. 

Vorbemerkung. 
Zu keinem ArLikel ist eine so große Zahl 

Yon Ab ä n der u n g s vorschlügen eingebraeht 
und von der VBV angenommen worden, wie zu 
Art. 16. Doch ist in Ermangelung der erforder­
lichen Zahl von RatifikaLionen bisher keiner von 
ihnen in KrafL getreten. Zunäehst beschloß die 
II. VBV nich L weniger als vier Abänderungen. 
Die erste beLraf Abs. 1 S. 2 und sollte für den 
Abbruch der Beziehungen zwi chen·Privatpersonen an 
die Stelle des Personalprinzips das territoriale setzen 
(II. VBV Pl. 808 f., 812). Da jedoch die erforderliche 
Zahl der Ratifikationen nicht erreicht wurde (vgl. JO 25 
1580), beschäftigte sich bereits die IV. VBV mit einem 
englischen Antrag, durch den den Mitgliedern frei­
geslellt wurde, neben dem territorialen ergänzend auch 
das personale Prinzip anzmvenden (PI. 67 f., 332), he-
chloß jedoch, ihn an die V. zu verweisen, die ihn denn 

auch annahm (Pl. 182 f., 466 f.). Ratifiziert haben 
diesen Beschluß bisher nur Holland, Rumänien, 
SalYador und Siam (JO 25 1583, 26 372), so daß das 
Schicksal die er Abänderung wahrscheinlich das 
gleiche sein wird, wie das der vorangehenden. · Nicht 
anders steht es um 4 weitere Amendements. Die drei 
ersten unter ihnen wurden ebenfalls von der II. VBV 
beschlossen (Pl. 736 L, 796 f., 802 f.). Sie gingen auf die 
Einfügung dreier neuer Absätze hinter Abs. 1. Der 
erste betraute den VBR mit einer Aeußerung darüber, 
ob ein Bruch der VBS vorliege, der zweite und drille 
gaben ihm das Recht, einen Zeitpunkt für die Inkraft-
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setzung der wirtschaftlichen Kampfmaßnahmen zu 
empfehlen und einzelnen Staaten ernen Aufschub zu 
gestalten. Die zwei ersten sind bisher Yon 28, der drille 
Yon 27 Staaten ratifiziert, doch fehlen die Ratifikationen 
Frankreichs und Spaniens (JO 25 1580 f. vgl. JO 26 
372). Endlich nahm die VI. VBV eine rein stilistische 
Abänderung des Abs. 2 an, die nur unter der 
Yorau selzung Sinn hat, daß die anderen Amendements 
in Kraft treten (PI. 100 f.). Ratifiziert haben Dänemark, 
Japan und Salvador (JO 23 372, 648). Arl. 16 gilt somit 
,ietzl noch unverändert in seiner ursprünglichen 
Fassung. Jedoch hal die II. VßV im Zusammenhang 
mit den von ihr angenommenen Satzung änderungen 
und auf Grund von Vorschlägen eines von der I. VBV 
niedergesetzten Ausschusses (1. VBV Pl. 246 f., 260) 
am 27. 9./4. 10. 21 R ich t I in i e n zur Ausführung 
des Art. 1 6 beschlossen (II. , BV. PI. 400 f., -12-1 f., 
438 f., 796 f., 802 f., 814), die freilich dem VBR und den 
Mitgliedern gegenüber nich l als bindende ormen, 
sondern nur als Empfehlungen erscheinen, die aber 
nich lsdesloweniger bei der Auslegw1g des Arl. 16 be­
rücksich tigl werden müssen. Ein Zweifel über die 
Fortdauer ihrer Bedeutung kann allerdings insofern 
erwachsen, als sie nach z. 1 so lange gellen sollten, bis 
die Abünderungen der VBS in Kraft getreten sind. Sie 
sollten somit al Ersatz für diese dienen. Gegenwärtig 
scheint festzustehen, daß jene Abänderungen überhaupt 
nicht in Kraft treten werden. Es kann nun fraglich 
scheinen, oh damit nicht auch die Richtlinien hinfällig 
,Yerden. Das wird aber zu verneinen sein, solange die 
VBV keinen dahingehenden Beschluß gefaßt hal. Im 
wesentlichen bestimmen die Richtlinien folgendes: Der 
Angriff eines Bundesbrechers bewirkt nicht den Kriegs­
zustand, berechtigt jedoch die Bunclesmilglieder zu 
kriegerischen Handlungen oder zur Kriegserklärung. 
Doch soll gemäß dem Geist der VBS versucht werden, 
den Frieden durch wirlschafllichen Druck wiederher­
zustellen (Z. 3). Jedes Mitglied hat selbst zu ent­
scheiden, ob Bundesbruch vorliegt (Z. 4). Ist jedoch 
der VBR der Meinung, daß ein Staat ich dieses Ver­
gehens chuldig gemacht hat, so soll das Protokoll der 
in dieser Frage abgehallenen Sitzung allen Mitgliedern 
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miL der dringenden Aufforderung zu entsprechendem 
Verhalten zugeslellL werden (Z. 6). Er soll den Mil­
gliedern empfehlen, zu welchem Zeitpunkt die wirt­
schaftlichen Maßnahmen gegen den Bundesbrecher 
einsetzen sollen (Z. 7). Diese Maßnahmen sollen von 
allen Staaten gleichmäßig angewandt werden und der 
VBR soll einen ~emeinsamen Aktionsplan empfehlen. 
Dabei können ernzelnen Staaten Sondermaßnahmen 
empfohlen und es kann ihnen unter besonderen Um­
ständen ein Aufschub für den Beginn der Maßnahmen 
bewilligt werden (Z. 9, 10). Die Maßnahmen können 
allmählich verschärft und es kann äußersten Falles zur 
Unterbindung der NahrungsmiLLelzufuhr für die Zivil­
bevölkerung gegriffen werden (Z. 14). Es kann die 
Blockade der Küsten verhängt werden (Z. 18). Der Ab­
bruch der diplomatischen Beziehungen kann sich auf 
die Abberufung der Missionschef beschränken, die 
konsularischen Beziehungen können, die humanitären 
müssen aufrechterhalten werden (Z. 11, 12, 16). Für 
den Abbruch der privaten Beziehungen soll das terri­
toriale und nichl das personale Prinzip maßgebend sein 
(Z . 13). Die 'ichLmitglieder sollen zur Mitwirkung 
herangezogen werden (Z. 17). Die Mitglieder sollen 
vorbereitende Maßnahmen, besonders gesetzgeberischer 
Arl, treffen, um gegebenenfalls die wirtschaftlichen 
Kampfmaßnahmen sofort in Kraft setzen zu können 
(Z. 19). 

Allgemeines. 
Wie seil jeher die Schwäche des Völkerrechts darin 

lag, daß keine den Staaten übergeordnete Macht hinter 
ihm stand, die seine Befolgung erzwingen konnte, so 
war e klar, daß selbst die vollkommenste Satzung eines 
Völkerbundes bei ernsten Interessenkonflikten versagen 
mußte, wenn sie an demselben Mangel krankte. lJer 
VB mußte eine wirkliche, handlungsfähige Macht dar­
stellen, wenn die Erreichung seiner Ziele gesichert sein 
sollte. Seiner Ausgestaltung zu einer solchen Macht 
landen jedoch Bedenken gegenüber. Einerseits war 

zu befürch Len, daß der VB zum Instrument einer Inter­
essentengruppe werden könnte, andererseits waren, 
wenn nichl alle, so doch die meisten Staaten, vor allem 
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England, einer Preisgabe oder Einschränkung ihrer 
Souveränität al)geneigt. Das Ergebnis war ein Kom­
promiß, wie es im Art. 16 seinen Ausdruck findet. 
Danach wird eine ExekuLion gegen bundesbrüchige 
SLaaten vorgesehen. Aber jedes Mitglied hat selbst zu 
entscheiden, ob Bundesbruch vorliegt. Und selbst im 
Falle der Bejahung wird eine Pflicht zur Beleiligung an 
der Exekution in wirksamer Weise nur vorgeschrieben, 
soweit es sich um wirlschaflliche Maßnahmen handelt. 
Die Teilnahme an der militärischen Exekution wird 
dagegen pral<tisch in das Belieben der Mitglieder ge­
stellt. Der im Genfer Protokoll unternommene Versuch, 
hierin eine Aenderung zuwege zu bringen, ist geschei­
tert und dürfle mit Aussicht auf Erfolg in absehbarer 
Zeit nicht wiederholt werden. Unter diesen Umsländen 
ist die z w a n g s w e i s e D u 1· c h s e t z u n g d e r 
VB S und der auf ihrer Grundlage gefaßten Beschlüsse 
eine Frage nicht des Rechts, sondern der Politik genau 
so, wie die Durchsetzung der Normen des Völkerrechts 
bisher letzten Endes von ihrer Uebereinstimmung mit 
den poliLischen Inleressen der Mächte abhing. Daß bei 
der Abwägung dieser Interessen auch sittliche Momente 
berücksichtigt werden müssen, vermag die Sachlage 
zwar zu beeinflussen, aber nicht wesentlich zu ändern. 

Ueber die Anwendbarkeit des Art. 16 auf amerika­
nische Staaten vgl. unten Art. 21 Z. 3. 

Im Einzelnen. 
(1) Art. 16 soll Anwendung finden, wen n ein 

Mitglied entgegen den in Art. 12, 13 
u n ·d 1 5 ü b e r n o m m e n e n V e r p f 1 i c h t u n -
g e n z u m K r i e g e s c h r e i t e t. Das ist dann der 
Fall, wenn er Waffengewalt anwendet, 1. ohne vorher 
den SLreitfall einem Gericht oder dem VBR unterbreitet 
zu haben (Art. 12 Abs. 1 S. 1), 2. bevor 3 Monate nach 
Fällung des Spruchs oder Erstattung des Berichts ver­
strichen sind (Art. 12 Abs. 1 S. 2), 3. gegen einen Staat, 
der sich dem Spruch oder dem einstimmigen Bericht 
gefügt hat (Art. 13 Abs. 4, Art. 15 Abs. 6, 10), 4. gegen 
einen Staal, dessen ausschließliche Zusländigkeit für 
die Streitfrage von VBR oder VBV anerkannt worden 
ist (Art. 15 Abs. 8, 10). Dagegen kommt Art. 16 nicht 
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in Frage, wcun ein SL:rnl in Uehereinslimmung milder 
VBS zum Kriege schreilel. Das isl dann der Fall, wenn 
1. Gerichl oder Schiedsgericht den Spruch nichl in an­
gemessener Zei L fällen oder der VBR seinen Berich L 
nichl binnen 6 Monalen erslallel (Arl. 12 Abs. 2), 2. der 
einstimmige Berichl des VBR oder der VBV von beiden 
Parleien oder von der Gegenparlei abgelehnl isl (Arl. 
15 Abs. 6, 10), 3. ein einslimmiger -Berichl nichl zu­
slande gekommen isl (Arl. 15 Abs. 7, 10. - v. Bülow 
177 L konslruierl nirh l weniger als 9 Fälle erlaublen 
Krieges, indem er auch die vom \'B einem Slaal erleille 
Ennäch tigung zur gewall amen Durchsetzung seines 
Rech Ls berück.sich LigL.). Trotz die er eingehenden Be­
stimmungen werden sich in prax.i Zweifel dar­
über ergeben, welche der Parleien im \Viderspruch zur 
VBS den Krieg begonnen hat, und die YBS gibl für sie 
keine Lösung. 1ur indirekl gibl sie in Abs. 2 dem 
VBR das Rechl, empfehlung weise den Schuldigen zu 
bezeichnen. Die Entscheidung aber schiebl sie in Abs. 1 
unzweideutig den einzelnen Mitgliedern zu. In Z. 4 
und 6 der Richllinien wird das denn auch ausdrücklich 
ausgesprochen. Es Jiegl auf der Hand, daß die Folge 
einer solchen Rech Lslage leieh l eine allgemeine V er­
wirrung und die völlige ·wirkung losigkeil der Exeku­
Lion sein kann. Wieweil dieser Uehelstand dadurch 
behoben werden würde, daß das moralische Gewicht 
der Empfehlung des VBR die mangelnde rechtliche 
Kraft ersetzt, muß dabingeslelll bleiben. 

(2) Nach dem Worllaut des Ab . 1 wäre anzu­
nehmen, daß die Eröffnung satzungswidriger Kriegs­
handlungen unmitlelbar den Kriegszusland zwi chen 
dem Bundesbrecher und allen Mitgliedern hervorruft. 
Z. 3 der Rich llinien vernein l das jedoch ausdrücklich 
und spricht nur den Mitgliedern das Recht zu, ihrer­
seils zu kriegeri eben Handlungen zu schreiten oder 
den Krieg zu erklären. Der Zweck dieser Bestimmung 
ist zugeslandenermaßen die Wiederherstellung des 
Friedens durch wir t s c h a f t l ich e n Dr u c k. wie 
denn überhaupt die Ausübung dieses Druckes allein in 
den Ric h Llinien geregelt wird, während die Frage der 
mililärischen Exekulion unerörtert bleibt. Es mag 
sein, daß hier unausgesprochen der Gedanke maß-
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gebend war, daß die Hauptwaffe des VB regelmäßig der 
wirtschaftliche und nicht der militärische Krieg sein 
wird. Er ließe sich wohl begründen, in erster Reihe 
milder Erwägung, daß es im allgemeinen leichter sein 
dürfte, die Mitglieder zur Teilnahme an jenem zu be­
wegen. Dagegen können die humanitären Beweg­
gründe, auf die z. 3 der Richllinien hinweist, 
nicht gut geltend gemacht werden. Der ·wirl­
schaflskrieg kann sehr viel grausamer wirken, als der 
militärische, be onders wenn, wie Z. 14 vorsieh l, 
die Nahrung zufuhr für die Zivilbevölkerung ab­
geschnillen wird. Im übrigen wird die Wirksam­
keit des Wirtschaftskrieges ganz von der Lage de 
Einzelfalles abhängen. Andererseits wird man dem 
Bunde brecher das Recht nicht absprechen können, auf 
den Wirtschaftskrieg mit mililürischen Maßnahmen zu 
antworten unrl grundsätzlich wäre die Frage aufzu­
werfen, wieweil die in Z. 3 zum Ausdruck kommende 
Auffassung überhaupt hallbar ist, d. h. ob und wieweit 
heutzutage zwischen wirtschaftlichem und militä­
rischem Kriege unterschieden werden kann. Fraglich 
erscheint auch, wieweil der Bundesbrecher, der sich 
subjektiv wahrscheinlich meisl im Recht fühlen wird, 
mit der teilweisen Aufrechlerhallung der diploma­
tischen und der völligen Aufrech lerhallung der konsu­
larischen und humanitären Beziehungen einverstanden 
sein wird. Die e Vorschriften der z. 11, 12 und 16 
stehen auch in einigem Wider pruch zu der Schärfe 
der übrigen Bestimmungen. Nicht nur die Richllinien, 
sondern Arl. 16 selbst schreibt einen völligen Boykoll 
vor, der auch die persönlichen Verbindungen der 
Privalleule triffl. Derartiges wurde zwar im Welt­
kriege, nicht aber in früheren Kriegen durchgeführt. 
Bemerkenswert ist, daß z. 13 in geradem Widerspruch 
zu Arl. 16 das territoriale Prinzip anerkennl. Rechllich 
muß hier elbstYerständlich der VBS der Vorrang zu­
erkannt werden (a. M. Schücking-Wehberg 628 f.). 
Praktisch dürfte entsprechend dem Beschluß der 
IV. VBV sowohl das territoriale, als auch das personale 
Prinzip angewendet werden, wie das während des 
Wellkrieges überwiegend geschah, ein Sy lern, dessen 
Verewigung sicher nicht zu begrüßen isl. Soweil zur 
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Unterstützung des Boykotts die Blockade verhängt 
wird, wie in Z. 18 vorgesehen ist, gelten die allgemeinen 
völkerrechtlichen Regeln (Londoner Erkl. über das See­
kriegsrecht, vgl. Fauchille II 977 f., Hatschek 349 f., 
v. Liszt-Flcischmann 510 f.). Eine nicht unbedenk­
liche Maßnahme stellt die in Z. 17 vorgesehene Heran­
ziehung der Nichtmitglieder vor, die allerdings unter 
Umständen zur wirksamen Durchführung des Boykolls 
notwendig sein kann, aber unleugbar die Gefalu 
weiterer schwerer Verwicklungen in sich birgt. 

Die Beteiligung an den wirtschaftlichen Maß­
nahmen ist Pflicht jedes Bundesmitgliedes. Ein freies 
Entscheidungsrecht besteht hier nicht. Das ergibt sich 
unmittelbar aus dem W orllaut des Abs. 1, ebenso wie 
aus den Richtlinien. Selbst ein Aufschub ist nur mit 
Zustimmung des VBR statthaft. Auch die Schweiz ist 
verpflichtet, sich an dem Boykott zu beteiligen (vgl. 
oben Art. 1 z. 2). Die Voraussetzung ist freilich auch 
hier, daß das Mitglied das Vorliegen eines Bundes­
bruchs anerkennt. Da aber das in seinem Ermessen 
steht (oben z. 1), kann das ganze System leicht ver­
sagen. 

Abs. 1 schreibt den unverzüglichen Abbruch der 
wirtschaftlichen Beziehungen vor, Z. 8 der Richtlinien 
dagegen sieht einen Vorschlag des VBR über den Zeit­
punkt vor, an dem der Wirtschaftskrieg einsetzen soll. 
Das ist gewiß zweckmäßiger, beraubt die Mitglieder 
aber nicht des Rechts, sofort von sich aus vorzugehen. 

Die in Abs. 3 enthaltene Zusage gegenseitiger 
Unterstützung ist eine Selbstverständlichkeit. Für ihre 
Verwirklichung wird der VBR zu sorgen haben. 

(3) Ist schon die Durchführung der wirtschaft­
lichen Exekution dadurch gefährdet, daß jedes einzelne 
Mitglied über die Voraussetzung des Bundesbruchs 
selbst zu entscheiden hat, so steht im Hinblick auf die 
m i 1 i t ä r i s c h e E x e k u t i o n den Mitgliedern die 
Entscheidung nicht nur über diese, sondern auch 
über die weitere Frage zu, mit welchen Streit­
kräften sie sich an ihr beteiligen wollen. Der 
VBR bat auch hier nur ein Vorschlagsrecht. Und 
mag Z. 4 der Richtlinien hervorheben, daß die 
Erfüllung der aus Art. 16 erfließenden Pflichten eine 
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Sache der Vertragstreue ist, mag Abs. 4 warnend auf 
die Möglichkeit des Ausschlusses aus dem VB hin­
weisen, so würden sich doch gerade hier die ernstesten 
Schwierigkeiten ergeben. Diese schwinden auch 
keineswegs, wenn man die in der Anlage F zu den 
Locarno-Verträgen (Anhang Nr. 10) gegebene Aus­
legung berücksichtigt. Denn wenn es hier heißt, daß 
die Mitglieder zu loyaler und wirksamer Mitarbeit unter 
Berücksichtigung ihrer militärischen und geographi­
schen Lage verpflichtet sind, so fehlt es einerseits an 
einer Sanktion für diesen Grundsatz, während anderer­
seits der Hinweis auf die militärische und geogra­
phische Lage unvermeidlich als Einschränkung dieses 
Grundsatzes angesehen werden wird. Freilich ist diese 
Auslegung keineswegs authentisch. Doch geht sie 
immerhin von 6 Mächten aus, von denen 3 ständige 
Ratssitze innehaben .und ferner gibt sie fast wörtlich 
den Art. 11 Abs. 2 des Genfer Protokolls wieder, das in 
diesem Punkte der Ansicht auch der übrigen Mächte 
entsprechen dürfte. Sie kann um so weniger bei Seite 
geschoben werden, als sie materiell durchaus richtig, 
wenn auch ungenügend ist. Denn zweifellos entspricht 
es dem Sinne des Art. 16 und insbesondere des Abs. 2, 
daß die Mitglieder zu loyaler Mitarbeit auch bei der 
militärischen Exekution gehalten, daß aber dabei 
ihre besonderen Verhältnisse zu berücksichtigen sind. 
Nur bleibt eben die bei der ganzen Konstruktion des 
VB unvermeidliche Lücke, daß der VBR nur ein Vor­
schlagsrecht hat und die Entscheidung den Mitgliedern 
zusteht. Das Genfer Protokoll suchte sie auszufüllen 
(vgl. unten Z. 8). Soweit politische Schwierigkeiten 
durch Rechtsvorschriften behoben werden können, 
wäre das auf dem von ihm eingeschlagenen Wege ver­
mutlich gelungen. Nachdem jedoch das Protokoll ge­
scheitert ist, wird die Gestallung und Wirksamkeit der 
Exekution in jedem Einzelfalle von der politischen 
Lage abhängen. ..Wie unklar die Rechtslage in diesem 
Punkte selbst den Vätern der VBS war, ergibt sich 
übrigens daraus, daß Lord Robert Cecil auf der Konfe­
renz mit den Neutralen vom 20./21. 3. 19 (oben S. 5) er­
klärte, daß die Mitgliederstaaten zwar zur Teilnahme 
an den wirtschaftlichen Zwangsmaßnahmen ver 
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pflichtet seien, über ihre Teilnahme an der militäri­
chen Exekution dagegen selbst zu befinden hällen 

(Munch bei Munch I 173 f.). 
(4) Von erheblicher praktischer Wichtigkeit ist das 

in Abs. 3 S. 3 anerkannte Durchzugs recht der 
Exekutionstruppen. Den Mitgliedern wird die Pflicht 
auferlegt, den Durchzug zu gewähren. Es ist ihm 
nicht nur kein vViderstand entgegenzusetzen, er muß 
auch durch Stellung der nötigen Transportmillel und 
Ergreifung sonstiger Maßnahmen gefördert werden. 
Das ist im Grunde selbstverständlich und dürfte nicht 
zu Schwierigkeiten führen, soweit das zu durch­
ziehende Land an der Exekution aktiv teilninunl. 
Ebenso klar liegen die Dinge dann, wenn dieses zwar 
selbst keine Truppen stelll, weil das den Besonder­
heiten seiner Lage nicht entspräche, aber das Vorliegen 
eines Bundesbruches anerkennl. Dagegen können er­
hebliche Reibungen entstehen, wenn diese Voraus­
setzung nicht gegeben ist. Da das zu durchziehende 
Land in einem solchen Falle die Exekution nicht als 
satzungsgemäß anerkennt, ist es nicht verpflichtet, den 
Durchzug zu gewähren, ja, streng genommen, ist es 
dazu nicht einmal berechligl. Da aus naheliegenden 
Gründen damil gerechnet werden muß, daß gerade 
Nachbarn des Bundesbtechers sich auf einen solchen 
Standpunkt stellen werden, kann dadurch die Exeku­
tion völlig lahmgelegt werden. Die Lösung dieser 
Schwierigkeit wird dann wahr cheinli ·h unabhängig 
von der Rechtsfrage erfolgen. 

Die Schweiz i t zur Gewiihrung des Durchzuges 
nicht verpflichtet, wie in dem Beschluß des VBR vom 
13. 2. 20 (oben Arl. 1 Z. 2) ausdrücklich anerkannt wird. 
Die Auseinandersetzungen, die 1920/21 zwischen ihr 
und dem VBR über den Durchzug eines internationalen 
Eontingents stallfanden, das aus Anlaß des polnisch­
lilauischen Streits (oben Arl. 11 z. 4 B) \Vilna besetzen 
·ollte, sind nicht unter dem Gesichtspunkt des Arl. 16 zu 

beurteilen. Hier war keine Exekution gegeben, sondern 
eine friedliche Besetzung zwecks Durchführung einer 
Y olksabstimmung auf Grund einer Vereinbarung 
7wischen den streitenden Parteien. Wenn die Schweiz 
trotzclcm den Durchzug verweigerte, geschah es im 
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Hinblick auf Mängel dieser VereinbarUJ1g und die Ge­
fahr kriegerischer Verwicklungen. Die Angelegenheil 
blieb ungeklärt, da die Abstimmung unterlassen wurde 
(Ygl. JO 21 170 f., II. VBV Pl. 98 f., vgl. v. Bülow 206 f.). 

ich t mit g 1 i e der sind keinesfalls zur Ge -
währung des Durchzugs verpflichtet. Gewähren sie 
ihn trotzdem, so begehen sie eine feindliche Handlung 
gegen den Bundesbrecher, und dieser darf die völker­
rechllich anerkannten Folgerungen daraus ziehen. 

(5) Die VBS vermeidet in Art. 16 jeden Ausdruck, 
der eine völkerrechtliche Qualifikation der B u n des -
ex e k u t i o n darstellte. Dagegen ist in Z. 3 der Richt­
linien von Krieg und Kriegszustand die Rede. Tat­
sächlich kann auch kein Zweifel daran herrschen, daß 
die militärische Exekution rechtlich eine Kriegshand­
lung darstellt. Da die Zugehörigkeit zum VB keine 
Preisgabe der Souveränität in sich schließt, bedeutet 
der Angriff des Bundesbrechers auf ein anderes Mit­
glied oder sein Widerstand gegen die Exekution keines­
falls eine Empörung gegen eine ihm übergeordnete Ge­
\vall, sondern eine an sich regelrechte, wenn auch ver­
tragswidrige Kriegshandlung. Infolgedessen gelten 
ebenrn ihm gegenüber wie für ihn die völkerrech Llichen 
Regeln über Kriegführung (Haager Abk. über die Ge­
setze und Gebräuche des Landkrieges). 

Bei dieser Sachlage gelten auch die völkerrecht­
lichen Regeln über die N e u t r a l i t ä t, insbesondere 
das Haager Abkommen über die Rechte und Pflichten 
der neutralen Mächte. Die Staaten, die die Vorzüge 
der Neutralität zu genießen wünschen, müssen sich, 
gleichviel ob sie Mitglieder sind oder nicht, an diese 
Regeln halten. Eine Beteiligung am wirtschafllichen 
Boykott ist damit nicht vereinbar. Das gilt auch für 
die Schweiz, so daß ihre Neutralität infolge der 
Teilnahme am Boykott nicht gewahrt wird (a. M. 
Schücking-Wehberg 633 f.) und der Bundesbrecher 
nicht nur zu wirtschaftlichen Repres alien, sondern 
auch zu kriegerischen Maßnahmen ihr gegenüber be­
rechtigt ist. 

(6) Das Z i e 1 der E x e k u t i o n ist Unter­
werfung des Bundesbrechers und Wiedergutmachung 

F1·ey!Rgh -LO!'i11gho,·e n, Yiilknbnnd 13 
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des Schadens. _In welcher Form jene sich ausdrücken 
wird, hängt von den Umständen des Falles ab. Im 
allgemeinen werden politische Momente, wie die Voll­
sländigkeiL der Niederwerfung, mililärische und 
wirlschaftliche Bedeutung des Bundesbrechers, Ge­
schlossenheil der übrigen Mächte in höherem Maße 
bestimmend dafür sein, als die Schwere der Rechts­
Yerletzung. Von ihnen dürfte es auch abhängen, ob 
der Bundesbrecher ausgeschlossen wird oder nich L. 
Nicht viel anders dürfte die Frage der Wiedergut­
machung entschieden werden. Im übrigen fehlt es 
in der VBS an jeglichen Bestimmungen sowohl dar­
über als auch über die Frage, wer zu entscheiden bat, 
ob das Ziel der Exekution erreicht ist. Zweckmäßig 
wäre es, wenn das dem nach Art. 4 Abs. 5 ergänzten 
VBR überlassen bliebe, und es ist wohl anzunehmen, 
daß darüber gegebenenfalls Vereinbarungen getroffen 
werden würden. Nach der VBS aber bleibt ctie Selb­
ständigkeit der Mitglieder auch hierin gewahrt. Ins­
besondere wäre der Abschluß eines· Sonderfriedens for­
mell nicht salztmgswidrig. 

(7) Abs. 4 gewährt dem VBR das Recht, durch 
einstimmigen Beschluß ein einer Verletzung der VBS 
schuldiges Mitglied aus dem VB aus zu s c h 1 i e ß e n. 
Gehörl dieses Milglied dem 'VBR an, so zählt seine 
Stimme nicht mit. Unter Verletzung der sich aus der 
VBS ergebenden Verpflichtungen darf nicht nur eine 
Zuwiderhandlung gegen Art. 16 verstanden werden, ob­
gleich die Regelung der Ausschlußfrage gerade in 
diesem Artikel vielleicht so verstanden werden könnte. 
Richtiger ist zweifellos, den innern Zusammenhang 
darin zu sehen, daß Art. 16 die vom VB zu verhängen­
den Strafmaßnahmen festsetzt. Als solche aber er­
scheinen Exekution und Ausschluß. Jene darf nm in 
bestimmten Fällen eingeleitet werden. Dieser ist für 
alle übrigen Zuwiderhandlungen bestimmt. Selbslver­
ständlich ist auch eine Verbindung insofern zulässig, 
als für die schwersten Vergehen gleichzeilig mil der 
Exekulion der Ausschluß verfügt wird. Doch hängt 
das vom VBR ab, und an sich kann der Bundesbrecher, 
während die Exekution gegen ihn durchgeführt wird, 
Mitglied des VB und sogar des VBR bleiben. Nur ist 
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es selbslversländlich, daß inzwischen seine Rechte 
ruhen. Mil Beendigung der Exekution leben sie wieder 
auL Es bleibl jedoch abzuwarlen, wie sich die Praxis 
geslallet. Im allgemeinen isl nicht zu erwarlen, daß 
die Strafe des Ausschlusses leicht angewandl werden 
wird. 

(8) Die im Gen f er Pr o l ok o 11 geplanle Aus­
geslallung der Exekulion behält auch nach dem 
Scheitern des Prolokolls mehr als theoretisches Inter­
esse. Die hierher gehörigen Bestimmungen (Art. 10 
bis 16) geben zunächsl Präsumptionen für die Be­
stimmung des Angreifers. Als olcher ist anzusehen, 
wer es ablehnt, sich dem Verfahren aus Art. 13 und 15 
der VBS zu unterwerfen, wer sich einem Schiedsspruch 
oder einstimmigen Bericht des VBR zur Sache nicht 
unlerwirft, wer sich einem olchen Schiedsspruch oder 
einstimmigen Bericht nicht unlerwirfl, durch den die 
alleinige Zuständigkeit des Gegners nach Art. 15 Abs. 8 
anerkannt wird w1d zum Kriege schreitet, ohne VBV 
oder VBR au Arl. 11 angerufen zu haben. Im übrigen 
hal der VBR den . Angreifer zu bestimmen und nötigen­
falls zwecks Durchführung der Unter uchung einen 
,vaffenslillstand anzuordnen. Die Partei, die sich dem 
nirh t fügt, ist Angreifer. Mit der Mitteilung des Be­
schlusses, der den Angreifer bestimmt, treten die ''er­
pflich Lungen der Mitglieder aus Arl. 16 Abs. 1 und 2 
in Krafl und jedes Mitglied ist zu loyaler und wirk­
samer Erfüllung gehalten in dem Maße, als es eine 
geographische Lage und der Stand seiner Rüstungen 
geslallen. Der VBR stellt einen Plan für den Wirt­
schaftskrieg auf und bringt ihn zur Kenntni der 
Mäch le. Im Hinblick auf die mililärische Exekution 
ist der VBR zuständig, Verpflichtungen der !ächte 
entgegenzunehmen, durch die im voraus die zu stellen­
den Streilkräfle festgesetzt werden. Außerdem dürfen 
Sonderverträge geschlossen werden, durch die Mitglied­
staalen einem andern Staal, für den Fall, daß er an­
gcgriITen wird, Hilfe zusichern. Diese Verträge sind 
durch das Sekrelariat zu registrieren und zu veröffent­
lichen, und der Beitrill zu ihnen steht jedem Mitgliede 
offen. Die mililäri ehe Hilfe darf auf ihrer Grund­
lage erwiesen werden, sowie der VBR den Angreifer 

13• 
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festgestellt bat. Nur der VBR kann die Einstellung 
der Zwangsmaßnahmen verfügen. Sämtliche Kosten 
der Exekution sowie allen entstandenen Schaden bat 
bis zur Grenze seiner Leistungsfähigkeit der Angreifer 
zu tragen. Sein Gebiet und seine Unabhängigkeit dürfen 
jedoch gemäß Art. 10 der VBS nicht angetastet werden. 
Die vorstehenden Bestimmungen werden im Falle des 
Art. 17 der VBS sinngemäß angewendet. 

Es bedarf keiner weiteren Ausführungen darüber, 
daß durch diese Bestimmungen die Lücken des Art. 16 
ausgefüllt werden. Die Entscheidung über das Vor­
liegen eines Bundesbruchs wird dem VBR übertragen, 
die Mitglieder haben auf seine Aufforderung sowohl 
mit wirtschaftlichen als auch mit militärischen Maß­
nahmen vorzugehen, und die Beendigung der Exeku­
tion wird in das Ermessen des VBR gestellt. Eine 
Lücke bleibt nur insofern bestehen, als nicht klar und 
deutlich ausgesprochen wird, daß die Mitglieder ge­
halten sind, im voraus die Verpflichtung zur Stellung 
bestimmter Streitkräfte zu übernehmen. Die in Art. 13 
des Protokolls enthaltene einschlägige Vorschrift kann 
so verstanden werden, als hänge die Uebernahme einer 
solchen Verpflichtung vom guten Willen ab (vgl. auch 
den Bericht von Benesch V. VBV Pl. 499). Es ist jedoch 
begreiflich, daß das Protokoll gerade angesichts seiner 
technisch-juristischen Vorzüge aus politischen Er­
wägungen abgelehnt wurde. 

(9) Von einer Praxis de s Art. 16 kann nicht 
gut gesprochen werden. Seine Anwendung ist bisher 
nm einmal gefordert worden, und zwar auf Grund der 
Besetzung Wilnas durch General Zeligowski vom 
litauischen Vertreter Voldemar in nichtöffentlicher 
Sitzung des VßR vom 20. 10. 20. Der Antrag wurde 
jedoch in der nachfolgenden Debatte überhaupt nicht 
erörtert, und es wurde die Ansetzung einer Volks­
abstimmung vereinbart, die in der Folge unterblieb 
(JO suppl. spec. 4 134 f., vgl. oben Art. 11 Z. 4 B). Einen 
ausdrücklichen Verzicht auf einen solchen Antrag er­
klärte dagegen im Korfu-SLreit (oben Art. 15 Z. 9 Q) 
der griechische Vertreter Polilis, obgleich er betonte, 
daß die Voraussetzungen für ihn gegeben seien (JO 23 
1277 f.). 
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Artikel 17. 
Im Falle eines Streites zwi eben zwei Staaten, von 

denen nur einer oder von denen keiner Mitglied des 
Bundes i t, werden der Staat oder die Staaten, die 
Nichtmitglieder sind, aufgefordert, sich zwecks Bei­
legung der Streitfrage den den Bundesmitgliedern ob­
liegenden Verpflichtungen zu unterwerfen, und zwar 
unter den vom Rat für angemessen erachteten Be­
dingungen. Wird dieser Aufforderung Folge geleistet, 
so gelangen unter Vorbehalt der Aenderungen, die der 
Rat für erforderlich erachtet, die Be timmungen der 
Artikel 12 bis 16 zur Anwendung. 

Zugleich mit dem Erlaß dieser Aufforderung er­
öffnet der Rat eine Unter uchung über die Umstände 
des Streit und schlägt die Maßnahmen vor, die er in 
dem gegebenen Falle für die besten und wirk­
samsten hält. 

Lehnt der so aufgeforderte Staat es ab, zwecks Bei­
legung der Streitfrage die Verpflichtungen eines Mit­
gliedes auf sich zu nehmen, und schreitet er gegen 
ein Bundesmitglied zum Kriege, so finden die Be­
stimmungen des Art. 16 auf ihn Anwendung. 

Lehnen beide so aufgeforderten Parteien e ab, 
zweck Beilegung der Streitfrage die Verpflichtungen 
eines Bundesmitgliedes auf sich zu nehmen, so kann 
der Rat alle zur Vermeidung von Feind eligkeiten und 
zur Schlichtung des Streites geeigneten Maßnahmen er­
greifen und Vorschläge machen. 

Allgemeines. 
Art. 17 bringt den A n s p r u c h des V B auf 

U n i v e r s a 1 i t ä L d e s W i r k u n g s k r e i s e s zum 
Ausdruck (vgl. oben Art. 1 Vorbern. 2 und Art. 11 Allg.). 
Er begnügt sich nicht damit, seine Ziele, insbesondere 
das der Friedensbewahrung, im Kreise seiner Mitglieder 
zu verfolgen, sondern setzt sich die AufgalJe, sie auch 
den anderen Staaten aufzuzwingen. Soweit damit un­
millelbar der Schulz seiner Mitglieder gegen Angriffe 
beabsichligt ist, kann ihm das Recht zum Eingreifen 
nicht beslrillen werden. Hier erscheinL unbegründet 
nur sein Anspruch, in der Rolle eines Richters und 
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nicht in der des Verbündeten einer Partei aufzutreten. 
Keinerlei Stütze im geltenden Völkerrecht findet da­
gegen sein Anspruch auI ein Interventionsrecht bei 
einem Streit zwischen zwei Nichtmitgliedstaaten. Von 
Rechts wegen steht ihm hier nur ein Angebot seiner 
Dienste zwecks VermiLLlung zu (Haager Abk. z. friedl. 
Erl. internat. Streitfälle 2 f., vgl. unten Z. 6 S). Was 
darüber hinausgeht, kann nur auf seiner Machtstellung 
beruhen. Das gilt grundsätzlich auch im Hinblick auf 
diejenigen 1ich tmitglieder, die die VBS als Bestandteil 
eines Fr V unterzeichnet haben (vgl. oben Art. 1 Vor -
hemerkung 2). Eine YB-Exekution gegen ein ichl­
milglied ist daher völkerrechtlich nichts als Krieg, und 
rler Gegner ist dem VB völkerrechtlich vollkommen 
gleichberechtigt (über den Charakter einer Exekution 
gegen ein Mitglied vgl. oben Art. 16 Z. 5). 

Ueber die Anwendbarkeit des Art. 17 auf amerika -
uische Staaten vgl. unten Art. 21 Z. 3. 

Im Einzelnen. 
(1) Art. 17 kann nur im Zusammenhang mit den 

vorhergehenden Artikeln rich Lig verstanden werden. 
Aus serner teilweise sehr knappen Fassung darf nicht 
der Schluß gezogen werden, daß sich der VB zum 
Zwecke der Friedensbewahrung weitergehende Rechte 
gegen die 1ichtmitglieder zuschreibt als gegen die Mit­
glieder. Das gilt besonders für die Voraussetz u n -
gen eines Eing reifen s. Auch hier muß die 
Gefahr eines Bruches vorliegen (a. M. Schücking-Weh­
berg 640, vgl. aber oben Art. 15 Z. 2), und auch hier 
hat das Eingreifen zu unterbleiben, wenn diploma­
tische Verhancllungen schweben oder ein Schieds­
gericht im Gange ist. 

Art. 11 und Art. 15 sehen eine eigene Initiative 
des VBR nicht vor. Vielmehr muß der Antrag oder 
die Anzeige eines Mitgliedes vorliegen. Die Fassung 
des Art. 17 läßt dagegen die Möglichkeit einer eigenen 
I n i t i a t i v e offen. Doch ist das eine völlig unwesent­
liche Formfrage, da an einem ausbrechenden Streit 
stets irgendein Mitglied interessiert sein wird und 
nötigenfalls ein Antrag vom GS veranlaßt werden kann. 
Fraglich ist es dagegen, ob ein • i c h t mit g I i e d den 
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\ ' BR anrufen kann. Angesichts des Interesses, das 
der VB an einer Ausdehnw1g seines "'irkungskreises 
hat, müßte man eine Bejahung von seiner Seite er­
warten. Tatsächlich hat er sich jedoch auf den ent­
gegengesetzten Standpunkt ge tellt und in einem vom 
YBR gebilligten Schreiben des GS an Ungarn erklärt, 
daß eine Anrufung des VBR auf Grund des Art. 17 
nur durch ein Mitglied erfolgen könne (oben Art. 11 
Z. 4 N). Es bleibt abzuwarten, ob an dieser Auffassung 
festgehalten werden wird. 

(2) Das Verfahren des VBR ist hier so wenig wie 
im Falle des Arl. 15 an bestimmte Formen gebunden. 
Es gliedert sich jedoch naturgemäß in zwei Stadien, 
nämlich in ein Vor ver fahren , das von der An­
rufung des VBR bis zur Annahme oder Ablehnung der 
Aufforderung läuft, und in ein Hauptverfahren. Eine 
vorgiingige Prüfung der Frage, ob die Gefahr eines 
Bruches gegeben ist, findet nicht stall, doch wird die 
Schwere des Streitfalls ebenso berück sich Ligt, wie ge­
gebenenfalls der Umstand, daß der Streitfall bereits 
Gegenstand eines anderweiten Verfahrens ist (vgl. oben 
Art. 15 Z. 2). Der Beschluß, eine Aufforderung nach 
Art. 17 an das Nichtmitglied zu richten, ist einstimmig 
zu fa sen, wobei die Stimme eines am Streit be­
teiligten Mitgliedes nicht gezählt wird. Doch ist ein 
olches Mitglied, wenn es dem YBR nicht angehört, zur 

Teilnahme an der Sitzung nach Arl. 4 Abs. 5 ein­
zuladen. 

Die Auf f o r der u n g geht auf Uebernahme der 
Pflich len eines Mitgliedes, soweit es ich um den vor­
liegenden Streit handelt, m. a. W. auf die Bereitwillig­
keit, sich den Bestimmungen der Art. 12-16 zu unter­
werfen. Das bezieht sich auf das gesamte Verfahren 
einschließlich der Exekution, falls eine solche gegen 
das in den Streit verwickelte Mitglied beschlossen wer­
den sollte. Doch ist dem VBR anheirngestellt, be­
sondere, ihm angemessen scheinende Bedingungen fest­
zu etzen, durch die die Vorschriften der Art. 12-16 
abgeändert werden. An einer Praxis auf diesem Ge­
hiet fehlt es bisher, und es ist nicht möglich, vorau -
zu eben, in welcher Richtung solche Abänderungen 
sich bewegen könnten. Sie müllten jedenfalls gleich-
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zeitig mit der Aufforderung beschlossen und dem 
Nichtmitgliede zur Kenntnis gebracht werden. Für 
ihre Festsetzung bedarf es nach Art. 5 Abs. 2 nur eines 
Mebrheilsbeschlusses. 

Für die Annahme der Aufforderung wäre zweck­
mäßigerweise eine Frist zu setzen, um eine Verschlep­
pung zu hindern. 

Zugleich mit · dem Erlaß der Aufforderung eröffnet 
der VBR eine U n t e r s u c h u n g d e s F a 11 e s und 
schlägt die ihm geeignet scheinenden Maßnahmen vor. 
Diese Bestimmung wirkt befremdend. Solange nicht 
feststeht, ob das Nichtmitglied der Aufforderung Folge 
leistet, kann die Untersuchung nur provisorischen 
Charakter haben und nicht über den Rahmen der Prü­
fung hinausgehen, in deren Ergebnis die Aufforderung 
beschlossen wurde. Erfolgt dann die Unterwerfung, so 
muß die Untersuchung auch das vom Nichtmitgliede 
beigebrachte Material erfassen. Es kann dann jedoch 
leicht der Verdacht entstehen, daß der VBR bereits 
voreingenommen ist. Ebenso fraglich erscheint die 
Angebrachtheit von Maßnahmen, die in diesem Stadium 
ergriffen werden könnten. Selbst provisorische Siche­
rungsmaßnahmen, die auf dem einseitigen Material nur 
einer Partei beruhen würden, dürften unerwünscht 
sein. Vollends unzweckmäßig sind diese Vorschriften 
in dem Falle, daß der Streit zwischen Nichtmitgliedern 
spielt und der VBR sich mit ihm auf Anrufung eines 
Mitgliedes befaßt. Dann kommt in diesem Stadium des 
Verfahrens keine der Parteien zu Wort. 

(3) Das Haupt verfahren hat selbstverständ­
lich ganz verschiedenen . Charakter, je nachdem, ob 
eine Annahme oder Ablehnung der Aufforderung 
erfolgte. Im ersten Falle tritt Art. 15 uneingeschränkt 
in Kraft. Dem VBR ist nach Abs. 2 das gesamte Mate­
rial zu unterbreiten, und er hat sieb zunächst um eine 
Schlichtung zu bemühen. Hierbei kann er wie unter 
Mitgliedern sowohl eine Vermittlung versuchen, als 
auch eine gerichtliche oder schiedsgerichtliche Erledi­
gung anregen. Gelingt weder dieses noch jenes, so wird 
das Berichtsverfahren angewendet. Auch eine An­
rufung der VBV nach Abs. 9 und 10 des Art. 15 (oben 
Art. 15 Z. 7) ist zulässig. Im Ergebnis ist auch, wie 
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durch die Erwähnung des Arl. 16 in Arl. 17 Abs. 1 S. 2 
hervorgehoben wird, eine Exekution gegen das Mitglied 
zugunsten des Nichtmitgliedes zulässig. Wesentlich 
ist bei alledem die grundsätzliche Gleichstellung des 

ichtmitgliedes mit dem gegnerischen Mitgliede. Sie 
wird auch durch die besonderen Bedingungen des VBR 
nicht beseitigt werden können, wenn die Aufforderung 
Erfolg haben soll. Formell wird sie ihren Ausdruck 
vor allem in der Hinzuziehung des Nichtmitgliedes zu 
den Sitzungen des VBR nach Art. 4 Abs. 5 finden 
müssen. Demgemäß ist der VBR auch bisher ver­
fahren, so im Alandslreit, in dessen Verlauf Finnland 
hinzugezogen wurde, das damals noch nicht Mitglied 
war (JO 20 247, oben Art. 11 Z. 4 A), ebenso im pol­
nisch-litauischen und im Mossul-Slreit im Hinblick auf 
Litauen und auf die Türkei (JO 20 Suppl. spec. 4 53, 
oben Art. 11 Z. 4 B; JO 23 201 f., unten z. 6 T). Hierbei 
wurde dem litauischen Vertreter eröffnet, daß er be­
rechtigt sei, an der Debatte teHzunehmen, ohne jedoch 
die juristische Stellung eines Mitgliedes zu haben. Da­
gegen hob Lord Balfour als englischer Vertreter nach­
drücklich hervor, daß die Türkei die gleichen Rechte 
genießen werde, wie alle Mitglieder. Er werde be­
antragen, daß die Worte der VBS „unter den vom Ral 
für angemessen erachteten Bedingungen" im Sinne „auf 
dem Fuße absoluter Gleichheit" verstanden würden. 
Der Präsident erwiderte darauf, daß Lord Balfour 
weniger einen Antrag gestellt, als eine Erklärung ab­
gegeben habe. Augenscheinlich sollte damit eine Bin­
dung des VBR an diese Auslegung abgelehnt werden. 
Doch fügte der Präsident hinzu, daß ein dem VB 
fremder Staat als gleicher werde behandelt werden 
und auf die Unparteilichkeit des VBR rechnen könne. 
In dieser Richtung wird die weitere Entwicklung der 
Praxis abzuwarten sein, die voraussichtlich von poli­
tischen Erwägungen, insbesondere von der Bedeutung 
der in einen Streit verwickelten Nichtmitglieder ab­
hängen wird. Im übrigen hat die Türkei sich in der 
Folge veranlaßt gesehen, ihren Vertreter zurück­
zuziehen, nachdem seine Stimme bei einer Abstimmung 
unberücksichtigt geblieben war (JO 26 145, vgl. unten 
Z. 6T). 
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Dieselben Grundsätze müssen gellen, wenn beide 
Parteien Nichtmitglieder sind und die Aufforderung 
angenommen haben. Doch bliebe in einem solchen 
Falle die Gleichheit auch dann gewahrt, wenn ihnen 
in demselben Maße Gehör geschenkt würde, ohne daß 
sie zur Teilnahme an den Sitzungen als Mitglieder zu­
gezogen würden. 

(4) Im Falle der Ablehn u n g der Auf f o r de­
r u n g durch ein Nichtmitglied, das im Streite mit 
einem Mitgliede liegt, besteht für den VBR die Mög­
lichkeit ·einer weiteren Vermittlung nicht. Es ist ihm 
zwar unbenommen, den Fall von sich aus zu unter­
suchen und zu ihm Stellung zu nehmen. Aber die von 
ihm gezogenen Schlüsse haben keinerlei bindende Kraft 
dem Nichtmitgliede gegenüber. Es besteht nicht ein­
mal der Ausweg einer Anrufung des StIG. Im ost­
karelischen Streit zwischen Finnland und Rußland (vgl. 
oben Art. 14 z. 5 Be, unten z. 6 S) hat dieser angesichts 
der Ablehnung der Aufforderung aus Arl. 17 seitens 
Rußlands sich ausdrücklich außerstande erklärt, auch 
nur ein Gutachten abzugeben, da die Nichtmitglieder 
durch die VBS nicht gebunden eien und ein souveräner 
Staat nicht gezwungen werden könne, seine Streitig­
keiten irgendeinem Verfahren zu unterwerfen. In 
einem andern Falle, nämlich im griechisch-türkischen 
Streit um die Ausweisung des ökumenischen Patri­
archen (oben Art. 14 z. 5 B n), halle die Türkei als 
Nichtmitglied die Einrede ihrer ausschließlichen Zu­
ständigkeit gellend gemacht, ohne wie Sowjetrußland 
das Recht des VB zur Einmischung grundsätzlich zu 
beslreilen. Zur Erstattung des vom SLIG erbetenen 
Gulachlens i l es nicht gekommen, weil der Streit auf 
dem Verhandlungswege beigelegt wurde. Das ist be­
dauerlich, weil dadurch die formelle Klärung einer 
nicht unwichtigen Frage unterblieben ist. Es wird je­
doch dem Nichtmitgliede da Recht, jene Einrede 
geltend zu machen, nicht bestrillen werden können, und 
zwar in den elben Grenzen, in denen Art. 15 Abs. 8 es 
den Mitglied rn zugesteht. Ucbern immt ein Nichtmitglied 
nach Arl. 17 Abs. 1 die den Mitgliedern obliegenden 
prozessualen Verpflich Lungen, so müssen ihm auch die 
gleichen prozessualen Rechte zugestanden werden. Eine 
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Aberkennung gerade des Rcchls auf die fragliche Ein­
rede dürfle schwerlich angemessen sein und müßte 
jedenfalls durch au drücklichcn Beschluß ge. chehen. 
Der VBR hälle somil, wie nach Arl. 15 Abs. 8, zur Ein­
rede Slellung zu nehmen. Anerkennt er ihre Berechti­
gw1g, o isl seine Rolle beendet. Vermag er sie nich l 
anzuerkennen und das Nichlmilglied beharrl auf ihr, 
so ergibl sich dieselbe Lage, wie im Falle einer Ab­
lehnung der Aufforderung aus Arl. 17. 

Für diesen Fall sieht Arl. 17 ein weileres Ver­
fahren vor dem VBR nichl vor. Er begnügl sich in 
Abs. 3 damit, ein kriegerische Vorgehen des Nichl­
rnitgliedes mit der Exekulion zu bedrohen. Dagegen 
un lersagt er dem Milgliecle ein solches Vorgehen nich 1, 
eine ungleichmäßige Stellungnahme, die nur gerecht­
ferligt werden kann, wenn man den VB als polilisches 
Bündnis auffaßl und die unter Umsländen zu Schwie­
rigkeiten führen kann. Man selze etwa den Fall, daß 
das Recht augenscheinlich auf seilen des ichlmil­
gliedes ist, so z. B. bei einer eklalanlen Verlelzung des 
Gesandtschaflsrechts durch das Milglied, daß aber jenes 
aus grundsätzlichen Erwägungen sich der Vermittlung 
'<les VB nicht bedienen will und das Mitglied Genug­
luung verweigert Dann ist das 1ichlmitglied nach 
dem Völkerrechl zweifellos befugl, zum Kriege zu 
schreilen. Nach der VBS aber etzt es sich dadurch 
der Exekution aus, deren Berechligung vom Sland­
punkt der VBS aus alle Mitglieder anerkennen und 
an der sich daher alle beleiligen müßlen! 

Für den Fall, daß von zwei ichtmilglieclern das 
eine annimml, das andere ablehnl, febll es in der VBS 
an Bestimmungen. Eine analoge Anwendung des Abs. 3 
dürfte nichl in Frage kommen, da dieser den Schulz 
eines Milgliedes bezweckt. Es würde wahrscheinlich 
von polilischen Erwägungen abhängen, wieweil dem 
annehmenden Nichtmitgliede Unlerslülzung gewährl 
würde. 

(5) \Vird die Aufforderung durch beide 
s t r e i t e n cl e n N i c h t m i t g 1 i e d e r a b g e l e h n l, 
so hal der VBR völlig freie Hand. Er kann nach den 
Worten des Abs. 4 alle zur Vermeidung von Feindselig­
keiten und zur Schlichlung des Streiles geeigneten 
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Maßnahmen ergreifen und Vorschläge machen. Das 
heißt nichts anderes, als daß es dem VB freisteht, so 
zu verfahren, wie es vor seiner Begründung die Groß­
mächte zu tun pflegten, wenn sie einem Zusammen­
stoß zwischen anderen Staaten nicht freien Lauf lassen 
wollten . 

(6) Die Pr a x i s d es Ar t. 17 erscheint verhält­
nismäßig reichhaltig, wenn man nur die Zahl der Fälle 
berücksichtigt. Nichtsdestoweniger ist das in ihnen 
enthaltene Material recht spärlich, da ein Verfahren 
auf Grund des Art. 17 nur in einem der vorliegenden 
neun Fälle durchgeführt, in einem zweiten zwar eine 
sehr wertvolle Stellungnahme des StIG herbeigeführt, 
das Verfahren selbst aber tatsächlich abgebrochen 
wurde, während in zwei weiteren Fällen die beteiligten 

1icbtmitglieder, nämlich Finnland und Litauen, im 
Laufe des Verfahrens die fügliedschaft erwarben, so 
daß die Anwendung des Art. 17 sich erübrigte ( oben 
Art. 11 Z. 4 A und B) und endlich in den fünf letzten 
Fällen der VB sich völlig passiv verhielt (oben Art. 11 
Z. 4 I, K, M, N, 0). An dieser Stelle gelangen daher 
zur Darlegung nur die beiden erstgenannten Fälle, 
nämlich der Streit um Ostkarelien und der um Mossul. 

S. D e r f in n 1 ä n d i s c h - r u s s i s c h e S t r e i l 
um Ost k a r e l i e n (vgl. oben Art. 14 z. 5 B e, 
auch oben S. 16). Am 26. 11. 21 beschwerte sich 
l· innland beim VBR darüber, daß Sowjetrußland ent­
gegen der im Friedensvertrage von Dorpat vom 14. 10. 20 
übernommenen Verpflichtung der finnischen Bevölke­
rung Ostkareliens die zugesagte Autonomie nicht ge­
währe und die Frage als innerrussische Angelegenheit 
ansehe. Der VBR erklärte sich zu einer Untersuchung 
des Falles nur bereit, wenn beide Parteien damit ein­
verstanden wären. Auf wiederholtes Andringen Finn­
lands beschloß der VBR am 21. 4. 23, ein Gutachten des 
SLIG über den Charakter der von Sowjetrußland über­
nommenen Verpflichtungen einzuholen. Der SLIG er­
klärte sich jedoch für unzuständig, da Sowjetrußland 
nicht Mitglied des VB, also durch die VBS nicht ge­
bunden sei und der Einholung des Gutachtens nicht 
zugestimmt habe. Es können aber nach anerkannten 
Yölkerrecbtlichcn Grundsätzen die Streitigkeiten eines 
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Slaales ohne seine Zustimmung keinem Verfahren 
unterworfen werden. Zwar handle e sich hier nur 
um ein Gutachten. Doch würde durch dieses die Ent­
scheidung vorweggenommen werden. Der VBR nahm 
dieses Gulachten zur Kenntnis und begnügte sich da­
mit, hervorzuheben, daß er zur Einforderung des Gut­
achtens berechtigt gewesen sei (III. VBV Pl. II 39, 
IV. VBV Pl. 211, 283, V. VBV Pl. 270 f., vgl. Publ. B 5 
27 f.). 

Eine weitere Verfolgung der Angelegenheit findet 
augenscheinlich nicht stall. Der VBR hal somit dar­
auf verzichtet, den Art. 17 in diesem Falle anzuwenden. 

T. D e r e n g l i s c h - t ü r k i s c h e S t r e i t u m 
Mo s s u l (vgl. oben Art. 14 z. 5 B m). Art. 3 Abs. 2 
des LFrV vom 24. 7. 23 überläßt die Festsetzung der 
Grenze zwischen Türkei und Irak einer Vereinbarung 
zwischen jener und England mit der Maßgabe, daß, 
falls eine Einigung binnen neun Monaten nicht zu 
erzielen ist, die Frage vor den VBR gebracht werden 
soll. Die Einigung gelang nicht, und am 6. 8. 24 rief 
England den VHR an. Berichterstatter war der 
Schwede Unden, Vertreter Englands zuerst Lord 
Parmoor, dann Chamberlain, den Amery vertrat, 
Vertreter der Türkei zuerst Fethy bey, dann Rouschdy 
bey und Munir bey. Englands These war, daß es um 
die Festsetzung der Nordgrenze des Irak gehe und 
nicht um die Zugehörigkeit des Vilajet Mossul. Die 
Türkei vertrat den entgegengesetzten Standpunkt und 
forderte eine Volk abstimmung, die England ablehnte. 
Die Zuständigkeit des VBR im Rahmen des Art. 15 
wurde von beiden Parteien, die Verpflichtung, sich 
seiner Entscheidung zu unterwerfen wurde von Eng­
land bedingungslos, von der Türkei mit einem gewissen 
Vorbehalt anerkannt. Der VBR ernannte zunächst 
einen Ausschuß, dem der Schwede de Wirsen, der 
Ungar Graf Teleky und der Belgier Paulis, angehörten. 
Der Ausschuß begab sich im November 2--l in das 
streitige Gebiet, kehrte im April 25 zurück und er­
stattete einen umfangreichen Bericht, der im wesen t­
lichen eine Grenzziehung nördlich Mossuls empfahl, 
al o zugunsten des Irak und Englands lautete. Undcn 
als ßerichterslatter des VBR schloß sich ihm an. Der 
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VBR setzle zwecks näherer sachlicher Prüfung nach 
umfangreichem Vortrag der Parteien einen Unteraus­
schuß ein, auf dessen Anregung er gegen den Wider­
spruch der Türkei beschloß, ein Gutachten des StIG 
über zwei Fragen einzuholen: 1. Welchen Charakter 
hat der vom VBR auf Grund des Art. 3 Abs. 2 des LFrV 
zu fassende Beschluß - Schiedsspruch, Empfehlung 
oder Vermittlungsvorschlag? 2. Ist der Beschluß ein­
stimmig oder mit Mehrheit zu fassen und können die 
Parteien mitstimmen? Der StIG gab sein Gutachten 
zu 1 dahin ab, daß der zu fassende Beschluß für die 
Parteien bindend sei, und zu 2 dahin, daß er einstimmig 
gefaßt werden müsse. Die Parteien könnten mit­
stimmen, doch würden ihre Stimmen nicht gezählt. 
Der VBR nahm das Gutachten am 8. 12. 25 mit allen 
Stimmen gegen die des türkischen Vertreters an. Dieser 
erklär te, daß die Stimmen der Parteien mitgezählt 
werden müßten, und verweigerte die fernere Teilnahme 
an den Beratungen. Nunmehr faßte der VBR am 
16. 12. 25 einstimmig eine Entschließung, in der die 
Grenzlinie im Sinne Englands festgelegt und England 
aufgegeben wurde, mil dem Irak einen neuen Mandats­
vertrag für 25 Jahre zu schließen und der kurdischen 
Bevölkerung gewisse Rechte zu sichern. Chamberlain 
erklärte im Anschluß daran, daß seine Regierung nach 
wie vor bereit sei, der Türkei entgegenzukommen und 
sich mit ihr zu verständigen. Im Ergebnis ist, wie 
der VBR am 11. 3. 26 feststellte, der neue Mandats­
vertrag mit dem Irak geschlossen und damit die Grenz­
festsetzung vom 16. 12. 25 in Kraft getreten. Am 5. 6. 26 
ist jedoch, wie Chamberlain dem VBR am 7. 6. mit­
teilte, zwischen England und der Türkei ein Vertrag 
geschlossen, durch den die Grenze beiderseits an­
kannt, den Bewohnern des Irak das Recht der Option 
für die Türkei gewährt, eine neutrale Zone geschaffen, 
und der Türkei 10 % der Einnahmen der Irak-Regie­
rung aus den Oelfeldern von Mossul gewährleistet wer­
den (VI. VBV PI. 192 f., JO 25 1310 f., 1317 f., 1328 f„ 
1336 f., 1377 f., 1434 f., JO 26 120 f., 145 f., 187 f., 502 f.1 

548 f., vgl. Publ. B 12). 
Während der Verhandlungen traten Grenz -

zwischen f ä 11 e ein, zu deren Untersuchung der 
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estnische General Laidoner enlsandt wurde. In seinem 
Berichl slellle er fest, daß es sich ganz überwiegend 
um unbedeulende Vorfälle handele, wie ie bei Streilig­
keil der Grenzlinie u.nvermeidlich seien (VI. VBY 
Pl. 195 f., JO 25 1307 f. , 1383 f., JO 26 145, 302 f.). 

Artikel 18. 
Jeder Vertrag oder jedes internationale Abkommen, 

das ein Bundesmitglied künftig abschließt, ist unver­
ziiglich beim Sekretariat einzutragen und von diesem 
obald wie möglich zu veröffentlichen. Kein solcher 

Vertrag und kein solches internationales Abkommen ist 
vor der Eintragung rechtsverbindlich. 

Vorbemerkung. 
Bereils auf der I. VBV wies der Holländer van 

Karnebeek auf die Unzulänglichkeil des Art. 18 hin 
(Pl. 155 f.). Auf Ersuchen der VBV (Pl. 208 f.) setzte 
der VBR einen Au schuß nieder (JO 21 112 f.), dessen 
Anregungen vom I. Ausschuß der II. VBV aufgenommen 
und zu Anträgen verdichtel wurden. Danach sollte 
eine Auslegung de Arl. 18 gegeben, seine Fassung sollle 
geänderl und es sollte eine Ausführungsordnung be­
schlo sen werden. Die VBV vertagte jedoch die Ent­
scheidung, und nur eine Enl chließung über die Aus­
legung kam zur Abslimmung, wurde aber nicht an­
genommen (I. A. 68 f., 167 f., 195 f., PI. 700 f., 839 f.). 
Die III. VBV erklärle es für notwendig, zunächsl Er­
fahrungen über den Art. 18 zu sammeln und faßle 
gleichfalls einen Verlagungsbeschluß (I. A. 25 f., 92 f., 
Pl. I 218 f., II 152 f.). Die späleren VBV haben sich mil 
Art. 18 nichl mehr beschäfligl. 

Allgemeine·. 
Arl. 18 will der sog. Geh e im d i p l o m a Li e ein 

Ende bereiten. Zu diesem Zweck sollen alle inler­
nalionalen Abmachungen veröffentlicht werden, damil 
die Völker über die sie bindenden Verpflich Lungen 
unlerrichtet und gegebenenfalls im lande seien, ihre 
Aufhebung durcbzuselzen. Das isl die Frucht einer 
während des \Vellkrieges in dieser Richtung betrie-
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benen Werbung und entspricht dem 2. Salz des im 
Vorspruch festgelegten Programms des VB. In der 
Praxis hat sich jedoch sehr bald die eigung zu einer 
Abschwächung des Art. 18 gezeigt. Die in der Vor­
bemerkung erwähnten Abänderungs- und Auslegungs­
versuche sind allerdings ergebnislos geblieben, aber 
eine strikte Befolgung des Art. 18 findet trotzdem nicht 
statt. Selbst wenn die ölTentlich anerkannten 
Ausnahmen bedeutungslos wären, stellt ich doch 
ihre Zulassung als Preisgabe des gesteckten Zieles 
dar. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob dieses 
Ziel überhaupt erreichbar ist und ob nicht das Verbot 
der Geheimverträge auch bei formeller Befolgung 
nötigenfalls durch private Vereinbarungen zwischen 
den leitenden Staatsmännern umgangen werden würde, 
welche Vereinbarungen naturgemäß noch mehr Ge­
fahren in sich bergen, als amtliche Verträge. 

Im Einzelnen. 
(1) Trotz dieser Sachlage muß daran festgehalten 

werden, daß Art. 18 die Veröffentlichung aller Verträge 
gebietet und damit jegliche Geheimverträge verbietet. 
Was dagegen vorgebracht wird (Schücking-Wehberg 
651), ist nicht durchschlagend. Weder kann gefordert 
werden, daß ein direktes Verbot positiv zum Ausdruck 
gebracht werde, noch ist es rieb tig, daß S. 2 den S. 1 
abschwäche. Wenn sich eine davon abweichende 
Praxis gebildet hat, so ist das, abgesehen von Aus­
nahmen, die aus Zweckmäßigkeitserwägungen zu­
gelassen werden und die mit dem Sinn des Art. 18 
vereinbar sind, contra legem geschehen. Wortlaut und 
Zweck des Art. 18 sind ganz unzweideutig und aus 
ihnen muß die P fl ich t eines jeden Bundes -
m i t g 1 i e de gefolgert werden, die von ihm ab­
geschlossenen Verträge zur Eintragung anzumelden (so 
auch Molla II. VBV I. A. 84 f.). Es ist hierbei gleich­
gültig, ob die Gegenpartei ebenfalls Mitglied ist oder 
nicht. Das ergibt sich aus dem Wortlaut des Art. 18, 
das folgt auch aus seinem Sinn, da Geheimverträge mit 
Nichtmitgliedern augenscheinlich noch unerwünschter 
sind, als mit Mitgliedern (a. M. Schücking-Wehberg 
653 f.). Auf 1ichtmitglieder erstreckt sich dagegen 
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diese Verpflichtung o wenig als irgendeine andere, die 
in der VBS festge etzt wird. Dieses gilt auch für Mit­
unterzeichner der Pariser FrV, die Nichtmitglieder sind 
(vgl. oben Art. 1 Vorbem. 2). 

(2) Grundsätzlich sind in t er 11 a t i o n a 1 e Ver -
träge jeder Ar t einzutragen. Das wird mit großer 
Schärfe in einer vom \'BR am 19. 5. 20 gebilligten 
D nkschrifl des GS (JO 20 154 f.) hervorgehoben: ,,Es 
handelt sich nicht nur um jeden Vertrag im eigent­
lichen Sinn, gleichviel welcher Art er sei, und um jedes 
internationale Abkommen, sondern auch um jede 
andere internationale Vereinbarung oder um jeden 
Akt, durch den die Völker oder ihre Regierungen eine 
gesetzliche Verpflichtung zwischen sich und einem 
andern Staat, einem andern Volk oder einer andern 
Regierung aufrichten wollen". Auch Abänderung, 
Verlängerung oder Kündigung eines Vertrages sollen 
hierher gehören. Grundsätzlich gibt es also keinerlei 
Ausnahme. 

Bereits unter dem 15. 2. 21 jedoch teilte die 
hriti . ehe Regierung dem GS mit, daß die zahlreichen 
von ihr mit den vormaligen Bundesgenossen ge­
schlossenen Finanzabkommen nicht zur Eintragung 
angemeldet werden würden (JO 21 224) und am 21. 2. 
21 betonte Balfour im VBR unter Hinweis auf den 
belgisch-französischen Bündnisvertrag, c.laß die Ver­
öffentlichung der militärischen Ausführungsbestim­
mungen zu solchen Verträgen im Interes e des Friedens 
unangängig sei (Prol. XII 5). In der gleichen Rieb Lung 
bewegte sich der Abünclerungsvorschlag zu Art. 18, der 
der II. \'BV vorlag. Danach sollte Abs. 3 technische 
oder administrative Abkommen ohne politische Bedeu­
tung ebenso wie Abkommen, durch die nur die Ausfüh­
rnng eingetragener Verträge gesichert wird, von der 
Eintragung befreien (Pl. 70-1 f., vgl. Annuaire XXX ß3 f., 
XXXI 19 f.). 

Die ' ichteintragung von hnanzabkommen der er­
wähnten Art mag an sich unbedenklich sein. Anders 
steht es schon um militärische Ausführungsbestim­
mungen, in denen u . U. gerac.le die wesentlichen 
Bestimmungen über das abgeschlossene Bündnis ent­
halten sein können. Jedenfalls isl eine Belastung des 

rn•ytagh -Lol'i11ghoven , YölkPrbuud 14 
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Sekretariats durch überflüssige Eintragungen völlig 
bedeutungslos neben der Gefahr, die in der Durch­
brechung des Art. 18 liegt. Diese Durchbrechung ist 
gleichbedeutend mit einer Preisgabe des Grundsatzes, 
der in Art. 18 zum Ausdruck kommt. Besonders be­
zeichnend in dieser Richtung dürfte neben der Geheim­
haltung der belgisch-französischen Militärkonvention 
(unten Art. 20 Z. 3) die Tatsache sein, daß auch einer 
der 3 Verträge, die die Grundlage der Kleinen Entente 
bilden, nämlich der zwischen Rumänien und · Süd­
slawien vom 7. 6. 21, nicht eingetragen worden ist. Er 
ist jedoch durch die Veröffentlichung bei Strupp, 
Documents V 258 f. bekanntgeworden. Hierbei findet 
sich der Vermerk: ,,aus privater Quelle". 

(3) Die r e c h t l i c h e B e d e u t u n g d e r E i n -
trag u n g ist strittig. Nach dem Wortlaut des Art. 18 
könnte angenommen werden, daß der Vertrag erst 
durch sie Verbindlichkeit erlangt und daß bis zu ihrer 
Vollziehung den Parteien der Rücktritt freisteht (so 
van Karnebeek I. VBV PI. 155 f., 208). Damil verlöre 
jedoch die Ratifizierung ihren Sinn. Andererseits ist 
es unzutreffend, daß der Vertrag bereits durch diese 
verbindlich wird, aber dem VB gegenüber erst nach 
der Eintragung geltend gemacht werden kann (so 
Tittoni 1. VBV Pl. 177, Spalaicovicz II. VBV Pl. 849). 
Das ist mit dem Wortlaut nicht zu vereinigen. Richlig 
ist, daß die Parteien von der Ratifizierung ab an den 
Vertrag gebunden sind und daß jede von ihnen von 
da ab die Eintragung einseitig beanlragen kann, daß 
aber die Erfüllung des Vertrages erst von der Ein­
tragung ab verlangt werden kann. Diese Auffassung 
hat sich auch der I. Ausschuß der II. VBV zu eigen 
gemacht (PI. 701, vgl. Annuaire XXX 47 f., XXXI 19 f., 
Schücking-W ehberg 656 L, Hatschek 233). 

Strittig ist auch die Frage, ob die Eintragung 
r ü c k w i r k e n d e K r a f t hat. Eine Frist für die 
Eintragung ist in Art. 18 nicht festgesetzt. Es heißt nur, 
daß sie unverzüglich zu erfolgen habe und an einer 
festen Praxis fehlt es noch. Der I. Ausschuß der 
II. VBV wollte die rückwirkende Kraft anerkennen, 
wenn die Eintragung binnen 3 Monaten nach der Rati­
fikation erfolgt. Sinngemäß ist es, sie anzuerkennen, 
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Wehn die Eintragung binnen angemessener Frist erfolgt 
ist. Ob das der Fall ist, kann nur nach den Besonder­
heiten des einzelnen Falles und unter Berücksichtigung 
der amtlichen Gepflogenheiten enlschieden werden. 
Jedenfalls dürfte aber eine übermäßige Verzögerung 
vorliegen, wenn ein Vertrag erst nach mehr als 
3 Jahren eingetragen wird, wie der englisch-franzö­
sische Vertrag über die Abgrenzung Syriens gegen 
Paläslina und das Irak, der am 23. 12. 20 geschlossen 
und am 6. 2. 24 eingetragen wurde (RTr XXII 353 f.). 

Aus der Eintragung erwachsen dem VB keine 
materiellen Verpflichtungen. Insbesondere übernimmt 
er k e i n e G a r a n t i e in dem Sinne, daß er über die 
Einhaltw1g der Verträge zu wachen hätte. Er hat sie 
nur im Falle eines Streites, der vor ihn gebracht wird, 
zu berücksichtigen. Ebensowenig liegt in der Ein­
tragung eine Anerkennung der Verlräge als rechts­
gültig und mit der VBS verträglich. Eine Anfechtung 
durch die Parleien oder durch einen drillen Staa t, 
gegebenenfalls unter Berufung auf Arl. 11 Abs. 2, bleibt 
deshalb stets möglich. Andererseits ergibt sich daraus, 
daß eine materielle Nachprüfung eines zur Eintragung 
angemelclet.en Vertrages durch den GS und eine Ver -
w e i g er u n g d er E intra g u n g unzulässig ist und 
daß auch ein Einspruchsrecht gegen die Eintragung 
seitens driller Staaten nicht besteht (vgl. auch II . VBV 
1. A. 74, 77, 80). 

( 4) Für die p r a k t i s c h e H a n d h ab u n g d e r 
E i n t r a g u n g ist das vom VBR gebilligte Memo­
randum des GS vom 19. 5. 20 (JO 20 154 f.) maßgebend. 
Danach sind einzutragen die nach dem 10. 1. 20 ratifi­
zierten Verträge, doch können auf Antrag der Parteien 
auch ältere Verträge eingetragen werden. Ebenso ist 
auf Antrag die Eintragung vor der Ratifizierung zu­
lässig, doch ist über diese ergänzend Mitteilung zu 
machen. Dem Antrage ist die Versicherung beizu­
fügen, daß der eingereichte Text mit dem Vertrage 
übereinstimmt. Der Antrag kann von beiden Parteien 
oder von einer von ihnen gestelll werden. Ueber die 
Eintragung wird eine Bescheinigung ausgereicht. 

Das Sekretariat führt 2 Register über die ein­
getragenen Verträge. In dem einen werden sämtliche 
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Verträge in zeillicher Reihenfolge aufgeführt Als An­
hang dazu werden die zugehörigen Urkunden ver­
wahrt Im zweiten Register wird jedem Vertrage eine 
Seile eingeräuml und hier werden alle auf ihn bezüg­
lichen Daten, wie Ralifikalion, Kündigung, Anschluß 
anderer Mächle usw. vermerkt. 

Die Veröffcnllichung erfolgl in einer selbständigen 
Abteilung des Journal officiel unter dem Tilel „Recueil 
des Trailes" und „Trealy Series" (vgl. oben da Quel­
lenverzeichnis). Gegenwärlig liegen 39 Bände vor, die 
1000 Verträge enthallen. Die Zahl der Verlräge ist all­
jährlich gewachsen. Vom 19. 5. 20 bis 19. 5. 21 wurden 
112 Verträge eingelragen, vom 19. 5. 24 bis zum 19. 5. 25 
nicht weniger als 207 (vgl. VI. VBV Pl. 287 f.). 

Artikel 19. 
Die Bunde versammlung kann von Zeil zu Zeil die 

Bundesmitglieder zu einer Nachprüfung der unan­
wendbar gewordenen Verträge und solcher internatio­
nalen Verhältnis e auffordern, deren Aufrechterhaltung 
den Weltfrieden gefährden könnte. 

Vorbemerkung. 
Im ersten Entwurf \,Vilsons enthielt Art III einer­

seits die Gewährleistung des Besilzstandes ent­
sprechend dem jetzigen Art. 10 der VBS, andererseits 
die Vorschrift, daß die VBV mit Dreiviertel-Mehrheit 
Gebietsänderungen beschließen könne, wenn die Be­
völkerung de fraglichen Gebiels auf Grund des Selbst­
hestimmungsrech ts aus völkischen, sozialen oder poli­
tischen Gründen das verlange. Ein englischer Vor­
schlag wollte das dahin abschwächen, daß die Garantie 
des VB für das fragliche Gebiet fortfalle, wenn der VB 
eine Aenderung des Besitzstandes vorgeschlagen und 
der betroffene Staat sie abgelehnt hat. Im Ergebnis 
wurde dem Art 10 der Art 19 in seiner jetzigen Gestall 
gegenübergestellt (vgl. Scelle bei Muncb I 107, Rolin 
bei Munch II 456 f.). 

Allgemeines. 
Art 10 sucht die Ergebnisse de Weltkrieges zu 

verewigen. Es konnte jedoch die Erkenntnis nicht 
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völlig unlcrclrückl werden, daß der Unbeständigkeit 
aller menschlichen und insbesondere aller politischen 
Verhällni se Rechnung getragen werden mü se und 
daß es hieße, den \'B zu einer vorübergehenden Er­
scheinung stempeln, wenn man ihn unlöslich an die 
augenblickliche Gestaltung der Dinge, wie sie während 
der Pariser Verhandlungen gegeben war, binden wollte. 
Der ·wunsch nach einer Sicherung der Früchte des 
Friedens war jedoch stärker, als diese Erkenntnis. 
Infolgedessen erhielt er in Arl. 10 eine Fassung von 
kaum zu übertreffender Enl chiedenheil und Präzision, 
während der Erkennlnis der \Vandelharkeil in Arl. 19 
nur ein Zugeständnis gemacht wurde, das 
p r a k t i s c h so g u t w i e b e de u l u n g s 1 o s ist. 
Das muß um so schärfer hervorgehoben werden, als 
in der Oeffentlichkeit vielfach die Meinung hcstehl, daß 
mit Hilfe des Art. 19 eine Revision der Pariser FrV 
rreicht werden könne. 

Im Einzelnen. 
(1) Nach dem Worllaut kann die VBV den Arl. 19 

von sich aus zur Anwendung bringen. Es versteht sich 
jedoch von elbsl, daß es dazu einer I n i Li a Li v e von 
irgendeiner Seile bedarf. Darüber, wem diese zusteht, 
fehlt es an einer Be Limmung. Infolgedessen besteht 
keine Beschränkung und das Rechl, einen dahingehen­
den Anlrag zu slellen, muß nicht nur den unmiltelbar 
Beteiliglen, sondern jedem Milgliede zuge landen wer­
den. Auch dem VBR kann es nicht abgesprochen 
werden. 

Die V o rau s s c l zu n g für die Anwendung des 
Art. 19 isl das Vorliegen unanwendbar gewordener 
Verlräge oder den Frieden gefährdender inlernalio­
naler Verhältnisse. Der von der II. VBV zur Prüfung 
des bolivianischen An Lrags niedergeselzle J urislcn­
Ausschuß (unten z. 3) sah jenen Fall dann für gegeben 
an, wenn der zur Zeil des Verlragsschlusses bestehende 
Zusland in der Folge so Liefgreifendc \' eränderungen 
in materieller oder moralischer Hinsichl erlillen hal, 
daß die Anwendung des Vertrages außerhalb des Be­
reiches vernünfliger Mögliehkeil liegl (II. VBV Pl. 4G6). 
Diese Begriffsbestimmung deekl sich zwar mil dem 
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,v ortlaut, ist aber insofern zu eng, als sie einen von 
vornherein unerfüllbaren Vertrag, dessen Unerfüllbar­
keit jedoch erst später erkannt wird, nicht erfaßt. 
Dieser Mangel wird auch nicht durch die zweite Vor­
aussetzung, nämlich die Gefährdung des Weltfriedens 
durch die Aufrechterhaltung des bestehenden Zu­
standes, behoben. Denn im ersten Fall sind auch 
moralische Gesichtspunkte, wie vor allem der der Ge­
rechtigkeit, zu berücksichtigen, im zweiten dagegen 
kommt nur die Tatsache einer Friedensgefährdung in 
Betracht. Ein infolge seiner Wehrlosigkeit vergewal­
tigtes Volk kann sich demnach auf den Art. 19 nur 
berufen, wenn es soweit wieder erstarkt ist, daß es 
den Weltfrieden zu gefährden vermag. Praktisch ist 
diese Unterscheidung allerdings bedeutungslos, da eine 
Revision sowohl von Verträgen als auch von inter­
nationalen Zuständen ohnehin nur dann vorgenommen 
werden dürfte, wenn der gegen sie protestierende Staat 
über ausreichende Machtmittel verfügt. 

(2) Für die Anwendung des Art. 19 ist die VBV 
allein zuständig. Doch kann der VBR gegebenen­
falls auf Grund des Art. 11 vorgehen und die in Art. 19 
vorgesehene Maßnahme von sich aus anwenden. 

Wenn die VBV eine der Voraussetzungen des 
Art. 19 als gegeben ansieht, kann sie an die Mitglieder 
die Auf f o r der u n g zu einer Nachprüfung der 
fraglichen Verträge oder Verhältnisse richten. Sie ist 
jedoch dazu nicht verpflichtet, sondern kann es auch 
unterlassen, wenn sie z. B. einen solchen Schrill für 
aussichtslos hält. Solchenfalls kann sie den VBR er­
suchen, geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Tut sie es 
aber, so steht nichts dem im Wege, daß sie mit der 
Aufforderung Hinweise auf eine Lösung verbindet, die 
sie zu sehen glaubt. Nur versteht es sich von selbst, 
daß diese Hinweise ebenso unverbindlich sind, wie 
die Aufforderung selbst. Denn das ist das Wesentliche 
an Art. 19: die Aufforderung ist u n verbindlich. 
Der französische Wortlaut spricht von „inviter", der 
englische von „advise", und von einer Pflicht, die Auf­
forderung zu befolgen, ist nicht die Rede. Es entsteht 
nur eine moralische Bindung der öffentlichen Mei­
nung gegenüber, über die die beteiligten Staaten sich 
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hinwegsetzen können, was namentlich dann geschehen 
dürfte, wenn sie glauben, sich auf Art. 15 Abs. 8 ( oben 
Art. 15 z. 3) berufen zu können. Vollends haben sie 
die Möglichkeit, zwar in Verhandlungen einzutreten, 
diese aber zum Scheitern zu bringen. 

Die Aufforderung hat demnach den Charakter 
eines Wunsches und nicht den eines Beschlusses im 
Sinne von Art. 5 Abs. 1 (oben Art. 5 z. 1). Deshalb 
genügt für sie S t im m e n m e h r h e i t , wobei nach 
allgemeinen Grundsätzen die Stimmen der Parteien 
nicht mitgezählt werden. Daß die Aufforderung nicht 
schlechthin an die Mitglieder gerichtet wird, sondern 
an die Parteien des fraglichen Vertrages oder Verhäll­
nisses, versteht sich von selbst. Ebenso selbstverständ­
lich ist es, daß die Aufforderung nur an Mitglieder, 
nicht aber an fremde Staaten gerichtet werden kann. 
Das ergibt sich unzweideutig aus dem Wortlaut und 
liegt auch im Wesen der Sache, da die freundschafl­
liche Mahnung, als die die Aufforderung sich im 
Grunde darslellt, einem Nichtmitgliede gegenüber 
wenig an gebrach l wäre. 

Nach dem Wortlaut des Arl. 19 könnte übrigens 
angenommen werden, daß es eines konkreten Falle~ 
nicht bedarf, um ihn zur Anwendung zu bringen, 
daß vielmehr die VBV ermäch ligt wird, ,,von Zeit zu 
Zeit" die allgemeine Aufforderung an alle Mitglieder 
zu richten, sie mögen Verträge und internationale Ver­
hältnisse nachprüfen. Eine solche Auffassung würde 
den Art. 19 jedoch jeden Inhalts berauben. Sie stünde 
auch im Widerspruch zur Auffassung der II. VBV, 
der einzigen, die sich mit ihm befaßt hat (Pl. 466 f.). 

(3) Die Praxis des Art. 19 beschränkt sich auf 
einen einzigen Fall. Da das Ergebnis ein völliger_ M)ß­
erfolg war, dürfte er auch für die Zukunft der emz1gc 
bleiben. 

Auf der 1. VBV beantraglen Bolivien und Peru unter 
Berufung auf Art. 19 die Nachprüfung je eines mil 
Chile geschlossenen Vertrages. Wegen verspäteter Ein­
bringung konnten die Anträge nicht zur Verhandlung 
gelangen. Bolivien bal um Vertagung, Peru zog seinen 
Antrag zurück und unterwarf sich in der Folge einem 
Schiedsspruch des Präsidenten der Vereinigten Staalen 
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(Pl. 53, 56, 580 I., 595 I., 641, vgl. RTr XXI 141 f.). Die 
II. VBV selzle einen dreigliedrigen Juristenausschuß 
nieder, der zum Schlusse gelangte, daß der boli­
vianische Anlrag nicht satzungsgemäß sei, da die VBV 
einen Vertrag nicht nachprüfen, sondern nur die Par­
teien zur Nachprüfung auffordern könne. Bolivien be­
lonte, daß es. gerade das gewollt habe, widersprach der 
allzu buchsläblichen Auffassung seines Antrages und 
liehielt sich vor, den Fall nochmals vor die VBV zu 
bringen (II. VBV Pl. 45 f., 261, 466 f.). Es hat jedoch 
seildem, ebenso wie Peru, keine VBV mehr beschickt 
(vgl. oben Art. 1 z. 9). 

Artikel 20. 
Die Bundesmitglieder erkennen, ein jedes für sein 

Teil, an, daß die gegenwärtige Satzung Verpflichtungen 
und Verständigungen aufhebt, die mit ihren Be­
stimmungen unvereinbar sind, und verpflichten sich 
feierlich, solche in Zukunft nicht mehr einzugehen. 

Hat ein Mitglied vor seinem Eintritt in den Bund 
Verpflichtungen übernommen, die mit den Be­
stimmungen der Satzung unvereinbar sind, so ist es 
gehalten, unverzüglich Maßnahmen zur Lösung dieser 
Verpflichtungen zu ergreifen. 

Allgemeines. 
Die zwei Sätze des Art. 20 enthalten anscheinend 

nur Selbstverständliches. Tatsächlich berühren sie 
jedoch zwei Probleme von größter praktischer Bedeu­
tung. Abs. 1 stellt die Frage zur Erörterung, wie weit 
die zahlreichen zwischen Mitgliedstaaten geschlossenen 
S o n d erb ü n d n i s s e mit der VBS vereinbar sind. 
Abs. 2 wiederum greift in die Beziehungen der Mit­
glieder zu den Nichtmitgliedern ein und verweisl auf 
die Möglichkeit der Konflikte, die sich aus dem 
Nebeneinander der VBS und des all­
gemeinen V ö 1 k er rechts ergehen können. 
Letzten Endes wird durch beide Bestimmungen die 
Frage aufgeworfen, ob und wieweit sich das inter­
nationale Leben der Völker allein nach ihrer Zu-
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gehörigkeil zum VB und aus der VBS zu bestimmen 
vermag. 

Im Einzelnen. 
(1) Abs. 1 beslimml, daß der VllS widersprechende 

Verlräge, die von Mitgliedern untereinander 
rnr der Begründung des VB oder vor ihrem Eiolritt 
in den VB abgeschlossen wurden, ipso jure als auf­
gehoben gellen. Hierbei verstehl es sich von selbst, 
daß satzw1gswidrige Einzelbestimmungen die Auf­
hebung des ganzen Vertrages nur dann nach sich 
ziehen, wenn sie für den Verlrag wesentlich sind oder 
gar in ihnen der Zweck des Vertrages liegt. Triffl das 
nicht zu, so fallen sie weg, während der Verlrag im 
übrigen beslehen bleibt. 

Ihre notwendige Ergänzung findet diese Be­
stimmung in der Verpflichtung der Mitglieder, ferner­
hin keine dcrarligen Verträge mehr zu schließen. 

So einfach und selbstverständlich diese Vor­
schntten scheinen, so große Schwierigkeiten muß ihre 
Durchführung verursachen. Ueber die Vereinbarkeil 
eines Vertrages mit der VBS wird nicht von vorn­
herein, etwa anläßlich seiner Eintragung, von einer 
unparteiischen Instanz, wie es der StIG wäre, ent­
schieden (vgl. oben Art. 18 z. 3). Die Frage kommt 
vielmehr erst zur Sprache, wenn sie bereits Gegen­
stand eines Streites geworden ist und somit politische 
Erwägungen hineinspielen. Die Entscheidung steht 
dem VBR oder der VBV zu, die freilich ein Gutachten 
des StIG einholen können. Materiell aber besteht Un­
klarheit darüber, unter welchen Umständen ein Ver­
trag als mit der VBS unvereinbar anzuerkennen ist. 
Das gilt vor allem im Hinblick auf Sonder b ü n d -
n iss e zwischen Mitgliedstaaten. Das Genfer Pro­
tokoll suchte die Frage zu klären (oben Art. 8 Z. 6). 
Ursprünglich ließ es Defensivsonderbündnisse un­
beschränkt zu. In seiner endgültigen Fassung gestattete 
es sie nur, wenn der Beitrill zu ihnen allen Mitgliedern 
freigeslelll würde (oben Arl. 16 z. 8, s. Anhang Nr. 9 
Art. 13 Abs. 2). Nach dem Scheitern des Protokolls ist 
die Frage offen und kann nur nach allgemeinen Grund­
sätzen enlschieden werden. Diese aber lassen Sonder-
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bündnisse im Rahmen des VB an sich unerwünscht 
erscheinen, auch wenn sie nur die Zusage diploma­
tischer Unterstützung enthalten solllen. Völlig unstatt­
haft sind selbstverständlich Offensivbündnisse. Aber 
auch Defensivbündnis e sind bedenklich, selbst ab­
gesehen davon, daß sie erfahrungsgemäß sehr oft nur 
den Deckmantel für ein Offensivbündnis bilden, und 
sogar gegen Neulralitätsverlräge läßt sich manches ein­
wenden. Hier wie dort liegt die Gefahr eines Kon­
flikts mit den Bestimmungen des Art. 16 nahe. 

(2) V e r t r ä g e m i l N i c h t m i t g 1 i e d e r n , 
die vor dem Eintritt in den VB geschlossen wurden, 
sollen gelöst werden, wenn sie mit der VBS nicht in 
Einklang stehen. Eine ipso jure-Aufhebung kommt 
hier nicht in Frage, da die VBS für Nichtmitglieder 
nich l bindend isL Die Lösung kann daher nur auf 
vertragsmäßiger Grundlage erfolgen, durch Kündigung 
oder wenn eine solche nicht vorgesehen ist, durch Ab­
lauf der Gültigkeitsdauer. Unter Umständen kann da­
her das neue Mitglied während geraumer Zeil sich 
in ständiger Gefahr eines Konflikts der Pflichten be­
finden. Die Entscheidung wird gegebenenfalls nach 
politischen Gesichtspunkten zu treffen sein, da recht­
lich betrachtet VBS und Vertragsnorm völlig gleich­
wertig sind, ja, die VBS selb t nichts anderes dar­
stellt als eine Vertragsnorm (a. M. Schücking-Weh­
berg 666). 

Die Verpflichtung, in Zukunft keine der VBS 
widersprechenden Verträge zu schließen, bezieht sich 
selbstverständlich auch auf Verträge mit ichtmit­
gliedern. 

Im einzelnen ergeben sich hier dieselben Schwie­
rigkeiten, wie im Verhältnis der Mitglieder unterein­
ander, noch dazu in verstärktem Maße. Offensiv­
verträge sind selbstverständlich unzulässig. Defensiv­
und Neutralitätsverträge wecken die stärksten Be­
denken. Ange ichts der ichtübereinstimmung zwischen 
VBS und Völkerrecht können sie zu den schwersten 
P.flichtenkollisionen führen. Darüber hinaus könneu 
selbst rein wirtschaflliche Verträge ein solches Ergeb­
nis zeitigen. Das kann nur vermieden werden, wenn 
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in jeden \'ertrag mit einem Nichlmitgliede ein Vor­
behalt zugunsten der VBS eingefügt wird. Es fragt 
sich jedoch, wieweit ein solcher Vorbehalt für das 
Nichtmitglied annehmbar ist, sei es unter sachlichen 
Gesichtspunkten, sei es unter dem des Prestiges. 

Bei strenger Befolgung des Arl. 20 muß sich da­
nach eine gewi se Isolierung der VB-Staaten ergeben, 
die weder politi eh noch wirtschaftlich erwünscht ist. 

(3) I n d e r P r a x i s ist bisher noch k e i n e i n -
z i g er Ver t r a g auf Grund des Art. 20 auf -
gehoben worden. Eine formale Abänderung erfuhr 
der englisch-japanische Bündnisvertrag vom 13. 7. 11. 
Unter dem 8. 7. 20 erklärten England und Japan, daß 
dieser Vertrag zwar mit dem Geiste, nicht aber mit 
dem \Vortlaut der VBS überein limrne. Soweit dieses 
der Fall sei, solle in Zukunft die VBS maßgebend sein 
(RTr I 24). In der Folge ist der Vertrag durch den 
Garantievertrag vom 13. 12. 21 (s. unten a. E .) auf­
gehoben worden. 

Dagegen ist seit der Begründung des YB ein ganzes 
Netz von V c r trägen entstanden, die unter dem 
Gesichtspunkt des Art. 20 Bedenken erwecken müssen. 
Formal betrachtet, stellen sie teils Defensivbündnisse 
dar, teils politische Uebereinkommcn, in denen die 
Parteien sich verpflichten, in allen Fragen der äußeren 
Politik, die gemeinsames Interesse für sie haben, sich 
zu ver tändigen und Hand in Hand zu gehen, teils 
eine Verbindung von diesem und jenem. Einen be­
sonderen Charakter nehmen die Defensivbündni sc an, 
wenn sie als möglichen Angreifer einen dritten Staat 
bezeichnen. Das trifft bei den Bündni verträgen der 
Staaten der Kleinen Entente zu, in denen Bulgarien und 
Ungarn als solche genannt sind. 1och bedenklicher 
dürfte die belgisch-französische Militärkonvention vom 
7. 9. 20 ein, die geheimgehallcn wird und von deren 
Yorhandensein nur zwei Noten vom 10. und 15. 9. 20 
sprechen (RTr II l 28) . Einwandfrei sind allenfalls die 
reinen Neutralitätsverträge, in denen ein Staat dem an­
d rn wohlwollende Neutraliti:il für den Fall zusichert, 
daß er das Opfer eines unprovozierten AngriITs werden 
soll te. Allerdings isl ihnen nicht selten die Verein-
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barung beigefügt, daß im Falle eines solchen Angriffs 
eine Verständigung über gemeinsam zu ergreifende 
Maßnahmen getroffen werden solle. Dadurch nähern 
!-ie sich den Defensivbündnissen. 

Zu nennen sind hier die Defensivbündnisse 
zwischen Südslawien und der Tschechoslowakei v. 
14. 8. 20/31. 8. 22 (RTr VI 210 f., XIII 232 f.), zwi. chen 
Rumänien und der Tschechoslowakei v. 23. 4. 21 /7. 5. 
23 (RTr VI 216 f., XVIII 82 f.), zwischen Rumänien und 
Südslawien v. 7. 6. 21 (Strupp, Documents Y 258 f., vgl. 
oben Art. 18 z. 2), die die Grundlage der sog. K I einen 
Ln t e n t e bilden. Nach Pressemeldungen sind sie 
auf der Konferenz von Veldes am 14. 6. 26 auf weitere 
drei Jahre verlängert worden. 

Neben diesem Komplex. von Y ertrügen stehen die 
teils als Defensivbündnisse, teils als politische Ueber­
einkommen formulierten Verträge F ran k r e ich s 
mit Polen v. 19. 2. 21 (RTr XVIII 12 f.) und mit der 
Tschechoslowakei v. 24. 1. 24 (RTr XXIII 163 f.), sowie 
Polens mit Rumänien v. 3. 3. 21 (RTr VII 78 f.). Dazu 
kommt die schon erwähnte 1ilitärko1wention Frank­
reichs mit Belgien (vgl. RTr II 128 f.). 

Neutralitütsverträge hat I t a l i en mit Südslawien 
unter dem 27. 1. 24 (RTr XXIV 31 f.) und mit der 
T chechoslowakei unter dem 24. 1. 24 (RTr XXIII 
163 f.) geschlossen. 

Von den vormals russisch e n Rand -
s t a a t e n haben E tland und Lellland am 1. 11. 23 ein 
Defensivbündnis (RTr XXIII 81 f.) geschlossen und 
Estland, Finnland, Lettland und Pofen am 17. 3. 22 ein 
politisches Uebereinkommen (RTr XI 168 f.). 

Endlich haben E n g l a n d, Fr ankre ich , 
Japan und Nordamerika sich durch \'ertrag 
vom 13. 12. 21 ihren Inselbesitz im Stillen Ozean 
wechselseitig gewährleistet. Im Falle eines Streites 
soll eine Konferenz zusammen treten, im Falle eines 
Angriffes durch einen dritten Staat eine Verständigung 
über die zu ergreifenden Maßnahmen getroffen werden. 
Der Vertrag erstreckt sich auch auf die fandatsgebiete 
(RTr XXV 184 f.). 
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Artikel 21. 
Internationale Abreden wie Schiedsgerichlsverll'äge 

und Vereinbarungen über bestimmte Gebiete wie die 
Monroedoktrin, die die Erhaltung des Friedens sichern, 
gellen nicht als unvereinbar mit einer der Bestim­
mungen der gegenwärtigen Satzung. 

Vorbemerkung. 
Die Entwürfe der VBS enfüiellen zunächst keinen 

Vorbehalt zugunsten der Monroedoktrin. Erst unter 
dem Druck der öffentlichen Meinung der Vereinigten 
Staaten beantragte Wilson in der 15. Sitzung des VB­
Ausschusses vom 11. 4. 19 die Einfügung eines solchen 
Vorbehalts. Das weckte den Widerspruch namentlich 
Frankreichs, das eine Abschwächung des Art. 10 be­
fürchtete. Wilson drang jedoch durch. Andererseits 
wurde in der Plenarsitzung der Frieden konferenz vom 
28. 4. 19 ein Antrag Bonillas-Honduras, der eine Defini­
tion der Monroedoktrin forderte, abgelehnt (Kluyver 28, 
44 f. Vgl. Wilson I 254 f.). 

Allgemeines. 
Art. 21 gibt formell nur eine einschränkende Er­

läuterung des Art. 20, indem er diejenigen Abkommen 
bezeichnet, die grundsätzlich mit der VBS vereinbar 
sein sollen. Tatsächlich setzt er die VBS in ihren 
wesentlichsten Bestimmungen Amerika gegenüber 
außer Kraft, indem er einerseits dem VB die Ein -
miscbung in amerikanische Verhältnisse untersagt, 
andererseits Amerika von seinen Verpflichtungen dem 
VB gegenüber soweit befreit, als es um nichtamerika­
nische Dinge geb L. Zugleich bleibt jedoch dank der 
Unbestimmtheit der Monroedoktrin Amerikas Hand­
lungsfreiheit gewahrt. Da die Vereinigten Staaten im 
Ergebnis den Beitritt zum VB abgelehnt haben, isl 
dieses Zugeständnis vergeblich geblieben. Nicht zu 
übersehen ist auch die Gefährd u n g de s -VB , die 
sich daraus ergibt, daß die Monroedoklrin nur bei­
spiels,veise angeführt ist, so daß Abkommen, die von 
denselben Gedanken ausgehen, als statthaft anerkannt 
werden müßten. 
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Im Einzelnen. 
(1) Die Zuläs igkeil von Schied s ver trägen 

wird in Art. 21 augenscheinlich nur deshalb betont, um 
das in Sachen der Monroedoktrin gemachte Zugeständ­
nis nicht allzu grell hervortreten zu lassen . Denn an 
sich ist sie, da Schiedsverträge zweifellos mit den Be­
stimmungen der VBS nicht unvereinbar sind, schon in 
Art. 20 anerkannt. Allenfalls könnte der Einwand er­
hoben werden, daß letzten Endes auch sie nicht 
erwünscht sind, da es das Bestreben des Vß sein muß, 
die gesamte Rechtsprechung vor dem StIG zu konzen­
trieren. Doch würde eine dahingehende Bestimmung 
den Abschluß von Schiedsverträgen mit ichtmit­
gliedern erschweren. Soweit es aber um Verträge 
zwischen Mitgliedern geht, ist zu berücksichtigen, daß 
der StIG zur Zeit des Inkrafltretens der VBS noch nicht 
bestand und ferner, daß das noch unvollkommene 
Schiedsrecht der VßS am leichtesten durch Verträge 
eine Fortbildung erfahren kann, deren Ergebnis später 
in einer Satzungsänderung Gestalt zu gewinnen vermag. 

(2) Für zulässig werden auch Region a I ver -
t r ä g e erklärt, nämlich „Vereinbarungen über be­
stimmte Gebiete, die die Erhaltung des Friedens 
sichern". Die Heranziehung der Monroedoktrin als 
Beispiel ist schon deshalb verfehlt, weil sie keine Ver­
einbarung darstelll (vgl. unten z. 3). Wohl aber wären 
hier das Washingtoner Abkommen vom 6. 2. 22 über 
die Rüstungen zur See (oben Art. 8 Allg.) und die 
Locarno-Verträge (oben Art. 10 Z. 3) zu nennen. Ge­
, ·isse andere Regionalverträge müssen dagegen Be­
denken erwecken, soweit sie sich als Neutralitäts­
verträge oder Defensivbündnisse dar tellen (vgl. oben 
Art. 20 Z. 1, 2). In besonderem Maße gilt das dann, 
wenn ein Defensivbündnis sich ausdrücklich gegen 
einen oder mehrere Staaten richtet, die zwar zur Zeil 
des Abschlus es nicht Mitglieder des VB waren, es 
jedoch in der Folge wurden. Das trifft für die Verträge 
zwischen den Staaten der sog. Kleinen Entente zu, in 
denen Bulgarien und Ungarn als mögliche Angreifer 
namentlich genannt sind (vgl. oben Art. 20 Z. 3). 
Nichtsdestoweniger wurde seitens der Tschechoslowakei 
auf der II. YBY der \'ersuch gemacht, eine Satzungs-



- 223 -

änderung herbeizuführen, durch die der Al)schluß von 
Regionalverträgen nicht nur als tallhaft, sondern sogar 
als erwünscht bezeichnet wurde. Der dahingehende 
Antrag wurde jedoch abgelehnt, da die Zeit für eine 
Abänderung des Art. 21 noch nicht gekommen sei und 
auch der jetzige Wortlaut den dem Antrag zugrunde 
liegenden Gedanken nicht entgegenstehe. Im übrigen 
wurde der Meinung Ausdruck gegeben, daß Abkommen 
unter Mitgliedern, durch die die in der VBS anerkann­
ten Pflichten näher bestimmt und vervollständigt 
würden, geeignet seien, den VB in seiner praktischen 
Wirksamkeit zu fördern (I. A. 22 f., 104 f., 141 f., Pl. 
137 f., 706 f., 830 f., 833). Der Abschluß von Regional­
verträgen wird damit grundsätzlich gutgeheißen, jedoch 
mit dem Vorbehalt, daß sie mit der VBS übereinstim­
men müssen. Die Schwierigkeit liegt aber gerade in 
der Frage, wieweit das im gegebenen Einzelfall zutrifft. 
Diese Frage bleibt auch angesichts der Entschließung 
<ler II. VBV offen. 

Im übrigen dürfte die Bestimmung über die Zu­
lässigkeit von Sonderabkommen, die die Erhaltung des 
Friedens sichern, als die Rechtsgrundlage anzusehen 
sein, auf der sich die teilweise Neutra 1 i t ä t der 
Schweiz aufbaut (vgl. Huber bei Munch II 86 f., 133). 

(3) Die im Jahre 1823 vom Präsidenten Monroe in 
einer Botschaft an den Kongreß aufgestellle sog. 
M o n r o e - D o k t r i n ist keineswegs ein Abkommen, 
das etwa die amerikanischen Staaten untereinander 
g troffen hällen, sondern eine einseitige Erklärung, die 
einerseits jede Einmischung europäischer Staaten in 
die Angelegenheiten Gesamtamerikas ablehnt, anderer­
seits aber auch das Desinteressement Amerikas an 
europäischen Angelegenheiten fe tstellt (vgl. Fauchille 
I 1 592 f., 649 f., Strupp bei Strupp JI 63 f. und das dort 
genannte Schrifttum. S. auch Kraus, Die Monroe­
Doktrin.). Das zweite Glied der Doktrin ist durch die 
Beteiligung der Vereinigten Staaten am Weltkriege 
zweifellos verletzt worden, die Ablehnung des VB je­
doch entspringt gerade dem Bestreben, es wieder zur 
Geltung zu bringen. 

Die Monroe-Doktrin ist mit der VBS unvereinbar. 
Daran vermag auch Art. 21 nichts zu ändern. Formeil 



- 224 --

ließe sich zwar die Behauptung aufstellen, daß der VB 
keine europäische Macht ist und daß deshafä die 
Doktrin auf ihn keinen Bezug hal. Aber abgesehen 
davon, daß dann ihre Erwähnung in der VBS über­
flüssig wäre, abgesehen auch von der Rolle der europä-­
ischen Mächte im VB, isl kein Zweifel daran möglich, 
daß in ihr die europäischen Mächte deshalb genannt 
werden, weil es im Jahre 1823 andere Großmächte nicht 
gab und daß sie sich ihrem Sinne nach gegen jede 
außeramerikanische Macht richtet, also auch gegen den 
VB. Es bedarf gar nicht des Hinweises auf einzelne 
Artikel der VBS, die durch sie ihre Wirksamkeü ver­
lieren. Es liegt vielmehr auf der Hand, daß die Zu­
gehörigkeit der \ ereinigten Staaten zum VB bei Auf­
rechterhaltung der Monroe-Doktrin einen logischen 
Widersinn bedeuten würde. Das wäre auch dann der 
Fall, wenn ihr zweites Glied wie während des Welt­
krieges außer Kraft gesetzt würde. Tatsächlich liefen 
die vom Ausschuß des gesamten Senats im Oktober/ 
November 1919 für den Fall des Eintritts in den VB an­
genommenen Vorbehalle (oben Art. 1 Z. 1) auf eine 
Entbindung Amerikas von allen materiellen Verpflich­
tungen hinaus. Es ist deshalb nur logisch, wenn gegen­
wärtig die Frage des Eintritts 'als endgültig in ver­
neinendem Sinne entschieden gilt. 

Die m i t t e l - u n d s ü d a m e r i k a n i s c h e n 
Staaten habei1 sich in ihrer Mehrzahl gleichfalls zur 
Monroe-Doktrin bekannt (Fauchille I 1 630 f., 642 L), 
wenngleich sie den damit verbundenen Anspruch der 
Vereinigten Staaten auf eine Schutzherrschaft über 
Gesamtamerika (Fauchille I 1 609 I., 616 f.) nicht an­
erkennen. Es ist auch nicht zu übersehen, daß die 
panamerikanische Bewegung wenigstens teilweise in 
einem ganz bewußten Gegen atz zum VB steht. Dafür 
ist der auf der Brüsseler Tagung des Instituts für inter­
nationales Recht im Jahre 23 gefallene Ausspruch von 
Alvarez-Chile, daß es zwei VB gebe, den Genfer und 
den panamerikanischen (Annuaire XXX 342 f.), ebenso 
bezeichnend, wie der von Brasilien anläßlich seines 
Austritts erhobene Vorwurf, daß der VB ein Bund 
europäischer Staaten sei. Unter diesen Umständen 
müßte ein Versuch, den Art. 16 gegen einen deT ameri-
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kanischen Mi Lgliedstaaten anzuwenden oder den Arl. 17 
gegen Mexiko oder Ecuador, von den Vereinigten 
Staaten ganz zu schweigen, zu den schwerslen Konflik­
Len führen und das um so mehr, als die amerika­
nischen SLaaLen angesichls des Art. 21 das formale 
Recht auf ihrer Seile hätten. 

Bei dieser Sach- und Rech Lslage ist nicht zu über­
sehen, daß die Zugehörigkeit der amerikanischen 
SLaaten zum VB einen Widerspruch in sich birgt. Zum 
mindesten muß anerkannt werden, daß ihre Mitglied­
~. haft einen Sondercharakler trägL. 

Im übrigen ist nicht zu übersehen, daß auch 
den asiati eben SLaaten Gedankengänge, wie sie in 
der Monroe-DokLrin zum Ausdruck kommen, nicht 
fremd sind (vgl. auch Fauchille I 1 655 f.). ach 
Pressemeldungen hat in den erslen Tagen des Augusl 
26 in Nagasaki ein panasiaLischer Kongreß staltgefun­
clen, auf dem die Begründung eines VB für Asien ins 
Auge gefaßt worden sein soll. Eine Nachprüfung dieser 
Meldungen und ein Urleil über die Tragweite der ge­
faßlen Beschlüsse ist zurzeit nicht möglich. 

Artikel 22. 
Auf die Kolonien und Gebiete, die infolge des 

Krieges aufgehört haben, unter der Souveränität der 
Staaten zu stehen, die ie vordem beherrschten, und die 
von Völkern bewohnt sind, die noch nicht imstande 
sind, sich unter den besonders schwierigen Bedingungen 
der heutigen Welt selbst zu leiten, finden die nach­
stehenden Grundsätze Anwendung. Das Wohlergehen 
und die Entwicklung dieser Völker bilden eine heilige 
zivilisatorische Aufgabe, und es ist geboten, in die 
gegenwärtige Satzung Bürgschaften für die Erfüllung 
dieser Aufgabe aufzunehmen. 

Der beste ·weg zur praktischen Verwirklichung 
dieses Grundsatzes ist, mit der Vormundschaft über 
rliese Völker die fortgeschrittenen Nationen zu be­
trauen, die kraft ihrer Hilfsmittel, ihrer Erfahrung 
oder ihrer geographischen Lage am besten imstande 
sind, eine solche Verantwortung zu übernehmen und 
die hierzu bereit incl; sie hätten die Vormundschaft 

~' rpytngb -LoringhovP n, Yölkerhnncl 1fj 
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als Mandatare des Bundes und in seinem Namen zu 
führen. 

Der Charakter des Mandats muß nach der Ent­
wicldung stufe de · Volkes, nach der geographischen 
Lage des Gebiets, nach einen wirtschaftlichen Ver­
hältnissen und allen sonstigen Umständen dieser Art 
verschieden sein. 

Gewisse Gemeinwesen, die ehemals zm Türkei ge­
hörten, haben eine solche Entwicklungsstufe erreicht, 
daß sie in ihrem Dasein als unabhängige Nationen vor­
föufig anerkannt werden können, unter der Bedingung, 
daß die Ratschläge und die Unterstützung eines Man­
datars ihre Verwaltung bis zu dem Zeitpunkte leiten, 
da sie imstande sein werden, sich selbst zu leiten. Bei 
der Wahl des Mandatars sind in er ·ter Reihe die 
Wünsche dieser Gemeinwesen zu berücksichtigen. 

Die Entwicklungsstufe, auf der sich andere Völker, 
in besondere die mittelafrikanischen, befinden, er­
fordert, daß der Mandatar dort die \ ' erwaltung des 
Gebiets übernimmt. Doch ist die es an Bedingungen 
0 eknüpft. Außer der Abstellung von Mißbräuchen, wie 
Sklaven-, Waffen- und Alkoholhandel, muß Gewissens'­
und Religionsfreiheit, lediglich mit den Einschrän­
kungen, die die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnun9 und der guten Sitten erfordert, gewährleistet 
~ein. \ erbürgt muß weiter sein das Verbot der Er­
richtung von Befestigungen oder von Heeres- oder 
Flottenstützpunkten sowie das Verbot militärischer 
Ausbildung der Eingeborenen, soweit sie nkht ledig­
lich polizeilichen oder Landesverteidigungszwecken 
dient. Dem Güteraustausch und Handel der anderen 
Bundesmitglieder muß ferner die gleiche Möglichkeit 
der Betätigung gesichert ein. 

Endlich gibt es Gebiete, wie Südwestafrika und ge­
wisse Inseln des australischen Stillen Ozeans, die in­
folge ihrer schwachen Bevölkerungsdichte und geringen 
Ausdehnung, ihrer Entfernung von den Mittelpunkten 
der Zivilisation, ihrer geographischen Nachbarschaft 
zum Gebiet des .Mandatars oder infolge anderer Um­
stände nicht wohl be ser verwaltet werden können als 
nach den Gesetzen de Mandatars und als integrieren­
der Bestandteil seines Gebiets, unter Vorbehalt der 
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Bürgschaften, die weiter oben im Interesse d~r ein­
geborenen Bevölkerung vorgesehen sind. 

In allen Fällen hal der Mandatar dem Rat alljähr­
lich einen Bericht über die seiner Fürsorge anvertrauten 
Gebiete vorzulegen. 

lsl der Grad von Machtbefugnis, Ueberwachung 
und Verwaltung, den der Mandatar ausüben soll, 
uichl bereits Gegen land eines vorgängigen L'eberein­
kommens zwischen den Bundesmitgliedern, so trifft 
der Ral hierüber ausdrückliche Entscheidung. 

Ein ständiger Ausschuß wird beauftragt, die 
Jahresberichte der Mandatare entgegenzunehmen und 
:,;u prüfen und dem Rate über alle die Ausführnng der 
Mandate betreffenden Fragen sein Gutachten zu er­
statten. 

Vorbemerkung. 
Wilsons Absieh l, die deutschen Kolonien sowie die 

von der Türkei abzutrennenden Gebiele dem VB zu 
un Lerslellen, Ließ auf heftigen 1Vidersland bei den 
alliierten fachten, die in Geheimverträgen bereits eine 
Annexion vereinbarl hallen. Besondere Schwierig­
keilen verursachte hierbei die Regelung der Lage Süd­
weslafrikas und der auslralischen Inseln, über die denn 
auch den Mandalsmäc h ten die weitestgehenden Rech le 
eingeräumt werden mußLen. Doch selzle Wilson seinen 
Willen formell durch (Wilson I 48 f., 60 f., 206 f., 222 r., 
Scelle bei Munch I 95 f.). 

Allgemeines. 
Nach den Worten der VHS beruht das l\Iandals­

sy lern ausschließlich auf allrui tischen Beweggründen. 
Es soll allein dem ·wohl der Mandatsländer dienen, 
und der VB soll darüber wachen, daß die den Man­
dalsmäehlen übertragene Vormundschaft nur in diesem 
Sinne ausgeübt , ·ird. Abgesehen von den polilisch­
psychologischen Momenten, die dem altruistischen 
Verhallen eines Staates au[ jedem Gebiete entgegen­
stehen, ist jedoch das Mandalsverhällnis auch recht­
lich in unbefriedigender Weise aufgebaut. Vor allem 
kornml hier das N e b e n e i n a n de r d c s VB u n d 
der Hau p L rn ü c h L e in Belrarhl, dank welchem 
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ein V:erfügungsrecht des VB nicht besteht. Das 
wiederum kann auf sein Aufsichtsrecht nicht ohne Ein­
fluß bleiben. 

Im Einzelnen. 
(1) Nach Abs. 2 haben die Mandatsmächte die 

ihnen übertragene Vormundschaft als Mandatare des 
VB und in seinem Namen zu führen. Daraus müßte 
der Schluß gezogen werden, daß sowohl die V e r -
t e i l u n g als auch die E n t z i e h u n g der Mandate 
in der Hand des VB liegt. Andererseits spricht jedoch 
Abs. 8 von einer Festsetzung der Befugnisse des Man­
datars durch vorgängiges Uebereinkommen zwischen 
den Mitgliedern, also nicht durch Entscheidung des 
VB. Schwächt schon das jene Schlußfolgerung ab, so 
wird sie vollends hinfällig durch die Stellungnahme 
des VBR, die er durch Annahme eines Berichts des 
Belgiers Hymans im August 1920 kundgab (JO 20 
334 f., bes. 336 f., 340). Dieser Bericht, der die für die 
Mandatsfrage maßgebenden Grundsätze aufstellt, hebt 
hervor, daß nach Art. 118 und 119 des VFrV Deutsch­
land zugunsten der Hauptmächte auf seine Kolonien 
verzieh tet und ihnen das Verfügungsrecht eingeräumt 
habe. Demgemäß hätten sie die Mandatsmächte zu 
bestimmen. Der VBR habe davon Kenntnis zu nehmen 
und die Bedingungen des Mandats auf ihre Ueberein­
stimmung mit der VBS zu prüfen. Sein Aufsichtsrecht 
habe er miL äußerster Vorsicht au zuüben, um die Auf­
gabe der Mandatsmächte nicht zu erschweren. Von 
einem Recht zur Entziehung des Mandats durch den 
VB ist vollends nicht die Rede. 

Gegen diese Stellungnahme des VBR hat Deutsch­
land in einer Note vom 12. 11. 20 (I. YBV PI. 210 f.) Ein­
spruch erhoben, da sie zu einer Ausschaltung des VB 
und insbe ondere der VBV führe und tatsächlich 
an die Stelle der Verwaltung zu Mandatsrecht die 
Annexion setze. Dem ist unter rechtlichen Gesichts­
punkten mit einigen Einschränkungen zuzustimmen 
(vgl. Scelle bei Munch I 95). Doch vermag das nichts 
daran zu ändern, daß die von Hymans aufgestellten 
und vom VBR anerkannten Grundsätze in Kraft sind. 
Sie stellen somit das gellende l\Iandatsrech t dar, und 
zu ihrer Abänderung bedürfte es eines neuen Be-
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schlusses des VBR. Ein solcher wäre insbesondere er­
forderlich, um etwa eine Neuverteilw1g der Mandate 
oder einen regelmäßigen Turnus der Mandatsmächte 
herbeizuführen oder ein Rechl des VB auf Entziehung 
eines Mandats zur Anerkennung zu bringen. Daß das 
mit erheblichen politischen Schwierigkeiten nicht zu­
letzt deshalb verknüpft wäre, weil sich eine Kollision 
mit den Ansprüchen der Hauptmächte ergäbe, liegt auf 
der Hand. 

(2) Unter diesen Umständen ist die Frage nach 
der S o u ver ä n i t ä t über die Mandatsländer über­
aus schwierig zu beantworten. Hymans (a. a. O. 339) 
Hißt sie offen, im Schrifttum besteht Streit (Fauchille I 1 
297 f., Schücking-Wehberg 688 f.). Keinesfalls steht sie 
der fandatsmacht zu, die in fremdem Namen und 
unter Aufsicht verwaltet. Ebensowenig kann sie dem 
VB zuerkannt werden, da er kein Verfügungsrecht hat. 
Die Hauptmächte wiederum besitzen sie nicht, weil ihr 
Recht durch den VB eingeschränkt ist. Es bleibt nur 
übrig, sie dem VB und den Hauptmächten gemeinsam 
zuzuerkennen mit der Maßgabe, daß zwar keine Teilung 
der Souveränität vorliegt, die begrifflich unmöglich ist, 
wohl aber eine Teilung ihrer Ausübung. Die Frage, 
ob das dem Willen der VBS entspricht, muß offen­
bleiben. Jedenfalls ist das geltendes Recht. 

(3) Die B e f u g n i s s e d e r M a n d a t s m a c h t 
werden durch Art. 22 bestimmt und im einzelnen in 
den Mandats ver trägen festgelegt. Entspre hend 
der Dreiteilung der Mandatsländer tragen auch die 
Verträge je nachdem, ob sie sich auf die Gruppe A, B 
oder C beziehen, verschiedenen Charakter. Doch wird 
für jedes Land ein besonderer Vertrag zwischen den 
Hauptmächten und der Mandalsmacht abgeschlossen 
und dem VBR vorgelegt. Bean tandungen der Entwürfe 
durch den VBR haben sich bisher nicht ergeben (vgl. 
für die A-Mandate JO 22 798 f., 817 f., 1007 f., 1505 f., 
24 923, 1013 f., 1346 f., 1563 f., 26 548 f., für die B-Man­
date JO 22 791 f., 847 f., 23 1273 f., 1355 f., für die C-Man­
date JO 21 12, 84 f.) . 

\Vesentlich für die A- fandate, zu denen Palästina, 
Syrien und das Irak gehören, ist nach Art. 22 Abs. 4, 
daß ihnen grundsätzlich Unabhängigkeit zugestanden 



- 230 -

wird, während die Mandalsmacht ihnen nur Beralung 
und Unlerstützung zu leihen hal. Verwirklichung findet 
dieser Gedanke jedoch bi her bloß im Irak. In den 
Mandalsverträgen für Palästina und Syrien dagegen ist 
die Einrichtung von Vertretungskörpern vorgesehen. 
Zunäch t aber liegt die ganze Verwaltung in der Hand 
der Mandatsmächte. Auch hat die Abs. 4 S. 2 vor­
geschriebene Berücksichtigung der Wünsche der Be­
völkerung bei der Auswahl der fandalsmacht für 
Palästina und Syrien, soviel bekannt, nicht stall­
gefunden. 

In Gruppe B steht der Mandatsmacht die Yenval­
tung zu, wobei jedoch die in Ab . 5 aufgeführten Be­
dingungen einzuhalten sind. Gruppe C endlich wird 
als integrierender Bestandteil des Gebiets der Mandats­
macht nach deren Gesetzen, aber unter Beobachtung 
der für B vorgeschriebenen Bedingungen, verwaltet. 
ohne deshalb rechllich zu einem Bestandteil jenes Gc­
hiets zu werden. 

Im einzelnen i t folgendes zu beachten. Die Ueber­
tragung des Mandats an eine andere Macht und Yer­
fügungen über das Mandatsgebiet, insbesondere im 
,vege des Austausches bei Grenzregulierungen, sind 
uur mit Genehmigung des YBR stalUiafl (JO 23 1273 f., 
1..J39 f., 25 1363, 1514). Zuwider der von verschiedenen 
Mandatsmächten geltend gemachten Ansicht, stehen 
der Mandatsmacht keine fiskalischen Rechte am 
Domanialeigentum des Mandatsgebiets zu (JO 24 1287, 
J..J00, 1402, 1404 f., 26 136,282,657,659, VI. VBV PI. 220). 

1ach Pressemeldungen hat der VBR in seiner Juni­
Tagung 26 auf Grund eines Berichts von Sj0borg­
Schweden diesen Grundsalz nochmals betont und die 
J\Iandatsmächle aufgefordert, ihn bei einer gesetzlichen 
Regelung der Grundbesitzverhältnisse zu berücksich­
tigen und etwaige entgegenstehende oder zweifelhafte 
Bestimmungen aufzuheben. Finanzielle Verpflich­
tungen, die die Mandatsmach t für das Mandatsland 
übernimmt, binden auch den Nachfolger im Mandat. 
Man wird demnach annehmen müssen, daß im Falle 
einer Aufhebung des Mandats das nunmehr selb­
ständige Land haflcl (JO 25 1363, 1513 f.). Die all ­
gemeinen inlcrnationalen Abkommen der Mandats-
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rnächle werden auf die Mandal li:inder erslreckl, die 
parlikulären Abkommen sollen nach Maßgabe der Mög­
lirhkeil auf sie erslreckl werden (JO 25 1363, 1514, 
VI. VBV PI. 107 f.). Hierzu ist zu bemerken, daß unler 
allgemeinen Abkommen die Kolleklivverlräge über 
Handel mit Sklaven, Waffen, Iunilion, Alkohol, über 
Handels- und Verkehrsfreiheit usw. verstanden wer­
den, unler parlikulären Abkommen die von den Man­
dalsmächten geschlossenen Einzelverlräge. Endlich isl 
hervorzuheben, daß Abs. 5 für die Mandatsländer der 
Gruppe B die wirtschaflliche Gleichheit für alle Mil­
glied laaten forderl. Für Gruppe A wird sie in den 
Mandalsverträgen gewäh rleistel. Dagegen isl dieser 
Grundsalz für Gruppe C nichl aufgestellt, wie die hier­
her gehörigen Länder denn überhaupt tatsächlich al 
Gebiel teile der Mandatsmächte behandelt werden. 

(4) Was die Rechts s t e 11 u n g der Be -
Y öl k er u n g betrifft, so ergibl Abs. 4 unzwei­
deutig, daß für Gruppe A eine besondere Landes -
angeh ö r i g k eil anerkannt werden muß. Das 
gilt auch für die in Pali:i Lina angesiedelten Juden 
(Schücking - Webberg 696 prechen ihnen eine be­
sondere Heimstättenangehörigkeit zu, die nichl palä-
linen ische Landesangehörigkei l, aber auch nirh l 

englische Staatsangehörigkeit ist). Im Hinblick auf 
die Gruppen B und C hat der VBR am 23. 4. 23 
c·benfalls das Be Lehen einer besonderen Landes­
angehörigkeit anerkannl und es für unslatlhafL 
rrklärl, die Slaalsangehörigkeil der Mandatsmachl 
durch einen allgemeinen Akl auf die Bevölkerung zu 
übertragen. Diese Staatsangehörigkeit darf nur aus 
freiem Willen von den einzelnen Einwohnern nach den 
gel Lenden V orschriflen über Einbürgerung erworben 
werden (JO 23 567 f., 603 f., 658 L). Gleichzeitig nahm 
der VBR jedoch, mit dem Au druck der Billigung, die 
Erklärung des Vertreters von Südafrika Sir Edgar 
\Vallon zur Kenntnis, nach der den deulschen An­
siedlern in Südwestafrika die brilische Staatsangehörig­
keit durch einen Gesamtakt verliehen werden solle. 
Hierbei solle dem einzelnen An iedler das Recht d<>r 
Ablehnung zugestanden werden (JO 23 569 L, 603 f., 
G59). Die angekündigte Maßnahme isl im März 25 in 
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Kraft getreten. Auch sie befindel sich in Ueberein­
stimmung mit der Tendenz, die Gruppe C dem Gebiet 
der Mandatsmacht einzuverleiben. 

Die Frage des K r i e g s d i e n s l e s der Mandals­
bevölkerung ist für die Gruppen B und C durch das in 
Abs. 5 und 6 ausgesprochene Verbot militärischer Aus­
bildung der Eingeborenen, soweit sie nicht Zwecken 
der Polizei oder der Landesverteidigung dient, geregell 
(vgl. aber Art. 3 der französischen Mandatsverträge über 
Kamerun und Togo JO 22 875, 887). Umslritten ist die 
Frage, wieweit eine Anwerbung für die Truppen be­
nachbarter Kolonien statthaft erscheint. Der Ständige 
Mandatsausschuß hat sie für unzulässig erklärt, jedoch 
beschlossen, die beteiligten Regierungen zu einer Stel­
lungnahme zu veranlassen (vgl. JO 26 136, 282, 657, 659). 

1ach Pressemeldungen hat der VBR in seiner Jum­
Tagung 26 die Frage geprüft, nachdem die Aeuße­
rungen der Mandatsmächte eingelaufen waren. Aus 
dem Bericht Sj0borgs-Schweden ergab sich, daß sie 
grundsätzlich dem Verbot der militärischen Ausbildung 
der Eingeborenen zustimmen. Frankreich machte die 
sich aus dem Mandatsverlrag über Togo und Kamerun 
ergebenden Vorbehalte für den Fall eines allgemeinen 
Krieges geltend, und Südafrika behielt sich vor, in 
außergewöhnlichen Fällen Freiwillige einzustellen . Die 
Stellungnahme des VBR läßt sich aus den vorliegenden 
Berichten nicht erkennen. Für die A-Mandate ist die 
Frage nicht aufgeworfen worden, wie es denn im Abs. 4 
des Art. 22 überhaupt an einer Beslimmung über die 
militärischen Verhältnisse des Mandatslandes fehl L. 
Man wird hier zwischen dem Irak einerseits, Palästina 
und Syrien andererseits unterscheiden müs en. Jenes 
befindet sich bereits auf der in Abs. 4 vorgesehenen 
Stufe der Unabhängigkeit. Arl. 7 des die Grundlage 
des Mandats bildenden Bündnisverlrage (JO 22 
1506, vgl. 26 548 f.) rechnet daher mit dem Be­
stehen eines eigenen Heeres, über das die Landes­
gewalt unter Berücksichtigung englischer Ratschläge 
selbständig verfügt. Unter diesen Umständen liegt 
auch für ein V erbot der Anwerbung von Landes­
angehörigen für auswärtige englische Kolonialtruppen 
eine Veranlassung nicht vor. Für Palästina da-
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gegen bestimmt Art. 17, für Syrien Arl. 2 des Man­
datsvertrages (JO 22 1010, 1013), daß die Landes­
truppen nur zu polizeilichen und Verteidigungs­
zwecken verwendet werden dürfen, e sei denn, daß 
die Mandatsmacht eine andere Verwendung genehmigt. 
Darin liegt, praktisch betrachtet, das Zugeständnis an 
die Mandatsmacht, die Landestruppen außerhalb des 
Gebiets zu kriegerischen Zwecken verwenden zu 
dürfen. Auch die Statthaftigkeit der Anwerbung für 
die eigenen Truppen der Mandatsmächte wird aus 
dieser Sachlage zu folgern sein . 

Die Hineinziehung der Mandatsländer in Kriege 
der Mandatsmächte wird für die Gruppen B und C 
für unzulässig zu erklären, für die Gruppe A in das 
Ermessen der Länder zu stellen sein. Praktisch dürfte 
sie regelmäßig statlfinden. Die Beteiligung an VB­
Exekutionen erscheint selbstverständlich, es sei denn, 
daß diese sich gegen die Mandatsmacht richten. Dann 
dürfte sie aus praktischen Gründen nicht in Frage 
kommen (a. M. Schücking-Wehberg 689). 

(5) Die A u f s i c h t des V B wird vorn VBR 
unter Mitwirkung des Ständigen Mandats -
aus s c husse s ausgeübt. Dieser (JO Nov./Dez. 20 
87 f., 21 11, 1. VBV VI. A. 277 f., 299 f., 347 f., 391 f., 
PL 712 f., 732 .f.) besteht au 9 vom VBR ernannten 
fügliedern, von denen mindestens 5 nicht Staats­

angehörige von Mandatsmächten sein müssen, eines 
eine Frau sein soll. Er hat seinen Silz in Genf und 
Lrilt ursprünglich ein-, seit 1924 zweimal jährlich zu­
sammen (vgl. JO 25 207, 26 269). Den Vorsitz hat seit 
seiner Begründung Marquis Theodoli-Italien inne. Er 
nimmt die Berichte der Mandatsrnächtc entgegen, die 
ursprünglich bi · zum 20. 5. zu er tallen waren, seit 
1926 bis zum 1. 9. eingereicht werden können (JO 26 
135). Sie werden unter Teilnahme eines Vertreters der 
Mandatsrnacht geprüft. Der Ausschuß verfaßt einen 
Bericht an den VBR, der regelmäßig zunächst gewisse 
allgemeine Fragen erörtert und sich dann mit den 
einzelnen Mandatsländern befaßt. Auch hier gehen 
allgemeine Bemerkungen voran, denen besondere folgen 
(vgl. z. B. JO 25 209 f., 1513 f., 26 271 f.). Den Iandats­
mäch ten ist die Beifügung einer Erläuterung zu den 
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Bemerkungen oder ihre nachfolgende Beantwortung 
anheimgeslelll (vgl. z. B. JO 25 220, 1041 f., 26 281). 
Der VBR läßt sich von einem seiner Mitglieder Bericht 
erstatten und nimmt in einer Entschließung Stellung. 
Hierbei pflegt er die Aufmerksamkeit der Mandals­
mächte auf die Bemerkungen des Ausschusses zu 
lenken und sie um Stellungnahme zu aufgeworfenen 
Fragen zu rsuchen (vgl. JO 25 133 f., 1363 f., 26 135 f.). 
Seinerseits erstattet er der VBV Bericht über die Ar­
l>eiten de Ausschusses (vgl. V. VBV Pl. 284 f., VI. VBV 
218 f.). Die VBV pflegt diesen Bericht auf Grund eines 
Berichts ihres VI. Ausschusses im Rahmen der General­
debatte über den allgemeinen Berich l des VBR (vgl. 
oben Art. 2 Z. 2) zu erörtern. Hierbei begnügt sie sich 
gelegentlich mit einer Ent chließung, die in ganz all­
gemeinen Wendungen die Tätigkeit der Mandalsmächle 
und des Ausschusses billigt (so VI. VBV PI. 107 f.). In 
anderen Fällen bringt sie grundsätzliche Wünsche zum 
Ausdruck und stellt Richtlinien auf (so V. VBV PI. 
]29 f.). In einem Falle, als es sich nämlich um den 
Aufstand der Bondelzwarls handelte, gab sie, wenn 
auch in diplomatischer Form, ihrem Mißfallen Aus­
druck (IV. VBV Pl. 89 f.). 

Im allgemeinen ergibt sich der Eindruck, daß die 
Prüfung der Berichte der Manclatsmächte seitens der 
heleiliglen Instanzen einen überwiegend formellen 
Charakter trägt und mit diplomatischer Rücksicht­
nahme geübt wird. Immerhin haben die Zustände 
in Syrien eine bei aller Wahrung der Formen ver­
gleichsweise scharfe Reaktion de Mandatsausschusses 
hervorgerufen. Nachdem er im Oktober 25 die Mit­
teilung Frankreichs, daß es angesichts der Lage einen 
Bericht nicht vorlegen könne, mit dem Ersuchen um 
einen Sonderbericht beantwortet halte (JO 26 275), trat 
er im Februar 26 zur Prüfung dieses Berich ls zu einer 
außerordentlichen Tagung zusammen. Im Ergebnis 
erslallele er dem VBR einen Bericht, der eine sehr 
scharfe Kritik enthielt, auch eine Reihe von Einzel­
heiten berührte, die Lückenhafligkeil des französischen 
Berichts bedauerte, sich eingehend mit dem Drusen­
aufstand beschäftigte und darauf hinwies, daß die ver­
tragsmäßig zu errichtende Selbstverwaltung noch nic:hl 
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ins Leben gerufen ei. Der YBR beschloß, den ßericht de 
Au sehusses und den seines Berichterstallers Sj0borg­
Schweden Frankreich mit der Aufforderung zu über­
milleln, ihnen die gebührende Fol~e zu geben (JO 26 
522 f ., 613 f.) . Eine Rückäußerung hegt noch nicht vor. 
Dagegen halte der französische Verlreler de Caix dem 
Mandalsausschuß einen Schriftsatz überreich l, der eine 
Rechlferligung der in Syrien ergriffenen Maßnahmen 
enthielt (JO 26 624 f.). In seiner Juni-Tagung 26 hat 
sich der Ausschuß wiederum mit Syrien beschäftigt. 
In früheren Fällen haben Rügen des Aus chu ses eine 
entschiedene Abwehr der fandatsmacht hervorgerufen 
(vgl. JO 25 134, 211 f.). Auch hal der Ausschuß ich 
grundsätzlich auf den Standpunkl geslelll, daß er nicht 
befugt sei, von sich aus eine Untersuchung etwaiger 
Mißstände in einem Mandatslande anzustellen (JO 23 
1396 f.). Er kann also sein Urteil nur auf den Bericht 
der Mandatsmacht stützen, e sei denn, daß die Oeffent­
lichkeit sich eines Falles bemächtigt, wie das im Hin­
hlick auf die Zustände in Syrien ge chah. Freilich i t 
den Einwohnern ein P e l i l i o n s recht gesichert, 
das der VBR am 1. 2. 23 im Einverständnis mit dem 
Ausschuß näher geregelt hat (JO 23 200 f., 211, 298 f.). 
Danach mü sen die Petitionen von Gemeinwesen oder 
Einwohnern der Mandalsländer durch Vermittlung der 
Mandatsmach t an den GS gehen. Die Mandat macht 
kann ihre Bemerkungen hinzufügen. Petitionen, die 
r,uf anderem Wege an den GS gelangen, werden zu­
rückgesandt. Petitionen aus anderer Quelle, also etwa 
von humanitären Vereinigungen, werden dem Prä­
sidenten des Mandatsausschusses überwiesen. Zu den­
jenigen, die beachtlich scheinen, wird eine Aeußerullg 
der Mandatsmacht eingeholt. Ueber die übrigen be­
richtet der Präsident dem Ausschuß. Die Petitionen 
werden vom Ausschuß zusammen mit den Be­
merkungen der Mandatsmächte geprüft. Soweit es an­
gebracht erscheint, werden sie dem VBR und den YB­
Mitgliedern zur Kenntnis gebracht. Unabhängig daYon 
wird in dem Bericht an den VBR eine Uebersicht über 
die in der jeweiligen Tagung des Ausschus. es geprüften 
Petitionen gegeben (so JO 25 219, 1522, 26 279 L). Bis­
her hat der Ausschuß nicht Veranlassung genommen. 
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Pelilionen formell zur Kenntnis des VBR und der 
Milglieder zu bringen. Vielmehr sind ie enlweder für 
unbeachtlich erklärt oder durch Rücksprache mit dem 
Verlreter der Mandatsmacht erledigt worden. Hier­
bei wurden in einigen Fällen dessen Erklärungen als 
genügend angesehen, während er in anderen die Be­
seitigung von Mißständen zusicherle. 

Sehr viel Beachtung hat im Gegensatz zu seiner 
bi herigen Praxis der Ausschuß im Februar 26 
bei der Behandlung der syri eben Frage den Peti­
tionen geschenkt. Sein Bericht an den VBR beruft sich 
wiederholt auf sie und rügt es, daß die fandatsmacht 
auf sie nicht eingegangen ist (JO 26 616 f.). Im VBR 
stellte der Ausschußvorsilzende, Marquis Theodoli­
Italien, den Antrag, dem Vollzug aus chuß des syrisch­
palästinensischen Kongresses als dem Urheber der 
,vesentlichsten Petitionen, den Ausschußbericht zu 
übermitteln. Frankreich erhob Einspruch, und die 
Entscheidung über den Anlrag wurde vertagt (JO 26 
524 f.). Soviel bekannt, haben die syrischen Petitionen 
auch in der Tagung vom Juni 26 eine große Rolle 
gespielt. 

Durch die Vorgänge in Syrien und ihre Behand­
lung im Ausschuß ist die Frage akut geworden, welche 
Maßnahmen der Ausschuß im Falle einer Ver -
l e t z u n g d e s A r l. 22 u n d d e r M a n d a t s v e r -
träge zu ergreifen hat. Aus der bisherigen Praxis 
ergibt sich, daß er in erster Reihe sich bemühen soll, 
durch Verhandlungen mit der Mandatsmacht eine Be­
hebung der Mißstände zu erreichen. Mißlingt das, so 
hat er dem VBR zu berichlen, und dieser hat eine Ein­
wirkung auf die Mandatsmacht zu versuchen. Bleibt 
sie ergebnislos, so entsteht unter rechtlichen Gesicht -
punkten eine sehr chwierige Sachlage. Die näch L­
liegende Maßnahme, nämlich die Enlziehung des Man­
dats, kann der VBR nicht verfügen, da dafür nur die 
Hauptmächte zuständig sind. Eine Exekution kommt, 
abgesehen von der Frage ihrer Zweckmäßigkeit in 
einem solchen Falle, nicht in Betracht, wenn nicht 
die Voraussetzungen des Art. 16 gegeben sind. Es bliebe 
somil nur der Ausschluß aus dem VB nach Art. 16 
Abs. 4 übrig, dessen Zweckmäßigkeit gleichfalls in 
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höchstem Maße fraglich scheinen müßte (a. M. 
Schücking-Wehberg 707). Dem Art. 22 fehlt somit 
eine rechtliche Sanktion, die praktisch brauchbar wäre, 
und es ergibt sich auch in diesem Falle, daß eine 
Lösung etwaiger Konflikte nur nach politischen Ge­
sichtspunkten erfolgen kann. 

Artikel 23. 
Unter Vorbehalt der Bestimmungen der gegen­

wärtig bestehenden oder künftig abzuschließenden 
internationalen Abkommen und im Einklang mit 
diesen Bestimmungen vereinbaren die Bundesmit­
glieder folgendes: 

a) sie werden sich bemühen, gerechte und mensch­
liche Arbeitsbedingungen fiir Männer, Frauen und 
Kinder zu schaffen und aufrechtzuerhalten, sowohl in 
ihren eigenen Gebieten wie in allen Ländern, auf die 
sich ihre Handels- und Gewerbebeziehungen erstrecken, 
und zu diesem Zwecke die erforderlichen internatio­
nalen Organisationen zu errichten und zu unterhalten; 

b) sie verpflichten sich, der eingeborenen Bevölke­
rnng in den ihrer Verwaltung unterstellten Gebieten 
eine gerechte Behandlung zu sichern; 

c) sie betrauen den Bund mit der allgemeinen 
Ueberwachung der Abkommen, die den Frauen- und 
Kinderhandel sowie den Handel mit Opium und 
anderen schädlichen Milleln betreffen; 

d) sie betrauen den Bund mit der allgemeinen 
Ueberwachung des Waffen- und Munitionshandels mit 
den Ländern, bei denen die Ueberwachung dieses 
Handels im allgemeinen Interesse unumgänglich ist; 

e) sie werden die nötigen Anordnungen treffen, um 
die Freiheit des Verkehrs und der Durchfuhr sowie 
die gerechte Regelung des Handels aller Bundesmit­
glieder zu gewährleisten und aufrechtzuerhalten, und 
zwar mit der Maßgabe, daß die besonderen Bedürfnisse 
der während des Krieges 1914/18 verwüsteten Gegenden 
berücksichtigt werden sollen; 

f) sie werden sich bemühen, internationale Maß­
nahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Krank­
heiten zu treffen. 



- 238 -

Allgemeines. 
Art. 23 slelll keine Rechlsregeln auf, sondern enl­

wickelL ein Programm. Aus ihm erwächst den Mil­
gliedern nur die moralische Verpflichtung, an der 
Lösung wirtschafllicher und humanitärer Aufgaben 
miLzuarbeilen. Irgendein Zwang zur Einhaltung dieser 
\' erpflich Lung kann auf sie nich L ausgeübt werden, und 
sie können sich ihr entziehen, wenn ihre Einhallung 
ihre finanziellen Kräfte übersLeigL oder ihren politi­
schen Belangen zuwiderläuft. Es kommt nur ein Druck 
durch die öffenlliche Meinung, zu deren Spraehrohr 
sich allerdings VBR und VBV machen können, in 
Frage, keinesfalls der Ausschluß naeh Art. 1(3 Abs. 4. 
Höchstens könnte bei Punkt b von einer rechlliehen 
Yerpflichtung gesproehen werden, da hier die Wen­
dung „sie verpflichten sich" gebraucht ist. Doch ist 
kaum anzunehmen, daß der Wille bestanden hal, diesen 
Punkt herauszuheben. Au h haL die hier übernommene 
Verpflichtung einen zu wenig be Limmten Inhalt. 

Es sind humanitäre und wirlschaflliche Aufgaben, 
die der VB ich in Art. 23 slelll. Daß eine erschöpfende 
Aufzählung beabsichtigt war, isL nicht anzunehmen. 
Tatsächlich ist auch bereits eine Erweiterung des Auf­
gabenkreise. eingetreten, so durch Uebernahme der 
Flüchtlingsfürsorge, Förderung der geistig n Zu­
sammenarbeit u. a. m. (vgl. unten Z. 9 f.). 

Ohne weiteres ist anzuerkennen, daß der VB im 
Rahmen des Art. 23 wertvolle Arbeit geleistet hal. Zwar 
hat die völkerrech Lliche Staatengemeinschaft der Vor­
krieg zeit sich vielfach bereits in der elben Richtung 
betätigt, und auf mehr als einem Gebiet brauchte der 
VB ihr Werk nur fortzusetzen. Immerhin sind dank 
dem engen Zusammenschluß der Mehrheit de1 zivili­
sierten Staaten im VB Fortschritte erziell worden, die 
ohne ihn schwerlich so bedeutend gewesen wären. 

Im Einzelnen. 
(1) Die Bearbeitung des Arbe i t s rech t s ist 

dem foternationalen Arbeitsamt überwiesen worden, 
das dem VB zwar angegliedert, aber ihm gegenüber 
autonom ist (vgl. oben Arl. ß Z. 5). Seine Organisation 
und sein Aufgabenkreis sind in besonderen Abschnitten 
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der FrV geregelt. Ihre Darlegung und Erläulerung 
wäre in einem Kommenlar zur VBS nichl am Platze. 

(2) Die Sicherung einer gerechlen Be h an d -
l u n g cl er Eingeborenen bietet große Schwierig­
keiten. Die gelegenllich (vgl. V. VBV Pl. 130 f.) an­
geregte Erstreckung der Schulzbestimmungen des 
Art. 22 Abs. 5 auf die Eingeborenen der Kolonien der 
l\lilglieder wäre einerseils kaum genügend und würde 
andererseits, soweil e um die mililäriscben Beschrän­
kungen geh t, den unüberwindlichen Widerstand der 
Kolonialmächte auslösen. nter diesen Umständen sind 
hi her nur wenige hierher gehörige Maßnahmen zu 
verzeichnen. An ersler Stelle steht die Bestimmung 
der FrV, nach denen die Mitglieder ich ver­
pflichten, die von ihnen geschlossenen a r bei t s -
r e c h l l i c h e n U e b e r e i n k o m m e n auf ihre 
Kolonien und Protektorate anzuwenden, freilich 
mil dem Vorbehalt, daß das nichl durch die örl­
lichen Verhältnisse unmöglich gemacht werde und 
daß es geslattet sei, die zur Anpassung an diese 
Verhältnisse notwendigen Abänderungen vorzuneh­
men (VFrV 4-21, StGFrV 406, TrFrV 349, NFrY 
283). Ferner sind die Bemühungen zur Be -
kämpf u n g der Sklaverei zu nennen. Nach 
längeren Vorverhandlungen setzte der VBR am 12. 6. 
24 einen besonderen Ausschuß nieder (JO 2-! 909), der 
der VI. VBV den Entwurf eine Abkommens vorlegte. 
Er wurde den Mitgliedern zur Annahme empfohlen 
(VI. A. 7 L, 10 L, 13 f., 28 L, 33 f., 40 f., 43 f., PI. 155 f., 
435 L, 439 f.). Bei der Aufnahme Abessiniens durch 
die IV. VBV kam die dort bestehende Haussklaverei 
zur Sprache und dem neuen Mitgliede wurde die Ver­
pflichtung auferlegt, sie zu bekämpfen (vgl. oben 
Arl. 1 Z. 5). nabhängig vom VB schlossen die 
Hauptmächte, Belgien und Porlugal am 10. 9. 19 einen 
Vertrag, durch den in Ergänzung der Berliner Kongo­
Akle vom 26. 2. 85 und der Brüsseler Antisklaverei­
Akte vom 2. 7. 90 allgemeine Grundsälze über die Be­
handlung der Eingeborenen und die Bekämpfung der 
Sklaverei aufgestelll wurden (RTr VIII 26 f.). Die­
selben Mächte chlo sen am 10. 11. 19 zu St. Germain 
ein Abkommen, durch das zwecks Be k ü 111 p f u n g 
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des A 1 k oh o 1 h an de 1 s in Afrika ein inlernatio­
nales Zentralbüro geschaffen und dem VB angegliedert 
und eine Sperrzone in Afrika errichtet wurde (RTr 
VIII 12 f .). 

(3) Die B e k ä m p f u n g d e s F r a u e n - u n d 
Kinderhand e 1 s hatten in der Vorkriegszeit zwei 
Abkommen von 04 und 10 zum Gegenstande gehabt. 
Ihre Wirksamkeit wurde jedoch nicht hoch ein­
geschätzt und auf Grund eines Berichts von Jonnesco­
Rumänien regte die I. VBV weitere Schritte an (PI. 
545 f.). Im Ergebnis fand im Juni/Juli 21 eine Konfe­
renz in Genf statt, auf der der Entwurf eines neuen 
Abkommens ausgearbeitet wurde. Er wurde der 
II. VBV unterbreitet und trotz einiger geschäftsord­
nungsmäßiger Schwierigkeiten zur Unterzeichnung 
ausgelegt (Pl. 489 f., 497 f., 507 f.). Gegenwärtig haben 
35 Staaten unterzeichnet, während 30 das Abkommen 
ratifiziert haben oder ihm beigetreten sind (JO 25 1567, 
26 372, 647). Schon vorher hatte der VBR in Verfolg 
der Beschlüsse der Genfer Konferenz einen Ständigen 
Beratenden Ausschuß niedergesetzt (JO 22 111 f.). Die 
Unterstützung der Arbeiten des Ausschusses durch die 
Regierungen ließ jedoch zu wünschen übrig, so daß die 
V. VBV zur Erweisung solcher Unterstützung, ins­
besondere zur Einsendung von Jahresberichten auf­
forderte (Pl. 166 f., 445 f.). Eine in dasselbe Gebiet 
fallende Sonderaufgabe stellte sich der VB in der Für­
sorge für die im Orient während des Weltkrieges ver­
schleppten Frauen. Der VBR setzte am 22. 2. 21 einen 
Untersuchungsausschuß nieder (JO 21 118 f.) und 
unterhält in Konstantinopel und Aleppo Rettungsheime 
(V. VBV PI. 168 f., 450 f., VI. VBV PI. 134 f., 411 f.). 

Inzwischen hat der VB dem Ständigen Beratenden 
Ausschuß neben der Bekämpfung des Frauen- und 
Kinderhandels auch den a 11 gemeinen Sc h u t z 
der Kinder übertragen und dementsprechend seine 
Benennung und seinen Bestand erweitert (vgl. unten 
Art. 24 Z. 5). Die V. VBV, die den dahingehenden Be­
schluß des VBR billigte, nahm gleichzeitig eine „Er­
klärung der Rechte des Kindes" an, die vom Präsi­
denten als Magna Charta der Kindheit bezeichnet 
wurde. Hier wird dem Kinde ein Recht auf normale 
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Entwicklung, auf Nahrung, Pflege, Förderuug und auf 
Schulz gegen Ausbeutung zuerkann l (Pl. 179 f., 463). 
Die VI. YBV wies noch in besondere auf die Not­
wendigkeit hin, die Kindersterblichkeit zu bekümpfen 
und die einschlägigen hygienischen Fragen zu er­
forschen (Pl. 130 f., 408 f., vgl. 274 f.). 

(4) Die Bekämpfung des Hand e 1 s m i l 
Opium und andern schädlichen Drogen 
heruhl auf dem Haager Opium-Abkommen vom 23. 1. 
12, das bei Kriegsausbruch noch nicht Geltung erhalten 
halte. Sie wurde durch die FrV für die Signalar­
staaten in Kraft gesetzt (VFrV 295, StGFrV 247, TrFrY 
230, FrV 174, LFrV 99 Z. 9) und es wurde ein be­
sonderer Beratender Aus chuß geschaffen (JO 21 114, 
vgl. 1. VBV Pl. 538 f., II. VBV Pl. 143 f.). Auf Wunsch 
der IY. VBY (Pl. 94 f., 353 f. vgl. V. VBV Pl. 118 f., 
419 f.) berief der VBR eine internationale Konferenz 
zwecks Ergänzung des Haager Abkommens ein, die 
vom 3. 11. 24 bis zum 11. 2. 25 in Genf tagte. Sie ent­
warf ein Zusatzabkommen zum Haager Abkommen, 
ein Protokoll, einen Schlußakt und ein weiteres Ab­
kommen, das neben dem Opium auch Morphium, 
Kokain und andere Gifte erfaßt. Die Urkunden sind 
Yom 19. 2. 25 datiert und von zahlreichen Staaten, 
teilweise unter Vorbehalt, unterzeichnet. Die VI. VBV 
hal ihre Annahme und Ratifikation dringend empfoh­
len (Pl. 147 f., 428 f., vgl. 268 f .). Bisher haben jedoch 
nur England, Südafrika, Australien, Indien, Neusee­
land und der Sudan ratifiziert und 4 kleiner Staaten 
sind beigetreten (JO 26 372, 648). Vgl. Hoijer, Le Trafic 
de l'opium, Paris 25. 

(5) Die Bea u f sich l i g u n g de s Waffen -
und Munition s h an de 1 s bezweckt vor allem die 
Verhinderung der Einfuhr dieser Gegen Lände nach 
Afrika. Sie wurde zuerst in der Brüsseler Antisklaverei­
Akte vom 2. 7. 90 geregelt. Den durch den Weltkrieg 
veränderten Verhältnissen sollte ein am 10. 9. 19 in 
St. Germain von d n alliierten und as oziierten Mächten 
geschlossenes neues Abkommen (RTr VII 332 f.) Rech­
nung tragen. Es wurde jedoch nur von einer Anzahl 
kleinerer Staaten ratifiziert. Infolgedessen wurde auf 
Aufforderung der IV. VBV (PI. 156, 415) der Zeitweilige 

FrPyl agh -Lori11ghoven, Yölk e l"lrnnd 16 



- 242 -

Rüslungsausschuß mil der Ausarbeitung eines Abkom­
mens beauftragt (JO 24 328, 377, 378 f.). Sein Entwurf 
wurde auf Beschluß der V. VBV (Pl. 184 f.) einer inter­
nationalen Konferenz Yorgelegt, die vom 4. 5. bis 17. 6. 
25 in Genf unter dem Vorsitz des Belgiers Grafen 
Carton de Wiart tagte und ein Abkommen, sowie 
mehrere ergänzende Vereinbarungen annahm (JO 25 
1117 f., vgl. VI. VBV Pl. 295 f.). Eine Ratifikation des 
Abkommens ist bisher nicht erfolgt (JO 25 1572, 26 
G47). Die VI. VBV hat sich mit ihm nicht weiter be-
chäftigt, ondern nur auf gewisse damit zusammen­

hängende technische Fragen hingewiesen (Pl. 112 f., 
385 f.). 

(6) Um die ihm auf dem Gebiet des Ver k eh r s 
zugefallenen Aufgaben zu lösen, berief der VB eine 
internationale Verkehrskonferenz, die unter Teilnahme 
von 44 Staaten vom 10. 3. bis 20. 4. 21 in Barcelona 
tagte. Ihr folgte eine zweite, die vom 15. 11. bis 6. 12. 
23 in Genf versammelt war. Jene zeitigte die Abkom­
men über den Transitverkehr und über die internatio­
nalen Ströme, deren jedem ein die materiellen Regeln 
enlhallendcs Statut beigefügt war (Conference de 
Barcelona, Comptes-Rendus et Textes, Genf 21 /23, 
4 Bde., vgl. II. V BV I. A. 243 f., Pl. 122 f., 321 f.). Die 
zweite Konferenz wiederum arbeitete Abkommen über 
internationale Eisenbahnwege, internationale Seehäfen, 
Durchgangsbeförderung elektrischer Kraft und Kraft­
anlagen an internationalen Gewässern aus (Deuxieme 
Conference des Communications et du Transi l, 
Comptes-Rendus et Textes, Genf 24, 4 Bde., vgl. JO 24 
239 f. IV. VBV PI. 246 f., V. VBV Pl. 307 f., VI. VBV PI. 
251 f.). Als ständiges Organ des VB ist ein Beraten­
der Aus chuß für Verkehr und Tran it tätig, dessen 
Satzung im Auftrage des VB von der I. Verkehrskonfe­
renz ausgearbeitet wurde (JO 20 152 f., I. VBV PI. 
368 f., 373 f .). Er besteht aus 18 Mitgliedern und er­
slallet dem VBR Bericht über seine Arbeiten (vgl. 
V. VBV Pl. 307 f., 355 f., VI. VBV Pl. 251 f., 323 f.). 
Finanziell gilt er als nicht autonome Organisation des 
VB (vgl. oben Arl. 6 z. 5). Ihm zur Seile steht die 
Yerkehrsableilung des Sekretariats. 

Mil Fragen des Lu f l Y e r k c h r s befaßt sich der 
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Ausschuß nicht unmittelbar, sondern nur in Zusam­
menarbeit mit dem durch das Pariser Luftfahrtabkom­
men vom 13. 10. 19 begründeten Internationalen Lufl­
fahr tausschuß (vgl. unten Art. 24 z. 5). 

Hierher gehören auch die Bemühungen des Vß 
um eine Erleichterung und Beseitigung des Paß -
zwang es. Vorschläge in dieser Richtung hat eine 
im Oktober 20 in Paris stattgehabte Konferenz gemacht 
(vgl. II. VBV II. A. 215, 244 f., Pl. 323 f., 331). Eine 
zweite Paßkonferenz tagte im Mai 26 in Genf unter 
Beteiligung von 38 Staaten. Ihre Arbeiten hatten den-
elben Inhalt, wie die der ersten. 

(7) Angesichts der w i r t s c h a f t 1 i c h e n u n d 
finanziellen öte, die sieb nach dem Welt­
kriege fühlbar machten, beschloß der VBR am 13. 2. 
20. die Einberufung einer i n t e r n a t i o n a 1 e n 
Finanz k o n f er e n z (JO 20 94 f.), die am 8. 10. 20 
unter dem Vorsitz Adors-Scbweiz in Br ü s s e 1 zu-
ammentrat (Conference financiere internationale, 

Brüssel 20, 5 Bde.). Ein von ihr dem VBR erstatteter 
Bericht (JO 20 414 f.) erörterte die allgemeine Wirt­
schafts- und Finanzlage und erteille eine Reihe von 
Hinweisen auf zu treffende Maßnahmen. Insbesondere 
forderte er eine Herab etzung der Rüstungen, die 
Wiederherstellung der Handelsfreiheit, die Bekämpfung 
der Inflation, die Gewährung von Krediten zur Hebung 
der Erzeugung u. a. m. Auch empfahl er die Schaffung 
eines ständigen Organs zur Fortführung der von der 
Konferenz begonnenen Arbeiten. Demgemäß setzte der 
VBR einen e i n s t w e i 1 i g e n A u s s c h u ß nieder 
(JO Nov./Dez. 20 22 f., vgl. I. VBV Pl. 367 f.), dessen 
Mandat wiederholt, zuletzt bis auf weiteres (JO 23 
1303, 1441) erneuert wurde. 

Dieser Aus chuß umfaßt tatsächlich zwei Aus­
schüs e, einen Finanz- und einen Wirtschaftsausschuß, 
die einen gemeinsamen Vorsitzenden, Ador-Schweiz, 
haben und zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten 
können, im übrigen jedoch unabhängig voneinander 
arbeiten . Ihre Mitglieder werden vom VBR 9.hne Be­
rücksichtigung ihrer Staatsangehörigkeit nur im Hin­
blick auf ihre Sachkunde ernannt. Sie erstallen dem 

]6• 
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VBR Berichl, der seinerseils die VBV von ihrer TäLig­
keiL in Kenntnis setzl. 

Unler den Arbeilen des Finanzau s s c h u s es 
sleh L an erster SLelle die ßeralung des VßR in Sachen 
des vViederaufhaus Oeslerreirhs und Ungarns (vgl. 
oben Arl. 4 Z. 8, s. V. VBV Pl. 295 f., 300 f., VI. VBV 
Pl. 96 f., 232 f., 383 f., 238 f.). Desgleichen hal er sich 
rni L den Finanznölen anderer Slaaten, wie Albaniens, 
Danzigs und Esllands beschäfligL (V. VBV PI. 303 f., 
304 f., VI. YBV Pl. 247 f.), desgleichen mil der inter­
nalionalen Anleihe zugunslen der griechischen Flücht­
linge (V. VBV Pl. 244 f., vgl. unlen z. 10). Auch die 
Fragen der Doppelbesleuerung und der Steuerflucht 
hal er erörtert (V. VBV Pl. 306 f., VI. VBV Pl. 249 f.). 

Der vV i r t s c h a f t saus c h u ß hat bisher an 
positiven Ergebnissen zu verzeichnen ein Prolokoll 
über Schiedsklauseln in Handelsverträgen vom 24. 9. 
23 (JO 24 236 f.), das am 28. 7 . ..::4 in Kraft getrelen isl 
(VI. VBV Pl. 227) und ein Abkommen über die Ver­
einfachung der Zollförmlichkeilen vom 3. 11. 23 (JO 
23 1571 f.), das am 27. 11. 24 in Krafl gelreten ist 
(VI. VBV PI. 227 vgl. V. VBV Pl. 291 f.). Außerdem 
hat der Ausschuß sich mit einer Anzahl von Fragen 
heschäftigt, so mit der Bekämpfung falscher Zolldekla­
rationen, des unlaulern Wettbewerbs und der Ein- und 
Ausfuhrverbole, mit dem Schulze ausländi eher Unter­
nehmer, mil der Frage der Wirtschaftskrisen u. a. m. 
(V. VBV Pl. 292 f., VI. VBV Pl. 228 f.). 

(8) Bereils am 13. 2. 20 beschloß der VBR die 
Schaffung eines Organs, das sich gemäß Art. 23 f der 
Verhütung und Bekämpfung von Krank­
heiten widmen sollte (JO 20 43 f., vgl. v. Bülow 86 f.). 
Der Versuch, zu diesem Z\veck das durch Abkommen 
Yom 9. 12. 07 begründete Internalionale Oeffentliche 
Gesundheilsamt in Paris dem VB anzugliedern, schei­
terte am Wider lande der Vereinigten Staaten. Dar­
auf selzte der VBR mit Zustimmung der II. VBV einen 
einstweiligen Gesundheilsausschuß nieder (JO 21 709 f., 
II. VBV PI. 362 f., 366 f.), der nach erfolgler Verständi­
gung rnil dem Pariser Gesundheilsamt auf Grund eines 
Beschlusses der IV. VBV (Pl. 54 f., 325 f., vgl. V. VßV 
PI. 309) Ende 23 durch eine sländige Organisation er-
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setzl wurde. Diese wird gebildel aus einem Beralenden 
Zentralrat, als ,velcher ein Ausschuß des Pari er Ge­
sundheilsamls fungierl und dem Ständigen Gesund­
heitsau schuß, der un Ler dem Vor itz de Präsidenten 
des Gesundheitsamts aus 15 Mitgliedern besleh l, von 
denen 9 vom Gesundheitsamt, 6 vom VBR ernannl 
werden. Außerdem können als Beisitzer 4 Sachver­
ständige hinzugezogen werden. Daneben hestehl die 
Gesundheilsabteilung des Seluelariats de VB. 

Die Tätigkeil de Gesundheit ausschusses äußert 
sich vor allem auf organisatorischem Gebiet, während 
die unmittelbare Bekämpfung von Krankheiten natur­
gemäß in den Hintergrund trilt. Eine in den Jahren 
1920/22 ins Werk geselzle Aktion gegen den Typhus in 
Rußland lill unter dem Mangel an Geldmitteln, da die 
Yon den Bundesmitgliedern angeforderten freiwilligen 
Beiträge nur zu einem geringen Teil eingingen. Sie 
führle aber im März 22 zu einer Konferenz in 
Warschau, die einen Plan zur Bekämpfung von Epi­
demien ausarbeitete (vgl. v. Bülow 361 f.). Gegen­
wärtig befaßt sich der Ausschuß in erster Reihe mit 
der Vorbereitung internalionaler Abkommen über Ge­
sundheitsfragen, mit der Sammlung statistischen 
Materials, mit der Vermittlung des Au Lausches von 
Sanitätsbeamten, mit der Organi ierung der wissen­
schaftlichen Forschung (Tuberkulose, Lues, Malaria, 
Schlafkrankheit). Auch hat er wiederholt Sachver­
ständige in einzelne Länder (Griechenland, Türkei, 
Persien) enlsandl (V. VBV Pl. 120 f., 309 f., 424 f., 
VI. VBV Pl. 92 f., 256 f., 373 f.). 

(9) Zwecks Förderung der internationalen 
geistigen Zusammenarbeit etzte der VBR 
am 15. 5. 22 einen Ausschuß nieder (JO 22 555 f., 679 f.), 
für dessen Arbeit die IV. VBV ausführliche Richtlinien 
aufstellte (PI. 101 f., 107 f., 357 f.). Zu seiner Unter­
stützung sollen die einzelnen Länder nationale Aus­
schüsse bilden (V. VBV Pl. 146, VI. VBV Pl. 281 f.). 
Er befaßt sich mit der Organisierung der wissenschaft­
lichen Zusammenarbeit durch Austausch von Profes­
soren und Studenten sowie von Veröffentlichungen, 
durch Vereinheitlichung der Bibliographie und der 
wis enschafllichen Nomenklatur und durch ähnliche 
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Maßnahmen. Auelt der Schulz des geistigen Eigen­
tums ist erörlerl worden (vgl. V. VBV PI. 330 f., 379 f., 
VI. VBV Pl. 281 f., 337 f.). Der Plan der Begründung 
einer internationalen Universität wurde begrüßt, aber 
als zur Zeit undurchführbar bei eile geschoben (VI. 
VBV PI. 392). Dagegen ist in Paris das I n s t i tut f ü r 
geist i g e Z u s am m e narbe i t begründet worden. 
Das Angebot der französischen Regierung, ein olrhes 
zu stiften, wurde nicht ohne Widerspruch angenom­
men (V. VBV Pl. 136 f.). Durch Vereinbarung zwischen 
dem VBR und Frankreich wurde seine inlernalionale 
und autonome Stellung gesichert und seine Satzung 
vom VBR am 9. 9. 25 bestätigt (JO 25 157, 285 f., 288 L, 
892, 1015 f., 1353 f., 1460 f.). Danach ist es dem Aus­
schuß für geistige Zu ammenarbeil unterstellt, der 
zuerst unter dem Vorsitz Henri Bergsons-Frankreich, 
gegenwärtig unter dem von Lorentz-Holland als Ver­
waltungsrat fungiert (vgl. JO 26 506, 569 f.). Zum 
Direktor wurde Luchaire ernannt. Die Ausgaben sind 
für 1926 mit 2,1 Millionen Francs berechnet, von denen 
2 Millionen l· rankreich, den Rest Polen trägt (VI. VBV 
Pl. 285, 339 f.). 

(10) Maßnahmen zur F o r t e n t w l c k l u n g des 
V ö 1 k er rechts kamen bereits auf der 1. VBV zur 
Sprache. Der zur Au arbeilung der Satzung de SUG 
niedergesetzte Ausschuß (oben Arl. 14 Vorbern. 1) regte 
die Einberufung einer Konferenz zur Fortsetzung des 
Werks der Haager Konferenzen von 99 und 07 an. Auf 
Empfehlung des VBR beschloß die VBV, es möge des­
wegen Fühlung mit den Regierungen und den Vereini­
gungen zum Studium des Völkerrechts genommen wer­
den (1. VBV PI. 106 f., 744 f., 763 f.). Ein Ergebnis ist 
nicht bekanntgegeben worden. Dagegen halle eine 
Anregung des Schweden Baron Marks von Würtem­
herg au[ der V. VBV Erfolg. Er beantragte, den VßR 
zu ersuchen, eine K o d i f i k a t i o n des Völker -
rechts in die Wege zu leiten. Der mit diesem An­
trage befaßte 1. Aus chuß gelangte, wie Rolin-Belgien 
als Berich lerstatter vor dem Plenum ausführte, zu dem 
Schluß, daß die Zeit für eine allgemeine Kodifikation 
no h nich ~ reif sei und ersuchte den VBR in Ueber-
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einslimmung mit dem Antrage des Baron Marks yon 
,vürlemberg, einen Ausschuß mit dem Auftrage 
niederzusetzen, ein Verzeichnis der Materien des 
Völkerrechts aufzustellen, deren internationale Rege­
lung wünschenswert und möglich ist (V. VBV Pl. 85 f., 
125 f.). Demgemäß ernannte der VBR am 12. 12. 24 
einen Aus chuß au 17 Mitgliedern unter dem Vorsitz 
des Schweden Hammarskjöld (JO 25 149, 274 f.). Der 
Ausschuß trat am 1. 4. 25 in Genf zusammen und selzle 
zunächst 12 Unterausschüsse mit dem Auftrage nieder, 
bestimmte Gebiete daraufhin zu prüfen, welche zu 
ihnen gehörenden Fragen für eine in lernationale 
Lösung reif seien (JO 25 842 f.). Eine zweite Tagung 
hielt der Ausschuß vom 12. bis 29. 1. 26 in Genf ab. 

In einem innern Zusammenhang damit steht die 
Begründung des In s t i l u t s z u r Ver e i n h e i t -
1 ich u n g de Pr i v a l rech l s in Rom. Auf der 
V. VBV teilte Graf Cippico-Ilalien mil, daß eine Regie­
rung beschlossen habe, ein solches Institut nach den­
selben Grundsätzen zu errichten, die für das Pariser 
Institut für geistige Zusammenarbeit gelten. Die VBV 
nahm das dankend zur Kenntnis und beauftragte den 
VBR mit den weiteren Schrillen (Pl. 172 f., 192 f., vgl. 
JO 25 284 f.). Im Ergebnis von Verhandlungen mit der 
italieni chen Regierung und dem Ausschuß für geistige 
Zusammenarbeit genehmigte der VBR am 15. 3. 26 die 
Satzung des Instituts. Als Aufgabe des Insliluls wurde 
das Studium der Millel bezeichnet, durch die eine 
Uebereinstimmung des Privatrecht der verschiedenen 
Staaten und mil der Zeil die chaffung eines einheit­
lichen Privatrechts für alle Staaten erreicht werden 
könnte. Organe des Instituts sind der Verwaltungsral, 
der Ständige Ausschuß und das Sekretariat. Der Ver­
wallungsral besteht au einem Vor itzenden, der 
llaliener sein soll und 10 Mitgliedern verschiedener 
'ationalität, die vom VBR ernannt werden. Der GS 

des VB nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen 
teil. Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mille den 
Ständigen Ausschuß, dem sein Vorsitzender und 5 Mit­
glieder angehören. · Amtliche Sprachen des Instituts 
sind deutsch, engli eh, französisch, italienisch und 
spanisch (JO 26 506, 537, 575 f., 579 f.). 
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(11) Die F 1 ü c h t l i n g s fürs o r g e ist auf An­
regung Fritjof Nansens ins Werk gesetzt worden, der 
sie als Kommissar des VB leitete. Es handelt sich 
in erster Reihe um die ,·ussischen Emigranten, deren 
Zahl auf 1,5 Millionen <reschätzt wird. Mit Unter­
stützung der Aufenthaltsstaaten i t ihnen Hilfe er­
wiesen worden (sog. Nansenpä sc, Unterbringung, 
Arbeitsvermittlung, Unterricht vgl. V. VBV PI. 324 f., 
368 f., 374 f.). In entsprechender Weise ist den armeni­
schen Flüchtlingen geholfen worden (V. VBY Pl. 
371 f.). In der Folge ist die Fürsorge für diese zwei 
Gruppen von Flüchtlingen dem Internationalen 
Arbeitsamt übertragen worden, da auf die Dauer die 
Arbeitsvermittlung als ,vesentlichste Aufgabe erscheint. 
Doch ist die fernere Mitarbeit Nan ens gesichert worden 
(JO 24 904 f., 958 f., 25 122, 178 f., V. VBV PI. 148 f., 
431 f., VI. VBV PI. 148 f., 153 f., 279 f., 432 f. vgl. JO 25 
891, 996 f.). Auch auf die aus Kleinasien vertriebenen 
Griechen (IV. VJW Pl. 270 f., V. VBV Pl. 327 f., 370 f., 
VI. VBV Pl. 336), denen zwecks Ansieclelung eine An­
leihe vermittelt wurde und auf die we tthrazischen 
Bulgaren (V. VBV Pl. 329 f.) erstreckte sich die Für­
sorge des VB. 

Bereits am 1. 7. 22 beendet wurde die gleichfalls 
von ansen im Auftrage des YBR (JO 20 83 f.) ins 
Werk gesetzte Rückführung der Kriegsgefangenen, 
dank der 427 386 Angehörige von 26 verschiedenen 
Völkern in ihre Heimat befördert wurden (III. , BV 
PI. I 201, II 146). 

(12) Eine Entschließung der III. VBV ermächtigte 
den GS zur Unterstützung des Kampfes gegen das 
u n s i t t l ich e S c h r i f t tu m (Pl. 1 312 f., II 182 f.). 
Im Ergebnis trat am 31. 8. 23 in Paris auf Einladung 
Frankreichs, aber unter den Auspizien des VB eine 
Konferenz zusammen, die ein vom 12. 9. 23 datiertes 
Abkommen vereinbarte. Danach verpflichteten sich 
die beteiligten Staaten zur strafrechtlichen Verfolgung 
der Erzeuger und Verbreiter unsittlicher Schriften , 
Bildwerke usw. Die Bestimmung des Begriffs der Un­
sittlichkeit i t der Gesetzgebung der einzelnen Staaten 
überlassen. Das Abkommen ist bi her von 43 Staaten, 
darunter von Deutschland, unterzeichnet, 4 sind ihm 
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beigelrelen und 22 haben es ratifiziert (V. VBV PI. 
323 f., JO 25 1569, 26 371, 6-17). E ist am 7. 8. 24 in 
Kraft getreten (V. VBV PI. 398). 

(13) Einen etwas unbestimmten Charakter Lrägl die 
als Inter m uni z i p a 1 i L ä L bezeichnete, auf eine 
internationale Zusammenarbeit der Gemeinden gerich­
tete Bewegung. Sie gehl von Südamerika aus und 
wurde durch einen Antrag Cubas in den VB hinein­
getragen. Hier wurden Bedenken gegen sie gellend 
gemacht, indem einerseits auf die olwendigkeit der 
Wahrung der Souveränität der Staaten, andererseits 
aber darauf hingewiesen wurde, daß bereits internatio­
nale Beziehungen der Gemeindeverbände bestünde11 
und daß auch unabhängig hiervon die Gefahr einer 
Ueberorganisalion erwachse. Im Ergebnis forderte die 
Y. VBV das Sekretariat auf, einen Bericht auszu­
arbeiten (Pl. 120, 421 f.). Die VI. VBV nahm diesen 
zur Kenntnis und lenkte in einer Entschließung die 
Aufmerksamkeit der Regierungen auf die Bedeutsam­
keit der lnlerrnunizipalilät, indem sie zugleich den 
VBR aufforderte, die technischen Organi alionen des 
VB zu ermächtigen, die an sie herantretenden inter­
nationalen Gemeindeverbände mit Rat und Hilfe zu 
unter tützen (PI. 138 f., 417 f.). 

Artikel 24. 
Alle früher durch allgemeine Verträge errichteten 

internationalen Büros werden vorbehaltlich der Zu­
stimmung der vertraaschließenden Teile dem Bunde 
unterstellt. Alle anderen künftig errichteten inter­
nationalen Büros und alle mit der Regelung von An­
gelegenheiten internationaler Bedeutung betrauten Aus­
schüs e werden dem Bunde unterstellt. 

In allen durch allgemeine ebereinkommen ge-
regelten Angelegenheiten internationaler Bedeutung, 
die der Aufsicht internationaler Ausschüsse oder Büros 
nicht unterstehen, hat da Sekretariat des Bundes, auf 
Antrag der vertragschließenden Teile und mit Zustim­
mung des Rats, alle geeigneten Unterlagen zu sammeln 
und weiterzuleiten, sowie jede nötige oder wünschens­
werte Unterstützung zu gewähren. 
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Der Rat kann bestimmen, daß die Ausgaben der 
dem Bunde unter teilten Büros und Ausschüsse in die 
Au gaben des Sekretariats eingeschlossen werden. 

Allgemeines. 
Arl. 2.J hal ebenso wie Arl. 23 pro gram m a -

Li s c h e n Charakter. Er faßt die Uebernahme 
aller bisher durch besondere Verwallungsgemein­
schaflen bearbeileten inlernationalen Aufgaben kullu­
reller, h umaniLärer, wirtschafllicher und technischer 
Art durch den VB ins Auge. Damit erhebt er auch auf 
diesem Gebiet den Anspruch auf ein internationales 
Monopol. So begreiflich dieser Anspruch vom Stand­
punkt des VB aus auch sein und so zweckmäßig seine 
Verwirklichung im Hinblick auf die mögliche Verein­
fachung des Verwallungsapparates und die Verringe­
rung der Kosten erscheinen mag, stellen sich ihm doch 
unüberwindliche Schwierigkeiten entgegen, solange 
einflußreiche Staaten dem VB nicht angehören. Liegt 
es doch auf der Hand, daß sie die Unterstellung der 
von ihnen mitbegründeten und milunterhaltenen 
Büros und Ausschüs e unter den VB, dessen Ent­
schließungen ohne ihre Beteiligung gefaßt werden, 
nicht wünschen können. Tatsächlich ist denn auch in 
dieser Richtung bisher nur ehr wenig erreicht worden 
und alle Verwaltungsgemeinschaften von wirklicher 
Bedeutung bestehen in aller Weise, unabhängig vorn 
VB, fort. 

Im Einzelnen. 
(1) Abs. 1 S. 1 faßt das, was nur Programm ist, in 

die Form einer Rechtsvorschrift, trägt jedoch die nötige 
Korrektur durch den Vorbehalt der Z u s tim m u n g 
d e r iJ e t e i 1 i g t e n S t a a l e n hinein. Im Grunde 
versteht ich dieser Vorbehalt von selbst. Die Mit­
glieder freilich könnten als durch die VBS gebunden 
angesehen werden, wenn der Vorbehalt fehlte. Gerade 
zu den wichtigen Verwaltungsgemeinschaften gehören 
aber auch Nichtmitglieder und die Uebernahme inter­
nationaler Einrichtungen ohne ihre Zustimmung würde 
nicht nur einen Rechtsbruch bedeuten, sondern wäre 
auch politisch nicht durchzuführen. 
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Der gleiche Vorbehalt fehlt in S. 2, der die An­
gliederung der künftig zu begründenden Büros und 
Ausschüsse vor iehl. Infolgedessen ist anzunehmen, 
daß die Mitglieder verpflichtet sind, beim Abschluß 
einschlägiger Verträge die Angliederung an den VB zu 
vereinbaren. Das kann jedoch nur für den Fall gelten, 
daß Nichtmitglieder nicht beteiligt sind oder daß sie 
der Angliederung zustimmen. Lehnen sie das ab, so 
wird es von der Wichtigkeit abhängen, die ihrer Be­
teiligung beigelegt wird, ob auf diese verzichtet wird 
oder ob S. 2 unbeachtet bleibt. Die Beteiligung etwa 
der Vereinigten Staaten dürfte im allgemeinen der 
Beobachtung des S. 2 vorgezogen werden. Davon ab­
gesehen, ist auch diese Vorschrift geeignet, auf eine 
Isolierung der Mitglieder hinzuwirken (vgl. oben 
Art. 20 Z. 2). 

Soweit einschlägige Vereinbarungen zwischen 
;ichtmitgliedern praktisch heute noch in Frage kom­

men, werden sie durch S. 2 selbstverständlich nicht 
getroffen. 

(2) S. 1 spricht nur von Büros, S. 2 außerdem noch 
von Ausschüssen. Ein Grund für eine Unterschei­
dung ist jedoch nicht ersichtlich. Daher muß mit 
Schücking-Wehberg 758 angenommen werden, daß es 
sich nur um einen Redaktionsfehler handelt und daß 
hier wie dort B ü r o s und Aus s c h ü s s e gemeint 
sind. 

S. 1 spricht von den durch a 11 g e m e in e V e r -
t r ä g e begründeten Büros. Das deckt den franzö­
sischen Ausdruck „traites collectifs" sicherlich nicht. 
Zieht man jedoch den englischen Text heran, der von 
„general treaties" spricht und beachtet man, daß in 
Abs. 2 die gleichen Verträge mit „conventions gene­
rales" und „general conventions" bezeichnet werden, 
so ergibt sich, daß hier nicht etwa ein technischer Aus­
druck zur Bezeichnung eines präzisen Begriffs an­
gewandt wird, sondern vielmehr mit dem recht un­
bestimmten Begriff von Verträgen gearbeitet wird, die 
von einer Anzahl von Staaten zwecks Regelung inter­
nationaler Fragen von allgemeiner Bedeutung ab­
geschlossen worden sind (ähnlich Schücking-Wehberg 
758 f.). Das ergibt sich auch aus der Praxis des VB 
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(vgl. unten z. 5). Demgemäß sollen Büros und Aus-­
schüsse übernommen werden, die amtlichen Charakler 
haben und die Interessen eines größeren Kreises von 
Staaten umfassen. Das lelztP.re Kennzeichen hat nur 
relative Bedeutung. 

P r i v a t e O r g a n i s a l i o n e n interna lionalen 
Charakters können dem VB nicht angegliedert werden. 
Der Y.,T ortlaul des Art. 24 würde dem allerdings nicht 
entgegenstehen und die RichtliniPn vom 27. 6. 21 (JO 
21 760) wecken den Eindruck, daß der V BR ursprüng­
lich geneigt war, die Frage zu bejahen. Am 2. 7. 23 
faßle er jedoch auf Grund eines Berichts des Wirt­
schaftsausschusses eine Entschließung, durch die sie 
verneint wurde (JO 23 858f., 951, 956f.). 

(3) Worin sich die U n t e r s t e 11 u n g der Büros 
und Ausschüsse unter den VB äußert, ist in Art. 24 
nicht gesagt. Dagegen enthält ein vom VBR am 27. 6. 
21 angenommener Bericht Hanotaux-Frankreich (JO 
21 759 f.) allgemeine Grundsätze darüber. Hiernach 
soll der VB den ihm unlerstellten Eiru-icbtungen vor 
allem moralische Unterstützung gewähren. Er soll auf 
sich ergebende Mißstände aufmerksam machen, auch 
Verbesserungen vorschlagen. Doch steht ihm ein Recht 
zu unmittelbaren Eingriffen nicht zu. Die Verwaltung 
bleibt somit in der Hand der Mächte, die die Büros und 
Ausschüsse begründet haben und erhalten und dem 
VB steht es allenfalls frei, die Angliederung wieder 
aufzuheben, welche Maßnahme jedoch durchaus zwei­
schneidig wäre. Im übrigen ergibt sich aus der bis­
herigen Praxis, daß die Unterstellung sich im wesent­
lichen in einer Berichterstattung an den VBR äußert 
(V. VBV Pl. 334 f., 384, VI. VBV PI. 286 f., 340). Dabei 
fällt auf, daß im Hinblick auf das Büro für Inter­
nationale Hilfeerweisung der VBR in seinem Bericht 
an die V. VBV einfach feststellt, daß es keinerlei 
Bericht erstattet habe (Pl. 335, vgl. aber 384). 

Diese Bescheidenheit der Rolle des VB erklärt sich 
augenscheinlich nicht zuletzt daraus, daß er nicht im­
stande ist, den ihm unterstellten Einrichtungen eine 
nennenswerte materielle Unterstützung zu gewähren. 
Der Bericht vom 27. 6. 21 enthält einen besondern Hin­
weis darauf, daß die Angliederung eines Büros die Ver-
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pflichlung zu finanzieller UnlersLülzung nicht nach 
sich ziehl, es sei denn, daß sie durch besondern Be­
schluß des VBR zugesagL wird. Soweil das geschehen, 
hat bisher die Unler Lülzung der inlernalionalen 
Büros sich in äußerst bescheidenen Grenzen gehallen. 
Bezeichnend in dieser Rieb Lung sind die Vorgänge bei 
der Uebernahme des Büros für Kinderschutz. Die 
V. VBV, die die Uebernahrne beschloß, mußle den er­
betenen ZusatzkrediL von 40 000 fr. wegen Mangels an 
Mitteln verweigern (Pl. 179 f., 462 f.) und bis die 
VI. VBV ihn zu bewilligen vermochle (Pl. 130 f., 408), 
konnlen nur 10 000 fr. im Jahr verwendet werden. Im 
übrigen ergibL sich aus den Haushaltsplänen der beiden 
lclzten Jahre, daß der VB für die Zwecke der ihm 
unter Lelllen Büros für 1925 nur 18 000, für 1926 gar 
nur 14 000 fr. bewilligte (Budget für 1925 Kap. III T. 24 
. JO 25 12, 37, für 1926 Kap. III T. 25 s. JO 26 6, 32). 

( 4) Abs. 2 berücksich LigL diejenigen i n L e r -
n a t i o n a l e n A n g e l e g c n h e i t e n , die zwar 
durch allgemeine Abkommen geregelL sind, für deren 
Erledigung aber angesichls ihrer geringfügigen Be­
deulung oder aus ähnlichen Gründen kein Büro 
oder Aus s r h u ß eingerichlel ist. Auch sie sollen 
seitens des VB geförderl werden, un Ler der Yoraus­
sclzung, daß die vertragschließenden Mächte das be­
antragen und der VBR seine Zu Limmung erteilt. Die 
Förderung ge chieh L durch das Sekrelarial, das Mate­
rialien zu sammeln und weiterzuleilen und andere, 
ähnlich gearlete Unlerstülzung zu erweisen hat. 

Sinngemäß ist die gleiche Förderung den Büros 
und Ausschüssen zu gewähren, die vom VB nichl über­
nommen incl ( o auch Schücking-Wehberg 762). 

(5) Die Praxis hal die Erwarlungen, die augen­
scheinlich an den Art. 24 geknüpfl werden, nich 1 
gerechtferligt. Die großen inlernalionalen Verwal­
tungsgemeinschaften, wie elwa der WelLLelegraphen­
verein, der Wellposlverein u. a. rn. (vgl. Halschek 
264 f.), sind dem VB nicht angegliederl worden. Von 
dem Versuch, das Pariser Internationale Oeffenlliche 
Gesundheilsaml sich anzugliedern, hal der VB abslehen 
und ich miL der Her tellung einer ArbeiL gemeinschafl 
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begnügen müsset1 (vgl. oben Art. 23 Z. 8). Im Ergebnis 
sind bisher nur 5 Büros und Ausschüsse dem VB nach 
Art. 24 unterstellt worden. Von diesen sind 3 durch 
internationale Abkommen geschaffen und tragen amt­
lichen Charalder. Es sind das das Internationale 
Hydrographische Büro, dessen Angliederung der VBR 
am 2. 10. 21 (JO 21 1166) beschloß, das Internationale 
Zentralbüro zur Beaufsichtigung des Alkoholhandels 
in Afrika, dessen Angliederung am 11. 1. 22 (JO 22 
91 f., 128 f.) beschlossen wurde, und der Internationale 
Luftfabrtausschuß, der durch das Pariser Luftfahrt­
abkommen vom 13. 10. 19 begründet und mit seiner 
Entstehung am 11. 7. 22 dem VB unterstellt wurde 
(IV. VBV PI. 475). Nur halbamtlichen Charakter hat 
das erst nach Ueberwindung einiger Bedenken an­
gegliederte Internationale Büro für Oeffentliche und 
Private Hilfeleistung (JO 21 761 f.). Es ist nicht durch 
internationales Abkommen begründet, genießt aber 
amtliche Unterstützung. Ein besonderes Verfallren 
endlich ist dem durch Vertrag vom 21. 7. 21 in Brüssel 
begründeten Internationalen Büro für Kinderschutz 
gegenüber angewandt worden. Nach längeren Vor­
verhandlungen hat die V. VBV den vom VBR am 14. 3. 
24 gefaßten Beschluß gebilligt, laut welchem der Be­
ratende Ausschuß für Bekämpfung des Frauen- und 
Kinderhandels unter gleichzeitiger Erweiterung seines 
Bestandes den allgemeinen Kinderschutz übernehmen 
sollte (JO 24 538, 715, V. VBV PI. 179 f., 462 f., vgl. JO 
25 135 f., 221 f.). Das bedeutete ein Aufgehen des Büros 
im Beratenden Ausschuß. Dementsprechend wird es 
auch im Bericht des VBR an die VI. VBV nicht mehr 
erwähnt (vgl. VI. VBV Pl. 286, 340, s. oben Art. 23 Z. 3). 

Gesuche privater Organisationen um Angliederung 
sind vom VBR auf Grund seines Beschlusses vom 2. 7. 
23 stets abgewiesen worden, so das des Pariser Inter­
nationalen Landwirtschaftsausschusses (JO 23 858 f., 
956 f.) und in jüngster Zeit das der Internationalen 
Vereinigung des bebauten Grundbesitzes (JO 26 502, 
545 f.). 

Im übrigen hat der VBR durch Beschluß vom 9. 9. 
24 das Sekretariat angewiesen, eine Registrierung der 
internationalen Vereinigungen und Einrich Lungen 
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sozialer, wissenschaftlicher, künstlerischer und litera­
rischer Art in die Wege zu leiten (JO 24 1296, VI. VBV 
PI. 287). 

Artikel 25. 
Die Bundesmitglieder verpflichten sich, die Errich­

tung und Zusammenarbeit der in gehöriger Weise an­
erkannten freiwilligen nationalen Organisationen des 
Holen Kreuzes, die sich die Hebung der Gesundheit, die 
Verhütung von Krankheiten und die Linderung des 
Leidens in der Welt zum Ziele setzen, zu fördern und 
zu begünstigen. 

Allgemeines. 
Es erscheint fraglich, wieweit Art. 25 A n s p r u c h 

auf s e 1 b s t ä n d i g e Be de u tun g haben kann und 
wieweit seine Aufnahme in die VBS notwendig war. 
Wenn Art. 23f die Ergreifung internationaler Maß­
nahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Krank­
heiten, Art. 24 aber die Zusammenarbeit des VB mit 
internationalen Büros und Ausschüssen vorsieht, ergibt 
sich schon daraus die rechtliche Grundlage für eine 
Unterstützung des Roten Kreuzes durch den VB. Da­
her kann in Art. 25 kaum etwas anderes gesehen 
werden, als der Ausdruck besonderer Anerkennung für 
eine so bedeutsame und segensreiche Einrichtung, wie 
es das Rote Kreuz ist. Vom rechtlichen Standpunkt 
gesehen, trägt er hingegen nichts Neues in die VBS 
hinein. 

Im Einzelnen. 
(1) Zentralorgane des Roten Kreuzes sind das in 

Genf bestehende Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz und der am 5. 5. 19 in Paris begründete Verband 
der Gesellschaften vom Roten Kreuz (vgl. v. Gareis bei 
Strupp I 377, v. Bülow 86). Mit ihnen und ebenso mit. 
den nationalen Gesellschaften vom Roten Kreuz hat der 
VB wiederholt zusammengearbeitet, soweit es um die 
Bekämpfung von Epidemien und Hun­
gersnot ging (vgl. aber v. Bülow 372 f. über das Ver­
hallen des VB angesichts der Hungersnot in Rußland 
im Jahre 1921). Der bisher letzte Fall dieser Art be-
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lraf den Kampf gegen die Hungersnot in Albanien 
1924/25 (Y. VBV Pl. 329 f., VI. VBV Pl. 281). 

(2) Gegenwärtig steht im VB ein Vorschlag des 
italienischen Senators Ciraolo zur Erörterung, der 
die Schaffung eines internationalen Verbandes 
zwecks gegen s e i t i g er Hi 1 f e 1 e i s tun g bei 
katastrophalen Unglücksfällen vorsieht. Grund ätzlirh 
halle sich schon die IV. VBV mit ihm einverstanden 
erklärt (Pl. 117 f., 368 f. vgl. JO 23 1301, 1432). Nach 
Fühlungnahme mit dem Verbande der Gesellschaften 
Yom Roten Kreuz, der den Gedanken lebhaft begrüßte 
und eine Mitarbeit zusicherte, befaßte ich die V. VBV 
wiederum mit ihm und beschloß die Nieder elzung 
eines vorbereitenden Ausschusses (Pl. 176 f., 459 f., vgl. 
324). Dieser Ausschuß wurde am 11. 12. 24 vom VBR 
ernannt (JO 25 146, 148). Unter dem Vorsitz Ciraolos 
arbeitete er den Entwurf einer Satzung aus, in der dem 
Roten Kreuz die führende Rolle zugewiesen wurde. 
Der Entwurf fand die grundsätzliche Billigung des V BR 
(JO 25 1304, 1409 f.). Auch die VI. VBV stimmte ihm 
grundsätzlich zu, verwies ihn jedoch an den Ausschuß 
zwecks Vornahme einzelner Abänderungen zurück und 
ersuchte den VBR, eine Stellungnahme der Regierungen 
zu dem umgearbeiteten Entwurf zu veranlassen (Pl. 
111, 397 f., vgl. 278 f.). 

Der neue Entwurf wurde dem VBR in seiner März­
tagung 26 unterbreitet. Als Zweck der zu begründen­
den Internationalen Hilfsvereinigung wurde die Hilfe ­
erweisung in Unglücksfällen, die durch höhere Gewalt 
hervorgerufen sind, bezeichnet. Die Hilfe soll einer 
notleidenden Bevölkerung ohne Unter chied der Staats­
angehörigkeit, Religion, Rasse erwiesen werden, und 
zwar durch Vermilllung der Organi alionen des Roten 
Kreuzes. 1itglieder der Vereinigung sind die bei­
tretenden Staaten, die jedoch ihre Rechte den natio­
nalen Organisationen des Roten Kreuzes abtreten 
können. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer jähr­
lichen Beitragszahlung, die sich insgesamt auf 625 000 
schweizer Franken beziffern und nach dem Schlüs el 
der VB-Beiträge umgelegt werden soll. Die Organe 
der Vereinigung sind eine Hauptver ammlung, der alle 
Mitglieder angehören, ein von dieser gewählter 7gliede-
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riger Vollzugsausschuß, zu dem 2 Verlreler des Roten 
Kreuzes mil beratender Stimme hinzulrelen und ein 
beratender Au schuß. Die Vereinigung trill ins Leben, 
nachdem 12 Staaten ihren Beitrill erklärt und 60% der 
gesamten Jahresbeiträge übernommen haben (JO 26 
338 f.). 

Der VBR billigte den Entwurf und be chloß, ihn 
den Regierungen mildem Ersuchen um Stellungnahme 
bis zum 1. 7. 26 zu überweisen. Falls die Antworten 
positiv ausfallen, soll eine Konferenz zweck Ab­
schlus e eines Abkommens einberufen werden. Bi her 
haben llalien und Salvador ihr Einverständnis erklärt 
(JO 26 178, 723f.). 

Artikel 26. 
Abünderungen der gegenwärtigen Satzung treten 

mit der Ratifikation durch die Gesamtheit der im Rate 
und die Mehrheit der in der Bunde versammlung ver­
tretenen Mitglieder in Kraft. 

Jedem Bundesmilgliede steht es frei, Abänderungen 
der Satzung nicht anzunehmen. In solchem Falle 
scheidet es aus dem Bunde aus. 

Vorbemerkung. 
Da bereits auf der 1. VBV eine Anzahl von Aende­

rungen der VBS beantragt war, setzle der VßR am 
21. 2. 21 einen be ondern llgliedrigen Aus chuß für 
Satzungänderungen unter dem Vor ilz von Balfour­
England nieder (JO 21 110 f.). Dieser ebenso wie der 
1. Ausschuß der II. VBV samt einem Unterausschuß des 
letzteren haben die Frage der Abänderung des Art. 26 
eingehend geprüft und dabei in besondere zu folgenden 
Einzelfragen Stellung genommen: Muß der Beschluß 
der VBV auf Aendcrung der VBS einstimmig gefaßt 
werden oder soll eine Mehrheit genügen? Empfiehlt 
es sich, eine Frist für die Ratifikation einer Abände­
rung festzusetzen, nach deren Ablauf der Abänderungs­
be chluß hinfällig wird? Empfiehlt e sich, eine Frist 
für den Austritt auf Grund des Abs. 2 festzusetzen?· 
(II. VBV 1. A. 43 f., 48 f., 61 f., 88 f., 93, 103, 157 f., 183 f.). 
Im Ergebnis empfahl Rolin-Bclgien als Berichterstatter 
dem Plenum der II. VBV folgende Abiindcrungen: 

Freyt,iirh -Lori11g-hov P11 , Yiil k e rhn11tl 17 
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Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: Abänderungen 
der gegenwärtigen Satzung, deren W orllaut von der 
Bundesversammlung mit Dreivierlelmehrheil, zu der 
alle in der Sitzung vertretenen Mitglieder des Rats 
gehören müssen, beschlossen sind, treten in Kraft, so­
bald sie von den Bundesmitgliedern, deren Vertreter 
zur Zeit der Abstimmung den Ral bildeten, und vo_n 
der Mehr heil derjenigen, aus deren Vertretern die 
Bundesversammlung besteht, ratifiziert sind. 

Hierauf soll ein neuer Absatz folgen: Wenn binnen 
22 Monaten nach dem Beschluß der Bundesversamm­
lung die Zahl der erforderlichen Ratifikationen nicht 
erreicht worden ist, bleibt der Abänderungsbeschluß 
ohne Wirkung. 

An die Stelle des Abs. 2 sollen die folgenden Ab­
sätze treten: Der Generalsekretär benachrichtigt 
die Bundesmitglieder von dem Inkrafllreten einer 
Satzungsänderung. 

Jedem Bundesmilgliede, das zu diesem Zeitpunkt 
die Abänderung nicht ratifiziert hat, steht es frei, 
binnen eines Jahres dem Generalsekretär seine Ab­
lehnung der Abänderung zur Kenntnis zu bringen. Es 
hört in diesem Falle auf, Mitglied des Bundes zu sein. 

Alle drei Abänderungen wurden von der II. VBV 
am 3. 10. 21 mit 37 Stimmen bei 14 Enthaltungen an­
genommen (Pl. 676 f., 708 f., 723 f., 733 f.). Sie sind 
jedoch bisher nicht in Kraft getreten, da die Ratsmacht 
Spanien, die sieb bei den Abstimmungen enthielt, nicht 
ratifiziert hat. Im übrigen liegen die erforderlichen 
Ratifikationen seit dem 13. 8. 24 vor (JO 25 1582 f. vgl. 
26 372). 

Allgemeines. 
Aus praktischen Erwägungen noch mehr als aus 

grundsätzlichen folgt, daß die Möglichkeit von 
Satzungsänderungen gegeben sein muß. Andererseits 
können die daraus erfließenden Schwierigkeiten nicht 
übersehen werden. Wenn bei dem vertragsmäßigen 
Charakter des VB Beschlüsse überhaupt nur ein timmig 
gefaßt werden dürfen, müßte das in so wichtigen 
Fragen, wie Salzungsänderungen an sich sind, in ver­
stärktem Maße gellen. Wiederum kann gerade hier der 
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Einspruch eines einzelnen Mitgliedes, der die Aus­
nutzung von Erfahrungen und die notwendige An -
passung der VBS an veränderte Ze1lver­
h ä 1 t n iss e hinderl, zu völliger Entwertung des VB 
führen. Der Ausweg aber, der in Arl. 15 und 16 im 
Hinblick auf andere Fragen von überragender Wichlig­
keil gewählt isl und der darin besleht, daß den Mit­
gliedern im Falle mangelnder Einstimmigkeil volle 
Handlungsfreiheil zugestanden wird, isl hier nich l 
gangbar. Infolgedessen bleibt nur die Lösung übrig, 
die in Art. 26 gegeben wird: die Mehrbeil enlscheidel, 
und wer sich ihr nicht fügen will, darf aus dem VB 
austrelen . Freilich wird dadurch ein slarker Druck 
auf die Mitglieder ausgeübt. 

Im Einzelnen. 
(1) Abs. 1 sprich l nur von der Ratifikation, 

schweigt aber von dem zu ratifizierenden Be chluß. 
Daß dieser n ur v o n der V B V gefaßt werden kann, 
liegt auf der Hand. Eine Ausschaltung der VB-Organe 
durch direkle Verhandlungen zwischen den Regie­
rungen komml nichl in Betracht, ebensowenig eine 
Uebertragung der Beschlußfassung an den VBR. Es isl 
aueh weder in den Beratungen über die Regelung der 
Satzungsänderungen ( vgl. oben V orbem.), noch im 
Schrifltmn jemals eine abweichende Meinung verlreten 
worden. 

Schwieriger isl die Frage nach den Er f o r der -
n i s s e n d e s z u f a s e n d e n B e s c h 1 u s e s. 
Nach Arl. 5 müßte Einstimmigkeit verlangl werden, da 
die Voraussetzungen des Abs. 2 dieses Arlikel nicht 
gegeben sind. Die dagegen vorgebrachten Einwände 
sind nicht durchschlagend. Insbesondere ist das weder 
die Berufung auf eine Auslegung Wilsons (Kluyver 32), 
no ·h der Hinweis darauf, daß der Entwurf der VBS 
vom 14. 2. 19 einen Mehrheilsbeschluß vorsah. Eben o­
wenig überzeugend wirkt die Behauptung, daß der Be­
schluß im Verhältnis zur Ratifikation etwas Sekundäres 
sei und daß deshalb für ihn keine andern Regeln gellen 
könnten, als für diese. Das könnle de lege ferenda in 
demselben Maße beachllich sein, wie die Hervorhebung 
des mstandes, daß die ouvcrii.nilüt der Mitglieder 

17• 
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durch das Recht zum Au tritt gewahrt bleibt und es 
daher der Einstimmigkeit nicht bedarf. Alles das ver­
mag die Tatsache nicht zu be eiligen, daß Art. 5 für 
alle Beschlüsse der VBV gilt, soweit nicht eine Aus­
nahme festgesetzt ist und daß Art. 26 eine solche Aus­
nahmebestimmung nicht enthält (a. M. Commentary 
178 f., Murray 34, Schücking-Wehberg 776 f. und die 
hier Genann len ). 

Nach dem Wortlaut der VBV müßte somit Ein­
stimmigkeit auch für den Beschluß auf Satzungsände­
rung gefordert werden. Es ist aber nich L zu bestreiten, 
daß diese Vorschrift in hohem Maße unzweckmäßig ist 
(s. auch oben Allgemeine ). Daher i L es verständlich, 
daß nicht nur das Schrifttum sich überwiegend zur 
entgegengesetzten Ansicht bekennt, sondern daß auch 
im VB diese durchaus vorherrschend ist und insbeson­
dere der I. Ausschuß der II. VBV sie sich mi L 21 gegen 
4 Stimmen zu eigen gemacht hat (65, 157 f., vgl. Pl. 
708 f.). Darüber hinaus hat die Praxis des VB sich 
auf denselben Standpunkt gestellt. Die eine der 
materiellen Salzungsänderungen, die bisher in Kraft 
getreten sind, die de Art. 6 Abs. 5 (vgl. oben Art. 6 Z. 5) 
wurde von der II. VBV gegen die Stimme Griechen­
lands beschlossen (PI. 885). Es lag also nur ein Mehr­
heitsbeschluß vor. Trotzdem wird sie, nachdem die 
erforderlichen Ratifikationen ergangen sind, als rechts­
gültig behandell und auch von Seilen Griechenlands ist 
vViderspruch nicht erhoben worden. Man wird dem­
nach feststellen müssen, daß das tatsächlich an­
gewandte VB-Recht einen Mehrheit beschluß im Falle 
des Art. 26 zuläßt. 

rach dieser herrschenden Auffa sung müssen zu 
der Mehrheit alle zur Zeit der Abstimmung im VBR 
vertretenen Mächte gehören. Im Gegensatz zu der in 
Art. 15 Abs. 10 (vgl. oben Art. 5 Z. 2, Art. 15 Z. 7) fest­
gesetzten Berechnung sollen hier die Ratsmächte bei 
der Mehrheitsberechnung mitgezählt werden. Es er­
scheint zweifelhaft, ob das dem Willen der VBS ent­
spricht. Da die Praxis sich aber bei der Berechnung 
der Mehrheit der Ratifikationen im gleichen Sinne ent­
schieden hat (unten z. 2), wird diese Auslegung auch 
auf die Beschlußfassung anzuwenden sein. 
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Im Falle, daß die von der II. VBV beschlo sene 
Abänderung des Abs. 1 in Kraft Lrelen sollle, würde 
diese Schwierigkeit hinfällig werden, da alsdann eine 
Dreiviertelmehrheil ausdrücklich als genügend an­
erkannt wäre. Zu dieser Mehrheit müssen alle im VBR 
vertretenen Mächle gehören. Der Widerspruch jeder 
einzelnen unler diesen würde somiL nach wie vor das 
Zustandekommen einer SaLzungsänderung verhindern. 

(2) Das Erfordernis der Ra L i f i k a Li o n besLeh t 
nur für Salzungsänderungen, nicht aber für sonsLige 
Beschlü se des VB (vgl. oben ArL. 5 Z. 6). Beides ergibL 
sich aus dem Wesen des VB. ,venn dieser mehr sein 
soll, als eine Allianz, und seine Organe mehr als eine 
Gesandtenkonferenz (vgl.oben Einl. S. l0f.), muß er über 
die in seine ZusländigkeiL fallenden Fragen selbst be­
schließen können, ohne daß die fitglieder als solche 
einzeln befragt werden. Wohl aber muß das geschehen, 
wenn es um Aenderungen des Verlrages gehl, auf 
Grund dessen der VB zur Enlslehung gelangt isL. Denn 
dieser Vertrag i t keine Schöpfung des VB, sondern 
eben der einzelnen Mitglieder, die in ihm die Grund­
lage ihres Zusammenschlus es bezeich nel und die 
Pflichten umgrenzt haben, die zu übernehmen sie bcreiL 
waren. Ohne ihre ausdrückliche Zustimmung darf 
darin eine Aenderung nicht einlreten. Deshalb muß 
jede Satzungsänderung von einer olchen Zustimmung 
abhängig gemachl werden und deshalb kann ein Be­
schluß auf Satzungsünderung ohne RaLifikaLion nicht 
in Kraft trelen. 

Wieweil die ßeslimmung über die Zahl der erfor­
derlichen Ratifikationen Billigung verdient, kann de 
lege ferenda Gegenstand des Streiles sein, da sie wie 
unvermeidlich jede zahlenmäßige Festsetzung, etwas 
willkürliches an sich hat. Immerhin wirkt es befremd­
lich, daß für eine Satzung änderung die einfache Mehr­
heit als genügend anerkannt wird. Befremdlich wirkt 
es auch, daß die von der II. VBV beschlossene Abände­
rung an dieser Regelung fesfüälL. 

Ueber die Be rech nun g dieser Mehrheit 
drückt sich die VBS nicht deuLlich aus. An sich liegL 
der Gedanke nahe, hier ebenso wie in Art. 15 Abs. 10 (vgl. 
oben Art. 5 z. 2, Art. 15 Z. 7) die Ratifikation durch alle 
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Ratsmächte und außerdem durch die Mehrheit der 
übrigen Mitglieder zu fordern. Wäre es der ,vme der 
VBS, daß die Ratsmächte in die Mehrheit miteingerech­
ncl werden, so hälle sie das durch eine entsprechende 
Wendung zum Ausdruck gebracht, wie das z. B. im 
abgeänderten Abs. 1 geschieht. Die Praxis hat sich 
aber auf den enlgegengeselzlen Standpunkt gestellt. 
Bei Art. 6 Abs. 5 ist das freilich nicht zu erkennen, weil 
beim Eingang der letzten Ratifikation einer Ratsmacl!t, 
nämlich der Brasiliens, die am 13. 8. 24 erfolgte, berells 
33 Staaten ratifiziert halten, also die Mehrheit auch der 
nicht im VBR vertretenen Mächte gegeben ,var 
(VI. VBV PI. 366). Dagegen gellen die Abänderungen 
zu Arl. 12, 13 und 15 als am 26. 9. 24 mit der Ratifika­
tion Spaniens in Kraft getreten. Zu diesem Zeitpunkt 
aber hallen erst 31 Mächte ratifiziert (VI. VBV PI. 
367 f.). Es standen also neben 10 Ratsmächten nur 22 
sonstige Mitglieder, während bis zu der am 29. 9. 24 
erfolgten Aufnahme Sl. Domingos (V. VBV Pl. 188 f.) 
die Zahl der nicht im VBR vertretenen Mitglieder 44 
betrug. Es fehlte somit an der Mehrheit. 

Da diese Praxis mit dem Wortlaut nicht ganz un­
verträglich ist, wird demnach Abs. 1 so au zulegen sein, 
rlaß die Ratsmächte in die Mehrheit einzurechnen sind. 

Fraglich er cheint jedoch weiter, ob für die Be­
rechnung der Mehrheit der Z e i t p u n kt des Be -
s c h 1 u s s es oder der der Ra t i f i k a t i o n maß­
gebend ist. Aus der Praxis läßt sich eine Antwort nicht 
schöpfen, da das Inkrafllreten der Abänderungen, die 
bisher überhaupt Geltung erlangt haben, nur durch das 
Fehlen der Ratifikation einer Ratsmacht, nämlich 
Spaniens oder Brasiliens, verzögert wurde und als diese 
emlraf, eine Mehrheit auch für den Zeitpunkt der Rati­
fikation, trotz der inzwischen gestiegenen Mitglieder­
zahl, vorhanden war. Doch wird man aus innern 
Gründen diesen letzteren Zeitpunkt für maßgebend zu 
hallen haben, da die seil dem Beschluß auf Satzungs-­
änderung neu hinzugetretenen Mitglieder unter der 
alten Satzung aufgenommen wurden und einen An­
spruch darauf haben, bei ihrer Umgestaltung gleich­
berechtigt mitzuwirken. Auf Grund derselben Er­
wägung müßte die Zugehörigkeit zum VBR im 



Augenblick der RaLifikaLion und nichl in dem der 
Beschlußfassung als maßgebend anerkannl werden. 
Dabei ist freilich nicht zu über eben, daß das zu Ver­
wicklungen führen und daß die Stellungnahme zu einer 
wichtigen Satzungsänderung Einfluß auf die Wahl der 
nichtständigen Mitglieder des VBR_~ewinnen kann. Im 
übrigen schreibt die von der II. vBV vorgenommene 
Abänderung zu Abs. 1 das Entgegengesetzte vor: es wird 
die Ratifikation der Staaten gefordert, die im Augen­
blick der Beschlußfassung den VBR bildeten. Das kann 
zu Schwierigkeiten führen, wenn eine Ratsmacht aus 
dem VB austritt, wie Brasilien im Juni 26. Die einzige 
Lösung dürfte darin liegen, daß auf ihre Ratifikation 
verzichtet wird. Andernfalls würden alle unter ihrer 
Mitwirkung beschlossenen Abänderungen hinfällig. 
Doch könnte das erst vom Tage ihres Ausscheidens und 
nicht schon von dem der Kündigung ab gellen. 

Von selbst versteht sich, daß die Mitgliedstaaten in 
ihrer Entscheidung vollkommen frei und in keiner 
\Veise durch die Abstimmung ihrer Vertreter in der 
VBV gebunden sind. 

·Rechtlich bedeutungslos sind RaLifikationen, die 
nach Inkrafttreten einer Abänderung ergehen, da diese 
für die Mitglieder ohnehin Geltung hat, wenn sie nicht 
nach Abs. 2 ausscheiden. Trotzdem nimmt das Sekre­
tariat amtlich von solchen Ratifikationen Notiz (vgl. JO 
25 1578 f., wo die verspäteten Ratifikationen Liltauens 
und Venezuelas bei den bereits in Kraft getretenen Ab­
änderungen vermerkt sind). 

Einen Z e i t p u n k t, b i s z u d e m d i e R a t i f i -
k a t i o n zu e rf o 1 gen hätte, setzt Abs. 1 nicht 
fest. Infolgedessen bleiben die von der VBV be­
schlossenen Abänderungen ungebührlich lange in der 
Schwebe. Abänderung 11 vom 3. 10. 21 be Limml daher, 
daß Abänderungen, die nicht binnen 22 Monaten ratifi­
ziert sind, hinfällig werden. Selbstverständlich wären 
dann auch die Staaten, die rechtzeitig ratifiziert hätten, 
durch die Abänderung ebensowenig gebunden, als es 
heule die ratifizierenden Staaten vor Inkraflreten der 
Abänderung sind. 

(3) Ist die erforderliche Zahl der Ratifikationen 
erreicht, so erlangt die Abänderung Ge 1 tun g für 
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den ganzen V ß, insbesondere auch für diejenigen 
Mitglieder, die nicht ratifiziert haben. Völkerrechtlich 
betrachtet, ist das ein Sonderfall, da hier ein Vertrag 
ohne Zustimmung gewisser Vertragsparteien in einer 
diese bindenden Weise abgeändert wird. Doch gesteht 
Abs. 2 jedem Bundesmitgliede das Recht zu, die Ab­
änderung abzulehnen und aus d e m V B au s zu -

h e i den. ·wird daYon kein Gebrauch gemacht, so 
ist stillschweigender Beilrill anzunehmen. 

Dieses Recht der Ablehnung besilzt nur ein Mit­
glied, das nicht ratifiziert bal. Sollle etwa ein Staat 
aus irgend w leben Rück ichten in der Hoffnung ratifi­
ziert haben, daß die erforderliche Mehrheit sich nicht 
finden wird oder sollte ein innerpolitischer System­
wechsel ihn zu einer Meinungsänderung veranlassen, 
o könnte er ich auf Abs. 2 nicht berufen. Durch die 

Ratifikation wird das Ablehnungsrecht hinfällig und 
dem Mitgliede bleibt gegebenenfalls nur der Austr"ill 
nach Arl. 1 Abs. 3 (vgl. oben Art. 1 z. 9). Von diesem 
unterscheidet sich der Auslritt nach Art. 26 dadurch. 
daß hier weder die Einhallung einer Kümligungsfrist, 
noch die vorhergehende Erfüllung der internationalen 
Verpflichtungen verlangt wird. Er steht also, wie sich 
au der Sachlage ohne weiteres erklärt, rechtlich einzig 
und allein im Belieben des Mitgliedes. Eine bestimmte 
Form für die Austrillserklärung ist hier ebensowenig 
vorgesehen, wie in Art. 1. Es liegt auf der Hand, daß 
eine schriftliche Milleilung an den GS erforderlich ist. 
Sie wird zweckmäßigerweise die ausdrückliche Er­
klärung zu enthallen haben, daß das die Abänderung 
ablehnende Mitglied austritl. otwendig i t das jedoch 
nicht. Es genügt die Mitteilung, daß es die Abänderung 
ablehne, woraus sich nach Abs. 2 der Austritt von selbst 
ergibt. Der Austrill gilt als in dem Augenblick des 
Einganges der Mitteilung beim GS vollzogen. 

Eine Frist für die Abgabe einer solchen Mit­
teilung ist nicht vorgesehen. Das ist zweifellos eine 
Lücke, die unter mständen zu Mißbräuchen insofern 
zu führen vermag, als ein Mitglied, das aus andereu 
Gründen auszutreten wünscht, versuchen kann, sich 
unter Berufung auf eine längst in Kraft getretene, von 
ihm nicht ratifizierte Abänderung den erleichterten 
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Austrill nach Art. 26 Abs. 2 zu sichern. Abänderung 111 
vom 3. 10. 21 will dem vorbeugen, indem sie eine Er­
klärungsfrisl von 1 Jahr festsetzt. Man wird jedoch 
auch jetzt die Einhaltung einer angemessenen Frist 
fordern dürfen, als welche 1 Jahr durchau gellen 
könnte. 

( 4) Ebenso wie Satzungsänderungen sind au t h e n -
t i s c h e Aus I e g u n gen der VBS zu behandeln. Das 
ergibt ich in Ermangelung einer besondern Bestim­
mung der VBS von selbst aus dem Wesen der Sache. 
Auslegungen, die nicht in der Form der Satzungsände­
rung rfolgen, sind nicht bindend, gleichviel von 
welcher Instanz sie ausgehen. Sie sind es weder für 
das Organ des VB, das sie getroffen hat, noch für die 
anderen Organe. 

Dagegen versteht es sich von selbst, daß jedes 
Organ, das die VBS anzuwenden hat, berufen ist, si, 
für sich selbst und für den gegebenen Fall auszulegen. 
Es steht ihm auch frei, sich für die Auslegung ein Gut­
achten erstatten zu lassen, sei es vom StlG, sei es von 
einem Ausschuß. Insbesondere ist jener von der VBS 
selbst dazu berufen, da er sich nach Art. 14 auf Er­
suchen des VBR oder der VBV nicht nur über Streit­
fragen, ondern auch über „alle onstigen Fragen" gut­
achtlich zu äußern hat (oben Art. 14 Z. 3). Die von 
Salandra-llalien au Anlaß des Korfu-Streits (oben 
Art. 15 Z. 9 Q) vertretene entgegengesetzte Ansicht 
(JO 1330 f., 1339) dürfte ihre Erklärung in politischen 
Erwägungen finden. Wiederum dürfte e auf einer 
Ungeklärtheil der Sachlage beruhen, wenn Jonkheer 
Loudon-Holland im Hinblick auf die Auslegung des 
Art. 15, die sich der VBR im Anschluß an den Korfu­
Streit von einem Juristenausschuß erstallen ließ (oben 
Art. 15 Z. 2), auf der IV. und V. VBV (IV. Vl3V PI. 144, 
\'. VBV Pl. 104) nicht ohne Schärfe betonte, daß das 
Recht der Auslegung der VBS allein der VBV zustehe. 
Er ebenso wie die ihm zustimmende VBV halle dabei 
offenbar eine authentische Auslegung im Auge und es 
mag wohl sein, daß der Eindruck entstanden war, als 
werde die Auslegung des Juristenausschusses vom VBR 
als solche betrach tel. Insofern war der Protest de 
Jonkheer Loudon durchaus am Platz. Wenn aber der 
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Anspruch der Authentizität für die Auslegung nicht 
erhoben wird, kann am Recht des VBR, einen Ausschuß 
mit der Auslegung der VBS zu betrauen, ein Zweifel 
nicht bestehen. Im übrigen befinden sich die durch 
die Auslegung des Juristenausschu ses aufgeworfenen 
Fra~en noch m der Schwebe und es sind zunächst die 
Regierungen zur Stellungnahme aufgefordert (V. VBV 
Pl. 115, VI. VBV Pl. 99 f.). 

Die VBV ihrerseits hat nur einmal den Versuch 
unternommen, durch ausdrücklichen Beschluß die VBS 
auszulegen. Das geschah im Hinblick auf Art. 10, und 
zwar in der Absicht, auf diesem Wege den Schwierig­
keiten einer Satzungsänderung auszuweichen. Der 
V ersuch mißlang, da Persien dagegen stimmte ( oben 
Art. 10 Z. 2). Die Kraft einer authentischen Auslegung 
hätte die vorgeschlagene Entschließung auch im Falle 
einer einstimmigen Annahme nicht gehabt. 

Es wäre vielleicht wünschenswert, wenn der SLIG 
als die Instanz anerkannt würde, die über Zweifel in 
der Auslegung der VBS zu entscheiden hat, ohne daß 
seinen Auslegungen Authentizität beigelegt würde. 
Doch ist ein dahingehender von Frankreich gestellter 
Antrag schon auf der Friedenskonferenz auf englischen 
Einspruch abgelehnt worden (Mitteilung Hanotaux­
Frankreich in der Sitzung des VBR vom 21. 4. 23 -
JO 23 586). Die Begründun~ des Einspruchs entsprach 
vollkommen der grundsätzlichen englischen Stellung­
nahme zur VBS (vgl. Commentary 166 f.), nach der 
feste Bindungen vermieden werden sollten: ,,diese Fest­
legung wäre gefährlich und es wäre vorzuziehen, dem 
Rat, der die Satzung amvendet, die Lösung von Aus­
legungsschwierigkeiten zu überlassen". Mit andern 
Worten, die Möglichkeit der Berücksichtigung poli­
tischer Umstände soll nicht dadurch erschwert werden, 
daß die Entscheidung einem durch juristische Er­
wägungen bestimmten Richterkollegium übertragen 
wird. 

(5) Die P r a x i s auf dem Gebiet der Satzungs­
ünderun~en ist für die kurze Zeit des Bestehens des VB 
verhältmsmäßig reich, soweit es um Beschlüsse der 
VBV geht. Sie ist arm, soweit es sich um wirksam ge­
wordene Aenderungen handelt. 
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I n K r a f l g e l r e l e n isl erslen die Abänderung 
de Arl. 4 durch Einfügung des neuen Abs. 3, der der 
VBV da Recht gibt, mit Zweidrittelmehrheit Regeln 
über die Wahl der nicb l ländigen Ratsmilglieder fest­
zusetzen. Sie wurde von der II. VBV am 5. 10. 21 be­
f-chlossen (PI. 688 f., 894), trat jedoch zunächst nicht 
in Kraft, da Frankreich und Spanien nicht ra tifizierten 
(vgl. JO 25 1577). Nachdem nunmehr beide Staaten 
ratifiziert haben, hat die Abänderung am 29. 7. 26 Gel­
tung erlangt ( oben Art. 4 Vorbern.). Zweitens ist in 
Kraft getreten die Abänderung des Art. 6 Abs. 5, nach 
der die Kosten des VB nicht nach dem Schlüssel des 
Wellpostvereins, sondern auf Grund besonderer Be­
stimmung der VBV umgelegt werden. Sie isl am 5. 10. 21 
von der II. VBV beschlossen (Pl. 885) und am 13. 8. 24 
in Kraft getreten (VI. VBV Pl. 366, vgl. oben Art. 6 
Z. 5). Drittens sind am 26. 9. 24 in Kraft getreten 

~

VI. VBV PI. 367 f.) die von der II. VBV am 4. 10. 21 
PI. 698 f., 827 f.) beschlossenen Abänderungen der 
rt. 12, 13 und 15, kraft deren an den entsprechenden 

Stellen dieser drei Artikel neben den Hinweisen auf die 
schiedsgerichtliche Regelung von Streitigkeiten Hin­
weise auf die gerichtliche Regelung durch den in­
zwischen geschaffenen StIG eingefügl wurden (vgl. 
oben Vorbern. zu Art. 12, 13, 15). 

In der Schwebe b e f in den sich erslens 
die 6 Abänderungen zu Arl. 16 (vgl. oben Art. 16 
Vorbern.), von denen 4 die II . VBV, je eine die 
V. und VI. VBV beschlossen haben. Von jenen 
haben zwei, nämlich die 2. und 3. 28 Ratifikationen er­
hallen, also die Mehrheit der 55 Mitgliedstaaten er­
reicht. Doch fehlen die Ratifikationen zweier Rats­
mächte, Frankreichs und Spaniens. Diese fehlen auch 
den beiden anderen Abänderungen, die 26 und 27 
sonstige Ratifikationen erhalten haben. Die 5. Abände­
rung ist nur von , enigen kleineren Staaten, die 6. von 
.Japan und Salvador ratifiziert. Zweitens sind in der 
Schwebe die 3 Abänderungen zu Art. 26, deren Inkraft­
treten bisher durch das Fehlen der spanischen Ratifi­
kation gehindert wird (vgl. oben Vorbern.). 

H i n f ä 11 i g g e w o r d e n sind zwei von der 
II. VBV am 2. 10. 21 beschlossene Abänderungen zu 
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Arl. 6, die sich ebenso wie der in Kraft getretene neue 
Abs. 5 auf die Umlegung der Kosten des VB bezogen 
(Pl. 886 f.). Obgleich sie von einzelnen Staaten beim 
Zusammentritt der III. VBV bereits ratifiziert waren 
(VI. VBV Pl. 365 f.), beschloß diese, um sich die Frei­
heit in der Bestimmung des Umlegungsschlüssels zu 
wahren, den VBR zu er uchen, er möge den Mitgliedern 
zur Kenntnis bringen, daß eine Ratifizierung dieser 
zwei Abänderungen nicht mehr notwendig sei (Pl. I 
350, 381 f., vgl. JO 22 1210). Trotzdem haben einige 
wenige Staaten noch ratifiziert. Doch kommt ein 
Inkrafttreten nicht mehr in Frage. 

Die üblich gewordene Verzögerung der Ratifizie­
rung wird vom VB durchaus als Uebel empfunden. So­
wohl die III. als auch die IV. VBV haben Ent­
schließungen gefaßt, in denen sie zu Beschleunigung 
mahnen (III. VBY Pl. 350, IV. VBV Pl. 87 f.). 

Im übrigen ist nicht zu übersehen, daß eine Ratifi­
zierung der Abänderungen zu Art. 23, falls sie früher 
erfolgen sollte, als die der übrigen Abänderungen, leicht 
dazu führen könnte, daß diese zum größten Teil wegen 
Ablaufs der Frist von 22 Monaten für hinfällig erklärt 
werden. Allerdings kann mit guten Gründen auch die 
Ansicht vertreten werden, daß die Frist erst von dem 
Inkrafttreten der neuen Bestimmungen ab gerechnet 
werden dürfte (vgl. IV. VBV I. A. 29 f. Für jene Auf­
fassung traten Alvarez-Chile, Dickinson-England, Lim­
burg-Holland und Rolin-Belgien ein, für diese Scia­
loja-ltalien). 



ANHANG. 
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Nr. 1. 

Die Heilige Allianz. 
(v. Martens, Nouveau recueil II 656 f.) 

Im Namen der Heiligen und Untrennbaren Drei­
einigkeit. Ihre Majestäten der Kaiser von Oesterreich, 
der König von Preußen und der Kaiser von Rußland 
haben infolge der großen Ereignisse der letzten Jahre 
und insbesondere der Wohltaten, welche die göltliche 
Vorsehung den Staaten erwiesen hat, die ihr Vertrauen 
und ihre Hoffnung allein auf sie selzten, die innige 
Ueberzeugung von der Notwendigkeit gewonnen, ihre 
gegenseitigen Beziehungen auf die erhabenen Wahr­
heiten zu gründen, welche uns die Religion des gött­
lichen Heilandes lehrt. Sie erklären feierlich, daß der 
gegenwärtige Akt nur den Zweck hat, im Angesicht 
der ganzen Welt den unerschütterlichen Entschluß zu 
bekunden, zur Richtschnur ihres Verhaltens im Innern 
der Staaten wie nach außen allein die Vorschriften 
dieser heiligen Religion, die Vorschriften der Gerech­
tigkeit, Liebe und Friedseligkeit zu nehmen, welche, 
weit entfernt bloß für das Privatleben bestimmt zu sein, 
im Gegenteil besonders die Entschlüsse der Fürsten be­
einflussen und alle ihre Pläne bestimmen müssen, nur 
ein Mittel zu sein zur Befestigung der menschlichen 
Einrichtungen und zur Heilung ihrer Unvollkommen­
heiten. Infolgedessen haben Ihre Majestäten sich über 
folgende Artikel geeinigt: 

Art. 1. In Gemäßheit der Worte der Heiligen 
Schrift, welche allen Menschen befiehlt, sich als Brüder 
zu betrachten, werden die drei Monarchen vereinigt 
bleiben durch die Bande einer wahren und unauflös­
lichen Brüderlichkeit, sich als Landsleute ansehen und 
sich bei jeder Gelegenheit Hilfe und Beistand leisten; 
sie werden sich ihren Untertanen und Armeen gegen­
über als Familienväter betrachten und dieselben im 
Geiste der Brüderlicbkeil lenken, um Religion, Frieden 
und Gerechtigkeit zu schützen. 

Art. 2. Infolgedessen soll als der einzige Grund­
satz, sei es zwischen den genannten Regierungen, sei es 
zwischen ihren Unlerlanen, gelten, sich gegenseitige 
Dienste zu erweisen, durch unveränderliches Wohl-
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wollen die Zuneigung zu bezeugen, zu der sie sich ver­
pflich Let haben und sich nur als Glieder einer chrisl­
lichen ation zu belrachlen. Die drei verbündelen 
Fürsten sehen sich nur an als die Bevollmächtigten der 
Vorsehung, um drei Zweige einer und derselben 
Familie zu regieren: Oe Lerreich, Preußen und Rußland, 
indem ie damit bekennen, daß die christliche Nation, 
zu der sie und ihre Völker gehören, in Wahrheit keinen 
andern Souverän hat, als den, dem allein die Macht 
gehört, weil in ihm alle Schätze der Liebe, der Erkennl­
nis und der unbegrenzlen Weisheit liegen, d. h. Goll, 
unseren göLLlichen Erlöser Jesus Christus, da W orl des 
Höchsten, das Wort des Lebens. Ihre Majestälen 
empfehlen daher ihren Völkern als das einzige Mittel, 
des Friedens teilhaftig zu werden, der aus dem guten 
Gewissen entspringt und allein von Dauer i t, sich mil 
peinlichster Sorgfalt täglich mehr zu befesligen in den 
Grundsätzen und der Erfüllung der Pflichten, welche 
der göllliche Heiland die Menschen gelehrl hat. 

Art. 3. Alle Mächte, welche sich feierlich zu diesen 
heiligen Grundsätzen bekennen wollen und erkennen, 
von welchem Einfluß es auf das Glück der so lange 
beunruhiglen Nationen ist, daß diese Wahrheiten fort­
an den ganzen ihnen gebührenden Einfluß auf die 
menschlichen Geschicke ausüben, werden mit großer 
Freude in diese Heilige Allianz aufgenommen werden. 

Paris, im Jahre der Gnade 1815, den 14./26. Sep­
tember. 

Franz. Friedrich Wilhelm. Alexander. 

Nr. 2. 

Des Präsidenten Wilson Punkt 14. 
(Rede vom 8. 1. 18.) 

Punkt vierzehn: Es muß eine allgemeine Vereini­
gung der Nationen mit bestimmten Vertragsbestim­
mungen gebildet werden zum Z'\vecke gegenseitiger 
Gewährleistung der politischen Unabhängigkeit und 
Unverletzlichkeit der großen sowie der kleinen 
Nationen. 



- 272 -

Nr. 3. 
Französischer Wortlaut der VBS. 

Pacte de la Socictc des Nations. 
Les Hautes Parties Contractantes, 
Con iderant que, pour developper la cooperation 

entre les Nations et pour leur garanlir la paix et Ja 
sürele, il imporle 

d'accepler cerlaines obligations de nc pas recourir a 
la guerre, 

d'enlrelenir au grand jour des relations internatio­
nales fondees sur la justice et l'honneur, 

d'observer rigoureusemcnt les prescriptions du droit 
international, reconnues desormais comme regle 
de conduite effective des Gouvernements, 

de faire rcgner la ju tice et de respecter scrupuJcuse­
ment toutes lcs obligations des Traites dans les 
rapports mutuels des peuples organises, 

Adoptent le prcsent Pacle qui inslitue la Socicle des 
Nations. 

Arlicle 1. 
Sont Membres originaires de la Societc des Nations, 

ceux des Signataires dont lcs noms figurent dans l'an­
nexe au prescnt Pacte, ainsi que les Etats, cgalement 
nommes dans l'annexe, qui auront acccde au prcsent 
Pacte sans aucune rcserve par une dcclaration deposec 
au Secretariat dans les deux mois de l'entree en vigueur 
du Pacte et dont notification sera faite aux autres 
Meni.bres de la Societe. 

Tout Etat, Dominion ou Colonie qui se gouverne 
librement et qui n'est pas designe dan l'annexe, peut 
devenir Membre de Ja Societe si son admission esl 
prononcce par les deux tiers de l'Asscmblce, pomvu 
qu'il donne des garanties effeclives de son intention 
sincere d'observer ses engagements internationaux et 
qu'il accepte le regJement etabli par Ja Socicte en ce 
qui concerne ses forces et ses armements militaires, 
navals et acriens. 

Tout Membre de la Societe peul, apres un preavis 
de deux ans, se retirer de la Socictc, ,1 la condition 
cl'avoir rempli a ce moment toutes ses obligalions inter­
nationales y cornpris celles du prcsent Paele. 
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Nr. 3. 

Englischer Wortlaut der VBS. 
THE COVENANT OF THE LEAGUE OF NATIONS. 

The High Contracling Parties, 
In order to promote international co-opera lion and 

to achieve international peace and security 
by the acceptance of obligations nol to resort to war, 
by the prescription of open, jusl and honourable 

relations between nalions, 
by the Firm establishment of the understandings of 

international law as the actual rule of conduct 
among Governments, and 

by the maintenance of justice and a scrupulous 
respect for all treaty obligations in Lhe dealings 
of organised peoples with one another, 

agree to this Covenant of the League of Nations. 

Article 1. 
The original Members of U1e League of Nations 

shall be those of the Signalories which are named 
in the Annex to this Covenant and also such of those 
otber States named in the Annex as shall accede 
wilhoul reservation to this Covenan l. Such accession 
shall be effecled by a Declaration deposited with the 
Secretariat within two monlh of the coming into force 
of the Covenant. Notice thereof shall be sent to all 
other Members of the League. 

Any fully self-governing Stale, Dominion or Colony 
not named in the Annex may become a Member of 
the League if its admission is agreed to by two-thirds 
of the Assembly, provided that it shall give effective 
guarantees of its sincere intention to observe i ts inter­
national obligations, and shall accepl such regulations 
as may be prescribed by the League in regard to ils 
military, naval and air forces and armaments. 

Any Member of the League may, after two years' 
110Lice of its intention so to do, withclraw from the 
League, providecl that all its inlernational obligations 
and all its obligations under this Covenant shall have 
heen fulfilled at the time of its withdrawal. 

Freytagh-Loringhovell, Völkerbund 18 
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Article 2. 

L'aclion de la Societe, teile qu'elle esl definie dans 
le present Pacle, s'exerce par une Assemblee et par un 
Conseil a si. Les d'une Secretarial permanent 

Article 3. 

L'Assemblee se rompose de Represenlanls des 
1embres de la Sociele. 

Elle se reunit a des epoques fixees et a tout autre 
moment, si les circonstances le demandent, au siege de 
la Socielc Oll en tel autre lieu qui pourra elre designe. 

L'Assemblee conna:il de toule queslion qui rentre 
dans la sphere d'activile de la Sociele ou qui affecte la 
paix du monde. 

Chaque Membre de la Sociele ne peut compter plus 
de trois Represenlanls dans !'Assemblee et ne dispose 
que d'une voix. 

Article 4. 

Le Conseil se compose de Representants des 
Principales Puissances alliees el associees, ainsi que de 
Represenlanls de qualre autres Membres de la Socictc. 
Ces quatre Membres de Ja Sociele sonl designes libre­
ment pa.r !'Assemblee et aux epoques qu'il lui pla:it de 
choisir. Jusqu'a la premiere designation par l'As­
semblee les Representanls de la Belgique, du Bresil, de 
rEspagne et de la Grece sont Membres du Conseil. 

Avec l'approbation de la majorite de l'Assemblee, 
le Conseil peut designer d'autres Membres de la Societe 
dont la represenlation sera desormais permanente au 
Conseil. Il peut, avec la meme approbation, augmenler 
le nornbre des Membres de la Societe qui seront choisis 
par l'Assemblee pour elre representes au Conseil. 

L'Assemblee fixe a la majorite des deux tiers les 
regles concernan t les elections des membres non 
permanents du Conseil et, en particulier, celles con­
cernant la duree de leur mandat el les conditions de 
rceligibilite. 
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Article 2. 
The action of the League under Lhis Covenanl shall 

be effected through the instrumentalily of an Assemhly 
and of a Council, with a permanent Secrelarial. 

Article 3. 
The Assembly shall con ist of Represcnlalives of 

the Membres of Lhe League. 
The Assembly sball meel al slalcd inlervals and 

from time to time as occasion may require at Lhe Seal 
of Lhe League or at such olher place a may be decided 
upon. 

The Assembly may deal al ils meelings wilh any 
maller within the sphere of aclion of lhe League or 
affecling the peace of lhe world. 

Al meetings of the Assembly each Member of the 
League shall have one vole, ancl rnay have nol more 
Lhan Lhree Represenlalives. 

Article 4. 
The Council shall consist of Represcnlatives of Lhe 

Principal Allied and Associated Powers, together wilh 
Represenlalives of four other Members of the Leaguc. 
These four Members of the League shall be selected by 
Lhe Assembly from time to time in ils discrelion. Unlil 
the appointment of the Represenlatives of the four 
Members of tbe League first selected by the Assembly, 
Represenlalives of Belgium, Brazil, Spain and Greece 
shall be Members of the Council. 

Wilh the approval of the majority of the Assembly, 
the Council may name additional Members of the 
League whose Representatives shall always be members 
of the Council; the Council wilh like approval may 
increase the number of Members of Lhe League to be 
selecled by the Assembly for represenlalion on the 
Council. 

The Assembly shall fix by a lwo-thirds majority 
the rules dealing with the election of the non-per­
manent members of the Council, and particularly such 
regulalions as relate to their term of office and Lhe 
conditions of re-eligibilily. 

1s• 
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Le Conseil sc reunit quand les circonstances le 
clemandent, et au moins une fois par an, au siege de la 
Societe Oll en tel autre lieu qui pourra etre designe. 

Le Conseil connait de toute question rentrant dans 
Ja sphere d'activite de la Soci6te ou aIIectant la paix du 
monde. 

Tout Membre de la Societc qui n'est pas reJ?resente­
au Conseil est invite a y envoyer siegcr un Representant 
lorsqu'une question qui l'intere se parliculierement est 
portee devant le Conseil. 

Chaque Membre de la Societe represente au Conseil 
ne dispose que d'une voix et n'a qu'un Representant. 

Article 5. 
Sauf disposition expre sernent contraire du present 

Pacte ou des clauses du :r,re en l Traile, les decisions de 
!'Assemblee ou du Conseil sont prises a l'unanimite des 
Membres de la Societe repre entcs a la reunion. 

Toutes questions de procedure qui se posent aux 
reunions de !'Assemblee ou du Conseil, y compris la 
designation des Commissions chargees d'enqueter sur 
des poinls particuliers, sont rcglecs par !'Assemblee Oll 

par le Conseil et decidees ::\ la maJorile des Membres 
de la Societe representes a la reunion. 

La premiere reunion de !'Assemblee et la premiere 
reunion du Conseil auronl lieu sur Ja convocation du 
President des Etats-Unis d'Amcrique. 

Article 6. 
Le Secretariat permanent est etabli au siege de la 

Societe. 11 comprend un Secrelaire gcneral, ainsi que 
!es secrctaires et le personnel ncces aires. 

Le premier Secrelaire general esl designe dans 
l'annexe. Par la suite, le Secrelaire general sera nomme 
par le Conseil avec l'approbalion de Ja majorile de 
l' Assemblee. 
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The Council shall meet from time to time as 
occasion may require, and at least once a year, at the 
Seat of the League, or at such otber place as may be 
decided upon. 

The Council may deal at its meetings with any 
matter within the sphere of action of the League or 
affecting lhe peace of the world. 

Any Member of lhe League not represented on the 
Council shall be invited to send a Representative to sit 
as a member at any meeting of the Council during · 
the consideration of matters specially affecting the 
interests of that Member of the League. 

At meetings of the Council, each Member of the 
League represented on the Council shall have one vote, 
and may have not more than one Representative. 

Article 5. 
Except where olherwise expressly provided in this 

Covenant or by the terms of the present Treaty, 
d.ecisions at any meeting of the Assembly or of the 
Council shall require the agrecment of all the Members 
of the League represented at the meeting. 

All matters of procedure at meetings of the 
Assembly or of lhe Council, induding tbe appointment 
uf Commillees to investigate particular matters, shall 
be regulated by tbe Assembly or by the Council and 
may be decided by a majority of the Members of the 
League reJ?resented at the meeting. 

The hrst meeting of tbe Assembly and the firsl 
meeting of the Council sball be summoned by the 
President of the United Stales of America. 

Article 6. 
The permanent Secretariat shall be established at 

the Seat of lhe League. The Secretariat shall comprise 
a Secretary General and such secretaries and staff as 
may be required. 

The first Secretarv General shall be lhe person 
named in the Annex; thereafter the Secretary General 
shall be appointed by the Council with the approval 
of the maJority of lhe Assembly. 
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Les secretaires et le personnel du Secrelariat sont 
nommes par le Secretaire general avec l'approbation 
du Conseil. 

Le Secrelaire general de la Societe est de droii 
Secretaire general de !'Assemblee et du Conseil. 

Les depenses du Secretariat sont supportees par 
les Membres de la Societe dans la proportion decidec 
par !'Assemblee. 

Article 7. 
Le siege de la Societe est etabli a Geneve. 
Le Conseil peut a tout moment decider de l'etablir 

en tout autre lieu. 
Toutes les fonctions de la Societe ou des services 

qui s'y rattachent, y compris le Secretariat, sont egale­
ment accessibles aux hommes et aux femmes. 

Les Representants des Membres de la Societe et 
ses agents jouissent dans l'exercice de leurs fonctions 
des privileges et immunites diplomatiques. 

Les batiments et terrains occupes par la Societe, 
par ses services ou ses reunions, sont inviolables. 

Article 8. 
Les Membres de la Sociele reconnaissenl que le 

rnain tien de la paix exige la recluction des armemen ls 
nationaux au minimum compatible avec la securite 
nationale et avec l'execution des obligations inter­
nationales imposee par une action commune. 

Le Conseil, tenant compte de la situation geo -
graphique et des conditions speciales de chaque Etat, 
prepare les plans de cette reduction, en vue de l'.examen 
et de 1a decision des divers Gouvernements. 

Ces plans doivent faire l'objet d'un nouvel examen 
et, s'il y a lieu, d'une revision tous les dix ans au moins. 

Apres leur adoption par les divers Gouvernements, 
la limile des armements ainsi fixee ne peut etre de­
passee saus le consentement du Conseil. 

Considerant que la fabrication privee des muni­
tions et du materiel de guerre souleve de graves objec-
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The secrelaries and slaff of Lhe Secrelarial shal 1 
be appoinled by the Secrelary General wilh the 
approval of the Council. 

The Secrelary General shall act in thal capacil.v 
al all meetings of the Assembly and of the Council. 

The expenses of the League shall be borne by the 
Members of the League in the proporlion decided by 
Lhe Assembly. 

Arlicle 7. 
The Seat of the League is eslablished al Geneva. 
The Council may at any time decide that thc Seal 

of the League shall be established elsewhere. 
All positions under or in connection wilh the 

League, including the Secretariat, shall be open equally 
Lo men and women. 

Representalives of the Members of Lhe League 
and officials of the League when engaged on tbc 
lmsiness of Lhe League shall enjoy diplomatic privileges 
and immunities. 

The buildings and other properly occupied by Lhe 
League or its officials or by Representatives allending 
ils mectings shall be inviolable. 

Article 8. 
The Members of the League recognise that the 

mainlenance of peace requires the reduction of nalional 
armamenls Lo lhe lowest point consistent with national 
safety and the enforcement by common action of inler­
nalional obligations. 

The Council, taking accounl of the geographical 
siluation and circumstances of each State, shall for­
mulale plans for such reduclion for the consideration 
and aclion of the several Governments. 

Such plans shall be subjeet to reconsideration and 
revision at leasl every ten years. 

After these plans shall have been adopled by the 
several Governments, the limils of armamcnls Lherein 
fixed shall not be exceeded withoul the concurrence of 
the Council. 

The Membet of Lhe League agree that the manu­
facture by private enterprise of munitions and imple-
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tions, les Membres de la Societe chargenl le Conseil 
cl'aviser aux rnesures propres a en eviter les facheux 
effets, en tenant cornpte des besoins des Mem.bres de la 
Societe qui ne peuvent pas fabriquer les munitions et 
le rnaleriel de gllerre necessaires a leur sfarete. 

Les Membres de la Societe s'engagent a echanger, 
de la maniere la plus franche et Ja plus complete, tous 
renseignements relatifs a l'echelle de leurs armernents, 
a leur progral11111es militaires, navals et aerien et a la 
condition de celles de leurs indllstries susceptibles d'etre 
utilisees pour la guerre. 

Article 9. 
Une Commission permanente sera formee pour 

donner au Conseil son avis Sllr l'execution des disposi-­
tions des articles 1 et 8 et, d'une fa c;on generale, sur les 
qlleslions militaires, navals et aericnnes. 

Article 10. 
Les Mernbres de la SocieLe s'engagent a respecler 

el a rnaintenir contre toute agression exteriellre l'in­
tegrile territoriale el l'independance politiqlle _JJresenle 

cle tous les Membres de la Societe. En cas d'agression, 
de menace ou de danger · d'agression, le Conseil avise 
aux moyens d'assurer l'execution de cette obligalion. 

Article 11. 
11 est expressement declare que toute gllerre Oll 

rnenace de guerre, qu'elle affecte directement ou non 
l'lln des Membres de Ja Socicte, interesse Ja Societe tout 
entiere et que celle-ci doit prendre les mesllres propres 
a sauvegarder efficacement la paix des Nations. En 
pareil cas, le Secretaire general convoque immediate­
ment le Conseil, a la demande de touL Membre de 1a 
Societe. 

11 est, en outre, declare que tout Memhre de la 
Societe a le droit, a titre arnical, d'appeler l'attention 
de l'Assem.blee Oll du Conseil sur toute circonstance de 
nature a affecter les relations internationales et qui 
menace par suite de trouhler Ja paix Oll la honne entente 
entre nations, dont la paix depend. 
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Article 12. 
Tous les Membres de la Sociele conviennenl quc, 

s'il s'eleve entre cux un differend susceptible d'entrainer 
une rupture, ils le soumellront soit a la procedure de 
l'arbitrage ou a un reglement judiciaire, soit a l'examen 
du Conseil. Ils conviennent encore qu'en aucun cas 
ils ne doivent recourir a la guerre avant l'expiralion 
d'un delai de trois mois aprcs la dccision arbitrale ou 
judiciaire, ou le rapport du Conseil. 

Dans tous les cas prevus par cel article, la decision 
doil eire rendue dans un delai raisonnable et le rap­
porl du Conseil doil etre etabli dans les six rnois a dater 
du jour ou il aura ete saisi du differend. 

Article 13. 
Le Mernbres de la Societe conviennenl que s'il 

s'cleve entre eux un differend susceptible, a leur avis, 
d'une solution arbitrale ou judiciaire et si ce differend 
ne peut se regler de facon satisfaisante par la voie diplo­
matique la question sera soumise integralement a un 
rcglement arbilral ou judiciaire. 

Parmi ceux qui sont ~eneralement susceplibles de 
solution arbitrale ou judiciaire, 011 declare tels les dif­
ferends relatifs a l'interprelation d'un traile, a tout 
point de droit international, a la realite de tout fait qui, 
s'il etait etabli, constituerail la ruplure d'un engage­
menl international, ou a l'elendue ou a la nature de la 
reparation due pour une teile rupture. 

La cause sera soumise a la Cour permanente de 
Justice internationale, ou a toute juridiction ou Cour 
d_esignee ,P1:1r les Parties ou prevue dans leurs Conven­
l10ns anteneures. 

Les Membres de la Societc s'engagent a executer 
de bonne foi les sentences rendues el a ne pas recourir 
it la guerre contre tout Mernbre de la Societe qui s'y 
conformera. Faute d'execution de la senlence, le Conseil 
propose les mesures qui doivent en assurer l'effet. 
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Arlicle 12. 
The .Members of Lhe League agree Lhal if D1ere 

should arise belween Lhem any dispule likely to lead 
to a ruplure, they will submit the matler eilher Lo 
arbilralion or judicial seltlement or to inquiry by Lhe 
Council, and they agree in no case to resorl to war 
until three monlhs after the award by the arbilrators 
or the judicial decision or the report by the Council. 

In any case unter this Article the award of the 
arbilralors or the judicial decision shall be made 
within a reasonable time, and the report of the Council 
shall be made within six monlhs after the submission 
of the dispule. 

Article 13. 
The Members of the League agree Lhat whenever 

any dispute shall arise between them which Lhey 
recognise to be suitable for submission Lo arbitralion or 
judicial settlement and which cannol be satisfaclorily 
sellled by diplomacy, they will submil the whole 
ubjecl-matter to arbitration or judicial selllemen L. 

Disputes as to the interpretation of a Lreaty, as to 
any question of inlernalional law, a to Lhe existence 
of any fact which if established would conslilute a 
breach of any international obligation, or as to the 
exlenl and nature of the reparation to be made for any 
such breach, are declared to be among those which are 
senerally suitable for submission to arbitralion or 
JUdicial seltlement. 

For the consideralion of any such dispule the court 
Lo which the case is referred shall be the Permanent 
Court of International Justice established in accordance 
with Article 14 or any tribunal agreed 011 by the 
parties to the dispute or stipulated in any convenlion 
existing between them. 

The members of the League agree tbat Lhey will 
carry out in full good faith any award or decision Lhat 
may be rendered, and that tbey will not resort lo war 
again L a Member of the League which complies there­
wilh. In the evenl of any failure Lo carry out such an 
award or decision Lhe Council shall propose whal steps 
hould be tal{en to give effecl therelo. 
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Article '14. 
Le Conseil est charge de preparer un projet de Cour 

permanente de juslice internationale et de le soumettre 
aux Membres de la Sociele. Cette Cour connaitra de 
tous differends d'un caractere international que les 
Parties lui soumettront. Elle donnera aussi des avis 
consultatifs sur tout differend ou tout point, dont la 
saisira le Conseil ou l' Assemblee. 

Article 15. 
S'il s'eleve entre les Membres de Ia Societe un 

differend susceplible d'entra.iner une rupture et si ce 
clifferend n'est pas soumis a la proceclure de l'arbitrage 
ou a un reglement judiciaire prevu a l'article 13, les 
Membres de la Societe conviennent de le porter devant 
le Conseil. A cet effet, il suffit que l'un d'eux avise 
de ce differend le Secrctaire gcneral, qui prend toules 
dispositions en vue d'une enquete et d'un examen com­
plets. 

Dans le plus bref delai, les Parties doivent lui com­
muniquer l'expose de leur cause avec tous faits per­
tinents et pieces juslificatives. Le Conseil peut en 
ordonner la publication immediate. 

Le Conseil s'efforce d'assurer le reglement du dif­
ferend. S'il y reussit, il publie, dans la mesure gu'il 
juge utile, un expose relatant les fails, les explicat10ns 
qu'ils comportent et les termes de ce reglement. 

Si le differend n'a pu se regler, le Conseil redige 
et publie un Tapport, vote soit a l'unanimite, soit a Ia 
majorite des voix, pour faire connaitre Ies circonstances 
du differend et les solutions qu'il recommande comme 
les plus equitables et les mieux appropriees a l'espece. 

Tout Membre de la Societe represente au Conseil 
peut egalement publier un expose des faits du differend 
et ses propres conclusions. 

Si le rapport du Conseil est accepte a l'unanirnite, 
le vote des Representants des Parties ne comptant pas 
dans le calcul de cette unanimite, les Membres de la 
Societe s'engagent a ne recourir a la guerre contre 
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Article 14. 
The Council shall formulate and submit to the 

Members of the League for adoption plans for the 
establishment of a Permanent Court of International 
Justice. The Court shall be competent to hear and 
determine any dispute of an international character 
,vhich the parties thereto submit to it. The Court may 
also give an advisory opinion upon any dispute or 
question referred to it by lhe Council or by the 
Assembly. 

Article 15. 
If there should arfae between Members of the 

League any dispute likely to lead to a rupture, which 
is not submitted to arbilration or judicial settlement 
in accordance with Article 13, the Mernbers of the 
League agree that they will submil the matter to the 
Couucil. Any party to the dispute may effect such 
submission by giving notice of the existence of the 
dispute to the Secretary General, who will make all 
necessary arrangements for a full investigation and 
consideration thereof. 

For this purpose the parlies to the dispute will 
communicate Lo the Secretary General, as promplly as 
possible, statements of their case with all the relevant 
facts and papers, and the Council may forthwith direcl 
the publication lhereof. 

The Council shall endeavour lo effect a setllement 
of the dispute, and if such efforts are succcssful, a 
slatement shall be made public giving such facts and 
explanations regarding the dispute and the terms of 
settlement thereof as the Council may deem appro-
priate. . 

lf the dispute is not thus settled, the Council either 
unanimously or by a majority vote shall make and 
publish a report containing a statemenl of the facts o[ 
the dispule and • the recoillll).endations which are 
cleemed just and proper in regard Lhereto. 

Any MemJ)ers of the League represented on the 
Council may make public a statement of the facts of 
the dispute and of its conclusions regarding the same. 

lf a report by the council is unanimously agreed 
to by the members thereof other than the Represen -
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aucune Parlie qui se conforme aux conclusions du 
rapport. 

Dans le cas oü le Conseil ne reussit pas a faire 
accepter son rapport par tous ses membres autres que Ies 
Representants de toute Partie au differend, les Membres 
de la Societe se reservenl le droit d'agir comme ils le 
jugeront necessaire pour le maintien du droit et de la 
justice. 

Si l'une des Parties pretencl et si le Conseil recon­
nait que le differend porte sur une question que le droit 
international laisse a la competence exclusive de cette 
Partie, Ie Conseil le constatera dans un rapport, mais 
sans recommander aucune solution. 

Le Conseil peut, dans tous les cas prevus au 
present article, porter le differend devant l'Assemhlee. 
L'Assemblee devra de meme etre saisie du differend 
a la requete de l'une des Parties; cette requete devra 
elre presentee dans les quatorze jours a dater du 
moment ou le differend est porte devant le Conseil. 

Dans taute affaire soumise a l'Assemblee, les disposi­
tions du present article et de l'article 12 relatives 
a l'action et aux pouvoirs du Conseil, s'appliquent egale­
ment a l'action et aux pouvoirs de !'Assemblee. ll est 
entendu qu'un rapport fait par !'Assemblee avec 
l'approbation des Representants des Membres de la 
Societe representes au Conseil et d'une majorite des 
autres Membres de la Societe, a l'exclusion, dans 
chaque cas, des Representants des Parties, a le meme 
effet qu'un rapport du Conseil adopte a l'unanimite de 
ses Membres autres que les Representants des Parties. 

Article 16. 
Si un Membre de la Societe recourt a la guerre, 

contrairement aux engagements pris aux articles 12, 
13 ou 15, il est ipso facto considere comme ayant com­
mis un acte de guerre contre tous les autres Membres 
de la Societe. Ceux-ci s'engagent a rompre immediate-
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Latives of one or more of Lhe parties to U1e dispute, Lhe 
Members of the League agrce that they will nol go to 
war wilh any parly to thc dispule which complies 
with the recommendations of the reporl. 

If the Council fails to reach a report which is 
unanimously agreed lo by Lhe members thereof, olher 
than Lhe Represenlalives of one or more of the parlies 
Lo the dispule, the Member of the League reserve to 
Lhemselves the right to Lake such action as lhey sha!l 
consider necessary for the mainlenance of right and 
juslice. 

If the dispute between the parlies is claimed by 
one of them, and is found by the Council, to arise out 
of a matter which by international law is solely within 
Lhe domestic jurisdiction of that party, the Council 
shall so report, and shall make no recommendation ns 
to its seltlement. 

The Council may in any case under iliis Article 
refer the dispute to ilie Assembly. The di pule sball 
be so referred at the request of either parly to thc 
dispute, provided that such request be made within 
fourleen days afler the submission of the dispute to 
Lhe Council. 

In any case referred to the Assembly, all the 
provisions of this Arlicle and of Article 12 relaling to 
Lhe action and powers of Lhe Council shall apply lo the 
aclion and powers of the Assembly, provided thal a 
report made by the Assembly, if concurred in by the 
Represenlalives of lhose Mernbers of ilie League 
represented on the Council and of a ma jority of the 
olher Members of the League, exclusive 1n each ca. e 
of the Representatives of the parties to the dispute, 
shall have the same force as a report by the Council 
concurred in by all the members thereof other than 
the Representatives of one or more of Lhe parties to Lhe 
dispule. 

Article 16. 
Should any Member of Lhe League resort to war 

in disregard of ils covenanls uncler Articles 12, 13 or 
15, it shall ipso facto be deemed to have commitled an 
acl of war againsl all oilier Mernbers of the League, 
which hereby underlake immediately to subject il Lo 
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men L avec lui Loules relations commerciales ou finan­
cieres, a interdire tous rapports entre leurs nationaux 
et ceux de l'Etat en rupture de pacte et a faire cesser 
toutes communications financieres, commerciales ou 
personnelles entre les nationaux de cet Etat et ceux 
de tout autre Etat, Membre ou non de la Societe. 

En ce cas, le Con eil a le devoir de recommander 
aux divers Gouvernements interesscs les cffectifs mili­
taires, navals ou aeriens par lesquels les Membres de 
la Societe conlribueront respectivement aux forces 
armees destinees a faire respecter les engagement de la 
Societe. 

Les Membres de la Socicle conviennent, en outre, de 
se preter l'w1 a l'autre un mutuel appui <lans l'applica­
tion des mesures economiques et financieres a µrendre 
en vertu du present arlicle pour reduire au minimum 
les pertes et les inconvenients qui peuvent en resulter. 
lls se pretent egalement un mutucl appui pour re ister 
a toute mesure speciale dirigee conlre l'un cl'eux par 
l'Elat en rupture de paclc. Ils prennen L le disposilions 
necessaires pour faciliter le passage a travers leur Lerri­
toire des forces de Lout membre de la Socicte qui parti­
cipe a une action commune pour faire respecter les 
cngagements de la Societc. 

Peut etre exclu de la Societe Lout Membre qui s'est 
rendu coupable de la violation d'un des engagemenls 
rcsullanl du Pacte. L'exclusion est prononcee par le 
vote de tous les autres Membres de Ja Societe represen­
te · au Conseil. 

Article 17. 
En cas de differend entre deux Etats, donl un seule­

ment e t Membre de la Societe ou clont aucun n'en 
JaiL partie, l'Etat ou les Etats etrangers a la Socictc 
sont invile ~\ se soumeltre aux obligations qui s'im­
po ent a ses Iembres aux fins de reglement du dif­
fcrend, aux conditions e timees justes par le Conseil. 
Si celle invitation est acceplee, les d1sposi tions des 
arlicles 12 a 16 s'appliquent sous reserve des modi­
fications jugee ncces aires par le Conseil. 

Des l'envoi de celle invitation, le Conseil ouvre une 
enquete sur les circonstances du differend et propose 
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Lhe severanre of all lracle or finanrial rclalions, U1c 
prohibi Lion of all in lcrcourse belween Lheir nalionals 
and Lhe nalionals of lhe covenanl-breaking Slale, ancl 
Lhe prcvenlion of all finanrial, commercial or personal 
inlercour e between lhe nalionals of Lhe covenanl­
hreaking Slale ancl U1e nalionals of any olher State, 
whelher a Mernber of lhe League or not. 

lt shall bc lhe duly of Lhe Council in such case 
lo recommend Lo lhe several Governmen Ls concerned 
whal effective rnililary, naval or air force the Members 
of Lhe League shall severally contribute to the arrned 
Iorces tobe used lo prolecl Lhe covenanls of the League. 

The Mernber of Lhe League agree, further, thal 
the will rnulually support one anoilier in Lhe financial 
and economic measures which are Laken under lhis 
arlicle, in order lo rninimise lhe loss and inconvenience 
resulting frorn the above measures, and lhal U1ey will 
rnutually supporl one anolher in resisling any special 
measures aimed al one of their number by Lhe 
covenant-breaking Slate, and lhal they will take lhe 
necessary sleps lo afford passage lhrough lheir territory 
to the forces of any of lhe Members of lhe League 
which are co-operating lo prolecl Lhe covenanls of Lhe 
League. 

Any Member of Lhe Leaguc which has violated any 
covenan l of Lhe League may be declared lo be no 
longer a Member of the League by a vole of Lhe 
Council concurred in by the Represenlalives of all the 
olher Members of Lhe League represenled lhereon. 

Article 17. 
In the evenl of a dispule belwecn a Member of 

the League and a Slale which is nol a Member of lhe 
League, or between Slales not Members of Lhe League, 
the Stale or Stales not Members of lhe League shall 
be inviled lo accepl Lhe obligalions of membership 
in lhe League for lhe purposes of such di pule, upon 
such conditions as the Council may deem just. If such 
invilation is accepted, the provisions of Article · 12 lo 
16 inclusive shall be applied wilh such modificalions as 
may be deemed necessary by Lhe Council. 

Upon such invilalion being given Lhe Council shall 
Fi·eytugh-Loringboven. Völkerbnnd 19 
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telle mesure qui lui parait la meilleure et la plus 
efficace dans le cas particulier. 

Si l'Etat invite, refusant d'accepter les obligations 
de Membre de Ja ociete aux fins de reglement du dif­
ferend, recourt a la guerre contre un Membre de la 
Societe, les clispositions de l'article 16 lui sont appli­
cables. 

Si les deux Parties invitees refusent d'accepler les 
obligations de Membre de la Societe aux fins de regle­
ment du diffcrend, le Conseil peut prendre toutes 
mesures et faire toutes propositions de nature a prevenir 
!es hostilites et a amener la solution du conflit. 

Article 18. 
Tout traite ou engagement international conclu a 

l'avenir par un Membre de Ia Societe devra etre imme­
diatement enregistre par le Secretariat et publie par lui 
aussitöt que possible. Aucun de ces traites ou engage­
ments internationaux ne sera obligatoire avant d'avoir 
ete enregistre. 

ArticJe 19. 
L'Assemblee peut, de temps ,\ autre, inviter les 

Membres de Ia Societe a proccder a un nouvel examen 
des traites devenus inapplicables ainsi que des 
situations internationales, dont Ie mainlien pourrait 
mcllrc en peril la paix du monde. 

Articlc 20. 
Les Memhres de la Societe reconnaissent, chacun 

cn ce qui le concerne, que le presenl Pacte ahroge toutes 
obligations ou ententes inter se incompatibles avec ses 
Lermes et s'engagent solennellemenl a n'en pas con­
lracler a l'avenir de semblables. 

Si avant son entree dans Ia Societe, un Membre 
a assume des obligations incompalibles avec les termes 
du Pacte, il doit prendre des mesures immediates pour 
se degager de ces obligations. 
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immedialely instilule an inquiry inlo Lhe circumslances 
of Lhe disnule and recommend such aclion as may seem 
besl and most effeclual in the circumslances. 

If a Slate so inviled shall refuse Lo accept the 
obligations of membership in Lhe League for the 
purposes of such dispule, ancl shall resort Lo war 
agarnsl a Member of Lhe League, the provisions of 
Arlicle 16 shall be applicable as again t Lhe Slale taking 
such aclion. 

If bolh parlies lo Lhe dispule whcn so invited refuse 
to accepl the obligalions of membership in Lhe League 
for Lhe purposes of such dispute, the Council may Lake 
such mea ures and make such recommendalions as will 
prevenl hoslilities and will resull in Lhc selllemenl of 
the dispule. 

Article 18. 
Every Lrealy or international engagemenl enlered 

inlo hereafter by any Mcmber of lhe League shall be 
forlhwilh regislered with Lhe Sccretarial and shall a 
soon as possible be published by il. 10 such lrcaty or 
in lernat10nal engagement shall he binding un lil so 
regislered. 

Article 19. 
The Assembly may from time to time advise lhe 

reconsideration by Members of thc Lcague of treaties 
which have become inapplicable and the consideralion 
of international condilions whose conlinuance might 
cndanger the peace of the world. 

Article 20. 
The Members of thc League severally agree lhal 

Lhis Covenanl is accepled as abrogating all obligations 
or understandings inter se which are inconsislent wilh 
Lhe Lerms thereof, and solemnly underlake that thcy 
will nol hereafter enter into any engagemenls incon­
sistenl with the terms lhereof. 

In case any Member of lhe League shall, before 
becoming a Member of the League, liaYc underlaken 
any obligations inconsistenl wilh Lhe tcrms of Lhis 
Co,·enanl, it shall he the dul)' of such Member Lo take 
immediate sleps to procure its release from such obliga­
tions. 
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Article 21. 
Les engagemenls internationaux, Lels que les traites 

d'arbitrage, et les entenles regionales comme la doctrine 
de Monroe, qui assurent le maintien de la paix, ne 
sont consideres comme incompatibles avec aucune des 
dispositions du present Pacte. 

Article 22. 
Les principes suivanls s'appliquenl aux colonies et 

territoires qui, a la suite de la guerre, onl cesse d'etre 
sous la souverainete des Etats qui les gouvernaient 
precedemmen t et qui sont habites par les peuples non 
encore capables de se diriger eux-memes dans les con­
ditions particulierement difficiles du monde moderne. 
Le bien-etre et le developpement de ces peuples forment 
une mission sacree de civilisation, el il convien L d'incor­
porer dans le presenl Pacte des garan Lies pour l'accorn­
plissement de cette rnission. 

La rneilleure methode de realiser praliquement cc 
principe est de confier la tuLelle de ces peuples aux 
nations develo_ppees qui, en raison de leurs ressources. 
de leur expenence ou de leur position geograpbique, 
sont le mieux a meme d'assumer c,elle responsabilitc 
el qui consentent a l'accepter: elles exerceraient cette 
tutelle en qualite de Mandataires et au nom de la 
Societe. 

Le caraclere du mandal cloit differer suivant le 
degre de developpemen L du peuple, la situation geo­
grapb ique du territoire, ses conditions economiques et 
toutes autres circonslances analogues. 

Certaines communautes, qui appartenaient autre­
f ois a !'Empire oltoman, ont alteint un degrc de deve­
loppement tel que leur exislence comme nations in­
dependantes peut elre reconnue provisoirement, a la 
condition que les conseils et l'aide d'un Mandataire 
guident leur administration jusqu'au moment oü elles 
seront capables de se conduire eules. Les voeux de ces 
communautes doivent etre pris d'abord en considcra­
tion pour Je choix du MandaLaire. 

Le degre de developpement oü se trouvent d'autres 
peuples, specialemenl ceux de l'Afrique centrale, exige 
que le Mandalaire y assume l'adminislralion du terri -
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Arlicle 21. 
Nolhing in Lhis Covenanl sball be deemccl Lo affe<:L 

Lhe validily of inlernalional engagemenl , such as 
Lrealie of arbilration or regional underslandings like 
Lhe Monroe doctrine, for securing thc mainlenance of 
peace. 

Article 22. 
To Lho e colonies and Lerrilorics whieh as a conse­

quence of Lhe lale war have ceased Lo be under Lhe 
sovereignly of Lhe Slates which formerly governed 
Lhem and which are inhabiled by peoples nol yel able 
Lo stand by them elves undcr Lhe slrenuous condilions 
of the modern world, there should be applied Lhe 
principle Lhal the well-being ancl developmenl of such 
peoples form a sacred Lrusl of civilisalion and thal 
securilies for the performance of Lhis Lrusl should be 
cmbodied in Lhis CoYenanl. 

The best melhod of giving praclical effecl Lo Lhi 
prin ·iple is tbal the tutelage of such peoples bould bc 
entrusled to advanced nations who bv reason of Lheir 
resources, their experience or Lhcir geographical posi­
tion can best underlake Lhis responsibilily, and who 
are willing to accepl it, and Lhal Lhis Lulelage should 
be exerci ed by them as Mandalorie on behalf of Lhe 
League. 

The characlers of Lhe mandale musl differ accord­
ing lo Lhe stage of Lhe development of lhe people, the 
geographical silualion of the terrilory, ils econornic 
conditions and other similar circumstances. 

Cerlain communilies formerly belonging Lo tbe 
Turkish Empire have reached a slage of dcvelopmcnl 
where tbeir cxislcnce as independenl nalions can be 
provisionally rccognised subjecl Lo Lhe rendering of 
administrative advice ancl a si Lance by Mandalory 
unlil such Lime as Lhcy are able to slancl alone. The 
wishes of these communilies mu L be a principal con­
sicleralion in Lhe seleclion of lhe Mandalory. 

Ülher peoples, especially those of Ccnlral Africa, 
are at such a slage thal Lhe Mandatory musl be 
responsible for lhe adminislration of the Lerrilory under 
condiLions which will guarantee freedom of conscience 
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Loire a des conditions qui, avec la prohibition d'abus, 
tels que la traite des esclaves, le trafic des armes et 
celui de l'alcool, garantiront la liberte de conscience et 
de religion, sans autres limilations que celles que peut 
imposer le maintien de l'ordre public et de bonnes 
mceurs, et l'interdiction d'etablir des fortifications ou 
des bases mililaire ou navales et de donner aux in­
digenes une instruction mililaire, si ce n'est pour la 
police ou la defense du territoire et qui assureront egale­
ment aux autres Membres de la Societe des conditions 
d'egalite pour les echanges et le commerce. 

Enfin il y a des territoires, lels que le Sud-Ouest afri­
cain et certaines iles du Pacifique austral, qui, par suite 
de la faible densite de leur population, de leur super­
ficie restreinte, de leur eloignement des centres de civi­
lisation, de leur contiguite geographique au territoire du 
Mandataire, ou d'autres circonstances, ne sauraient elre 
mieux administres que sous les Jois du Mandataire, 
comme une partie integrante de son territoire, sou 
reserve des garanties prevues plus haut dans l'intercl 
de la population indigene. 

Dans tou les cas le Mandataire doit envoyer au 
Conseil un rapport annuel concernant les territoires 
clont il a la charge. 

Si le degre d'autoritc, de contröle ou d'administra­
tion a exercer par le Mandataire n'a pas fait l'objet 
d'une Convention anterieure entre les Membres de la 
Sociele, il sera expre sement Statue sur ces points par 
le Conseil. 

Une Commission permanente sera chargee de rece­
voir et d'examiner les rapporls annuels des Manda­
taires et de donner au Conseil son avis sur toutes 
questions relatives a l'execution des Mandats. 

Article 23. 
Sous la reserve, et en conformile des disposition 

des Conventions internationales actuellement exislantes 
ou qui seront ullerieurement conclues, les Membres de 
la Societe: 

a) s'efforceront d'assurer et de maintenir des con­
dilions de travail equitables et humaines pour 
l'homme, la femme et l'enfant sur leurs propres 
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ancl religion, subjecl only to Lhe mainlenancc of public 
order and morals, Lhe prohibition of abuses such as 
the slave trade, the arms traffic and Lhe liquor traffic, 
and the prevention of the eslablishment of fortifications 
or mililary and naval bases and of mililary Lraining of 
Lhe natives for other than police purposes and Lhe 
defence of terrilory, and will also secure equal oppor­
tunities for Lhe trade and commerce of other Members 
of the League. 

There are Lerritorie, such as Soulh-Wesl Africa 
and certain of the South Pacific Islands, which owing 
to the sparseness of their population, or their small size, 
or their remoteness from the centres of civilisalion, or 
their geographical contiguity to the terrilory of the 
Mandatory, and other circumstances, can be best admi­
uistered under the laws of the Mandatory as integral 
portions of its territory, subject to Lhe safeguards above 
mentioned in Lhe interests of the indigenous populalion. 

In every case of mandate, Lhe Mandatory shall 
render to the Council an annual report in reference Lu 
Lhe territory committed to its charge. 

The degree of authority, control, or administration 
to be exercised by the Mandatory shall, if not previou -
ly agreed upon by the Members of the League, be ex­
plicitly defined in each case by the Council. 

A permanent Commission shall be constituted to 
receive and examine the annual reports of the Manda­
tories and to advise the Council on all matters relaling 
to the observance of the rnandate . 

Article 23. 
Subject to and in accordance with the provisions of 

international conventions existing or hereaftcr to bc 
agreed upon, the Members of the League: 

(a) will endeavour to secure and rnaintain fair ancl 
humane condition of labour for men, women, 
and children, both in their own countries and in 
all countries to which thcir commcrcial and 
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Lcrriloires, ainsi que dans Lous pays auxquels 
s'clendenl leurs relalions de commerce et d'in­
duslrie el, dans ce bul, d'elablir el d'enlretenir Je<; 
organisalion internationale nccessaires; 

b) s'engagenl a assurer le Lrailemenl equilable des 
populalions indigenes dans les Lerriloires soumis 
a leur adminislration; 

c) chargent la Societe du conlröle gcncral des accord 
relat1fs a Ja Lraile des fernmes el des enfanls, du 
trafic de l'opium et aulres drogues nuisibles; 

cl) chargenl Ja Socielc du conlrölc gencral du com­
meree des armes el des munilions avec le pays 
oü Je conlröle de ce commerce esl indispensable 
a l'intcrel commun; 

e) prendronl les disposilions nccessaires pour assurer 
la garan Lie et Je mainlien de la liberle des com­
municalions el du transil, ainsi qu'un cquilable 
trailemenl du comrnerce de Lous les Membres de 
la Sociclc, clan l en Lendu que les necessilcs spe­
ciale des regions devaslees pendant la guerre de 
1914-1918 devronl elre priscs en consideralion; 

f) s'efforceronl de prendre des mesures d'ordre inter­
national pour prevenir et combattre les maladies. 

Article 24. 
Tous !es bureaux inlernationaux anterieurement 

clablis par trailes colleclifs seron l, SOUS reserve de 
l'assentiment des Parties, places sou l'autorile de la 
Societe. Tous aulres bureaux inlernalionaux el Loules 
Commissions pour le reglement des affaires d'in lerel 
international qui seronl crees ullerieurement, seronl 
places SOUS l'aulorite de la Sociele. 

Pour toules gueslions d'inleret international reglces 
par des convenl10ns gencrales, rnais non soumi es au 
conlröle de Commissions ou de bureaux inlernalionaux, 
le Secretarial de la Sociclc devra, si !es Parties Je 
demandent et si le Conseil y consenl, reunir el dislri -­
bucr toutes informations utiles et preter loule 
l'as i lance necessaire ou desirable. 
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induslrial rclalions exlcnd, and for thal purposc 
will establish and maintain lhe necessary inter­
national organisations; 

(b) undertake to secure just treatment of the native 
inhabilant of territorics under their control; 

(c) will entrust the League with the general supervi­
sion over the execution of agreemenls wilh regard 
to the traffic in women and children, and the 
lraffic in opium and other dangerous drugs; 

(d) will enlrust lhe Leaguc wilh the general super­
vision of the trade in arms and ammunition wilh 
lhe counlries in which the control of this traffic 
is necessary in the common interest; 

(e) will make provision to ecure and maintain 
freedom of communications and of tran it and 
cquitable trealmenl for Lhe commerce of all 
l\lembers of Lhe League. In this conneclion, the 
special necessilies of Lhe regions devastated 
during the war of 1914-1918 shall be borne in 
mind; 

(f) will cn<leavour to Lake steps in matlers of inter­
national concern for the prcvention and control 
of disea e. 

Article 24. 
There shall be placed under tbe direclion of lhe 

League all in Lcrnalional bureaux already established by 
general lreaties if the parlies lo such treaties consent. 
All such international bureaux and all commissions for 
the regulation of matlers of international interest here­
afler constituled shall be placed under the direclion of 
the League. 

In all mallers of international inleresl which are 
regulated hy general conventions but which are not 
placed under the control of international bureaux or 
commissions, the Secretariat of the League shall, sub­
ject to the consenl of the Council and if desired hy the 
parties, collect and distribute all relevant information 
and shall render any other assistance which may be 
neccssary or desirahle. 
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Le Conseil peul decider de faire rentrer dans les 
depenses du Secrelariat celles de tout bureau ou Com­
mission placc SOUS l'autorite de la Sociele. 

Article 25. 
Les Membres de la Societe s'engagent a encourager 

et favoriser l'elablissemenl et la cooperation des orga­
nisations volontaires nationales de la Croix-Rouge 
dfiment autorisees, qui ont pour objel l'amelioration 
de la sante, la defense prevcntive contre la maladie et 
l'adoucissemenl de la souffrance dans le monde. 

Article 26. 
Les amendemenls au present Pacle entreront en 

vigueur des leur ratification par les Membres de Ja 
Societe, don L les Representants composent le Conseil, 
et par la majorite de ceux donl les Represenlanls for­
ment l' Assemblee. 

Tout Membre de la Societe esl libre de ne pas 
accepler les amcndemenls apportes au Pacle, auquel 
tas il cesse de faire partie de la Societe. 

Annexe. 
1. Membre originaire de la Sociele des Nalions 

Signataires du Trailc de Paix. 
Etats-Unis d'Amerique. 
Belgique. 
Bolivie. 
Bresil. 
Empire ßrilanuique. 

Canada. 
Australie. 
Afrique du Sud. 
rouvelle Zclandc. 

Inde. 
Chine. 
Cuba. 
Equateur. 
France. 
Grece. 
Guatemala. 

Haiti. 
Hedjas. 
Honduras. 
llalie. 
Japon. 
Liberia. 
Nicaragua. 
Panama. 
Perou. 
Pologne. 
Portugal. 
Roumanie. 
Elat Serbe-Croate-Slovene. 
Tcheco-Slovaquie. 
Siam. 
Uruguay. 



- 299 -

The Council may include as part of the expenses 
of Lhe Secrelariat the expenses of any bureau or com­
mission which is placed under the direction of the 
League. 

Article 25. 
Tpe Members of the League agree to encourage 

and promote the establishment and co-operation of duly 
authorised voluntary national Red Cross organisations 
having as purposes the improvement of health, the 
prevention of disease and the mitigation of suffering 
lhroughout Lhe world. 

Article 26. 
Amendments to this Covenanl will take effect 

when ratified by the Members of the League whose 
Representatives compose the Council and by a majority 
of the Members of the League whose Represen tatives 
compose the Assembly. 

o such amendment shall bind any Member of the 
League which signifies ils dissent tberefrom, bul in 
lhat case it shall cease to be a Member of the League. 

Annex. 
I. Original Members of the League Nations Signalories 

of the Treaty of Peace. 
United Stales of America. Haiti. 
Belgium. Hedjaz. 
Bolivia. Honduras. 
Brazil. Italy. 
Brilish Empire. Japan. 

Canada. Liberia. 
Australia. Nicaragua. 
South Africa. Panama. 
New Zealand. Peru. 
India. Poland. 

China. Portugal. 
Cuba. Roumania. 
Ecuador. Serb- Kroal- Slovene-Slale 
France. Siam. 
Greece. Czecho-Slovakia. 
Guatemala. Uruguay. 
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Nr.4. 

Geschäftsordnung der VBV. 
(I. VBV Pl. 214 f.) 

Artikel 1. 1. Die VBV tritt alljährlich von Rechts 
wegen am ersten Montag des September am Sitze des 
VB zusammen. 

2. Desgleichen lrilt sie zu den Zeitpunkten zu­
sammen, die von der VBV im Laufe einer voran -
gegangenen Tagw1g oder von dem VBR mit Stimmen­
mehrheit festgesetzt sind. 

3. Halten ein oder mehrere Mitglieder des Bundes 
eine Tagung für angebracht, so wenden sie sich an 
den GS, der seinerseits die übrigen Bundesmitglieder 
nach ihrer Stellungnahme befragt. Wird dem Vor­
schlage auf Ansetzung einer Tagung von der Mehr­
heit der Bunde mitglieder innerhalb eines Monates. 
, on der Mitteilung an diese an gerechnet, zugestimmt, 
so wird die VBV zu einer außerordentlichen Sitzung 
einberufen. 

Artikel 2. Die VBV tritt am Sitze des Bundes 
oder, wenn außerordentliche Umstände vorliegen , an 
irgendeine~ anderen, von der VBV oder von dem VBR 
durch Mehrheitsbeschluß bestimmten oder von der 
Mehrheit der Bundesmitglieder gebilligten Orte zu­
sammen. 

Artikel 3. 1. Der Zusammentritl der VBV erfolgt 
auf Grund einer Einberufung seitens des Präsidenten 
des V BR durch die Vermittlung des GS. 

2. Die Einberufung wird den Bundesmilgliedern 
vier Monate vor dem für die Eröffnung der Tagung 
festgesetzten Zeitpunkte zugestellt; diese Frist kaun 
jedoch im Falle von außergewöhnlichen Umständen 
durch einen Mehrheitsbeschluß des VBR verkürzt 
werden. 

3. Die in der VBS vorgesehenen Bestimmungen 
für Sonderfälle werden durch die Vorschriflen des vor­
hergehenden Paragraphen nicht berührt. 

Artikel 4. 1. Die Tagesordnung der Tagung wird 
von dem GS des VB mit Zustimmung des Präsidenten 
des VßR fes tgestellt und den Mitgliedern naeh Mög-
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lichkeit vier Monale vor dem Zeitp.inkle der ersten 
Silzung in voll tändiger Form mitgeteilt 

2. Die Tagesordnung einer jeden Jahrestagung hat 
zu umfassen: 

a) einen Bericht über die Tätigkeit des VBR seit der 
letzten Tagung; 

b) einen Bericht des GS über die Arbeit des Sekreta­
riats und über die zur Ausführung der Versamm­
lungsbeschlüs e gelroffenen Maßnahmen; 

c) alle Fragen, deren Einbeziehw1g in die Tages­
ordnung durch die VBV im Laufe einer voran­
gegangenen Tagung beschlossen worden i t; 

d) die vom VBR vorge chlagenen Fragen; 
e) die von einem Bundesmitgliede vorgeschlagenen 

Fragen; 
f) der Entwurf des Haushaltsplanes für das folgende 

und der Rechensc haflsberieh t für das verflossene 
Rechnungsjahr. 

3. Jedes Bundesmitglied kann einen Monat vor dem 
für die Eröffnungssitzung festgesetzlen Zeitpunkte die 
Aufsetzung neuer Fragen auf die Tagesordnung ver­
langen. Die Fragen werden auf eine Ergänzungsliste 
aufgesetzt, die den Mitgliedern der VBV mindestens drei 
Wochen vor dem für die EröfTnungssitzung besimmlen 
Zeitpunkte zugestellt wird. Die VBV entscheidet 
darüber, ob diese in der Ergänzungsliste enthaltenen 
Fragen auf die Tagesordnung der Tagung gesetzt 
werden. 

4. Die VBV kann in Ausnahmefällen neue Fragen 
auf ihre Tagesordnung selzen, sie aber erst vier Tage 
danach und nach Vorlegung eines Auss ·hußberichtes 
behandeln, sofern nicht die Versammlung mit Zwei­
drillelmehrheit ein anderes beschließt. 

5. Ein Antrag auf Aenderung des in Kraft befind­
lichen Umlageplanes für die Ausgaben darf nur auf 
die Tagesordnung gesetzt werden, wenn er den Bundes­
mitgliedern mindestens vier Monate vor dem für die 
Eröffnungsitzung festgesetzten Zeitpunkte mitgeteilt 
worden isl. 

Arlikel 5. 1. Jedes Mitglied Leilt dem GS nach 
Möglichkeil vor Eröffnung der Tagung die Namen 
seiner Yerlreler mit, deren Zahl drei nicht übersteigen 
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darf. Es kann die Namen von SLcllverlrelern hinzu­
iügen. 

2. Jeder Verlreler überreicht sobald wie angängig, 
und zwar nach Möglichkeit vor der Eröffnung sitzung 
dem GS sein Beglaubigungsschreiben. 

3. Die VBV wählt in geheimer Abstimmung einen 
Ausschuß von acht Mitgliedern zur Prüfung der Voll­
machlen. Dieser erstattet unverzüglich Bericht. 

4. Jeder Vertreter, dessen Zulassung auf ·wider­
stand stößt, nimmt seinen Silz vorläufig mit den 
gleichen Rechten wie die übrigen Vertreter ein, es sei 
dent1, daß die VBV ein anderes beschließl. 

Artikel 6. 1. Abgesehen von den in § 1 des 
Artikel 5 erwähnten Stellvertretern können die auf 
der VBV anwesenden Vertreter eines Mitgliede ge­
meinsam Stellvertreter bestimmen. Die Ernennung der 
Stellvertreter ist dem Präsidenten schrifllich mitzu­
teilen. 

2. Ist ein Slellverlreler von einem Bundesmitgliede 
ernannt worden, so kann er ohne Ermächtigung durch 
die ordenllichen Vertreter einen solchen ersetzen. 

3. Ist der ordenlliche Vertreter anwesend, so darf 
der Stellvertreter ihn lediglich un terstü.Lzen; ist rler 
ordenlliche Vertreter abwesend oder augenblicklich 
yerhindert, an den Beratungen der VBV teiliunehmen, 
o kann der Stellvertreter seine Stelle einnehmen. 

4. Für die Ausschüsse können die Delegationen 
auch andere als die in diesem Artikel bezeichneten 
Ersatzmänner sowie technische Sachverständige be­
stimmen; die Ersatzmänner und Sachverständigen 
können jedoch ·weder zu Präsidenten noch zu Bericht­
erstattern ernannt werden, noch einen Silz in der VBV 
einnehmen. 

Artikel 7. 1. Da Büro der VBV besteht aus 
einem Präsidenten und sechs Vizepräsidenten sowie 
den Präsidenten der Hauptau schü se, die von Rechts 
wegen Vizepräsidenten der Bundesversammlung sind. 

2. Der Präsident wird zu Beginn einer jeden 
Tagung gewählL. 

3. Der Prä idenl des \'BR führt bis zur Wahl des 
endgü ltigen Präsidenten den Vorsitz in der VB\'. 
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4. Die Wahl der Vizepräsidenten erfolgt in einer 
der ersten Sitzw1gen der Tagung. 

Artikel 8. 1. Der Präsident eröffnet, vertagt und 
schließt die Sitzungen und leitet die Arbeiten der VBV. 
Er hat für die Innehaltung der GO zu sorgen, erteilt 
das Wort, erklärt die Aussprachen für beendet, läßt 
über die zur Entscheidung stehenden Fragen ab­
stimmen und verkündet die Ergebnisse der Ab­
stimmungen. 

2. Der Präsident wird durch die Mitglieder des 
Büros unterstützt in der allgemeinen Leitung der 
Arbeiten der VBV, in d r Bildung der von der VßV 
beschlossenen Auschüs e, in der Frage der der VB\r 
zu machenden Mitteilungen, in der Festsetzung der 
Tagesordnung für jede Sitzung sowie der Reihenfolge, 
in der die verschiedenen Fragen zu behandeln sind. 

Artikel 9. 1. Dem GS obliegt die Einrichtung des 
Sekre tariates der VBV sowie der ekretariate der von 
der VB\' gebildeten Aus chüsse. 

2. Der GS kann im Laufe der Sitzungen der VBY 
durch einen oder mehrere Beauftragte unterstützt oder 
vertreten werden. Der GS oder seine Beauftragten 
können jederzeit auf Aufforderung seitens des Prii­
siden len der VBV Berichte über jede Frage vorlegen, 
die die V BV behandelt. Sie können außerdem vom 
Präsidenten aufgefordert werden, zu jeder gerade er­
örterten Frage mündliche Mitteilungen zu machen. 

Artikel 10. Die Aufgaben des Sekretariats sind 
insbesondere der Empfang, der Druck, die Mitteilung 
w1d die Uebersetzung der Schriftstücke, Berichte und Be­
schlü se, die Ueberselzung der während der Sitzungen 
gehaltenen Reden, die Abfassung, der Druck und die 
Verteilung der Sitzungsprotokolle, die Aufbewahrung 
der Schriftstücke der VBV in den Bundesarchiven, die 
Veröffentlichung der Sitzung berichte und überhaupt 
die Erledigung aller durch die VBV ihm überwiesenen 
Aufgaben. 

2. Alle von der VBV herrührenden Schriftstücke 
sind den Regierungen der Bundesmitglieder mitzu­
teilen. 

F1· r yt a gh -Lori11ghov en, Yiilk erhuntl 20 
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Artikel 11. 1. Das Publikum wird zu den Voll­
sitzungen auf Karten zugelassen, die durch den GS aus­
gegeben " ·erden. 

2. Die VBV kann beschließen, daß bestimmte 
Sitzungen nicht öffentlich sind. 

3. Die in nichtöffenllicher Sitzung gefaßten Be­
schlüsse über Fragen, die auf der Tagesordnung stehen, 
sind in öffentlicher Sitzung der VBV zu verkünden. 

Artikel 12. Das Sekretariat hat für jede Sitzung 
eine Anwesenheilsli te zu führen. 

Artikel 13. Zu Beginn einer jeden Sitzung legt 
der Präsident der VB\' alle an die VBV oder an den 
VB gerichteten, ihm wichtig erscheinenden 1it­
teilungen vor. 

Artikel 14. 1. Die VBV setzt zur Prüfung der 
Fragen, die auf der Tagesordnung stehen, Ausschüsse 
ein. Fragen gleicher Art sind dem elben Ausschusse 
zu überweisen. 

2. Die VBV befaßt sich mit Fragen, die auf der 
Tagesordnung stehen, erst dann, wenn ein Ausschuß­
bericht niedergelegt und verteilt worden ist, es sei 
denn, daß sie mit Zweidrillelmehrheit ein anderes be­
schließt. In denjenigen Ausschußberichten, welche 
Ausgaben betreffen, muß angegeben werden, ob diese 
Ausgaben zu den allgemeinen Bundesausgaben ge-
11ören oder ob ie von den an der jeweiligen Frage be­
sonders interessierten Bundesmitgliedern gedeckt wer­
den sollen. Denjenigen nicht vom Finanzaus chusse 
verfaßten Aus chußberichten, in denen Maßnahmen 
empfohlen werden, welche Ausgaben erforderlich 
machen, muß ein nach Zeil und Lage der Dinge mög­
lichst genauer Voranschlag beigefügt werden. Diese 
Voranschläge müssen, bevor die betreffende Frage vor 
die VBV gebracht wird, dem Finanzausschu se zur 
Nachprüfung vorgelegt werden. Beschlüsse, welche 
Ausgaben zur Folge haben, dürfen von der VBV in 
jedem Falle erst dann gefaßt werden, wenn sich 
der Finanzausschuß unter Berücksichtigung der all­
gemeinen Haushalt lage über die Ratsamkeil der vor­
geschlagenen Au gaben gutachllich geäußert hat. 
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3. Jede Delegalion kann für jeden Ausschuß einen 
Verlreler und technische Beraler ernennen. 

4. Die Ausschüsse ernennen selbsl ihre Präsiclenlen 
und Berich terslaller. 

5. Jeder Ausschuß ist berechligl, Unleraus chüsse 
niederzusetzen, die ihr Büro elb l wählen. 

6. Vorbehalllich einer enlgegengeselzlen En l chei­
dung sind die Silzungen der Aus chüsse nichl öffenl­
lich. Die Ausschüsse führen ein Verzei hnis der Be­
ralungsgegen Lände und ein Prolokoll, die so schnell 
wie möglich zu veröffentlichen ind und die von den 
Mitgliedern der VBY jederzeit eingesehen werden 
dürfen. Die Veröffenllichung erfolgt er l nach Ge­
nehmigung durch den Ausschuß. 

7. Jeder Verlreler hal das Rechl, den Au schüs en 
jegliche ihm angebracb l erscheinende Milleilung zu 
machen; das " ' orl ergreifen darf er jedoch nur dann, 
wenn er Mitglied de belreffenden Ausschusses ist oder 
der Priisidenl ihn dazu be onders ermäch Ligl hal. 

8. Der GS oder seine Beauflraglen können in 
gleicher Weise den Ausschüssen und Unterausschüssen 
alle ihnen angebrach L erscheinenden Berichle vorlegen 
und Milteilungen machen. 

Artikel 15. Kein Verlreler darf in der VBY 
ohne vorherige Zustimmung des Präsidenten das Worl 
ergreifen. 

2. Die Redner sprechen in der Reihenfolge ihrer 
'i\' orlmeldungen. Präsident und ßerichlerslaller eines 
Ausschusses dürfen zum Zwecke der Verteidigung oder 
Erklärung der Ergebnisse, zu denen ihr Ausschuß ge­
langt isl, außer der Reihe reden. 

Dasselbe gill von den Mitgliedern des VBR. 
3. Der Prä ident kann einen Redner, dessen Aus­

führungen mit dem Gegenstande der Au sprache nichl 
im Zusammenhange slehen, zur Ordnung rufen; 
nötigenfalls kann er ihm das Wort entziehen. 

4. ·während der Aussprache über eine Frage 
können die Verlreler Anlräge zur GO stellen, über die 
der Prä ident unverzüglich nach der GO zu enl­
srheiden hal. 

5. Die VBY kann eine Redezeit feslselzen. 
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Arlikel 16. 1. Die in .französischer Sprache ge­
hallenen Reden ind in Englische und umgekehrl 
durch einen dem Sekrelarial angehörenden Dol­
metscher zu übersetzen. 

2. Jeder Vertreler, der sich einer anderen Sprache 
bedient, hat selbst für die Uebersetzung seiner Rede 
ins Französische oder Englische zu sorgen. 

3. Alle Schriftslücke, Entschließungen und Be­
rieb te, die vom Präsidenlen oder vom Sekrelariat ver­
öffenllicht werden, müssen in französischer und in 
englischer Sprache abgefaßt sein. 

4. Jeder Vertreter kann Schriftstücke in einer 
anderen als der französischen oder englischen Sprache 
yerleilen lassen; da Sekretariat ist jedoch nicht ver­
pflich let, für ihre Ueberselzung oder ihren Druck Sorge 
zu tragen. 

5. Jedes Bundesmitglied oder jede Milgliedergruppe 
kann verlangen, daß regelmäßig alle Schriflstücke und 
, eröffentlichungen des Bundes in einer anderen als der 
französischen oder englischen Sprache übersetzl, ge­
druckt und verteilt werden, jedoch nur unler der Be­
dingung, daß das betreffende Bundesmitglied oder die 
betreffende Mitgliedergruppe selbst dafür Sorge trä 0 L. 

Artikel 17. 1. Entwürfe von Enlschließungen, Ab­
änderungsvorschlägen und Anträgen sind dem Prä­
sidenten schriftlich milzuleilen. Er läßt sie an die 
Vertreter verteilen. 

2. Im Regelfalle darf ein solcher Entwurf ersl dann 
beraten und zur Abstimmung gebracht werden, wenn 
er spätestens am Tage vor der Sitzung den Vertrelern 
zugestellt worden ist. 

3. Der Präsidenl kann die Aussprache über Ab­
änderungsvorschläge oder über Anträge zur GO oder 
ihre Prüfung auch ohne vorherige Verteilung zulassen. 

Artikel 18. 1. Bei jeder Aus prache kann jeder 
Vertreler die Entscheidung über Vorfragen oder eine 
Vertagung beantragen. Solche Anträge haben den Vor­
rang; außer dem Antragsteller können noch zwei Red­
ner für und zwei Redner gegen den Antrag sprechen. 

2. Dem Antrage auf Teilung einer Frage muß slalt­
gegeben werden. 
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3. Jeder Verlreler kann jederzeit Schluß der Aus­
sprache beantragen, selbst wenn andere Redner sich 
zum Wort gemeldet haben. Wird zum Zwecke des 
vViderspruches gegen den Antrag auf Schluß der Aus­
sprache um das Wort gebeten, so dürfen nur zwei 
Redner dazu sprechen. 

4. Der Präsident legt der V BV den An Lrag auf 
Schluß der Aussprache zur Stellungnahme vor. Nimmt 
ihn die VBV mit Stimmenmehrheit an, so verkündet 
der Präsident den Schluß der Aussprache. 

5. Liegen mehrere Abänderungsanträge gleichzeitig 
zur Abstimmung vor, so wird zuerst über denjenigen 
abgestimmt, dessen Inhalt am meisten von dem des 
Hauptanlrages abweicht. 

6. Hat ein Abänderungsantrag die Streichung einer 
Bestimmung zum Gegenstande, so wird zuerst über 
deren Aufrechterhaltung und erst im Falle der Ab­
lehnung über den Abänderungsantrag selbst abge­
slimml. 

7. Soll durch einen Abänderungsantrag der Haupt­
antrag ergänzt werden, so wird zuerst über jenen und 
erst nach seiner Annahme über den Hauptantrag ein­
schließlich der Ergänzung abgestimmt. 

Artikel 19. 1. Vorbehaltlich ausdrücklich entgegen­
stehender Bestimmungen der VBS oder eines Vertrages 
werden die Beschlüsse der VBV einstimmig von den 
in der Sitzung vertretenen Bundesmitgliedern gefaßt. 

2. Alle Fragen des Verfahrens, die sich währei1d 
der Sitzungen der VBV erheben, einschließlich der 
Bestellung von Ausschüssen zur Untersuchung von 
Sonderfragen, sind Sache der VBV und werden durch 
Mehrheitsbeschluß der in der Sitzung vertretenen 
Bundesmitglieder entschieden. 

3. Als Fragen des Verfahrens gelten alle Ent­
scheidungen, welche zufolge der Bestimmungen dieser 
GO gefällt werden. · 

4. Für das Zustandekommen eines Mehrheits­
beschlusses ist die Zustimmung der Hälfte der in der 
Sitzung vertretenen Mitglieder und noch eines weiteren 
Mitgliedes erforderlich. 

5. Soweit es sich um clie in diesem Artikel vor­
gesehenen Abstimmungen handelt, gelten diejenigen 
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Vertreler, die sich der Stimme enlhallen, als nichL an­
wesend. 

Artikel 20. 1. Die Abslimmung in der VBV erfolgt 
namenllich, es sei denn, daß die in der Sitzung ver­
trelenen Bundesmitglieder eine Abstimmung dmch 
,.Au(steben" und „Sitzenbleiben" beschließen, und ab­
gesehen von den Fällen des Artikels 21. Der nament­
liche Aufruf erfolgt je nach Beschluß der VBV auf eine 
der beiden folgenden Arten: 

a) der Name einer jeden Delegalion wird aufgerufen, 
und eines ihrer Milglieder hat mit „Ja" oder 
,,Nein" oder mit „Ich enthalte mich" zu antworten. 
Das Abstimmungsergebnis wird vermerkt und 
verkündet; oder 

b) die Delegation eines jeden in der Sitzung ver­
tretenen Bundes1ni Lgliedes erhält zwei Stimmzettel 
mit dem Namen seines Landes. Der eine dieser 
Stimmzettel ist rot und bedeutet „Ja", der andere 
ist blau und bedeulet „Nein". Die Stimmzettel 
werden in eine Urne geworfen, die an dem Platze 
des Präsidenten steht. Nach Abgabe sämtlicher 
Stimmzettel verkündet der Präsident den Schluß 
der Abstimmung, und das Bureau der VBV be­
ginnt mit der Zählung. Jede abgegebene Stimme 
wird bekanntgegeben, und der Präsiden L ver­
kündet das Ergebnis der Abstimmung. 

Artikel 21. 1. Jede Entscheidung in Personalfragen 
wird in geheimer Abstimmung gefällt. 

2. ErhälL beim ersten Wahlgange keine der zur 
Wahl gestelllen Personen die Mehrheit, so findet ein 
zweiter Wahlgang stau. Hierbei erfolgt jedoch eine 
Abstimmung nur über die beiden Bewerber, die die 
meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleich­
heit gilt der den Jahren nach ältere Bewerber als ge­
wählt. 

3. Hat die VBV gleichzeitig mehrere Wahlen unter 
gleichen Bedingungen vorzunehmen, so erfolgt Listen­
wahl. Alle diejenigen gellen im ersten Wahlgange als 
gewählt, die die einfache Mehrheit der Stimmen er­
halten haben. Ist die Zahl der Gewählten geringer als 
die Anzahl der vorzunehmenden Ernennungen, so 
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findel unler denen, die beim erslen Wahlgange unlcr 
den nich L Gewähllen die meislen SLimmen erb allen 
haben, eine zweile Abslimmung über eine Anzahl von 
Bewerbern slall, die doppell so groß isl als die noch 
zur Verfügung slehenden Plälze. Als gewähll gellen 
dann diejenigen, die die meislen SLimmen auf sich 
Yereinigt haben. 

Arlikel 22. Im Falle der SLimrnenglcichbeiL bei 
allen nichl unler Arlikel 21 fallenden Abslimmungcn, 
hei denen eine Slimmenmehrheil erzielt werden muß, 
erfolgl eine zweite Abstimmung in der nächslen 
Silzung. Diese hal binnen 48 Stunden nach der ersten 
Abslimrnung slattzufinden. ·nie Tagesordnung der 
zweilen Silzung muß die schwebende Frage ausdrück­
lich als Abstimmungsgegenstand erwähnen. Erhäll der 
helreffende Antrag auch in der zweiten Silzung nichl 
die Mehrheit der Stimmen, so gilt er als abgelehnt. 

Artikel 22 a. 1. Diejenigen Milglieder, deren Ver­
treler zu nich Lsländigen Ratsmitgliedern berufen wer-• 
den sollen, werden von der VBV in geheimer Ab­
slimmung gewählt. 

2. Müs en mehrere Sitze beselzl werden, so findet 
Listenwahl slatl. Ein Stimmzellei, der mehr Namen 
cnthäll, als Silze zu besetzen sind, isl ungüllig. 
. 3. Im erslen und zweiten ·wahlgange gilt nur der­
_Jenige als gewähll, . der wenigslens die einfache Mehr­
heit der SLimmen erhallen hat. Sind nach zwei Wahl­
gängen noch Sitze frei, so findet eine drille Abstimmung 
stall, und zwar über eine Li Le, die die Namen der beim 
zweilen Wahlgange unter den Nichlgewähllen Erfolg­
reichsten in einer doppell so großen Anzahl enlhäll, al 
Silze zu besetzen sind. Als gewähll gellen sodann die­
jenigen Milglieder, die die meisten Slimmen erhallen 
haben. 

4. Haben zwei oder mehr Mitglieder die gleiche An­
zahl SLimmen erhalten, während Silze für alle nichl 
zur Verfügung stehen, so findel eine Slichwahl 
zwischen diesen Mitgliedern slalt. Bei abermaliger 
Stimmengleichheit enlscheidel das Los, das der Prä­
sident zu ziehen hat. 

Artikel 23. 1. Der Präsident kann die Sitzung für 
geschlossen oder für verlagl erklären, sofern von seilen 
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der \'ersammlung seinem diesbezüglichen \'orschlagc 
nicht widersprochen wird. · 

2. Der Präsidenl erklärl die Silzung für geschlossen 
oder für verlagl, wenn die VBV es beschließl. 

Arlikel 24. Das Bureau kann an allen Enl­
schließungen der VBV formale, nicht aber sachliche 
Aenderungen vornehmen, soweit es sie zur Erreichung 
einer Uebereinstimmung der Texte für notwendig hält. 
Das Bureau hat der VBV darüber zu berichten. 

Artikel 25. Die Silzungsberich te werden vom 
Sekretariat abgefaßt und nach Genehmigung durch 
den Prä identen der VBV vorgelegt. 

Artikel 26. Die von der VBV angenommenen Texte 
sind binnen 14 Tagen nach Schluß der VBV durch den 
GS den 1ilgliedern des VB mitzuteilen. 

Artikel 27. Diese GO gill auch für die Beratungen 
der Au chüsse. 

Artikel 28. Diese GO kann nach vorangegangenem 
Aus chußberichte durch Mehrheitsbeschluß der VBV 
geändert werden. 

Nr. 5. 

Geschäftsordnung des VBR. 
(JO 20 272 f.) 

Artikel l. Der VBR Lrill zusammen, wenn die 
Verhältnisse es erfordern, mindestens aber einmal im 
Jahre, und zwar am Sitz des VB. In Ausnahmefällen 
kann der VBR nach einem anderen Orte einberufen 
werden, den der VBR selbst be timmt oder den der 
Präsident für geeignet häll. Im letzten Falle soll der 
Präsident soweit möglich er t mit den anderen Rats­
mitgliedern Fühlung nehmen. Die Tagungen des VBR 
werden vom Präsidenten einberufen. Die Einladung 
erfolgt schriftlich durch den GS und ist unter Vermitt­
lung der Regierungen an die durch die betreffenden 
Regierungen ordnungsgemäß beglaubigten Vertreter zu 
richten. Sie muß mindestens 20 Tage vor der ersten 
Sitzung einer jeden Tagung zugestellt werden. 
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Das Einladungsschreiben muß die auf der Tages­
ordnung stehenden Fragen enthalten. Nach Möglich­
keit sind die erforderlichen Schriftstücke beizufügen. 

Aus wichtigen Gründen kann der Prä ident die in 
Absatz 2 bezeichnete Frist verkürzen, soweit es die Ver­
hältnisse erfordern und gestatten. 

Der VBR muß innerhalb einer angeme senen Frist 
einberufen werden, wenn ein Bundesmitglied, das im 
VBR vertreten ist oder wenn drei nicht im Rate ver­
tretene Bundesmitglieder es verlan~en. Das diesbezüg­
liche Ersuchen ist beim GS anzubrmgen. 

Die Sondervorschriften der §§ 1 und 2 des 
Artikels 11 und des § 1 des Artikels 15 der VBS wer­
den durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht be­
rührt. 

Artikel 2. Der VBR bestimmt, welche Fragen auf 
die Tagesordnung der nächsten Tagung gesetzt werden 
sollen, und kann dafür die Berichterstatter ernennen. 

Beantragt ein Bunde mitglied in der Zeil zwischen 
zwei Tagungen des VßR die Behandlung einer Frage 
auf der nächsten Tagung, so setzt sie der GS auf die 
Tagesordnung. Dasselbe gilt von jeder anderen Frage, 
von der der VBR in der Zeit zwischen zwei Tagungen 
Kenntnis erhält und deren Behandlung dem GS und 
dem Präsidenten wünschenswert erscheint . 

. Sind die Berichterstatter nicht vom VBR ernann l 
worden, so erfolgt die Ernennung in jedem Falle durch 
den Präsidenten. 

Mil Zustimmung der Mehrheit der auf der Tagung 
vertretenen Ratsmitglieder können im Laufe der 
Sitzungen neue Fragen, die nicht auf der Tagesordnung 
standen, hinzugefügt werden. Jedoch kann der VBR 
eine Entscheidung erst 48 Stunden nach der Ein­
beziehung der neuen Fra~e in die Tagesordnung und 
Hach Erstallung eines Berichts über sie fällen. 

Artikel 3. Zu Beginn einer jeden Tagung hat der 
GS einen schriftlichen Bericht über die im Hinblick 
auf die Beschlüsse der vorangegangenen Tagung unter­
nommenen Schrille, über den Stand der dem VBR 
unterbreiteten Fragen sowie über die 1° ragen, mit denen 
er seil der letzten Tagung unmillelbar befaßt wor­
den ist, vorzulegen. 
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Arlikel 4. Der Präsidenl und der Vizepräsident 
werden vom \'BR in geheimer AbsLimmung und mil 
einfacher Mehrheit für die Dauer eines Jahres ge­
wählt. 

Erlischl aus irgendeinem Grunde das Iandal des 
Präsidenlen oder des Vizepräsidenlen al Vertreter im 
\'BR, so schreilet der VBR zur euwahl. 

Ein Verlreler im \'BR, der während eines Jahres 
Präsidenl oder Vizepräsidenl gewesen isL, kann für da 
folgende Jahr weder zum Präsidenlen noch zum Vize­
prä idenlen gewählt werden. 

Artikel 5. Vorbeha!Llich eines gegenteiligen Be­
s ·hlusses des VER sind die Sitzungen öffenllich, soweil 
es sich um die Darlegungen der Berichlerstaller, die 
Schlußaussprache und die AbsLimmungen über die be­
~m traglen Beschlüsse handelt. Zur Vorbesprechung 
über die auf der Tagesordnung stehenden Fragen Lrill 
der VBR zu einer privaten Sitzung zusammen. 

Alle auf der Tagesordnung stehenden Anlräge 
müssen in öffenllicher SiLzung noch einmal behandell 
und zur Abslimmung gebrachl werden, es sei denn, 
daß der VBR ein anderes beschließt. 

ArLikel 6. Der Präsident erklärt die Silzung für 
eröffnel, wenn der im Einladungsschreiben oder in 
einer vorangegangenen Si Lzung für die Eröffnung be­
stimmle Zeilpunkt eingelreten und die Mehrheit der 
Vertreter der nach den Vorschriften der §§ 1 und 2 
des Artikels 4 der \'BS ernannlen Mitglieder an­
wesend ist. 

Er erklärt die Sitzung für geschlossen oder für 
YerLagL, wenn die Anzahl der erschienenen Vertreter 
nicht die vorgeschriebene Mehrheil darstellt. 

Artikel 7. Der GS oder sein Vertreter führt das 
Sitzungsprotokoll. Abschriften der Protokolle werden 
den Vertretern im VBR so schnell wie möglich zu­
gestellt. Der Wortlaut derjenigen Protokolle, die nicht 
während einer SiLzung genehmigt worden sind, wird 
durch den GS den Vertretern im VBR binnen zwei 
Wochen nach Schluß der Tagung an deren Wohnsitz 
oder den von ihnen bezeichneten Ort zugesandt. 

Werden binnen 20 Tagen nach Zustellung der Ab­
schriften Einwendungen von seilen eines Vertreters im 
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\' BR nich L erhoben, so gill dieser W orLlauL als eud­
güllig. 

Sämtliche Beschlü se müssen in ihrem endgülligen 
\\' orllaute vor Schluß der Tagung genehmigt werden. 

Der endgültige \Vortlaut wird den Yerlretern im 
\'BR sowie den 1ilgliedern des VB übermillell. 

Arlikel 8. V orbehal Llic h ausdrücklich en Lgegen­
slehender Beslimmungen der VBS oder eines \ ertrages 
werden die Beschlüs e de VBR einslimmig von den 
in der Si Lzung vertrelenen Bundesmitgliedern geraßl. 

Alle Fragen de Verfahrens, die ich während der 
Sitzungen im \ BR erheben, einschließlich der Be­
stellung von Ausschüssen zur Unter uchung von 
Sonderfragen, sind Sache des VBR und werden durc-h 
Mehrheilsbeschluß der in der Silzung vertretenen 
Bundesmitglieder en lschieden. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben. Sie 
geschieht namenllich, wenn ein Vertreter im VBR e 
Yerlangl. 

Artikel 9. Jede Entscheidung über Personen wird 
in privaler SiLzung durch geheime Abstimmung ge­
fällt. Erhüll beim erslen Wahlgange keine der zur 
·wahl gestelllen Personen die Mehrheil, so findet eine 
zweite Abstimmung stall. Erhält auch dann niemand 
die Mehrbeil, so erfolgL ein driller Wahlgang. In diesem 
Falle stehen jedoch nur die beiden Bewerber zur Wahl, 
die beim zweiten \Vahlgange die meisten Stimmen 
erhalten haben. Lag Stimmengleichheit zugunslen 
mehrerer Kandidaten vor, so findet beim drillen Wahl­
gange die Abstimmung nur über die beiden den Jahren 
nach ällesten slatl. Bei abermaliger Slimmengleich­
heit gilt der ältere als gewählt. 

Im Falle von Stimmengleichheit bei allen anderen 
Abstimmungen, bei denen eine Stimmenmehrheit er­
zielt werden muß, erfolgt eine zweile Abstimmung in 
der näcb ten Sitzung. Diese hat innerhalb 48 Stunden 
nach der ersten Abstimmung stallzufinden. Die Tages­
ordnung der zweiten Sitzung muß die schwebende Frage 
ausdrücklich als Abstimmungsgegenstand erwähnen. 
Erhält der betreffende Antrag auch in der zweiten 
Sitzung nichl die Mehrheit der Stimmen, o gilt er als 
abgelehnt. 
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Arlikel 10. Sachversländige und Beamle des 
VB können, wenn es erforderlich ist, zum Zwecke 
der AuskunftserLeilung oder sonsLiger MiLwirkung zu 
den Sitzungen zugelassen werden. 

Jedes RaLsmiLglied darf von zwei Ralgebern oder 
Sekrelären begleiteL sein. 

Artikel 11 und Artikel 12. (N ich t m eh r i n 
Kraft, da die in ihnen behandelten 
Fragen durch die Finanzordnung des 
V B n e u g e r e g e 1 t s i n d.) 

Artikel 13. In Uebereinstimmung miL den Vor­
schriflen der VBS kann diese GO jederzeit durch Mehr­
heitsbeschluß der dem VBR angehörenden Völkerbunds­
mitglieder geändert werden. Ist der Abänderungsanlrag 
in dem Einladungsschreiben nicht angezeigt, so isL 
nach den Vorschriften des § 4 des Artikels 2 zu ver­
fahren. 

ArLikel 14. Die Beslimmungen dieser GO trelen 
mit dem Schlus e der zu Rom vom 14. bis 19. Mai 1920 
abgehalLenen Tagung des VBR in Kraft. Soweit sie 
sich auf die Ernennung des Präsidenten und des Vize­
präsidenten beziehen, sind sie erst auf Grund eine 
besonderen Beschlusses des VBR in Anwendung zu 
bringen. 

Nr. 6. 

Satzung des StIG. 
(JO 21 14 f.) 

ArLikel 1. Unabhängig von dem durch die Haager 
Uebereinkommen von 1899 und 1907 errichteten Stän­
digen Schiedshofe und den besonderen Schieds­
«erichten, denen die Staaten auch in Zukunft ihre 
Streitigkeiten zur Entscheidung vorlegen können, wird 
auf Grund des Artikels 14 der VBS ein StIG errichtet. 

1. Ab chnitl. 
Verfassung des Gerichtshofes. 

Artikel 2. Der StlG setzt sich zusammen aus un­
abhängigen Richtern, die ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit aus der Reihe der das höchste sill-
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liehe Ansehen genießenden Personen gewählt werden 
und die die zur Ausübung der höchsten richterlichen 
Aemter in ihrem Lande erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen oder Yölkerrechtsgelehrtc von anerkanntem 
Rufe sind. 

Artikel 3. Der Gerichtshof besteht aus 15 Mit­
gliedern, 11 ordentlichen Richtern und 4 Hilfsrichtern. 
Die Zahl der orden Llichen Rieb ter und Hilfsrichter 
kann auf Antrag des VBR durch die VBV auf 15 ordent­
liche Richter und 6 Hilfsrichter erhöht werden. 

Artikel 4. Die Mitglieder des SLIG werden durch 
die VBV und den VBR auf Grund einer von den natio­
nalen Gruppen des Ständigen Schiedshofes vorgelegten 
Liste entsprechend den nachfolgenden Bestimmungen 
gewählt. 

Was die im Ständigen Schiedshofe nicht ver­
tretenen Mitglieder des VB betrifft, so werden die Be­
werberlisten durch die nationalen Gruppen aufgestellt, 
welche zu diesem Zwecke von den Regierungen der 
Bundesmitglieder unter denselben Bedingungen be­
stimmt werden, wie sie für die Mitglieder des Ständigen 
Schiedshofes in Artikel 44 des Haager Abkommens von 
1907 zur friedlichen Regelung internationaler Streit­
fülle festgelegt sind. 

Artikel 5. Mindestens 3 Monate vor der Wahl ladet 
der GS des VB schriftlich diejenigen Mitglieder des 
Ständigen Schiedshofe , die den im Anhange zur VBS 
genannten oder den dem VB später beigetretenen 
Staaten angehören, sowie die in Artikel 4 Abs. 2 be­
stimmten Personen ein, innerhalb einer festgelegten 
Frist nach nationalen Gruppen Personen vorzu­
schlagen, die in der Lage sind, das Amt eines Mit­
gliedes des StIG auszufüllen. 

In keinem Falle darf eine Gruppe mehr als 4 Per-
onen, davon höchstens 2 ihrer eigenen Staats­

angehörigkeit, vorschlagen. In keinem Falle darf die 
Gesamtzahl der Bewerber die Zahl der zu besetzenden 
Stellen um mehr als das Doppelte übersteigen. 

Artikel 6. Jeder nationalen Gruppe wird empfoh­
len, vor Bestimmung der Bewerber den obersten Ge­
richtshof ihres Landes, die rechtswissenschaftlichen 
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Fakullälen und Schulen, die dem Rechlssludium ge­
widmelen nalionalen Akademien und nalionalen Ab­
teilungen internalionaler Akademien zu hören . 

Arlikel 7. Der GS des VB ferligl eine alpha­
belische Li le aller so benannlen Personen an; nur 
diese Per onen ind wählbar, unbeschadel des in § 2 
de Arlikels 12 vorgesehenen Falle . 

Der GS reichl diese Lisle der VBV und dem 
VBR ein. 

Arlikel 8. Unabhängig voneinander schreilen VBV 
und VBR zur V"ahl zuersl der orclenllichen Richler 
und dann der Hilfsrichler. 

Arlikel 9. Bei jeder Wahl isl von den Wählern 
darauf zu achlen, daß die künfligen Mitglieder des SLIG 
nichl nur jedes für sich die geslellten Vorbedingungen 
erfüllen, ondern daß sie auch in ihrer Gesamlheil die 
Vertrelung der allgemeinen Formen der Zivilisation 
und der hauptsi.ichlichsten geltenden Rechtssysleme ge­
währleisten. 

Artikel 10. Gewählt sind diejenigen, die sowohl in 
der VBV wie im YBR die Mehrbeil der Stimmen er­
halten haben. 

Wählen VBV und VBR mehr als einen An­
gehörigen des elben Bundesmilgliede , so gilt allein der 
den Jahren nach Aellere als gewähll. 

Artikel 11. Sind nach dem ersten Wahlgang noch 
Sitze frei, so findet ein zweiter und, wenn nötig, ein 
driller Wahlgang in derselben \Vei e slall. 

Artikel 12. Sind auch nach dem dritten Wahlgang 
noch Sitze frei, so kann auf Antrag der Versammlung 
oder des Rates jederzeit ein Vermiltelungsausschuß von 
6 Mitgliedern gebildet werden, von denen 3 die VBV 
und 3 der VBR ernennl. Dieser Ausschuß hat für 
jeden freien Sitz der Versammlung und dem Rate einen 
Kandidaten zur getrennten Abstimmung vorzuschlagen. 

Durch einstimmigen Beschluß können auf diese 
Liste alle die Personen gesetzt werden, die den ge teil­
ten Vorbedingungen genügen, auch wenn sie nicht au[ 
der in Artikel 4 und 5 vorge ehencn Vorschlagslisle 
stehen. 
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SLellL der VermiLLelungsaussehuß fesl, daß er die 
Wahl nirhL zu bewirken vermag, so haben die bercüs 
gewählten MiLglieder de StIG die noch freien Sitze 
innerhalb einer vom VBR zu bestimmenden Frisl mil 
Personen aus der Zahl der Bewerber zu beselzen, für 
die in der VBV oder im VBR bereits Stimmen ab­
gegeben worden sind. 

Bei StimmengleichheiL unler den Richtern gibt die 
SLimme des den Jahren nach ültesten Richlers den 
Aus chlag. 

Artikel 13. Die Mitglieder des SLIG werden auf 
9 Jahre gewählt. 

Sie sind wiederwählbar. 
ie bleiben im Amte bis zum Amt antritle ihrer 

Nachfolger. Auch nach diesem Zeitpunkt bleiben sie 
in den Fällen tälig, miL denen sie bereits befaßL waren. 

Artikel 14. Die Neubesetzung erledigter Silze er­
folgt nach den Grundsätzen, die für die er Le \Vahl 
maßgebend gewesen sind. Das zum I achfolger eines 
Mitgliedes, dessen Mandat noch nichl abgelaufen ist, 
ernannte Mitglied des SLIG bleibt bis zum Ablauf der 
1andatsperiode seines Vorgängers im Amt. 

Artikel 15. Die Hilf richter werden in der Reihen­
folge einer Liste einberufen. 

Diese Liste wird vom StlG in erster Linie unter 
Berücksichtigung des Zeitpunktes der Wahl, odann 
des Lebensalters der Richter angefertigt. 

Artikel 16. Die Mitglieder des SLIG dürfen weder 
ein politisches noch ein Verwaltungsamt ausüben. 
Diese Be timmung findet keine Anwendung auf die 
Hilfsrichter, solange sie am StIG nicht tätig sind. 

In Zweifelsfällen entscheidet der StlG. 
Artikel 17. Die Mitglieder dürfen die Tätigkeit 

eines Bevollmächtigten, eine Rechtsbeistandes oder 
eines Anwaltes in Angelegenheiten internationaler Art 
nicht ausüben. Diese Be timmung findet auf die Hilfs­
richter nur bezüglich derjenigen Angelegenheiten An­
wendung, in denen sie als Richter beim SLIG tätig sind. 

Sie dürfen an der Entscheidung derjenigen An­
gelegenheiten nicht teilnehmen, in denen sie vorher als 
Bevollmächtigte, Rechtsbeistände oder Anwälte einer 
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der Parteien, als Mitglieder eines nationalen oder inter­
nationalen Gerichtshofes, eines Untersuchungsaus­
schusses oder in irgendeiner anderen Eigenschaft tätig 
geworden sind. 

In Zweifelsfällen entscheidet der StIG. 
Artikel 18. Ein Mitglied des SLIG kann seines 

Amtes nur dann enthoben werden, wenn es nach ein­
stimmigem Urteile der anderen Mitglieder nicht mehr 
die erforderlichen Vorbedingungen erfüllt. 

Dem GS des VB ist durch den Gerichtsschreiber 
von Amts wegen davon Mitteilung zu machen. 

Die Mitteilung bewirkt unmittelbar die Erledigung 
des Sitzes. 

Artikel 19. Die Mitglieder des StlG genießen wäh.­
rend der Ausübung ihres Amtes die Rechte und Immu­
nitäten diplomatischer Vertreter. 

Artikel 20. Jedes Mitglied hat vor Beginn seiner 
amtlichen Tätigkeit in öffentlicher Sitzung sich feier­
lich zu verpflichten, daß es seine Befugnisse un­
parteiisch und gewissenhaft ausüben werde. 

Artikel 21. Der StIG wählt auf 3 Jahre seinen 
Präsidenten und Vizepräsidenten; Wiederwahl ist zu­
lässig. 

Er ernennt seinen Gerichtsschreiber. 
Das Amt des Gerichtsschreibers des SLIG ist mit 

dem des Generalsekretärs des Ständigen Schiedshofes 
vereinbar. 

Artikel 22. Der Sitz des SLIG ist im Haag. 
Der Wohnsitz des Präsidenten und des Gerichts­

schreibers befindet sich am Sitze des StIG. 
Artikel 23. In jedem Jahre findet eine Tagung des 

StIG statt. 
Vorbehaltlich einer anderweitigen Bestimmung der 

GO des StIG beginnt diese Tagung am 15. Juni und 
dauert bis zur Erledigung der anhängigen Fälle. 

Der Präsident beruft den StIG zu außerordent­
lichen Tagungen ein, wenn die Umstände es erfordern. 

Artikel 24. Glaubt ein Mitglied des StIG, bei der 
Verhandlung eines bestimmten Falles aus einem be­
sonderen Grunde nicht mitwirken zu sollen, so macht 
es dem Präsidenten davon Mitteilung. 
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Hält der Präsident die Teilnahme eines Mitgliedes 
des StIG in einem bestimmten Falle für nicht an­
gebracht, so setzt er es davon in Kenntnis. 

Entstehen hierüber Meinungsverschiedenheiten 
zwischen dem beteiligten Mitgliede des StIG und dem 
Präsidenten, so en lscheidet der StIG. 

Artikel 25. Abgesehen von den ausdrücklich vor­
gesehenen Ausnahmefällen übt der StIG seine Befugnis 
in Vollsitzungen aus. 

Ist die Anwesenheit von 11 Rieb lern nich L ge­
sichert, so wird die erforderliche Anzahl von Hilfs­
rich lern hinzugezogen. 

Ist die Einberufung von 11 Richtern nicht möglich, 
so genügt die Anwesenheit von 9 Richtern zur Bildung 
des Gerichtshofes. 

Artikel 26. In den Fällen, die Fragen der Arbeit 
und insbesondere diejenigen Fragen betreffen, die im 
13. Teile (Arbeit) des Vertrages von Versailles und in 
den entsprechenden Teilen der anderen Friedens­
verträge vorgesehen sind, entscheidet der SLIG nach 
den folgenden Vorschriften: 

Für je eine Periode von 3 Jahren wird beim StIG 
eine besondere mit 5 Richtern besetzte Kammer ge­
bildet, die nach Möglichkeit nach den Gesichtspunkten 
des Artikels 9 ausgewählt werden. Zwei weitere 
Richter werden für Fälle der Behinderung von 
Richtern bestimmt. Auf Antrag der Parteien hat diese 
Kammer zu entscheiden. Wird ein solcher Antrag 
nicht geslelll, so tagt der Gerichtshof in der Besetzung, 
wie sie Artikel 25 vorsieht. In jedem Falle sind zur 
Unterstützung der Richter 4 technische Beisitzer mil 
beratender Stimme hinzuzuziehen, die eine gerechte 
Vertretung der strittigen Belange gewährleisten. 

Hat nur eine der Parteien einen Richter ihrer 
Staatsangehörigkeit in der im vorstehenden Absatze 
vorgesehenen Kammer, so hat der Präsident einen der 
übrigen Richter zu ersuchen, seinen Platz nach den 
Vorschriften des Artikels 31 einem von der andern 
Partei gewählten Richter abzutreten. 

Die technischen Beisitzer werden für jeden 
einzelnen Fall nach den in Artikel 30 vorgesehenen 
Verfahrensvorschriften auf Grund einer Liste der „Bei-

l?reylagb-Loringhoven, Vülk crbund 21 
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sitzer für Arbeitsstreiligkeiten" ernannt, die sich aus je 
2 von jedem Mitgliede des VB und einer gleichen An­
zahl vom Verwallungsrate des In Lernalionalen Arbeits­
amte bezeichneter Personen zusammensetzt. Der 
Verwaltungsrat seinerseits bezeichnet zu gleichen 
Teilen Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeit­
geber auf Grund der in Artikel 412 des VFrV und den 
entsprechenden Artikeln der anderen FrV vor­
gesehenen Liste. 

In den Angelegenheiten, bei denen es sich um 
Arbeitsfragen handelt, kann das Internationale Arbeits­
amt dem SLIG alle notwendigen Auskünfte geben. Zu 
diesem Zwecke sind dem Direktor des Arbeitsamtes 
Abschriften aller schrifllich vorgelegten Akten zuzu­
stellen. 

Artikel 27. In den Fällen, die Fragen des Verkehrs 
und der Durchfuhr und insbesondere diejenigen FragPn 
betreffen, die im 12. Teile (Häfen, Wasserstraßen, 
Eisenbahnen) des VFrV und den entsprechenden 
Teilen der anderen FrV vorgesehen sind, entscheidet 
der SLTG nach den folgenden Vorschriften: 

Für je eine Periode von 3 Jahren wird beim Ge­
rieb L hofe eine besondere mil 5 Rich Lern besetzte Kam­
mer gebildet, die nach Möglichkeit nach den Gesichts­
punkten de Artikels 9 ausgewählt werden. Zwei 
weitere Rieb Ler werden für die Fälle der Behinderung 
von Richtern bestimmt. Auf Antrag der Parteien hat 
diese Kammer zu entscheiden. Wird ein solcher 
Antrag nicht gestellt, so Lagt der StIG in der Besetzung, 
wie sie Artikel 25 vorsieht. Auf \Vunsch der Parteien 
oder auf Beschluß des SLIG sind zur Unterstützung der 
Rieb ter 4 technische Beisitzer mil beratender Stimme 
hinzuzuziehen. 

Hat nur eü1e der Parteien einen Richter ihrer 
Staatsangehörigkeit in der im vorstehenden Absatze 
vorgesehenen Kammer, so hat der Präsident einen der 
übrigen Richter zu ersuchen, seinen Platz nach den 
Vorschriften des Artikels 31 einem von der andern 
Partei gewühlten Richter abzutreten. 

Die technischen Beisitzer werden fiü jeden 
einzelnen Fall nach den in Artikel 30 vorgesehenen 
Vcrf::ihrensvorschriften au[ Grund einer Liste der „Bei-
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sitzer für SLreitfälle in Fragen des Verkehrs und der 
Durchfuhr" ernannt, die sich aus je 2 von jedem Mit­
gliede des VB bezeichneten Personen zusammensetzt. 

Arlikel 28. Die in Artikel 26 und 27 vorgesehenen 
besonderen Kammern können mit Zustimmung der 
streitenden Parteien an einem andern Ort als im Haag 
tagen. 

Arlikel 29. Um eine schnelle Erledigung gewisser 
Angelegenheiten zu ermöglichen, wird beim StIG all­
jährlich eine mit 3 Richtern besetzte Kammer gebildet, 
die auf Anlrag der Parteien im sun1111arischen Ver­
fahren zu entscheiden hat. 

Artikel 30. Der StIG bestimmt durch eine GO die 
Art und Weise der Ausübung ·seiner Befugnisse, ins­
besondere auch des summarischen Verfahrens. 

Artikel 31. Richter, die die Staatsangehörigkeit der 
slreitenden Parteien besitzen, behalten ihren Sitz bei 
Verhandlung des fraglichen Falles. 

Hat nur eine der Parteien einen Richter ihrer 
SLaatsangehörigkeit im SLIG, so kann die andere Partei 
einen der Hilfsrichter benennen, sofern sich unler 
diesen einer ihrer SLaatsangehörigen befindet. Ist 
das nicht der Fall, so kann sie sich einen Richter 
wählen, und zwar vorzugsweise aus der Mitte der­
jenigen Personen, die nach den Vorsehrillen der 
Artikel 4 und 5 vorgeschlagen worden sind. 

Befindet sich unler den Richtern keiner, der die 
S Laatsangehörigkeit einer der beiden Par Leien besitzt, 
so kann jede von ihnen einen Richter auf die im vor­
slehendem Absatze angegebene Weise benennen oder 
wählen. 

Bilden mehrere Par Leien eine StreitgenossenschafL, 
so gelten sie in Ansehung der vorstehenden Bestim­
mungen als eine ParLei. In Zweifelsfällen entscheidel 
der StIG. 

Die gemäß Absatz 2 und 3 dieses Artikels be­
nannten oder gewählten Richter müssen den 'Vor­
schriften der Artikel 2, 16, 17, 20 und 24 dieser Satzung 
entsprechen. Sie üben dieselben Hechte aus, wie die 
anderen Rieb tcr. 

Arlikel 32. Die Richter erhalLen eine jährliche 
Entschädigung, deren Höhe auf Vorschlag des VBR 

21• 
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von der VBV feslgeselzt wird. Diese Entschädigung 
kann während der Amtsdauer des Richters nicht her­
abgesetzt werden. 

Der Präsident erhält für seine Amlsdauer eine be­
sondere in gleicher Weise festgesetzte Entschädigung. 

Der Vizepräsident, die orden llicben Rich ler und 
die Hilfsrichter erhallen für die Dauer der Ausübung 
ihres Amls eine in gleicher Weise festzusetzende Ent­
schädigung. 

Den ordentlichen Richtern und Hilfsrichtern, die 
ihren Wohnsitz nichl am Silze des StIG haben, werden 
die ihnen durch die Ausübung ihres Amles erwachsen­
den Reisekosten erstaltel. 

Die Entschädigung für die nach Artikel 31 be­
nannten oder gewählten Richter wird in gleicher 
Weise festgesetzt. 

Die Besoldung des Gerichtsschreibers wird auf 
Antrag des SllG durch den Rat festgesetzt. 

Die VBV wird auf Antrag des VBR eine besondere 
Verordnung über die Bedingungen erlassen, unter 
denen dem Personale des SLIG Ruhegehäller gewährt 
werden. 

Artikel 33. Die Koslen des StlG trägt nach Maß­
gabe eines auf Antrag des VBR zu fassenden Be­
schlusses der VBV der VB. 

2. Abschnitt. 
Zuständigkeit des StlG. 

Artikel 34. ur Staaten oder Mitgliedern des VB 
sleht das Rechl zu, als Parteien vor dem StIG zu er­
scheinen. 

Artikel 35. Zur Anrufung des SLIG sind die Mit­
glieder des VB sowie die im Anhange zur VBS genann­
ten Staaten befugt 

Die Bedingungen, unler denen andere Staaten den 
StIG anrufen dürfen, werden, unbeschadet der Sonder­
vorschriflen der gellenden Verträge, unter Beobachtung 
des Grundsalzes des gleichen Rechls der Parteien vor 
Gericht, durch den V ßR festgeselzl. 

Erscheint vor Gericht als Parlei ein Staal, der nicht 
Mitglied des VB ist, so setzt der SllG die Höhe des Bei­
trages dieser Partei für den Unterhall des SLIG fesl. 
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Artikel 36. Der StIG ist für alle ihm von den Par­
teien vorgelegten oder in den gellenden Verträgen und 
Uebereinkommen besonders bezeichneten Sachen zu­
ständig. 

Die Mitglieder des VB und die im Anhange zur 
VBS genannten Staaten können bei Unterzeichnung 
oder Ratifikation des dieser Satzung beigefügten Pro­
tokolles oder auch später erklären, daß sie fortan 
von Rechts wegen und ohne besonderes Uebereinkom­
men jedem anderen Mitgliede oder Staate gegenüber 
bei gleicher Verpflichtung auf der Gegenseite die 
Gerichtsbarkeit des StlG für alle oder einzelne der 
folgenden Arten von Rechtsstreitigkeiten als obligato­
risch anerkennen: 

a) die Auslegung eines Vertrages; 
b) alle Fragen des Völkerrechtes; 
c) das Bestehen einer Tatsache, die, wenn feslgestelll, 

die Verletzw1g einer internationalen Verpflich­
tung bedeuten würde; 

d) Art und Umfang der wegen Verletzung einer 
internationalen Verpflichtung geschuldeten Ent­
schädigung. 

Die vorgesehene Erklärung kann w1beschränkt 
oder vorbehaltlich der gleichen Verpflichtung seitens 
mehrerer oder gewisser Mitglieder oder Staaten oder 
für eine bestimmte Frist abgegeben werden. 

Wird die Zuständigkeit des StIG bes'tritten, so ent­
scheidet dieser. 

Artikel 37. Ist in geltenden Verträgen oder Ueber­
ei.nkommen die Ueberweisung eines Falles an ein durch 
den VB zu bildendes Gericht vorgesehen, so ist der 
StlG als solches anzusehen. 

Artikel 38. Der StIG wendet an: 
1. die internationalen allgemeinen oder Sonder­

abkommen, deren Bestimmungen durch die Par­
teien ausdrücklich anerkannt worden sind; 

2. das internationale Gewohnheitsrecht als Ausdruck 
einer als objektives Recht betätigten Uebung; 

3. die allgemeinen von den zivilisierten Staaten an­
erkannten Rechtsgrundsätze; 
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4. vorbehaltlich der ßestinunung des Artikels 59 die 
richterlichen Entscheidw1gen und die Ansichten 
der namhaftesten Gelehrten als Hilfsmittel zur 
Feststellung der Rechtsnormen. 

Diese Bestimmungen stehen im Falle der Zustim­
mung der Parteien der Möglichkeit einer Entscheidung 
ex aequo et bono durch den StIG nicht entgegen. 

3. Abschnitt. 
Verfahren. 

Artikel 39. Die Amtssprachen des SLIG sind fran­
zösisch und englisch. Haben die Parteien vereinbart, 
daß das ganze Verfahren ü1 französischer Sprache 
stattfindet, so wird das Urteil in dieser Sprache gefällt. 
Haben die Parteien vereinbart, daß das ganze Ver­
fahren in englischer Sprache stattfindet, so wird das 
Urteil in dieser Sprache gefällt. 

In Ermangelung einer Abrede über die anzuwen­
dende Sprache können sich die Parteien bei ihren Vor­
trägen nach Belieben einer der beiden Sprachen be­
dienen. Das Urteil wird sodann in englischer und 
französischer Sprache gefällt. In diesem 1~ alle hat der 
StIG gleichzeitig denjenigen von den beiden Texten zu 
bestimmen, der als der maßgebende zu gelten hat. 

Auf Ersuchen der Parteien kann der StIG den 
Gebrauch einer anderen als der französischen oder 
englischen Sprache zulassen. 

Artikel 40. Die Streitsachen werden je nach der 
Art des Falles durch Einreichung des Schiedsvertrages 
oder durch einen diesbezüglichen Antrag bei der Ge­
richtsschreiberei rcchtshängig; in beiden Fällen müsseu 
der Streitgegenstand und die streitenden Parteien be­
zeichnet werden. 

Der Gerichtsschreiber macht allen Beteiligten un -
verzüglich Mitteilung vom Antrage. 

Desgleichen setzt er die Mitglieder des VB durch 
Vermiltelung des GS in Kenntnis. 

Artikel 41. Der StIG ist berechtigt, wenn er es 
nach den Umständen für notwendig hält, vorläufige 
Maßnahmen zur Sicherung der Rechte der Parteien an­
zuordnen. 
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In Erwarlung des Endurleils wird den Parleicn 
und dem VBR von die en Maßnahmen unverzüglich 
Milleilung gemachl. 

Arlikel 42. Die Parleien werden durch Bevoll­
mäch Ligle verlrelen. 

Sie können vor Gerichl mil Rechtsbei Länden oder 
Anwällen erscheinen. 

Arlikel 43. Das Verfahren zcrfälll in ein schrifl­
liches und ein mündliches. 

Das schriftliche Verfahren umfaßt die Zustellung 
der Schriftsätze, die die Darslellung des Talbeslande , 
die Erwiderungen der Gegenpartei und gegebenenfalls 
die Repliken zum Gegenslande haben, sowie aller be­
weiserheblichen Schriflslücke an den Rich ler und die 
Par Leien. 

Die Zuslellung erfolgl durch den Gerichlsschreiber 
in der Ordnung und innerhalb der Frislen, wie sie vom 
SLIG feslgeselzt werden. 

Jedes Schriflslück der einen Parlei ist der andern 
in beglaubigler Abschrifl zuzuslellen. 

Das mündliche Verfahren umfaßt die Vernehmung 
der Zeugen und Sachverständigen und die Ausfüh­
rungen der Bevollmächtigten, Rechtsbeistände und 
Anwälte. 

Artikel 44. Im Falle von Zustellungen an andere 
Personen als die Bevollmächtigten, Rech tsbeiständc 
und Anwälte wendet sich der SLIG unrniltelbar an die 
Regierung des Staates, auf dessen Gebiele die Zu­
stellung erfolgen soll. 

Das gleiche gilt im Falle der Beweiserhebung an 
Ort und Slelle. 

Artikel 45. Die Verhandlungen werden vom Präsi­
denlen, in seiner Abwesenheirvom Vizepräsidenlen untl 
im Falle der Behinderung beider von dem den Jahren 
nach älleslen Richter geleitet. 

Artikel 46. Die Sitzungen sind öffenllich, es sei 
denn, daß durch Beschluß des SLIG oder auf Verlangen 
der beiden Parteien die Oeffen Llichkeit ausgeschlossen 
wird. 

Artikel 47. Ueber jede mündliche Verhandlung ist 
ein Protokoll aufzunehmen, da von dem Gerichts­
schreiber und dem Präsidenlen unlerschrieben wird, 
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Dieses Protokoll hat allein Beweiskrafl. 
Artikel 48. Der StIG erläßt Verfügungen über die 

Leitung des Prozesses und die Festsetzung der Formen 
und Fristen, innerhalb deren eine jede Partei ihre 
S<;:hlußanträge zu stellen hat; er trifft alle für die Be­
weiserhebung erforderlichen Maßnahmen. 

Artikel 49. Der StIG kann, auch bereits während 
der Einlassungsfrist, von den BevoUmäch tigten die 
Vorlegung aller Dokumente und die Erteilung einer 
jeden Auskunft verlangen. Im Weigerungsfalle wird 
ein diesbezüglicher Vermerk zu Protokoll genommen. 

Artikel 50. Der StIG kann jederzeit und nach 
freier Wahl eine jede Person oder Körperschaft, ein 
jedes Bureau, einen jeden Ausschuß oder sonstiges 
Organ mit der Anstellung einer Untersuchung oder der 
Abgabe eines Gutachtens betr~uen. 

Artikel 51. Im Laufe der Verhandlungen werden 
den Zeugen und Sachverständigen alle zweckdienlichen 
l· ragen nach Maßgabe der Bestimmungen der durch 
Artikel 30 vorgesehenen GO vorgelegt. 

Artikel 52. Nach Ablauf der vom Gerichte für die 
Beweisaufnahme festgesetzten Frist kann der StIG alle 
weiteren Aussagen oder Beweisurkunden zurückweisen, 
deren Berücksichtigung von einer der Parteien ohne 
Zustimmung der anderen beantragt wird. 

Artikel 53. Erscheint eine der Parteien im Termine 
nicht oder äußert sie sieb nicht zur Sache, so kann die 
andere Partei eine Entscheidung gemäß ihren Anträgen 
verlangen. 

Bevor der StIG dem stattgibt, bat er festzustellen, 
ob er nach den Bestimmungen der Artikel 36 und 37 
zuständig ist und ob die Schlußanträge, auf Grund 
deren er entscheiden soll, tatsächlich und rechtlich be­
gründet sind. 

Artikel 54. Haben die Bevollmächtigten, Rechts­
beistände und Anwälte unter Aufsicht des StIG alles, 
was ihnen zweckdienlich erscheint, vorgebracht, so 
verkündet der Präsident den Schluß der Verhand­
lungen. 

Der StIG zieht sich zur Beratung zurück. 
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Die Beratungen des Gerichtshofes sind und bleiben 
geheim. 

Artikel 55. Die Beschlüsse des StIG werden mit 
SLimmenmehrheit der anwesenden Richter gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Präsidenten, gegebenenfalls seines Stellvertreters. 

Artikel 56. Das Urteil ist mit Gründen zu versehen. 
Es enthält die Namen der erkennenden Richter. 
Artikel 57. Bringt das Urteil ganz oder teilweise 

nicht die übereinstimmende Ansicht der Richter zum 
Ausdruck, so sind diejenigen Richter, die abweichender 
Meinung sind, berechtigt, ihm eine Darlegung ihrer 
besonderen Ansicht beizufügen. 

Artikel 58. Das Urteil wird von dem Präsidenten 
und dem Gerich lsschreiber unterschrieben. Nach ge­
höriger Benachrichtigung der Bevollmächtigten wird es 
in öffentlicher Sitzung verlesen. 

Artikel 59. Das Urteil wirkt nur für und gegen die 
Parteien und lediglich für den zur Entscheidung ge­
stellten Fall. 

Artikel 60. Das Urteil ist endgültig und inappel­
label. Bei Meinungsverschiedenheiten über seinen Sinn 
und seine Tragweite erfolgt auf Antrag einer jeden 
Partei die Auslegung durch den Gerichtshof. 

Artikel 61. Revision gegen ein Urteil findet auf 
Antrag beim StIG statt, wenn eine Tatsache von ent­
scheidendem Einfluß entdeckt wird, die vor Verkün­
dung des Urteiles sowohl dem StIG wie der Partei, die 
die Revision beantragt, nicht bekannt gewesen ist, ohne 
daß dieser ein Verschulden zur Last fällt. 

Das Revisionsverfahren wird durch einen Beschluß 
des StIG eröffnet, in dem das Vorhandensein der neuen 
Tatsache ausdrücklich festgestellt, sie als Revisions­
grund anerkannt und der Revisionsanlrag daher für zu­
lässig er klärt wird. 

Der StlG kann die Eröffnung des Revisionsver­
fahrens von der vorgängigen Vollziehung des Urteils 
abhängig machen. 

Der Revisionsantrag muß spätestens 6 Monate nach 
Entdeckung der neuen Tatsache gestellt werden. 



- 330 -

Nach Ablauf on 10 Jahren, vom Tage des Urteils 
an gerechnet, ist ein Antrag auf Revision unstatthaft. 

Artikel 62. Glaubt ein Staat, daß er an einem 
S treilfalle rechtlich in teressicrt i t, so kann er beim 
SlIG eine Zulassung als Intervcrüent beantragen. 

Die Entscheidung über den Antrag erfolgt durch 
den StIG. 

Artikel 63. Handelt es sich um die Auslegung eines 
Vertrages, an dem andere als die im Streite liegenden 
Staaten beteiligt sind, so hat der Gerichtsschreiber 
ihnen unverzüglich M;illeilung von dem Streitfalle zu 
machen. 

Jeder von ihnen hat das Recht, dem Prozesse als 
Intervenient beizutreten. Macht er von diesem Rechte 
Gebrauch, so ist die im Urteile festgestellte Auslegung 
auch für ihn bindend. 

Artikel 64. Jede Partei trägt ihre eigenen Prozeß­
kosten, es sei denn, daß der StIG ein anderes beschließt. 

Nr. 7. 

Auszug aus dem 
Polnischen Minderheitenschutz-V ertrage 

vom 28. 6. 19. 
(Slrupp, Documents V 591 L) 

Die Vereinigten Staaten von Amerika, das ßrilische 
Reich, Frankreich, Italien und Japan als die alliierlcn 
und assoziierten Hauptmächte einerseits und Polen 
andererseits . . . . sind . . . . über folgende Be tim­
mungen übereingekommen: 

Kapitel I. Artikel 1. Polen verpflichtet ich, die in 
clen Art. 2 bis 8 des gegenwärtigen Kapitels enthaltenen 
Bestimmungen al Grundgesetz anzuerkennen. Kein · 
Gesetz, keine Verordnung und keine amtliche Maß­
nahme soll im vViderspruch oder Gegensatz zu diesen 
Bestimmungen stehen und kein Gesetz, keine Verord­
nung und keine amtliche Maßnahme oll mehr Geltung 
haben als sie. 
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Arlikel 2. Die polnische Regierung verpflichlet 
sieb, allen Einwohnern ohne Unterschied der Geburt, 
der Staatsbürgerschaft, der Sprache, Rasse oder Reli­
gion vollen und uneingeschränkten Schutz ihres Lebens 
und ihrer Freiheit zu ge·währen. 

Alle Eimvohner Polens werden das Rech l haben, 
öffentlich oder privat jede Art Glauben, Religion oder 
Bekenntnis frei auszuüben, deren Ausübung nicht mit 
der öffenllichen Ordnung oder den gulen . Sitten un­
vereinbar ist. 

Artikel 3-6 handeln von der Erwerbung der pol­
nischen Staatsangehörigkeit und der Ausübung des 
Optionsrechts. 

Artikel 7. Alle polnischen Staalsangehörigen ohne 
Unterschied der Rasse, Sprache oder Religion sind vor 
dem Gesetz gleich und genießen dieselben bürgerlichen 
und politischen Rechte. 

Unterschiede in der Religion, im Glauben oder Be­
kenntnis sollen keinem polnischen Staatsangehörigen 
beim Genusse der bürgerlichen und polilischen Rechte 
nachteilig sein, insbesondere nicht bei der Zulassung 
zu öffentlichen Stellungen, Aemlern und Würden oder 
bei der Ausübung der verschiedenen Berufe und Er­
werbszweige. 

Keinem polnischen Staatsangehörigen werden Be­
schränkungen im freien Gebrauch irgendeiner Sprache 
im privaten oder geschäfllichen Verkehr, in Angelegen­
heiten der Religion, der Presse oder irgendeiner Arl 
von Veröffentlichungen, noch auch in öffentlichen Ver­
sammlungen auferlegt werden. 

Unbeschadet der Einführung einer Amlssprache 
durch die polnische Regierung werden den nicht 
polnisch sprechenden polnischen Staatsangehörigen an­
gemessene Erleichterungen beim Gebrauch ihrer 
Sprache vor Gericht in Wort und Schrift gewährt 
werden. 

Arlikel 8. Polnische Staalsangehörige, die einer 
rassischen, religiösen oder sprachlichen Minderheit an­
gehören, genießen rech Llich und tatsächlich dieselbe 
Behandlung und dieselben Garantien, wie die anderen 
polnischen S Laa lsangehörigen. Insbesondere haben sie 

, ein gleiches Recht, auf ihre eigenen Kosten Wohltätig-
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keits-, religiöse oder soziale Einrichtungen, Schulen 
und andere Erziehungsanstalten zu errichten, zu ver­
walten und zu beaufsichtigen mit der Berechtigung, in 
denselben ihre eigene Sprache frei zu gebrauchen und 
ihre Religion frei zu üben. 

Artikel 9. Auf dem Gebiet des öffentlichen Unter­
richts wird die polnische Regierung in den Städten und 
Bezirken, wo polnische Staatsangehörige, die eine 
andere als die polnische Sprache sprechen, einen be­
trächtlichen Teil der Bevölkerung bilden, angemessene 
Erleichterungen gewähren um sicherzustellen, daß in 
den Volksschulen den Kindern dieser polnischen 
Staatsangehörigen der Unterricht in ihrer Mutter­
sprache erteilt werde. Diese Bestimmung wird die 
polnische Regierung nicht hindern, den Unterricht in 
der polnischen Sprache in den besagten Schulen zum 
Pflichtgegenstande zu machen. 

In Städten und Bezirken, wo eine verhältnismäßig 
beträchtliche Anzahl polnischer Staatsangehöriger 
wohnt, die einer rassischen, sprachlichen oder reli­
giösen Minderheit angehören, wird diesen Minderheiten 
von allen Beträgen, die etwa für Erziehungs-, Reli­
gions- oder Wohltätigkeitszwecke aus öffentlichen 
Milleln im Staatsbudget oder in Gemeinde- oder 
anderen Budgets ausgeworfen werden, ein an­
gemessener Teil zum Nutzen und zur Verwendung ge­
sichert. 

Die Bestimmungen des gegenwärtigen Artikels sind 
auf die polnischen Staatsangehörigen deutscher Zunge 
nur in den Teilen Polens anwendbar, die am 1. August 
1914 deutsches Gebiet waren. 

Artikel 10. Die Verteilung des gemäß Art. 9 den 
jüdischen Schulen zuge,viesenen verhältnismäßigen 
Teils der öffentlichen Mittel ebenso wie die Organisa­
tion und Leitung dieser Sc11ulen werden Schulaus­
schüsse, die von den jüdischen Gemeinden Polens an 
Ort und Stelle gewählt werden, unter der allgemeinen 
Kontrolle des Staates sicherstellen. 

Die Bestimmungen des Art. 9 über den Sprachen­
gebrauch in Schulen sind auf die besagten Schulen an­
zuwenden. 
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Artikel 11. Die Juden werden nichl genötigt 
werden, irgendwelche Handlungen vorzunehmen, die 
eine Verletzung des Sabbats bilden und es wird sie kein 
Nachleil treffen, wenn ie am Sabbal das Erscheinen 
Yor Gericht oder die Vornahme vom Gesetz vorgeschrie­
hener Handlungen verweigern. Doch wird diese Be­
slimmung die Juden nicht von den Verpflichlungen be­
freien, die allen polnischen Staatsangehörigen im Hin­
blick auf die Notwendigkeiten des Mililärdiensles, der 
11alionalen Verleidigung oder der Aufrechlerhallung der 
öffentlichen Ordnung obliegen. 

Polen erklärt seine Absichl, keinerlei allgemeine 
oder örtliche Wahlen an einem Sonnabend auszu­
schreiben oder zu genehmigen; keinerlei Einlragung in 
Wählerlisten oder sonstige Eintragung wird obliga­
torisch an einem Sonnabend erfolgen müssen. 

Artikel 12. Polen erklärt sein Einverständnis da­
mit, daß die Bestimmungen der vorstehenden Artikel, 
soweit sie Personen berühren, die nach Rasse, Religion 
oder Sprache zu einer Minderheit gehören, Verpflich­
tungen von internationalem Intere se schaffen uncl 
unter die Garantie des VB gestelll werden. Sie können 
nicht ohne die Zustimmung der Mehrheit des VBR ab­
geändert werden. Die Vereinigten Staaten von 
Amerika, das Britische Reich, Frankreich, Italien und 
Japan verpflichten sich, keiner Abänderung der er­
wähnten Artikel ihre Zustimmung zu versagen, die von 
der Mehrheit des VBR in entsprechender I•orm gut­
geheißen werden sollte. 

Polen erklärt sein Einverständnis damit, daß jedes 
Mitglied des VBR berechtigt ein soll, die Aufmerksam­
keit des VBR auf jede Verlelzung oder Gefahr einer 
Verletzung irgendeiner dieser Verpflichtungen zu 
lenken und daß der VBR in einer Art vorgehen und 
solche Weisungen geben kann, die im vorliegenden 
Falle geeignet und wirksam erscheinen werden. 

Polen erklärt außerdem sein EinYerständnis damit, 
daß im Falle einer Meinungsverschiedenheit über 
Rechts- oder Tatfragen betreffs dieser Artikel zwischen 
der polnischen Regierung und irgendeiner der alliierten 
oder assoziierten Hauptmächte oder _jeder andern 
Macht, die Mitglied des VBR ist, diese Meinungsver-
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schiedenheit als ein Streitfall anzusehen ist, der nach 
den Bestimmungen des Art. 14 der VBS internationalen 
Charakter hat. Die polnische Regierung ist damit ein­
verstanden, daß jeder derartige Streitfall, wenn der 
andere Teil es verlangt, dem StIG unterbreitet werden 
soll. Die Entscheidung des StlG wird inappellabel sein 
und wird die gleiche Kraft und denselben Wert 1'aben, 
wie eine auf Grund des Art. 13 der VBS getroffene Ent­
scheidung. 

Der gegenwärtige Vertrag, dessen französischer und 
englischer Text maßgebend sind, wird ratifiziert wer­
den; er wird zu derselben Zeit in Kraft treten wie der 
FrV mit Deutschland. 

Nr. 8. 

Estländisches Gesetz vom 12. 2. 25 
über die kulturelle Selbstverwaltung der 

völkischen Minderheiten, 
(JO 25 788 f.) 

In Ausführung des § 21 des Grundgesetzes werden 
die kulturellen Selbstverwaltungskörper der völki­
schen Minderheiten zei~weilig, bis zum Inkrafltreten 
eines diesbezüglir hen Sondergesetzes, auf folgenden 
Grundlagen errichtet: 

§ 1. Die SellJsLverwallungskörper der völki­
schen Minderheiten werden auJ den Grundlagen er­
richtet, welche sich in §§ 5, 11, 13 und 14 der Anlage 
zum Gesetze über die Einführung der Selbstverwaltung 
vom 22. Jwü 1917 (Ssobr. Usak. i Rasp. Pravit. Nr. 173 
vom 28. Juli 1917 Arl. 953) und in der auf Grund des 
§ 4 der Anlage zu diesem Gesetze am 10. August 1917 
vom eslländischen Landesrale angenommenen Ge­
schäftsordnung für die Kreisräte, sowie im Gesetze über 
die zeitweilige Ueberwachung der Selbstverwaltung 
vom 11. Oktober 1919 (R. T. 1919 Nr. 78) finden, wobei 
sie bei Erfüllung der Aufgaben ihres Wirkungskreises 
auf gleicher Grundlage wie die örllichen SeUJstver-
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wallungskörper den B limmungcn der gellenden Ge­
elze unterliegen. 

Anmerkung. Falls die obengenannten Gesetze 
vervollständigt oder verändert werden, haben diese 
Vervollständigungen und Yeränderungen in den enl­
sprechenden Abschnitlen auch für die Sclbslverwaltung 
der völkischen Minderheiten Gellung. 

§ 2. Zum Wirkungskreise der völkischen Selbsl­
verwallungskörper gehörl: 

a) die Organisation, Verwaltung und Ueber­
wachung der multersprachlichen öffenllichen und 
p1 ivaten Lehranstalten der ent prechenden Minderheit; 

b) die Fürsorge für die übrigen Kulturaufgaben der 
entsprechenden Minderheit und die Verwallung der 
hierzu ins Leben gerufenen Anstallen und Unler­
nehmungen. 

Anmerkung. Die \Vohlfahrtsselbstverwaltung 
der völkischen Minderheiten wird durch ein Sonder­
gesetz geregelt. 

§ 3. Die völkische Selbslverwaltung hal das Recht, 
für ihre Glieder verbindliche Verordnungen auf den im 
§ 2 genannten Gebieten zu erlassen in cler im § 7 der 
Anlage zum Ge etze über die Einführung der Selbsl­
Yerwallung (S obr. sak, i Rasp. Pravit. Nr. 173 
Arl. 953) vorgesehenen Ordnung. 

§ 4. Das öffentliche Schulnetz der völkischen 
Minderheit wird von der völkischen und der enl­
sprechenden Kreis- oder städli chen Selbslverwallung 
gemeinsam ausgearbeilet und auf Antrag des Un ler­
richtsminislers von der Slaalsregicrung bestätigt. 

Die zur Zeil des Beginnes der Täligkeil der völ­
kischen Selbslverwallung bestehenden multersprach­
lichen öffenllichen Schulen der Minderheit werden 
unter Beibehaltung der Rechte und des Charaklers 
dieser Schulen der enlsprechenden völkischen Selb ·t­
verwallung übergeben. 

Bei Eröffnung von öffentlichen Sdrnlen oder deren 
Uebergabe an die völkische Selbstverwallung genehmigl 
die Staatsregierung die zum nlerhall der Schulen 
nötigen geldlichen und sonstigen Verpflichlungen, 
welche zu Lasten der lokalen Selbslverwallungskörper 
fallen und für diese verbindlich sind. 
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Anmerkung. Wenn öffentliche Minderheits­
schulen für Mitglieder der völkischen Minderheit er­
öffnet werden, die auf dem Gebiet mehrerer örtlichen 
Selbstverwaltungskörper ansässig sind, so können die 
genannten Selbstverwaltungskörper sieb zur Bestrei­
tung der Unkosten vereinigen. Wenn sie zu einer Eini­
gung nicht gelangen, so bestimmt den auf jeden von 
ihnen entfallenden Teil zwischen Gemeinden die Kreis­
v rwaltung, zwischen Kreisen und Slüdlen - die 
S Laa tsregierung. 

§ 5. Die Organe der völkischen Selbslverwallung 
sind der Kulturrat und die Kulturverwaltung der ent­
sprechenden Nationalität. Ihr Silz ist die Hauptstadt 
der Republik. 

Zur Lösung und Ordnung von örtlichen Fragen 
werden vom Kulturrate der entsprechenden Nationalität 
nach Bedarf örtliche Kulturräte ins Leben gerufen, 
deren Tätigkeitsgebiet der Kreis mit den Städten ist. 

Mit Bestätigung der Staatsregierung kann für 
mehrere Kreise ein gemeinsamer Kulturral ins Leben 
gerufen werden. 

§ 6. Die finanziellen Grundlagen der völkischen 
Selbstverwaltungskörper sind: 

a) die laut Gesetz vom Staate übernommenen Aus­
gaben und Verpflichtungen hinsichtlich der öffent­
lichen Anfangs- und Mittelschulen; 

b) die Geldsummen und anderen mit dem Unter­
halte verbundenen Verpflichtungen der örtlichen 
Selbslverwaltungsköryer in der Höhe und auf der 
Grundlage, wie sie ihnen laut Gesetz auferlegt incl; 

c) die Unterstützungssummen des Staates und der 
Selbstverwaltungskörper für Kulturzwecke; 

d) öffentliche Steuern, welche nötigenfalls vom 
Kulturrate den Mitgliedern der entsprechenden Minder­
heit auferlegt werden in der Höhe und auf der Grund­
lage, wie sie im Voranschlage vorgesehen und auf ge­
meinsamen Antrag des Finanz- und Unterrichts­
ministers von der Staatsregierung bestätigt werden; 

e) Schenkungen, Sammlungen, Stiftungen, Erb­
schaften und Einnahmen aus eigenem Vermögen oder 
Untern hmungen. 
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§ 7. Die örLlichen Selbstverwaltungskörper werden 
hinsichtlich der Angehörigen der Minderheiten von den 
Verpflichtungen befreit, die laut diesem Gesetz auf 
die Selbstverwallungskörper der entsprechenden Min­
derheit übergegangen sind. 

§ 8. Als Minderheiten im Sinne dieses Gesetzes 
gelten das deutsche, russische und schwedische Volk, 
sowie diejenigen auf estländischem Gebiet leben­
den Minderheiten, deren Gesamtzahl nicht geringer als 
3000 ist. 

§ 9. Die Zugehörigkeit zur völkischen Selbslver­
waltung wird durch ein NaLionalregister festgestellt, in 
welches sich estländische Staatsbürger der in § 7 be­
zeichneten Nationalitäten, die mindestens 18 Jahre alt 
sind, aufnehmen lassen können. 

Kinder bis zum Alter von 18 Jahren von ein­
getragenen Angehörigen gelten als zur gleichen Minder­
heit gehörig, wie ihre Ellern. Wenn die Eltern ver­
schiedener Nationalität sind, so wird die Nationalität 
des Kindes durch Vereinbarung der Ellern bestimmt. 
Wenn eine Einigung nicht erzielt wird, so gehört das 
Kind zur Nationalität des Vaters. 

Die minderjährigen Mitglieder der Minderheit, 
welche 18 Jahre alt geworden sind, gelten als aus der 
Minderheit ausgeschieden, wenn sie sich nicht inner­
halb eines Jahres haben eintragen lassen. 

§ 10. Aus dem Nationalregister werden die An­
gehörigen der Minderheit gestrichen, welche 

a) durch den Tod, 
b) durch Verlust der estländischen Staatsangehö­

rigkeit, 
c) auf eigenen Wunsch aus der völkischen Selbst­

verwaltung ausscheiden. 
A n m e r k u n g 1. Die auf Grund der Punkte b 

und c ausscheidenden Angehörigen der Minderheit 
sind verpflichtet, die auf ihnen lasLenden finanziellen 
V erpflich Lungen bis zum Ende des Budgetjahres zu 
erfüllen. Im Falle des Ausscheidens auf eigenen 
Wunsch ist solches mindestens ein halbes Jahr vorher 
schriftlich anzuzeigen. 

Anmerkung 2. Die völkischen Selbstverwal­
tungskörper haben das Recht, die Neueintragung (§ 8) 

Frey tagh-Loringhoven, Völk erbund 22 
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von Angehörigen, die auf Grund des Punkt c aus­
geschieden waren, zu verweigern. 

§ 11. Als stimmberechtigte Mitglieder der Minderheit 
gellen die volljährigen im alionalregisler verzeich­
neten Staatsbürger, die das Recht zur Teilnahme an 
den Kommunalwahlen haben. 

§ 12. Die Teilnahme an der völkischen Selbst­
Yerwaltung befreit die Mitglieder der Minderheit weder 
von ihren allgemeinen Bürgerpflichten, noch von ihren 
Verpflich Lungen gegenüber der örtlichen Selbstver­
waltung. 

13. \\ enn Mitglieder völkischer Minderheiten aus 
zwingenden Gründen oder mit Erlaubnis der Kultur­
verwaltung der entsprechenden Nationalität allgemeine 
Anstalten des Staates oder der örtlichen Selbstverwal­
tungen auf solchen Gebieten benutzen, die den völ­
kischen Selb Lverwaltungskörpern anvertraut sind und 
für welche sie in der Ordnung des § 5 a, b, c Unter­
halts- oder Unterstützungssummen erhalten, sind die 
völkischen Selbstverwaltungskörper verpflichtet, die 
daraus entstehenden Unkosten zu tragen. 

§ 14. Auf Beschluß der Staatsregierung kann der 
Kulturral aufgelöst werden. Die Neuwahlen müssen 
im Verlaufe von drei Monaten, gerechnet vom Tage 
der Auflö ung, zu Ende geführt werden. In der 
Zwischenzeit erfüllen die Vollzugsorgane des auf­
gelösten Kulturrats ihre Pflichten weiter. 

§ 15. Die völkischen Selbstverwaltungskörper 
stellen ihre Tätigkeit ein: 

a) wenn das vom Kulturrate der entsprechenden 
l\linderheil mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Anzahl seiner Mitglieder für nötig be­
funden wird; 

b) wenn die Zahl der Angehörigen der Minderheit 
unter 3000 sinkt oder wenn die Zahl der im National­
register verzeichneten volljährigen Staatsbürger un Ler 
die Hälfte der durch die letzte Volkszählung festgestell­
ten Anzahl der volljährigen Mitglieder der entsprechen­
den Minderheit sinkt. 

Die Einstellung der Tätigkeit geschieht gemäß Ver­
ordnungen der Staatsregierung. 



16. :Minderheiten, welche Selbstverwaltungs­
körper ins Leben rufen wollen, teilen solches durch 
ihre Volksvertreter oder ihre kulturellen Organisa­
tionen der Staatsregierung mit. 

§ 17. Zwecks Durchführung der Wahlen zum 
ersten Kulturral verpflichtet die Staatsregierw1g binnen 
zwei vYochen nach Eingang der in § 16 vorgesehenen 
Mitteilung diejenigen Selbstverwaltungsorgane, welche 
die Listen der stimmberechtigten Bürger führen, auf 
Grund der den Selbstverwallungen zur Verfügung 
stehenden Daten, sowie der Erklärungen einzelner 
Staatsbürger über ihre Nationalität binnen eines wei­
teren Monats ein Verzeichnis aller stiri:unberechtigten 
Angehörigen der entsprechenden Minderheit zusammen­
zustellen. 

Anm e .r k u n g 1. Die Staatsregierung sowie der 
Vorsitzende des Hauptausschusses können in jede 
Behörde, die Wühlerverzeichnisse zusammenzustellen 
hat, Vertreter entsenden. 

An merk u n g 2. In Berücksichtigung der un­
gefähren Kopfzahl der entsprechenden Minderheiten in 
den einzelnen Gemeinden, kann die Staatsregierung in1 
Verordnungswege die im § 17 vorgesehene Verpflich­
tung anst.atl den Gemeindeverwaltungen den Kreisver­
waltungen auferlegen. 

§ 18. Jeder in die Wühlerliste der Minderheit auf­
genommene Staatsbürger hat das Recht, sich im Laufe 
von zwei Monaten nach Veröffentlichung der genannten 
vVählerlisle aus der Liste streichen zu lassen. Die 
Wahlen werden nach Schluß dieser Frist vorgenom­
men. Die aus den Wählerlisten nicht gestrichenen 
Staatsbürger werden in das im § 8 vorgesehene Natio­
nalregister eingetragen. 

§ 19. w ·enn nach Ablauf der in § 18 vorgesehenen 
Frist die Zahl der laut 17 registrierten volljährigen 
Staatsbürger einer bestimmten Minderheit kleiner als 
die Hälfte der nach der letzten Volkszählung zu dieser 
Nationalität gehörigen volljährigen Staatsbürger ist, 
werden die Wahlen nicht vorgenommen w1d die 
Minderheit kann erst nach Ablauf von drei Jahren von · 
neuem die in ' 16 vorgesehene Mitteilung machen. 

22• 
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§ 20. Beschwerden in Saci1en der Zusamnienstel­
lung der Wählerlisten werden wie Beschwerden in 
Sachen der Listen der stimmberechtiglen Staatsbürger 
behandelt. 

§ 21. Zwecks Ausschreibung, Beaufsichtigung und 
Durchführung der Wahlen wird für jede Nationalität, 
von welcher eine Willensäußerung aus § 16 eingelaufen 
ist, ein Hauptausschuß begründet, welcher aus einem 
Vorsitzenden, der zur entsprechenden Minderheit ge­
hören muß, einem richterlichen Mitgliede nach Bestim­
mung des Appellhofs und einem von der Staatsregie­
rung ernannten Mitgliede besteht. Der Vorsitzende 
wird der Staatsregierung zugleich mit der Mitteilung 
aus § 16 zur Bestätigung vorgeschlagen. 

§ 22. Die Anzahl der Mitglieder des Kulturrats wird 
auf Antrag des entsprechenden Hauptkomilees von der 
Staatsregierung festgesetzt, doch darf sie nicht kleiner 
als 20 und nicht größer als 60 sein. 

§ 23. Auf Grund von Vorschlägen des Haupt­
komitees und auf Antrag des Innenministers erläßt die 
Staatsregierung eine Verordnung über die Wahl des 
Kulturrats, die Wahlkreise und die für die einzelnen 
Wahlkreise vorausbestimmte Anzahl der Mitglieder des 
ersten Kulturrats und setzt zur Durchführung der 
Wahlen die nötigen örtlichen Wahlausschüsse nieder. 

§ 24. Die Wahlen werden in jedem Wahlkreise 
auf derselben Grundlage wie die Wahlen in die Kreis­
räte vollzogen. Der Kulturrat wird auf drei Jahre ge­
wählt. Beschwerden in Wahlangelegenheiten werden 
ebenso behandelt, wie Beschwerden in Sachen von 
Kreisrats-Wahlen. Die Wahlergebnisse werden im 
,,Staatsanzeiger" veröffentlicht. 

§ 25. Wenn an den Wahlen weniger als die Hälfte 
der in den Wählerlisten der entsprechenden Minderheit 
verzeichneten Staatsbürger teilgenommen hat, so wird 
der Kulturrat nicht einberufen und die Minderheit 
kann erst nach Verlauf von drei Jahren die Mitteilung 
aus § 16 erneuern. 

~ 26. Wenn an den Wahlen mehr als 50 Prozent 
der Stimmberechtigten teilgenommen haben (§ 11), so 
beruft der Vorsitzende des Hauptausschusses spätestens 
zwei Wochen nach Veröffentlichung der Wahlergeb-



- 341 -

nisse den Kulturrat ein und eröffnet und leitet ihn bis 
zur Wahl des Präsidiums. Damit erlöschen die Pflichten 
des Hauptausschusses. 

§ 27. Der Kulturrat beschließt vor allem, ob er auf 
Grundlage dieses Gesetzes und auf Grund der von 
der Staatsregierung erlassenen Verordnungen die 
SelbstvenYvllung verwirklichen will. Wenn mit einer 
Mehrheit von zwei Drilleln der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder des Kulturrats beschlossen worden ist, die 
Selbstverwaltung zu verwirklichen, so erklärt die 
Staatsregierung nach einer diesbezüglichen Mitteilung 
des Kullurrats binnen zwei Wochen die Täligkeit der 
Selbstverwaltung der entsprechenden Minderheit für 
eröffnet. 

Wenn aber der genannte Beschluß mit einer 
kleineren Mehrheit gefaßt oder beschlossen worden ist, 
von einer Verwirklichung der Selbstverwaltung abzu­
sehen, so geht der Kullurrat auseinander, und die 
Minderheit kann erst nach Verlauf von drei Jalu·en die 
in § 16 bezeichnete Mitteilung erneuern. 

§ 28. Die mit der Zusammenstellung und Führung 
der Wählerlisten für die ersten \,Vahlen verbundenen 
Unkosten trägt der entsprechende Selbstverwaltungs­
körper, während die Kosten der Organisation und 
Durchführung der Wahlen des ersten Kullurrats der 
Staat trägt. Die Kosten neuer Wahlen, sowie die von 

achwahlen trägt die entsprechende Minderheit. 
§ 29. Alle Verordnungen, welche nötig sind, um die 

völkischen Selbstverwaltungsorgane ins Leben zu rufen, 
erläßt die Staatsregierung im Laufe von vier Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

§ 30. Die Staatsregierung erläßt, nöti1:;cnfalls für 
jede Minderheit gesondert, die erforderlichen Verord­
nungen, um die völkischen Selbstverwaltungsorgane auf 
den vorbezeichneten Grundlagen ins Leben zu rufen. 
Sie regelt durch Verordnungen die Zusammenstellung 
der Mitgliederlisten und sichert die Erfüllung der ein­
schlägigen Gesetze. Sie erläßt nähere Be Limmungen 
über die Tätigkeit der völkischen Organe und über ihre 
Ueberwachung durch die Behörden. 

§ 31. Die Staatsregierung hat das Recht, im Ver­
ordnungswege entsprechend den Grundzügen dieses 
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Gesetzes eine Selbstverwallung für na tion alkullurelle 
und \Vohlfahrt zwecke für die Staatsbürger estnischer 
~alionalitiit in den Grenzen derjenigen örllichen Selbst­
verwaltung organe einzurichten, in denen ein Minder­
heitsvolk in der Mehrheit i ·t. 

Nr. 9. 

Das Genfer Protokoll vom 2. 10. 24 über 
die friedliche Regelung internationaler 

Streitfälle. 
(V. VBV PI. 502 f.) 

Von dem festen ·willen beseell, den ·welt.frieden 
aufrecht zu erhalten und die Sicherheit der Völker zu 
gewährleisten, deren Existenz, Unabhängigkeit oder 
Gebiet einer Bedrohung ausgesetzt sein könnte; 

in Anerkennung der SolidaritiH, die die einzelnen 
Glieder der internationalen Yölkergemeinschafl mitein­
ander verbindet; 

unter ausdrücklicher Betonung der Tatsache, daß 
der Angriffskrieg einen Bruch dieser Solidarität und 
ein internationales Verbrechen darstellt; 

von dem ·wunsche geleitet, die vollständige An­
wendung des in der VBS vorge ehenen Systems für 
die friedliche Regelung internationaler Streiligkei ten 
zwischen den Staaten zu erleichtern und internationale 
Yerhrechen zu verhindern; 

und um die Verminderung der nationalen Rüstun­
gen, wie in Artikel 8 der VBS vorgesehen, auf das mit 
der nationalen Sicherheit und der Erzwingung inter­
nationaler Verpflich Lungen zur Teitnahme an einem 
gemeinschafllichen Vorgehen vereinbar te Minde tmaß 
zur Durchführung zu bringen; 

sind die Unterzeichneten, nach Austausch ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmarh ten, 
über folgendes übereingekommen: 

Artikel 1. Die Signatarstaaten verpflichten sich, 
alles zu tun, was in ihren Kräften steht, damit die 
Abänderungsvorschläge, die dem Sinn der in den 
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folgenden Artikeln enthallenen Bestimmungen ent­
sprechen, in die VBS aufgenommen werden. 

Sie kommen überein, daß diese Bestimmungen in 
ihren wechselseitigen Beziehungen obligatorisch wer­
den mit dem Inkrafttreten des vorliegenden Protokolls, 
und daß die VBV und der VBR ihnen gegenüber von 
diesem Zeitpunkt an ermächtigt sind, alle Rechte und 
Pflirh ten auszuüben, die ihnen durch dieses Protokoll 
übertragen werden. 

Artikel 2. Die Signatarstaaten kommen überein, in 
keinem Fall, weder gegeneinander noch gegen irgend­
einen anderen Staat, der gegebenenfalls alle nach­
stehend genannten Verpflichtungen als verbindlich an­
erkennt, zum Kriege zu schreiten, außer zur Abwehr 
Yon Angriffshandlungen oder wenn sie im Ein­
Yernehmen mit dem VBR oder der YBV nach den Be­
stimmungen der VBS oder des vorliegenden Protokolls 
handeln. · 

Artikel 3. Die Signatarstaaten verpflichten sich, 
ohne weiteres und ohne besondere Vereinbarung die 
Gerichtsbarkeit des StIG als obligatorisch anzuerkennen 
in den Fällen, die im Artikel 36 § 2 des tatuts dieses 
Gerichtshofes angeführt sind, ohne daß dadurch irgend­
einem Staat, sobald er dem im obengenannten Artikel 
vorgesehenen, am 16. Dezember 1920 zur nterzeich­
nung auferlegten Protokoll beilrill, die Möglichkeit ge­
nommen wird, die mit der genannten Klausel verein­
barten \'orbehalle geltend zu machen. 

Der Beitritt zu dem am 16. Dezember 1920 zur 
Unterzeichnung aufgelegten besonderen Protokoll muß 
binnen Monatsfri t nach dem Inkrafttreten des vor­
liegenden Protokolls erfolgen. 

Die Staaten, die dem vorliegenden Protokoll naeh 
seinem Inkrafllreten beitreten, müssen die vorstehende 
Yerpflichtung binnen Ionatsfrist nach ihrem Beitrill 
erfüllen. 

Artikel 4. Um die im Absatz 4, 5, 6 und 7 des 
Artikels 15 der VBS enthallenen Bestimmungen zu ver­
vollständigen, kommen die Signatarstaaten überein, das 
folgende Verfahren zur Anwendung zu bringen: 

l. ·wenn der \'BR die ihm unterbreitete Streitfrage 
nicht in der im § 3 des genannten Artikels 15 vor-
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gesehenen Weise regeln kann, soll er die Parteien auf­
fordern, die Streitfrage der richterlichen oder schieds­
richterlichen Regelung zu unterbreiten. 

2. a) Lehnen die Parteien dies ab, so wird auf 
Verlangen mindestens einer der Parteien ein Schieds­
gerich l gebildet. Dieses Schiedsgericht wird soweit als 
möglich im Einvernehmen mit den Parteien bestellt. 

h) Einigen sich die Parleien nicht in der vorn VBR 
festgesetzten Frisl ganz oder teilweise über Zahl, 
Namen und Befugnisse der Schiedsrichter sowie über 
das einzuschlagende Verfahren, so regelt der VBR die 
no ·h schwebenden Fragen. Er wählt - unter Zu­
ziehung der Parteien - mit möglichster Beschleuni­
gung die Schiedsrichter und ihren Präsidenten aus 
solchen Persönlichkeiten, von denen er annimmt, daß 
sie nach Nationalität, Charakter und Erfahrung die 
höchste Gewähr für ihre Sachkunde und ihre Unpartei-
lichkeit bieten. · 

c) Nachdem die Parteien füren Rechtsstandpunkt 
dargelegt haben, holt das Schiedsgericht auf Verlangen 
jeder Partei durch Vermittlung des VBR über die strit­
tigen Rechtsfragen ein Gutachten des StlG ein, der in 
c>inem solchen Falle mil möglichster Beschleunigung 
zusammentritt. 

3. Verlangt keine Partei einen Schiedsspruch, so 
nimmt der VBR erneut eine Prüfung des Streitfalles 
vor. Erstattet der VBR einen Bericht, der von seinen 
Mitgliedern mit Ausnahme der Vertreter der Parteien 
einstimmig genehmigt wird, so kommen die Signatar­
staaten überein, die Vorschläge, die der VBR zur Bei­
legung des Streitfalles empfiehlt, anzunehmen. 

4. Ist der VBR nicht in der Lage, einen Bericht zu er­
statten, der von allen seinen Mitgliedern, mit Ausnahme 
der Vertreter der Parteien, gutgeheißen wird, so unter­
breitet er die Streitfrage dem Schiedsverfahren. Er 
selbst bestimmt die Zusammensetzung, die Befugnisse 
und das Verfahren des Schiedsgerichts und wird bei 
der Wahl der Richter darauf sehen, daß sie, wie oben 
unter Ziffer 2b vorgesehen, Gewähr für Sachkunde und 
Unparteilichkeit bieten. 

5. Auf keinen Fall darf eine Regelung, die vom 
VBR einstimmig gutgeheißen und von einer der be --
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leiligten Personen angenommen worden isl, wieder in 
Frage geslellt werden. 

6. Die Signalarslaaten verpflichten sich, den rich­
Lerlichen oder schiedsrichterlichen Spruch nach Treu 
und Glauben auszuführen und sich den Vorschlägen des 
VBR zur Beilegung de Streitfalles, gemäß Absatz 3 
dieses Artikels, zu fügen. Kommt ein Staal diesen Ver­
pflichtungen nicht nach, so bietet der VBR seinen 
ganzen Einfluß auf, um ihnen Achlung zu verschaffen. 
Gelingl ihm dies nichl, so schlägL er, gemäß der am 
Schlusse des Arlikels 13 der VBS cnlhaltenen Bestim­
mung, die Maßnahmen vor, die geeignet sind, die Er­
füllung dieser Verpflichlungen zu erwirken. Falls ein 
S Laat in ich lach tun g dieser V erpflich Lungen zum 
Kriege schreitet, kommen gegen ihn die im Artikel 16 
der VBS vorgesehenen SankLionen, wie sie im vor­
liegenden Protokoll erläutert sind, unverzüglich zur 
Anwendung. 

7. Die Bestimmungen dieses Arlikels gellen nicht 
für die Beilegung von Streitigkeiten, die infolge der 
Kriegsmaßnahmen, die von einem oder mehreren Sig­
natarstaaten im Einvernehmen mit dem VBR oder der 
VBV ergriffen werden, enlstehen. 

Artikel 5. Die Bestimmung des Absatzes 8 des 
Artikels 15 der VBS bleibt in dem Verfahren vor dem 
VBR anwendbar. 

Wenn während des in Artikel 4 des Protokolls vor­
gesehenen Schiedsgerich tsvedahrens eine der Parteien 
geltend macht, daß der Streitfall ganz oder teilweise 
eine Frage belreffe, die nach internationalem Recht 
ausschließlich in die Zusländigkeit dieser Partei falle, 
so ersuchen die Schiedsrichter durch Vermittlung des 
VBR über diese Frage den StIG um ein Gutachten. Das 
Gutachten bindet die Schied richter, die sich, wenn es 
im bejahenden Sinn ausfällt, darauf zu beschränken 
haben, dies in ihrem Schiedsspruch feslzustellen. 

Wenn der StIG oder der VBR anerkennt, daß die 
Frage ausschließlich in die Zuständigkeit eines Staates 
fällt, so hindert die gelroffene Entscheidung nicht, daß 
die Sachlage vom VBR oder von der VBV gemäß 
Artikel 11 der VBS einer Prüfung unterzogen wird. 
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ArLikel 6. Wird gemäß Absalz 9 des ArLikels 15 
der VBS der SLreilfall der VBV unLerbreileL, so haL 
diese zwecks Beilegung die gleichen Befugnisse, wie 
sie dem VBR bei seinen Vermittlungsversuchen gemäll 
A rlikel 15 Absatz 1, 2, und 3 der VBS und Artikel 4 
ZiLier 1 des Prolokolls zustehen. 

Wenn es der VBV nichl gelingl, eine friedliche 
Regelung zu erzielen, wird folgendes Verfahren ein­
geschlagen: 

\Venn eine der Parleien ein Schiedsverfahren be­
antragt, so beslellL der VBR das chiedsgerich l in der 
in ArLikel 4, Ziffer 2 LiL. a, b und c vorgesehenen Weise. 

Wenn keine Parlei das Schiedsverfahren verlangt, 
unlerzieht die in diesem Falle mit den gleichen Befug­
nissen wie der VBR ausgestallete VBV den Slreilfall 
einer neuen Prüfung. Die Regelung, welche die VBV in 
ihrem Bericht empfiehlL, hat, sofern diese unter der 
am Schluß des Absatzes 10 des Artikels 15 der VBS 
enthaltenen Bedingung guLgebeißen worden ist, die 
gleiche Bedeutung und die gleichen Wirkungen hin­
sichtlich aller Beslimmungen des Yorliegenden Prolo­
kolls, wie die Regelung, die der Ral unter den im 
ArLikel 4, Ziffer 3 des ProLokolls angeführlen Bedin­
g1mgen empfiehlL. 

Kann die erforderliche Mehrheil nichl erzielL wer­
den, so wird der SLreiLfall dem Schiedsgerichtsver­
fahren unterbreitet, und der VBR selbst bestimmt die 
Zusammensetzung, die Befugnis. e und das Verfahren 
des Schiedsgerichts gemäß Artikel 4, Ziffer 4 des 
Protokolls. 

Artikel 7. Ensteht ein Streitfall zwischen zwei oder 
mehreren Signalarslaalen, so kommen diese überein, 
bevor der SLreilfall dem Verfahren einer friedlichen 
Regelung unterbreitet worden ist oder im Lauie eines 
solchen Verfahrens selbst keine Vermehrung der 
Rü Lungen oder der Effeklivbe liinde vorzunehmen, die 
eine Aenderung des Status herbeiführen würde, der 
von der in Artikel 17 des vorliegenden Protokolls vor­
gesehenen Abrüstungskonferenz festgesetzt isL. Die 
Parteien werden ferner weder Maßnahmen zur Mobili­
sierung zu Lande, zu Was er und in der Luft, d!:!r 
Industrie oder der Wirtschaft vornehmen, noch im all-
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gemeinen irgend elwas un Lernehmen, was geeignet 
wäre, den Streitfall zu verschärfen oder eine weilcre 
Ausdehnung desselben herbeizuführen. 

Nach den Bestimmungen des Artikels 11 der VBS 
hal der VBR die Pflichl, jede Klage wegen Verletzung 
der obengenannten Verpflichtungen, die bei ihm von 
einem oder mehreren der in den Streitfall verwickelten 
Staalen erhoben wird, zu prüfen. Isl der VBR der An­
sichl, daß die Klage zuli.issig sei, so muß er, falls ihm 
dies zweckdienlich erscheint, in einem oder mehreren 
der in Frage kommenden Länder Unter uchungen und 
Erhebungen veranstalten. Diese Untersuchungen und 
Erhebungen müssen hinnen kürzester Frisl dureh­
geführl werden, und die Signalar Laalen verpflichten 
sich, ihre Durchführung mit allen Milteln zu er­
leichtern. 

Die so vorn VBR getroffenen Maßnahmen verfolgen 
einzig und allein den Zweck, eine friedliche Beilegung 
des Streitfalles zu erleich Lern und sollen auI keine 
\Vei e der Regelung selbst vorgreifen. 

Ergehen die Untersuchungen und Erhebungen eine 
Verletzung der Beslimmungen des erslen Absatzes 
dieses Artikels, so hal der VBR die Pflicht, den oder 
die der Verletzung schuldigen Staaten aufzufordern, die 
getroffenen Maßnahmen rückgängig zu machen. "\Venn 
der oder die in Frage kommenden Staaten dieser Auf­
forderung keine Folge leisten, erklärl . ie der VBR einer 
Verletzung der VBS oder des vorliegenden Protokoll. 
fur schuldig und ordnel die faßnahmen an, die erfor­
derlich sind, um einen Zustand, der den "\i\Tellfrieden 
zu gefährden geeignet isl, so rasrh als möglich zu be­
seitigen. 

Die Beschlüs e des VBR, die sich auf die Anwen­
dung dieses Artikels beziehen, müssen mil Zweidrillel­
mehrheit gefaßt werden. 

Artikel 8. Die Signatarslaaten verpflichten sich, 
sich jeder Handlung zu enthalten, die eine Angriffs­
drohung gegen einen anderen Staal darstellen könnte. 
Falls ein Signatarstaal glaubt, daß ein anderer Staat 
Vorbereitungen zum Krieg Lrifft, so hal er da Recht, 
damit den VBR zu befassen. 
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Wenn der VBR fesls lellt, daß die ihm unlerhreile­
Len Mitteilungen den Tatsachen entsprechen, so trifft 
er seine weiteren Anordnungen gemäß Absatz 2, 4 und 
5 des Arlikels 7 des Protokolls. 

Artikel 9. Da das Bestehen entmili larisierter 
Zonen dazu angetan ist, einen Angriff zu verhindern 
tll1d die einwandfreie Feststellung desselben gemäß 
dem nachfolgenden Artikel 10 zu erleichtern, wird die 
Errichtung solcher Zonen zwischen Staaten, die gegen­
seitig damit einverstanden sind, als ein Mittel empfoh­
len, das geeignet ist, eine Verletzung des vorliegenden 
Protokolls zu vermeiden. 

Die entmililarisierten Zonen, die auf Grund ge­
wisser Verträge oder Abkommen bereits bestehen oder 
die zukünftig zwischen Staaten in gegenseitigem Ein­
verständnis errichtet werden sollten, können auf Antrag 
und auf Kosten eines oder mehrerer angrenzenden 
Staaten den Gegenstand einer vom VBR einzurichten­
den zeitweiligen oder ständigen Kontrolle bilden. 

Artikel 10. Als Angreifer gilt jeder Staat, der 
unter Verletzung der in der VBS oder in dem vor­
liegenden Protokoll enthaltenen Verpflichtungen zum 
Kriege schreitet. Als eine Kriegshandlung gilt auch die 
Verletzung der für eine en Lrnilitarisierte Zone be­
stehenden Bestimmungen. Sind Feindseligkeiten aus­
gebrochen, so gilt als Angreifer, sofern der VBR nicht 
einstimmig anders beschließt: 

1. jeder Staat, der sich weigert, den Streitfall dem 
Verfahren zu unterwerfen, das in den Artikeln 13 und 
15 der VBS, ergänzt durch die Bestimmungen des vor­
liegenden Protokolls, für die friedliche Schlichtung vor­
gesehen ist, oder der sich weigert, sich einem richter­
lichen oder schiedsrichterlichen Spruch oder einer auf 
Einstimmigkeit beruhenden Empfehlung des VBR zu 
fügen, oder der einen einstimmig genehmigten Berich l 
des VBR, einen richterlichen oder schiedsrichterlichen 
Entscheid mißachtet, welcher anerkennt, daß der 
Streitfall zwischen ihm und dem andern kriegführen­
den Staat sich auf eine Frage bezieht, die nach inler­
nationalem Recht ausschlieillich in die Zuständigkeit 
dieses Staates fällt. Indessen wird im letztgenannten 
Fall der Staat nur dann als Angreifer angesehen, wenn 
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er die Frage nicht zuvor dem VBR oder der VBV ge­
mäß Artikel 11 der VBS unterbreitet hat; 

2. jeder Staat, der eine der vom VBR während der 
Dauer des Verfahrens vorgeschriebenen, in Artikel 7 
des Protokolls vorgesehenen vorläufigen Maßnahmen 
verletzt. 

Wenn der VBR, abgesehen von den in Ziffer 1 und 
2 dieses Artikels erwähnten Fällen, nicht in der Lage 
ist, binnen kürzester Frist den Angreifer festzustellen, 
so ist er verpflichtet, den Kriegführenden einen 
Waffenstillstand vorzuschreiben, dessen Bedingungen 
er nötigenfalls mit Zweidrittelmehrheit beschließt und 
dessen Einhaltung er überwacht. 

Jeder Kriegführende, der den Waffenstillstand ab­
lehnt, oder dessen Bedingungen verletzt, wird als An­
greifer angesehen. 

Der VBR wird die Signatarstaaten anweisen, ohne 
Verzug gegen den Angreifer die in Artikel 11 des vor­
liegenden Protokolls vorgesehenen Sanktionen anzu­
wenden, und jeder Signatarstaat, der in dieser Weise 
aufgefordert worden ist, darf von diesem Zeitpunkt an 
die Rechte eines Kriegführenden ausüben. 

Artikel 11. Sobald der VBR an die Signatarstaalen 
die im letzten Absatz des Artikels 10 des Protokolls er­
wähnte Weisung gerichtet hat, treten die Verpflich­
tungen zur Anwendung der Sanktionen aller Art, die in 
Artikel 16 Absatz 1 und 2 der VBS vorgesehen sind, so­
fort in Kraft, damit die Sanktionen sich unverzüglich 
gegen den Angreifer auswirken können. 

Diese Verpflichtungen sind in dem Sinne auszu­
legen, da.ß alle Signatarstaaten gehalten sind, loyal und 
effektiv mitzuwirken, und der VBS Geltung zu ver­
schaffen und jeder Angriffshandlung in dem Maße zu 
begegnen, als es ihnen ihre geographische Lage und die 
besonderen Bedingungen ihres Rüstungsstandes er­
lauben. 

Gemäß Absatz 3 des Artikels 16 der VBS über­
nehmen die Signatarstaaten die Verpflichtung, einzeln 
und insgesamt, dem angegriffenen oder bedrohten Staat 
zu Hilfe zu kommen und einander zu unterstützen 
durch Erleichterungen und gegenseitigen Austausch 
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auf dem Gebiet der Versorgung von Rohstoffen und Be­
darfsartikeln jeder Art, der Kreditgewährung, des Ver­
kehrs und Transitwesens, und dementsprechend alle in 
ihrer Macht liegenden Maßnahmen zu treffen, um die 
Sicherheit der Verkehrsverbindungen des angegriffenen 
oder bedrohten Staates zu Lande und zur See aufrecht­
zuerhalten. 

Wenn beide am Streitfall beteiligten Parteien im 
Sinne des Artikels 10 als Angreifer anzusehen sind, 
finden die wirtschaftlichen und finanziellen Sanktionen 
auf beide Parteien Anwendung. 

Arlikei 12. Da die Bedingungen, unter lenen der 
VBR berufen sein könnte, die im vorstehenden 
Artikel 11 erwähnten Funktionen hinsichtlich der wirt­
schaftlichen und finanziellen Sanktionen auszuüben, 
sehr mannigfacher Arl sind, und um die Garantien gc­
uauer zu bestimmen, die das vorliegende Protokoll den 
Signatarstaaten bietet, wird der VBR die wirtschaft­
lichen und finanziellen Organisationen des VB unver­
züglich auffordern, zu prüfen und darüber Bericht zu 
erstatten, welche Maßnahmen zu treffen sind, um die 
Sanktionen und die Bestümnungen über die wirtschaft­
liche und finanzielle Zusammenarbeit in Kraft zu 
setzen, die in Art. 16 der VBS und Artikel 11 des vor­
liegenden Protokolls vorgesehen sind. 

Der VBR wird, wenn er im Besitz dieser Informa­
tionen ist, durch seine zuständigen Organe ausarbeiten 
lassen: 

1. die Aktionspläne für die Anwendung der wirt­
schaftlichen w1d finanziellen Sanktionen gegen den 
angreifenden Staat; 

2. die Pläne für die wirtschaftliche und finanzielle 
Zusammenarbeit zwischen dem angegriffenen Staat 
und den ihm zu Hilfe kommenden Staaten, 

und er wird diese Pläne den Mitgliedern des YB 
und den anderen Signatarmächten mitteilen. 

Artikel 13. Hinsichtlich der militärischen Sank­
tionen zu Lande, zu Wasser und in der Luft, deren 
eventuelle Anwendung in Artikel 16 der VBS und Ar­
tikel 11 des vorliegenden Protokolls vorgesehen ist, soll 
der Rat berechtigt sein, Verpflichtungserklärungen von 
Staaten entgegenzunehmen, in denen im voraus die 
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Land-, See- und Luflstreitkräfle feslgesetzt sind, die 
sie zur Erfüllung der in der VBS und im vorliegenden 
Protokolle enthaltenen Verpflichtungen sofort wüTden 
einsetzen können. 

Ferner können diese Staaten, sobald der VBR die 
im letzten Absatz des Artikels 10 des Protokolls vor­
gesehene Aufforderung an sie gerichtel hat, gemäß den 
vorher getroffenen Abmachungen dem einzelnen an­
gegriffenen Staat mit ihren Land-, See- und LuftstreH­
kräiten zu Hilfe zu eilen. 

Die im vorigen Absatz erwähnten Abkommen wer­
den vom Sekretariat des VB registriert und veröffent­
licht; jedes Bundesmitglied kann sich auf Wunsch 
diesen Abmachungen anschließen. 

Artikel 14. Nur der VBR ist befugt, die Einstellung 
der Sanktionen und die Wiederherstellung normaler 
Verhältnisse anzuordnen. 

Artikel 15. Dem Geist des vorliegenden Protokolls 
entsprechend kommen die Signatarmächte überein, daß 
die Gesanllkosten für jede militärische Operation zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft, die gemäß den Be­
sl immungen des Protokolls zur Abwehr eines Angriffes 
un ternommen worden ist, sowie die Wiedergutmachung 
aller Schäden, die Zivil- oder Militärpersonen erlitten 
haben, und aller Sachschüden, die durch die Opera­
tionen beider Parteien verursacht worden sind, vom 
angreifenden Staal bis zur äußersten Grenze seiner 
Leistungsfähigkeit getragen werden. 

Indessen darf gemäß Artikel 10 der VBS die An­
wendung der im vorliegenden Protokoll vorgesehenen 
Sanktionen auf keinen Fall zu einer Beeinträchtigung 
der territorialen Unversehrtheit oder der politischen 
Unabhängigkeit des angreifenden Staates führen. 

Artikel 16. Die Signatarstaaten kommen überein, 
in einem Streitfall, der zwischen einem oder mehreren 
von ihnen und einem oder mehreren Staaten entsteht, 
die das Protokoll nicht unterzeichnet haben und die 
Nichtmitglieder des VB sind, diese Nichtmitgliedstaaten 
unter den in Artikel 17 der VBS vorgesehenen Be­
dingungen einzuladen, sich den von den Signatarstaaten 
des vorliegenden Protokolls übernommenen Verpflich-
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tungen zur friedlichen Beilegung des Streitfalles zu 
unterwerfen. 

Lehnt der eingeladene Staat die genannten Be­
dingungen und Verpflichtungen ab und schreitet er 
gegen einen Signatarstaat zum Krieg, so finden die 
Bestimmungen des Artikels 16 der VBS, wie sie durch 
das vorliegende Protokoll er·gänzt sind, auf ihn An­
wendung. 

Artikel 17. Die Signatarstaaten verpflichten sich, 
an einer internationalen Abrüstungskonferenz teilzu­
nehmen, die vom VBR einberufen wird, und die Mon­
tag, den 15. Juni 1925, in Genf zusammentritt. Alle 
anderen Staaten, Mitglieder oder Nichtmitglieder des 
VB, werden zu dieser Konferenz eingeladen. 

Der VBR wird im Hinblick auf die Einberufung 
der Konferenz, unter Berücksichtigung der in Artikel 11 
und 13 des vorliegenden Protokolls en,vähnten Ver­
pflic11tungen, ein allgemeines Programm für die Ver­
minderung und die Begrenzung der Rüstungen vor­
bereiten, das der Konferenz zur Verfügung gestellt wird 
und den Regierungen sobald als möglich, spätestens 
aber drei Monate vor dem Zusammentritt der Kon­
ferenz, zur Kenntnis gebracht werden soll. 

Falls nicht mindestens die Mehrheit der ständigen 
Ratsmitglieder und zehn andere Bundesmitglieder ihre 
Ratifikation bis zum 1. Mai 1925 niedergelegt haben, 
soll der GS des VB unverzüglich die Ansicht des VBR 
einholen, ob die Einladungen nichtig erklärt oder ob 
die Konferenz vertagt werden soll, bis die nötige An-
zahl Ratifikationen niedergelegt ist. · 

Artikel 18. Wo in Artikel 10 oder an anderen 
Stellen des vorliegenden Protokolls von einem Beschluß 
des VBR die Rede ist, ist dies im Sinne des Artikels 15 
der VBS zu verstehen, d. h. bei der Feststellung, ob der 
Beschluß einstimmig oder mit der erforderlichen Mehr­
heit gefaßt worden ist, zählen die Stimmen der Ver­
treter der Parteien nicht mit. 

Artikel 19. Das Protokoll berührt, soweit nicht 
ausdrücklich etwas ahderes bestimmt ist, die sich aus 
der VBS ergebenden Rechte und Pflichten der VB-Mit­
glieder nicht. 
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Artikel 20. Jede Meinungsversehiedenhei1 über die 
Auslegung des Protokolls wird dem SLIG untcrbreilel. 

Artikel 21. Das vorliegende Protokoll, des e1i frau ­
zösischer und engli eher ·worllaut beide maßgebend 
ind, soll ratifiziert werden. 

Die 1iederlegung der Ratinkationsurkunden soll so 
bald wie möglich beim Sekretariat des VB erfolgen. 

Staaten mit Regierungssitz außerhalb Europas 
können sich darauf besehränken, dem Sekretariat des 
VB mitzuteilen, daß ie die Ratifikation vollzogen 
liaben; die Ratifikationsurkunde müssen sie dem Sekre­
tariat sobald als möglich zu tellen. 

Sobald die Mehrheit der ständigen Ratsmitglieder 
und zehn andere Bundesmitglieder die Ratifikation ·­
urkunde niedergelegt oder die Ratifikation vollzogen 
haben, wird dies vom Sekretariat in einem besonderen 
Protokoll festgestell l. 

Das Protokoll lrill in Kraft, nachdem dieses be­
sondere Protokoll ausgefertigt und der Abrüstungsplan 
Yon der in Artikel 17 vorgesehenen Konferenz an­
genommen ist. 

1st dieser Plan in einer Fri t, die von der Kon­
ferenz nach der Annahme des elben festgesetzt werden 
soll, nicht durchgeführt, so ist es aehe des VBR, dies 
festzustellen; durch diese Feststellung wird das yor­
liegende Protokoll hinfällig. 

Die Bedingungen, unter denen der VBR feststellen 
kann, daß der von der Internationalen Abrüstungs­
konferenz aufgestellte Abrüstungsplan nicht dureh­
geführt und daß infolgede sen das Protokoll hinfällig 
ist, werden von der Konferenz selb t festgesetzt. 

Einem Signatarstaat, der nach Ablauf der von der 
Konferenz festgesetzten Frist den von ihr an­
genommenen Plan nicht durchführt, dürfen die Be­
stimmungen des Protokolls nicht zugute kommen. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten nach 
Austausch ihrer in guter und gehöriger [:'orm be­
fundenen Vollmaehlen das vorliegende Protokoll unter­
zeiehnel. 

1-'r l'ylugb -Loringhoven, Yiilkcrh11n<l 23 
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Nr.10. 

Die Verträge von Locarno vom 16. 10. 25. 
(Drucksache des Reichstages, III. Wahlperiode rr. 1515.) 

Schlußprolokoll. 
Die Vertreter der Deutschen, Belgischen, Briti­

schen, Französischen, Italienischen, Polnischen und 
Tschechoslowakischen Regierung, die vom 5. bis 16. 
Oktober 1925 in Locarno versammelt waren, um ge­
meinsam die Mittel zum Schulze ihrer Völker vor der 
Geißel de Krieges zu suchen und für die friedliche 
Regelung · von Streitigkeiten jeglicher Arl, die etwa 
zwischen einigen von ihnen entstehen könnten, zu 
sorgen, haben ihre Zustimmung zu den Entwürfen der 
sie betreffenden Verträge und Abkommen gegeben, die 
im Laufe der gegenwärtigen Konferenz ausgearbeitet 
worden sind und sich aufeinander beziehen: 

Vertrag zwischen Deutschland, Belgien, Frank­
reich, Großbritannien und Italien (Anlage A), 

Schied abkommen zwischen Deutschland und 
Belgien (Anlage B), 

Schiedsabkommen zwischen Deutschland und 
Frankreich (Anlage C), 

Schiedsvertrag zwischen Deutschland und Polen 
(Anlage D), 

Schiedsvertrag zwischen Deutschland w1d· der 
Tschechoslowakei (Anlage E). 

Diese Urkunden, die schon jetzt „ne varietur" para­
phiert werden, sollen das heutige Datum tragen. Die 
Vertreter der beteiligten Parteien kommen überein, am 
1. Dezember d. J. in London zusammenzutreten, um in 
einer Sitzung die förmliche nterzeichnung der sie be­
treffenden Urkunden vorzunehmen. 

Der Französi ehe Minister der auswärtigen An­
gelegenheiten macht Mitteilung davon, daß im Anschluß 
an die obenerwähnten Entwürfe von Schiedsverträgen 
Frankreich, Polen und die Tschechoslowakei in Locarno 
gleichfalls Entwürfe zu Abkommen aufgestellt haben, 
um sich gegenseitig den Nutzen dieser Verträge zu 
sichern. Diese Abkommen werden ·regelrecht beim 
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VB hinterlegt werden; Herr Briand häll aber schon jetzt 
Abschriften davon zur Verfügung der hier vertretenen 
Mächte. 

Der Großbritannische Staatssekretär für auswärtige 
Angelegenheiten schlägt vor, daß zur Beantworttrng 
gewisser, vom Deutschen Reichskanzler und Außen­
minister gestellter Forderungen nach Aufklärungen 
über den Artikel 16 der VBS das im Entwurf hier 
gleichfalls angeschlossene Schreiben (Anlage F) gleich­
zeitig mit der förmlichen Unterzeichnung der oben­
erwähnten Urkunden an ie gerichtet wird. Dieser 
Vorschlag wird angenommen. 

Die Vertreter der hier vertretenen Regierungen er­
klären ihre feste Uebei'zeugung, daß die Inkraftsetzung 
dieser Verträge und Abkommen in hohem Maße dazu 
beitragen wird, eine moralische Ent pannung zwischen 
den Nationen herbeizuführen, daß sie die Lösung vieler 
politischer und wirtschaftlicher Probleme gemäß den 
Interessen und Empfindungen der Völker stark er­
leichtern wird, und daß sie so, indem sie Frieden und 
Sicherheit in Europa festigt, das geeignete Millel sein 
wird, in wirksamer ·weise die im Artikel 8 der VBS 
Yorgesehen Entwaffnung zu beschleunigen. 

Sie verpflichten sich, an den vom VB bereits 
aufgenommenen Arbeiten hinsichtlich der Entwaffnung 
aufrichtig mitzuwirken und die Verwirklichung der 
En lwaffnung in einer allgemeinen Verständigung 
anzustreben. 

Anlage A. 
Der Deutsche Reichspräsident, Seine Majestät der 

König der Belgier, der Präsident der Französischen 
Republik, Seine Majestät der König des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Irland und der 
über eeischen bri Li sehen Lande, Kaiser von Indien, 
Seine Maje lät der König von Italien; 

bestrebt, dem Wunsche nach Sicherheit und Schulz 
zu genügen, der die Völker beseelt, die uuter der Geißel 
des Krieges 1914 bis 1918 zu leiden gehabt haben; 

im Hinblick auf die Tatsache, daß die Verträge zur 
Neulralisierung Belgiens hinfällig geworden sind, und 

23• 
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im Bewußtsein der Notwendigkeit, den Frieden in dem 
Gebiete zu sichern, das so oft der Schauplatz der euro­
päischen Konflikle gewesen ist; 

in gleicher ·weise beseelt von dem aufrichtigen 
Vlunsche, allen beteiligten Signatarmächten im 
Rahmen der VBS und der zwischen ihnen in Kraft be­
findlichen Verträge ergänzende Garantien zu gewähren; 

haben beschlossen, zu diesen Zwecken einen Ver­
trag zu schließen, und haben zu Bevollmächtigten 
ernannt: 

die, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht 
und in guter und gehöriger Form befunden haben, über 
folgende Bestimmungen übereingekommen sind: 

Artikel 1. Die Hohen Vertragschließenden Teile 
garantieren, jeder für sich und insgesamt, in der in 
den folgenden Artikeln bestimmten Weise die Auf­
rechterhaltung des sich aus den Grenzen zwischen 
Deutschland und Belgien und zwischen Deutschland 
und Frankreich ergebenden territorialen Statusquo, die 
Unverletzlichkeit dieser Grenzen, wie sie durch den in 
Versailles am 28. Juni 1919 unterzeichneten FrV oder 
in dessen Ausführung feslgesetzl sind, sowie die 
Beobachtung der Bestimmungen der Artikel 42 und 43 
des bezeichneten Vertrages über die demilitarisierte 
Zone. 

Artikel 2. Deutschland und Belgien und ebenso 
Deutschland und Frankreich verpflichten sich gegen­
seitig, in keinem Falle zu einem Angriff oder zu einem 
Einfall oder zum Kriege gegeneinander zu schreiten. 

Diese Bestimmung findet jedoch keine Anwendung, 
wenn es sich handelt 

1. um die Ausübung des Rechts der Selbstverteidi­
gung, das heißt um den Widerstand gegen eine 
Verletzung der Verpflichtung des vorstehenden 
Absatzes oder gegen einen flagranten Verstoß 
gegen die Artikel 42 oder 43 des Vertrags von 
Versailles, sofern ein solcher Verstoß eine nicht 
provozierte Angriffshandlung darstellt und wegen 
der Zusammenziehung von Streitkräften in der 
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demililarisierlen Zone eine sofortige Aktion nol­
wendig ist; 

2. um eine Aklion auf Grund des Artikel 16 der 
VBS· 

3. um ~ine Aktion, die auf Grund einer Entscheidung 
der VßV oder des VBR oder auf Grund des Arlikel 
15 Abs. 7 der VBS erfolgt, vorausgesetzt, daß sich 
die Aktion in diesem letzlen Falle gegen einen 
Staat rieb lel, der zuerst zum Angriff geschrit­
ten ist. 

Artikel 3. Im Hinblick auf die von ihnen im 
ArLikel 2 beiderseits übernommenen Verpflichtungen 
Yerpflich ten sich Deutschland und Belgien sowie 
Deutschland und Frankreich, auf friedlichem Wege, 
und zwar in folgender Weise, alle Fragen jeglicher 
Art zu regeln, die sie elwa entzweien und die nicht auf 
dem Wege des gewöhnlichen diplomatischen Verfah­
rens gelöst werden können. 

Alle Fragen, bei denen die Parleien untereinander 
über ein Recht im Streite sind, sollen füchlern unter­
breitet werden, deren Entscheidung zu befolgen die 
Parteien sich verpflichten. 

Jede andere Frage ist einer Vergleichskommission 
zu unterbreiten. Wird der von dieser Kommission 
vorgeschlagenen Regelung nicht von beiden Parteien 
zugestimmt, so ist die Frage vor den VBR zu bringen, 
der gemäß Artikel 15 der VBS befindet. 

Die Einzelheiten dieser Methoden friedlicher Rege­
lung bilden den Gegenstand besonderer Abkommen, die 
am heuLigen Tage unterzeichnet worden sind. 

Arlikel 4. 1. Ist einer der Hohen Vertragschließen­
den Teile der Ansicht, daß eine Verletzung des Artikel 2 
dieses Vertrages oder ein Verstoß gegen die Artikel 42 
oder 43 des VFrV begangen worden isl oder begangen 
wird, so wird er die Frage sofort vor den VBR bringen. 

2. Sobald der VBR festgestellt hat, daß eine 
solche Verletzung oder ein solcher Vorstoß be­
gangen worden ist, zeigt er dies unverzüglich den Sig­
natarmächten dieses Vertrages an, und jede von ihnen 
verpflich tel sich, in solchem Falle der Macht, gegen 
die sich die beanstandete Handlung richtet, sofort ihren 
Beistand zu gewähryn, 
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3. Im Falle einer flagranten Verletzung des 
Artikel 2 dieses Vertrages oder eines flagranten Ver­
stoßes gegen die Artikel 42 oder 43 des VFrV 
durch einen der Hohen Vertragschließenden Teile 
verpflichtet sich schon jetzt jede der anderen ver­
tragschließenden Mächte, sobald ihr erkennbar gewor­
den ist, daß diese Verletzung oder dieser Verstoß eine 
nicht provozierte Angriffshandlung darstellt, und daß 
im Hinblick, sei es auf die Ueberschreitung der Grenze, 
sei es auf die Eröffnung der Feindseligkeiten oder die 
Zusammenziehung von Streitkräften in der demilitari­
sierten Zone, ein sofortiges Handeln geboten ist, dem­
jenigen Teile, gegen den eine solche Verletzung oder 
ein solcher Verstoß gerichtet worden ist, sofort ihren 
Beistand zu gewähren. Dessenungeachtet wird der 
gemäß Absatz 1 dieses Artikels mit der Frage be­
faßte VBR das Ergebnis seiner Feststellungen be­
kanntgeben. Die Hohen Vertragschließenden Teile ver­
pflichten sich, in solchem Falle nach Maßgabe der 
Empfehlungen des VBR zu handeln, die alle Stimmen 
mit Ausnahme derjenigen der Vertreter der in die 
Feindseligkeiten verstrickten Teile auf sich vereint 
haben. 

Artikel 5. Die Bestimmung des Artikel 3 dieses 
Vertrages \Yird in nachstehender Weise unter die 
Garantie der Hohen Vertragschließenden Teile gestellt: 

Wenn sich eine der im Artikel 3 genannten Mächte 
weigert, das Verfahren zur friedlichen Regelung zu be­
folgen oder eine schiedsgerichtliche oder richterliche 
Entscheidung auszuführen, und eine Verletzung des 
Artikel 2 dieses Vertrages oder einen Verstoß gegen die 
Artikel 42 oder 43 des VFrV begeht, so finden die 
Bestimmungen des Artikel 4 Anwendung. 

Falls eine der im Artikel 3 genannten Mächte, ohne 
eine Verletzung diese Artikel 2 dieses Vertrages oder 
einen Verstoß gegen die Artikel 42 oder 43 des 
VFrV zu begehen, sich weigern sollte, das Ver­
fahren zur friedlichen Regelung zu befolgen oder 
eine schiedsgerichtliche oder richterliche Entschei­
dung auszuführen, so wird der andere Teil die An­
gelegenheit vor den \'BR bringen, der die zu er­
greifenden Maßnahmen vorschlag~n wird; die Hohen 



- 359 -

Verlragschließenden Teile werden diese Vorschläge be­
folgen. 

Arlikel 6. Die Beslimmungen dieses Vertrages 
lassen die Rechle und Pflichlen unberührl, die sich für 
die Hohen V•rlragschließenden Teile aus dem VFrV 
sowie aus den ergänzenden Vereinbarungen, einschließ­
lich der in London am 30. August 1924 unlerzeichnelen, 
ergeben. 

Arlikel 7. Dieser Vertrag, der die Aufrechterhal­
tung des Friedens sichern soll und der VBS entsprichl, 
kann nicht so ausgelegt werden, als beschränke er die 
Aufgabe des VB, die zur wirksamen Wahrung des 
\Vellfriedens geeigneten Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 8. Dieser Vertrag soll gemäß der VBS 
beim VB eingetragen werden. Er bleibt so lange 
in Kraft, bis der VBR, auf den drei Monate vor­
her den anderen Signatarmächten anzukündigen­
den Anlrag eines der Hohen Vertragschließenden 
Teile, mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
der Stimmen feststellt, daß der VB den Hohen 
Vertragschließenden Teilen hinreichende Garantien 
bietet. Der Vertrag tritt alsdann nach Ablauf einer 
Frist von einem Jahre außer Kraft. 

Artikel 9. Dieser Vertrag soll keinem der britischen 
Dominions noch Indien irgendeine Verpflichtun& auf­
erlegen, es sei denn, daß die Regierung des Dommions 
oder Indiens anzeigt, daß sie diese Verpflichtungen 
annimmt. 

Artikel 10. Dieser Vertrag soll ratifiziert werden, 
und die Ralifikationsurkunden sollen sobald als mög­
lich in Genf im Archiv des VB hinterlegt werden. 

Er soll in Kraft treten, sobald alle Ratifikations­
urkunden hinterlegt ind und Deutschland Mitglied des 
YB geworden ist. 

Dieser in einem einzigen Exemplar ausgefertigte 
Vertrag soll im Archiv des VB hinterlegt wer­
den, dessen GS gebeten wird, jedem der Hohen Vertrag­
schließenden Teile beglaubigte Abschriften zuzustellen. 

Zu Urkund dessen haben die eingangs genannten 
Bevollmächtigten diesen Vertrag unterzeichnet. 



- 360 -

Anlage B. 
Die mil gehöriger Yollmachl versehenen Unler­

zeichnelen, 
von ilu-en Regierungen beauftragt, die Einzelheilen 

de Verfahrens feslzuselzen, wonach, so wie dies in 
Artikel 3 des heule zwischen Deut chland, Belgien, 
Frankreich, Großbrilannien und llalien geschlossenen 
Yerlrages yorge ehen isl, zur friedlichen Lösung aller 
Fragen geschrillen werden soll, die nicht durch güt­
liche Uebcreinkunfl zwischen Deutschland und Belgien 
gelöst werden können, 

sind über die nachstehenden Bestimmungen über­
eingekommen: 

Teil I. 
Artikel 1. Alle Streitfragen jeglicher Arl zwischen 

Deutschland und Belgien, bei denen die Parteien unter­
einander über ein Recht im Slreile sind und die nicht 
auf dem ·wege des gewöhnlichen diplomatischen , er­
fahrens gütlich geregelt werden können, sollen in der 
11achslehend bestimmten ,veise, sei es einem Schieds­
gericht, sei es dem SLIG zur l<..nlscheidung unterbreitet 
werden. Es besteh L Einverständnis darüber, daß die 
vor Lebend erwähnten Streitfragen namentlich die­
jenigen umfassen, die in Artikel 13 der VBS aufgeführt 
sind. 

Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf 
Streitfragen, die aus Tatsachen entsprungen sind, die 
z illich vor diesem Abkommen liegen und der Ver­
gangenheit angehören. 

Die Streitfragen, für deren Lösung in anderen 
zwischen Deutschland und Belgien in Geltung befind­
lichen Abkommen ein besonderes Verfahren vorgesehen 
isl, werden nach Maßgabe der Bestimmungen dieser 
Abkommen geregelt. 

Artikel 2. Vor jedem Schiedsverfahren und vor 
jedem Verfahren bei dem StIG kann die Streitfrage 
durch Vereinbarung der Parteien zur Herbeiführung 
c-incs Vergleichs einer ständigen inlernalionalen Kom­
mission, genannt „Ständige Yergleichskommission", 
unlerbrcilel werden, die gemäß dem gegenwärtigen 
Abkommen gebildet wird. 
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Arlikel 3. Handell es sich um eine Slreilfrage, 
deren Gegensland nach der inneren Gesetzgebung einer 
der Parteien zur Zusländigkeil ihrer Landesgerichte 
gehört, so wird der Streitfall dem im gegenwärtigen 
Abkommen vorgesehenen Verfahren erst dann unter­
worfen, wenn das innerhalb einer angemessenen Frist 
von der zusländigen · Gerichlsbehörde des Landes er­
lassene Urteil die Rechtskraft erlangl hat. 

Arlikel 4. Die in Artikel 2 vorgesehene Ständige 
Vergleichskommission besteht aus fünf Mitgliedern, die 
wie folgt bestellt werden: Die Deulsche und die Bel­
gische Regierung ernennen jede einen Kommissar ihrer 
Slaalsangehörigkeit; sie wählen die drei übrigen Kom­
missare in gegenseitigem Einvernehmen unter den 
Staatsangehörigen dritter Mächte. Diese drei Kom­
missare müssen von verschiedener Staatsangehörigkeil 
sein; aus ihrer Mitte bezeichnen die Deutsche und 
Belgische Regierung den Vorsitzenden der Kommission. 

Die Kommissare werden fü1' drei Jahre ernannt; 
ihre Wiederernennung ist zulässig. Sie bleiben in 
Tätigkeit bis zur Bestellung eines Nachfolgers und 
jedenfalls bis zur Beendigung der zur Zeit des Ablaufs 
ihres Auflrages im Gange befindlichen Arbeiten. 

Slellen, die infolge Todesfalls, Amtsniederlegung 
oder sonstiger Behinderung frei werden, werden in 
kürzester Frist nach dem für die Ernennung maßgeben­
den Verfahren wieder besetzt. 

Artikel 5. Die Ständige Vergleichskommission 
wird innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Abkommens gebildet. 

Erfolgt die Berufung der gemeinsam zu bestellen­
den Kommissare nicht innerhalb des genannlen Zeit­
raums oder, im Falle der Erselzung, nicht innerhalb 
von drei Monaten nach Freiwerden der Stelle, so wird 
in Ermangelung anderweitiger Vereinbarung der 
Schweizerische Bundespräsident gebeten werden, die 
erforderliehen Ernennungen vorzunehmen. 

Arlikel 6. Die Ständige Vergleichskommission tritt 
in Täligkeil auf einen Antrag, der von den beiden 
Parteien in gegenseitigem Einvernehmen, oder, mangels 
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eines solchen Einvernehmen , von einer der beiden 
Parleien an den Vorsilzenden zu rieb len ist. 

Der Antrag enlhäll eine kurze Darstellung des 
SLreiLfalls und das Ersuchen an die Kommission, alle 
geeignelen Maßnahmen zur Herbeiführung eines Ver­
gleichs anzuwenden. 

Gehl der Antrag von einer der Parteien aus, so 
wird er von dieser der Gegenparlei unverzüglich mit­
geleill. 

Arlikel 7. Innerhalb von 14 Tagen nach dem 
Tage, wo die Deulsche Regierung oder die Belgische 
Regierung eine Slreitfrage vor die Ständige Vergleichs­
kommission gebrachl hat, kann jede der Parleien für 
die Behandlung dieser Streitfrage ihren Kommissar 
durch eine Persönlichkeit ersetzen, die in der Angele­
genheil besondere Sachkunde besitzt. 

Die Partei, die von diesem Recht Gebrauch macht, 
teilt das unverzüglich der anderen Partei mit, der e5 
alsdann freisteht, innerhalb von 14 Tagen nach dem 
Tage, wo ihr die Milleilung zugegangen isl, das Gleiche 
zu tun. 

Artikel 8. Der Ständigen Vergleichskommission 
liegl es ob, die lrilligen Fragen zu klären, zu diesem 
Zweck alle geeigneten Auskünfte auf dem Wege einer 
Untersuchung oder sonstwie zu sammeln und sich zu 
bemühen, einen Vergleich zwischen den Parleien her­
beizuführen. Sie kann nach Prüfung des Falles den 
Parteien die Bedingungen der ihr angemessen scheinen­
den Regelung milleilen und ihnen eine Frist zur Er-
klärung setzen. · 

Nach Beendigung ihrer Arbeilen stellt die Kom­
mission ein Protokoll auf, das je nach Lage des Falles 
feststellt enlweder, daß sich die Parteien verständigt 
haben und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen 
die Verständigung erfolgt isl, oder aber, daß die Par­
Leien nicht zur Annahme eines Vergleichs gebrach l 
werden konnten. 

Die Arbeiten der Kommission müssen, wenn die 
Parleien nichts anderes vereinbaren, innerhalb von 
6 Monaten nach dem Tage beendet sein, wo die Kom­
mission mit dem Slreilfall befaßl wurde. 
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Artikel 9. Vorbehaltlich einer besonderen ander­
weitigen Vereinbarung regelt die Ständige Vergleichs­
kommission selbst ihr Verfahren, da in jedem Fall 
kontradiktorisch sein muß. Bei Untersuchungen hält 
sich die Kommission, wenn sie nicht einstimmig 
anderweitig beschließt, an die Bestimmungen des 
Titels III (Internationale Untersuchungskommis ionen) 
des Haager Abkommens zur friedlichen Erledigung 
internationaler Streitfälle vom 18. Oktober 1907. 

Artikel 10. Die Ständige Vergleichskommission 
lrill mangels abweichender Vereinbarung der Parteien 
an dem von ihrem Vorsitzenden be timmten Orte zu­
sammen. 

Artikel 11. Die Arbeiten der Ständigen Vergleichs­
kommission sind nur öffentlich auf Grund eines Be­
schlusses, den die Kommission mit Zustimmung der 
Parteien faßt. 

Artikel 12. Die Parteien werden bei der Ständigen 
Vergleichskommission durch Agenten vertreten, die als 
Mittelspersonen zwischen ihnen und der Kommission 
zu dienen haben; sie können sich außerdem der Hilfe 
von Beiräten und Sachverständigen, die sie zu diesem 
Zweck ernennen, bedienen und die Vernehmung aller 
Personen verlaugen, deren Zeugnis ihnen nützlich er­
schein L. 

Die Kommission ist ihrerseits befugt, von den 
Agenten, Beiräten und Sachver tändigen der beiden 
Parteien, sowie von allen Personen, die sie mit Zustim­
mung ihrer Regierung vorzuladen für zweckmäßig er­
achtet, mündliche Erläuterungen zu verlangen. 

Artikel 13. Soweit diese Abkommen nichts 
anderes bestimmt, werden die Entscheidungen der 
Ständigen Vergleichskommission mit Stimmenmehrheit 
getroffen. 

Artikel 14. Die Deutsche und Belgische Regierung 
verpflichten sich, die Arbeiten der Ständigen Ver­
gleichskommission zu fördern und ihr insbesondere in 
möglichst weitem Maße alle zweckdienlichen Urkunden 
und Auskünfte zu liefern, owie die ihnen zu Gebote 
stehenden Mittel anzuwenden, um ihr auf dem Gebiete 
der Parteien und gemäß deren Gesetzgebung ·die Vor-
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1:.idung und Vernehmung von Zeugen und Sachver Län­
digen sowie die Einnahme des Augenscheins zu ermög­
lichen. 

Artikel 15. Für die Dauer der Arbeilen der SLän­
digen Vergleichskommission erhälL jeder der Kom­
missare eine VergüLung, deren Höhe von der Deulschen 
und Belgischen Regierung gemeinsam feslgeselzl und 
die von beiden je zur Hälfle getragen wird. 

Arlikel 16. Komml es YOr der SLändigen Ver­
gleichskommission nichl zu einem Yergleirhe, so wird 
die SLrcitfrage miLLels einer zu ver inbarenden Schied -
ordnung unterbreilel: entweder dem SLIG gemäß den 
in seinem SLatuL vorgesehenen Bedingungen und Ver­
fahrensvor chriflen oder einem Schiedsgericht gemäß 
den Bedingungen und Verfahrensvorschriflen, die im 
llaager Abkommen zur friedlichen Erledigung inler­
nalionaler Streitfälle vom 18. Oklober 1907 vorgesehen 
sind. 

Können sich die Par Leien über die Schied ordnung 
niehl einigen, so isl jede von ihnen, nachdem sie dies 
einen Monal vorher angeküncligL hal, befugL, die SLreiL­
frage durch einen Anlrag unmillclbar vor den SLIG 
zu bringen. 

Teil II. 
Arlikel 17. Alle Fragen, über die die Deulsche 

Regierung und die Belgische Regierung uneinig sind, 
ohne sie auf dem gewöhnlichen cliplomalischen Wege 
güllich lösen zu können, und bei denen nichl gemäß 
Arlikel 1 dieses Abkommens die Lösung durch Richter-
pruch verlangt werden kann, werden, falls für ihre 

Regelung nicht schon durch andere zwischen den Par­
Leien geltende Abkommen ein Verfahren vorgesehen ist, 
der Ständigen Vergleit'hskommission unterbreilel. 
Die e hat die Aufgabe, den Parleien eine annehmbare 
Lö ung vorzuschlagen und jedenfalls einen Bericht zu 
erstallen. 

Das in den Arlikeln 6 bis 15 dieses Abkommens 
vorgesehene Verfahren findel Anwendung. 

Artikel 18. Wenn ich die Parteien nicht innerhalb 
eines Monats nach Abschluß der Arbeilen der Ständigen 
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Vergleichskommission verständigt haben, wird die 
Frage durch Antrag einer der Parteien vor den VBR 
gebracht, der gemäß Artikel 15 der V BS zu be­
finden hat. 

Artikel 19. In allen Fällen und namentlich dann, 
wenn die z'.vischen den Parteien strittige Frage aus 
bereits vollzogenen oder unmittelbar bevorstehenden 
Handlungen hervorgeht, wird die Ständige Vergleichs­
kommission oder, falls diese nichl mit der Angelegen­
heil befaßt ist, das Schiedsgericht oder der SllG, und 
zwar dieser gemäß Artikel 41 seines Statuts, so schnell 
wie möglich anordnen, welche vorläufigen Maßnahmen 
zu treffen sind. Es isl Sache des VBR, wenn er mit der 
Frage befaßt wird, gleichfalls vorläufige Maßnahmen 
anzuordnen. Die Deutsche und Belgische Regierung 
verpfüchlen sich, diese Anordnungen zu befolgen, sich 
jeder Maßnahme zu enthalten, die eine nachteilige 
Rückwirkung auf die Ausführung der Entscheidung 
oder der von der Ständigen Vergleichskornmission oder 
dem VBR vorgeschlagenen Regelung haben könnte, und 
allgemein jegliche Handlung zu vermeiden, die geeignet 
wäre, die Streitigkeit zu verschärfen oder auszudehnen. 

Artikel 20. Dieses Abkommen gelangt zwischen 
Deutschland und Belgien auch dann zur Anwendung, 
wenn andere Mächte glei ·hfalls an dem Streitfall be­
teiligt sind. 

Artikel 21. Dieses Abkommen soll ratifiziert wer­
den. Die Ratifil~ationsurkunden sollen gleichzeitig mit 
den Ratifikationsurkunclen des heute zwischen 
Deutschland, Belgien, Frankreich, Großbrilannien und 
Italien geschlossenen Vertrags in Genf beim VB hinter­
legt werden. 

Für das Inkrafttreten des Abkommens und seine 
Geltungsdauer gilt das Gleiche wie für den genannten 
Vertrag. 

Dieses in einem einzigen Exemplar ausgefertigte 
Abkommen soll im Archiv des VB hinterlegt werden, 
dessen GS gebeten wird, jeder der beiden vertrag­
schließenden Regierungen beglaubigte Abschriften zu­
zustellen. 
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Anlage C. 
Diese Anlage enthäll den Entwurf des Schiedsab­

kommens zwischen Deutschland und Frankreich, der 
mit dem als Anlage B beigefügten Entwurf des Schieds­
abkommens zwischen Deutschland und Belgien über­
einstimmt. 

Anlage D. 
Der Deutsche Reichspräsident und der Präsident 

der ReJ?ublik Polen, 
gleichermaßen ent chlossen, den Frieden zwischen 

Deutschland und Polen aufrechtzuerhallen, indem sie 
die friedliche Regelung der zwischen beiden Ländern 
etwa entstehenden Streitigkeiten sichern, 

im Hinblick auf die Tatsache, daß die internatio­
nalen Gerichte zur Achtung der durch die Verträge 
begründeten oder aus dem Völkerrecht sich ergebenden 
Rechte verpflichtet sind, 

einig darin, daß die Rechte eines Staates nur mit 
seiner Zustimmung geändert werden können, 

und in der Erwägung, daß die aufrichtige Be­
obachtung des Verfahrens zur friedlichen Regelung der 
internationalen Streitigkeiten die Möglichkeit gibt, ohne 
Anwendung von Gewalt die Fragen zu lösen, die die 
Staaten entzweien könnten, 

haben beschlossen, ihre gemeinsamen Absichten in 
dieser Hin icht in einein Vertrage zu verwirklichen, und 
haben zu Bevollmächtigten ernannt: ......... die, 
nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht und in 
guter und gehöriger Form befunden haben, über 
folgende Bestimmungen übereingekommen sind: 

(Die Artikel 1 bis 20 des Entwurfs des deutsch­
polnischen Schiedsvertrags entsprechen den Artikeln 1 
bis 20 des vorstehend al Anlage B wiedergegebenen 
Entwurfs des deutsch-belgi chen Schiedsabkommens.) 

Artikel 21. Der gegenwärtige Vertrag, der der 
VBS entspricht, berührt nicht die Rechte und Pflichten 
der Hohen Vertragschließenden Teile in ihr r Eigen­
schaft als Mitglieder des VB und soll nicht so au gelegt 
werden, als ob er die Aufgabe des VB beschränkte, die 
zur wirksamen vVahrung des v\'eltfricdens geeigneten 
Maßnahmen zu ergreifen. 
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Arlikel 22. Der gegenwärtige Vertrag soll ratifi­
ziert werden. Die Ratifikationsurkunden sollen gleich­
zeitig mit den Ratifikalionsurkunden des heute 
zwischen Deutschland, Belgien, Frankreich, Groß­
britannien und Italien geschlossenen Vertrags in Genf 
beim VB hinterlegt werden. 

Für das Inkrafttreten des Vertrages und seine 
Geltungsdauer gilt das gleiche wie für den genannten 
Vertrag. 

Der gegenwärtige, in einem einzigen Exemplar 
ausgefertigte Vertrag soll im Archiv des VB hinterlegt 
werden, dessen GS gebeten wird, jedem der Hohen 
Vertragschließenden Teile beglaubigte Abschriften zu­
zustellen. 

Anlage E. 
Diese Anlage enthält den Entwurf des Schieds­

vertrags zwischen Deutschland und der Tschecho lo­
wakei, der dem vorstehend als Anlage D wieder­
gegebenen Entwurf des deutsch-polnischen Schieds­
vertrags entspricht. 

Anlage F. 
Die Deutsche Delegation hat gewisse Klarstellungen 

h ins ich Llich des Artikel 16 der VBS verlangt. 
Wir sind nicht zuständig, im Namen des VB zu 

sprechen. Wir zögern aber nicht, nach den in der Ver­
sammlung und den Kommissionen des VB bereits ge­
pflogenen Beratungen und nach den zwi eben uns aus­
getauschten Erläuterungen ihnen die Auslegung mit­
zuteilen, die wir unsererseits dem Artikel 16 geben. 

Nach dieser Auslegung sind die sich für die Bun­
desmitglieder aus diesem Artikel ergebenden Verpflich­
tungen so zq verstehen, das jeder der Mitgliedsstaaten 
des Bundes gehalten ist, loyal und wirksam mitzu­
arbeiten, um der VBS Achtung zu verschaffen und 
,irder Angriffshandlung entgegenzutreten, in einem 
faße, das mit seiner militärischen Lage verträglich isl, 

u11d dac; seiner geographischen Lage Rechnung Lriigl. 
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Nr.11. 

Das Aufnahmegesuch Deutschlands. 
(JO 26 636.) 

Be r 1 in, den 8. Februar 1926. 

Herr Generalsekrelär! 
Unler Hinweis auf das deulsche Memorandum an 

die Re$ierungen der Ralsmächlc vom Seplembcr 1924, 
auf die Ihnen, Herr Generalsckrelär, übersandle 
deulsche ote vom 12. Dezember 1924 und auf die Anl­
wort des Völkerbundsrats darauf YOm 14. März 1925 
sowie unter Bezugnahme auf die in Abschrifl hier bei­
~efügle Nole der übrigen an den Verlrägen von Locarno 
beleiligten Regierungen vom 1. Dezember 1925 beehre 
ich mich, gemäß Artikel 1 der Völkerbundsalzung 
namens der Deul c-hen Regierung hiermil die Auf­
nahme in den Völkerbund zu beantragen. Ich bille 
Sie, die en Antrag baldmöglichst auf die Tagesordnung 
der Bundesversammlung selzen zu wollen. 

Genehmigen Sie, Herr Generalsekretär, den Aus­
druck meiner vorzüglichen Hochachlung. 

gez. S L r e s e m a n 11: 
An den 

sehr ehrenwerten 
Sir James Eric Dr umm o n d, 

K. C. M. G., C. 13., 
Generalsekrelär des Völkerbundes, 

Genf. 
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